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MEINER BRAUT 


Vorwort. 


ie vorliegende Biographie Hitzes hat ſich nicht zur 

Aufgabe geſtellt, die Bedeutung des Altmeiſters der 
deutſchen Sozialpolitik in hiſtoriſcher und ſozialwiſſen⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht zu erſchöpfen. Sie will nur ein ſchlich⸗ 
tes „Lebensbild“ geben und den Leſer anſchaulich in die 
Entwicklung eines der bedeutendſten Führer unſeres Zeit⸗ 
alters einführen. Dafür war nun keine andere Verfah— 
rensweiſe maßgebend als die chronologiſche. Wenn da— 
durch das Bild etwas bunt und abwechſlungsreich gewor— 
den iſt, wenn vor allem der Weg auch durch eine Fülle 
nüchterner Tatſachen und geſetzgeberiſcher Einzelheiten 
führt, ſo konnte dennoch nicht darauf verzichtet werden. 
Hitzes Eigenart und Eigenbedeutung liegt eben weſentlich 
in jener ungewöhnlichen Sachlichkeit begründet, die auch 
ſeiner vierzigjährigen parlamentariſchen, ſozialpolitiſchen 
Tätigkeit den entſcheidenden Antrieb gab. Die außer— 
ordentliche Fülle ſeiner Reden und Schriften hat es 
dem Verfaſſer unmöglich gemacht, in der ihm geſtellten 
kurzen Friſt eine lückenloſe Darſtellung zu geben. Es 
entſprach aber auch dem ausdrücklichen Wunſche des Vere 
lages, ein möglichſt volkstümliches Buch über dieſen 
Mann des Volkes zu bringen. — Es wäre gewiß reizvoll 
geweſen, Hitze von hoher zeitgeſchichtlicher Warte zu 
werten, etwa nach der Art von Viegeners bedeutungs— 
vollem Kettelerbuche. Aber ein ſolches Unternehmen 
wäre gleichbedeutend geweſen mit einer Arbeit, einer 
Lebensarbeit, über die geiſtige Wende der ſozialen Arbeit 
der deutſchen Katholiken ſeit „M. Gladbach“ und ſeit der 
Wandlung des deutſchen Zentrums. Die vorliegende 
Biographie rührt dieſe Probleme zwar an, aber ſie macht 
ſich nicht anheiſchig, ſie zu erſchöpfen oder gar das letzte 
Wort darüber zu ſagen. Dieſe Vorausſetzung möge man 
auch bei ihrer Beurteilung nicht vergeſſen. — Was die 
Perſönlichkeit Hitzes ſelber angeht, ſo habe ich mich — 
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bei aller Ehrfurcht vor ſeinem gewaltigen Lebenswerke 
und der Verantwortung, von der es getragen war — 
nicht entſchließen können, ihre Problematik zu übergehen. 
Es wäre das auch nicht im Sinne dieſes aufrechten Weſt⸗ 
falen geweſen. Allerdings war ich hier — wie auch in 
der übrigen Arbeit — auf die weitgehendſte Anterſtützung 
der Verwandten, Bundesbrüder, Mitarbeiter und 
Freunde Hitzes und auf ſehr viele, in Zeitungen und Beit- 
ſchriften verſtreute Mitteilungen angewieſen. Außer dem 
Volksverein für das katholiſche Deutſchland habe ich fo 
vielen Menſchen zu danken, für mündliche und ſchriftliche 
Auskünfte, daß ich es mir verſagen muß, fie einzeln auf 
zuführen. Da ich auf Fußnoten ganz verzichten mußte, 
nenne ich von den gedruckten Quellen hier nur die Diſſer— 
tationen von Kraneburg, Goſebruch und Bergmann über 
Hitze, die mir gelegentlich recht nützlich waren. 


Karlsruhe, im Februar 1928. 


Dr. Franz Müller. 


Jugend⸗ und Studienjahre. 
I, 


er Wanderer, der vom „heiligen Köln“ aus nach 

Often zieht, den Rheinſtrom hinter ſich laſſend, findet 
ſich ſehr bald inmitten einer hügeligen Landſchaft von 
eigenartigen Reizen. Es iſt der Weſtabhang der Mark 
und des Süderlandes, das „Bergiſche“ — eine natürliche 
Scheidelinie und Sprachgrenze zwiſchen den Rheinfranken 
und den Weſtfalen. Hier lebt in den hellen Fachwerk⸗ 
häuſern mit dem ſchwarzen Gebälk ein Miſchvolk eigener 
Art. Leichtes Rebenblut und ſchweres niederdeutſches 
Weſen ſind in jenen Tälern ſeltſam zuſammengeſtrömt 
und beide Bekenntniſſe teilen ſich in die dichtgeſtreuten 
Siedlungen und Gehöfte — je nach den politiſchen 
Herren, die hüben und drüben regierten. Ein kleiner 
Acker ringt ſich um die Wohnſtätten, unter deren Schie— 
ferdächern der Hausfleiß mit den über das wellige Land 
ſpringenden Waſſerkräften ein klingendes Bündnis ge- 
ſchloſſen. Bindet das rheiniſche Element an die Scholle, 
ſo drängt daneben das niederdeutſche zu nüchternem 
Schaſfen. Irgendwann kamen auch Hollander, Calviner, 
ins Land, um dem Völkchen die Betriebſamkeit und das 
Verdienen zu lehren, aber Ueberlieferung und Umwelt 
ließen den Kapitalismus nicht zu reſtloſer Entfaltung 
kommen. And ſo find noch heute die kleinen Hütten- 
und Hammerwerke des Siegerlandes, die Sruppenfabri- 
kation und das ländliche Verlagsgewerbe um Solingen 
und Remſcheid bis herauf zur Kleineiſeninduſtrie zwiſchen 
Ruhr und Wupper Zeugen dieſer zwieſpältigen Ent- 
wicklung. Selbſt wenn man dem Laufe der bergiſchen 
Agger folgt, zum Hellweg hin, geht das Bild des 
Nebeneinander von Ackerbau und frühkapitaliſtiſchem 
Betrieb nicht ganz verloren. Hier, im Norden des Sauer⸗ 
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landes hatten {don einmal brandenburgiſch-preußiſche 
Herren regiert, damals, als Johann Sigismund ſeine 
Erbfolgeanſprüche auf Cleve, Ravensberg und Mark 
durchgeſetzt und der aufkommende preußiſche Staatsgeiſt 
in ſeinen neuen niederdeutſchen Untertanen einen kon- 
genialen Partner gefunden hatte. Weiter ſüdlich, zwi⸗ 
ſchen Möhne und Bigge finden wir noch Kupferſchmel— 
zereien, Walz- und Hammerwerke, Drahtziehereien und 
Dampfpuddlings inmitten einer ſonſt landwirtſchaftlichen 
Umgebung. 

Dort, an der Grenze von Rheinland und Weſtfalen, 
neben Ackerbau und Kleininduſtrie, zwiſchen Staats- 
raiſon und Heimatliebe — unweit der proteſtantiſchen 
Diaspora ſtand Hitzes Wiege. Ein altes Bauerngeſchlecht 
aus Nieder- oder Hitzendumicke, deſſen Ahnenreihe ſich 
bis ins 16. Jahrhundert verfolgen läßt, hat dieſen großen 
Sozialpolitiker hervorgebracht. um 1820 erwarb fein 
Großvater Johann Hitze einen zweiten Hof mit ungefähr 
600 Morgen Land in Hanemicke, im Kreiſe Olpe. Als 
Auguſtin Hitze, deſſen Sohn, den Grund übernahm, war 
dieſer alſo ein recht wohlhabender Bauer. Ihm und 
ſeiner Frau Wilhelmine (geb. Sondermann) wurde am 
16. März 1851 ein Sohn geſchenkt, den ſie auf den Namen 
des großen „bürgerlichen“ Heiligen, Franz von Sales 
taufen ließen. In der treuen Hut ſeiner glaubensſtarken, 
frommen Eltern wuchs Franz heran — vom Vater mit 
dem Erbe des Fleißes und der Rechtſchaffenheit, von 
der Mutter mit dem der Güte und Klugheit beſchenkt. 
Das Bauernſöhnchen beſuchte zuerſt die einklaſſige 
Volksſchule in dem 400 Meter hoch gelegenen Pfarrdorfe 
Rhode. Der alte Lehrer Kniebe — ein einfacher, frommer 
aber ſtrenger Mann erzählte ſpäter gern, er würde nie 
den zaghaften Blick aus den großen bangen Augen des 
ABC-Schützen vergeſſen, als dieſer zum erſten Male 
bom Vater zur Schule gebracht wurde. Der Schmied, der 
am Anfang des Dorfes wohnte, hatte ihn nämlich ge- 
fragt: „Nu, wellt du out int ‚Klopphüſeken“?“ — Ein 
beſonderes Licht ſoll der Junge in den erſten Jahren 
durchaus nicht geweſen ſein. Er hatte noch unter allerlei 
Hemmungen, beſonders unter Aengſtlichkeit zu leiden. 
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Seine Mitſchüler wiſſen indeſſen ſeinen Lerneifer 
und ſeinen tugendhaften Sinn nicht genug zu rühmen. 
Tag für Tag mußte nun Franz Hitze ohne Rückſicht auf 
die Witterung den weiten und beſchwerlichen Schulweg 
zurücklegen. Oft lagen dann noch die Rauchſchwaden 
der Holzmeiler über dem Eichenwald, welcher der armen 
Bevölkerung zur Herſtellung von Gerberlohe und Holz— 
kohle dienen mußte. Die Kohle wurde im Biggetale zur 
Erzverhüttung verwendet und die Waſſer der Bergbäch— 
lein mußten das ihre tun, damit der Takt der Hammers 
werke nicht ſchwieg. So ſchritt der Junge täglich über die 
Brücke des Biggeflüßchens, durch Schneppenohl, die Hei- 
mat des ihm verwandten ſpäteren „Arbeiterbiſchofs“ 
Klein von Paderborn, wo er ſtets vor einem Kruzifixe 
haltmachte und dort dem gekreuzigten Leidensmanne 
ſeine Sorgen und Anliegen vortrug. Dann ging es ins 
Tal und noch einmal 30 Minuten bergauf. Immer kam 
Hitze einfach und ſchlicht im blauen Leinenkittel über dem 
Rode zur Schule, wie ihn die Bauern im ganzen Sauer— 
lande trugen. Er behielt ihn auch bei, wie er als faſt 
Vierzehnjähriger für vier weitere Jahre auf die gut ge- 
leitete Rektoratsſchule des noch ferneren Kreisſtädtchens 
Olpe kam. 1868 wurde er ſchließlich nach beſtandenem 
Examen in die Unterjefunda des Gymnaſiums zu Pader— 
born aufgenommen. Hier ſaß er nun unter bedeutend 
jüngeren Klaſſenkameraden, die er nicht nur an Körper— 
länge, ſondern auch an ſeeliſcher Reife und geiſtiger 
Weite übertraf. War er auch kein „Veberflieger“, jo 
blieb er doch bei ſeinem regelmäßigen Fleiße und ſeinen 
guten Anlagen immer einer der beſten Schüler. Dabei 
war der junge Hitze ſeiner Heimat ſtets innig verbunden. 
Zwiſchen ihm und den Eltern, aber auch den wenigen 
Nachbarn — noch heute zählt das Dörfchen nur ſechs 
Familien! — gingen Briefe hin und her. Von allen Ge- 
ſchehniſſen auf dem Hof und in der Nachbarſchaft wollte 
er unterrichtet ſein. Aber auch die Freunde daheim ver⸗ 
folgten mit der Treue und Anhänglichkeit einer echten 
Lebens- und Schickſalsgemeinſchaft die Entwicklung ihres 
Sprößlings in der fernen Biſchofsſtadt. Sie erinnerten 
ſich gern ſeiner ſteten Hilfsbereitſchaft, ſie ahnten, daß 
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der Junge einft „geiſtlicher Herr“ werden ſollte und das 
machte ihn bei den frommen, arbeitſamen Landleuten 
doppelt lieb und teuer. Der Vater ließ ſeinem Sohne die 
beſte Fürſorge angedeihen. Während die meiſten Mtit- 
ſchüler des jungen Hitze mit 100 bis 110 Taler im Jahre 
— die Ferien abgerechnet — auskommen mußten und ſich 
deshalb faſt ausnahmslos je zwei Schulkameraden ein 
Schlaf- und ein Wohnzimmer teilten, hatte dieſer ſelbſt 
140 Taler für Koſt und Mietzins zur Verfügung. Er 
bewohnte zwei Zimmer beim Kolonialwarenhändler 
Biomchi am Schildern in der trauten Paderſtadt und ge— 
noß dort auch eine gute Verpflegung. 

Einſt kam der Anterſekundaner an einem Antiquariat 
vorüber und fand hier einige Nummern der „Hiſtoriſch— 
politiſchen Blätter“. Die Lektüre derſelben, insbeſondere 
der Aufſätze von Jörg, erweckten in ihm eine wachſende 
geiſtige Anteilnahme an den öffentlichen Geſchehniſſen 
ſeiner Zeit. Nach und nach erwarb er alle Jahrgänge 
jener kulturgeſchichtlich ſo bedeutungsvollen Zeitſchrift 
und ſtudierte insbeſondere die Nummern aus den 40er 
Jahren, jener Zeit, in der die Auseinanderſetzung des 
deutſchen Katholizismus mit dem ſozialen Liberalismus 
einſetzte. Das führte ihn zum Studium der Reden und 
Schriften des Biſchofs von Ketteler, die einen tiefen Ein— 
druck bei dem kaum dem Knabenalter entwachſenen, mit 
dem Idealismus der Reifejabre erfüllten jungen Menſchen 
hinterließen. Schließlich machte er ſich auch die ſeit 1862 
erſcheinenden „Chriſtlich-ſozialen Blätter“ zugänglich, 
und als Primaner war er wohl der einzige unter ſeinen 
Klaſſenkameraden, der eine eigene größere Zeitung hielt. 
Er las die „Eſſener Volkszeitung“ und insbeſondere die 
Artikel des ſpäteren Paderborner Generalvikars Schulte 
waren es, die ihn in die wirklichen Verhältniſſe der In— 
duſtrie, insbeſondere jener des Ruhrgebietes einführten 
und ihm einen guten Einblick in die ſozialen Probleme 
des jungen Kapitalismus verſchafften. Mit Kaplan 
Wilhelm Hohoff, der ſpäter durch ſeine Verteidigung 
der marxiſtiſchen Kapitalkritik bekannt geworden, hielt 
er des öftern Zwieſprache und wurde hier bereits mit 
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den Gedankengängen der klaſſiſchen Nationalökonomie 
und des modernen Sozialismus bekannt. 

Dieſe vielſeitigen Intereſſen hinderten ihn nicht, den 
nüchternen Aufgaben des Eymnaſiums treu zu bleiben. 
Geſchichte und Religion zogen ihn hier am meiſten an. 
Für Poeſie hatte er weniger Sinn, wie denn überhaupt 
das Verſtandesmäßige in ſeinen Intereſſen überwog. 
Dennoch bewahrte er ſich eine große Liebe zur Natur 
und ihren Schönheiten und manchen freien Nachmittag 
benutzte er, um mit ſeinen Freunden weite Ausflüge in 
die Umgebung, nach dem Haxtergrund uſw. zu machen, 
wo dann mit Vorliebe eine „Satte“ dicker Milch genoſſen 
wurde. In Wirtshäuſern ſah man ihn nicht und es 
blieben immer nur wenige „Konpennäler“, mit denen er 
näheren Verkehr pflegte. Die Muſterhaftigkeit ſeines Be— 
tragens hinderte ihn jedoch nicht, im Umgang mit allen 
zuvorkommend und heiter zu ſein, ja ſogar einen guten 
Humor zu pflegen. Auf jeden Fall war er über ſeine 
engeren Freundſchaften hinaus recht beliebt und ſelbſt 
die Verbindung zu den Altersgenoſſen von der Volks— 
und der Rektoratsſchule der Heimat ging nie verloren. 
In Olpe hat er bei Schulfeſten noch wiederholt aus 
Grimms Schwänken in ſauerländiſchem Platt, das er ſo 
gern ſprach, vorgetragen. — Im Herbſt des Jahres 1872 
erhielt Franz Hitze das Zeugnis der Reife. Mit dem 
geheimen Vorſatz, in die Reihe der damals noch ge— 
ringen Zahl von Männern zu treten, die ſich, wie ein 
Ketteler, Kolping, Schorlemer-Alſt, es zur Aufgabe ge- 
ſtellt, die ſozialen Kräfte der Kirche und des Chriſten— 
tums der neuen Zeit nutzbar zu machen, tat Hitze den 
Schritt von der Schulbank ins Leben. 


II. 


yr, uft, als im neuen „Reiche“ die wirtſchaftliche Entwick⸗ 
mS lung mit unheimlicher Schnelligkeit ihren Lauf nahm, 
als eine einheitliche nationale Handelspolitik ſich kon⸗ 
ſolidierte, der junge Maſchinismus und die Gründungs- 
inflation mit neuen Kriſen und ſozialen Erſchütterungen 
drohten, nahm Hitze ſeinen Weg zur Alma mater. 
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And wieder ſuchte er ſeinen Platz zwiſchen zwei geiſtigen 
Welten. An der Grenze zwiſchen Norddeutſchland und 
den Südſtaaten, an der „Mainlinie“, lag die erwählte 
Muſenſtadt. Würzburg war es, wo noch vor einem 
guten Lebensalter ſich Biſchof Franz Ludwig von Erthal 
als einer der erſten Landesfürſten um eine obrigkeitliche 
Wohlfahrtspflege und ſoziale Fürſorge in planmäßiger 
und großzügiger Weiſe bemüht hatte. — Bald nachdem 
Hitze ſich hier als Studierender der Theologie in die 
Matrikel eingetragen hatte, wollte man ihn für eine Ver⸗ 
bindung „keilen“. Er wäre einem Eintritt nicht grund— 
ſätzlich abgeneigt geweſen, wenn dieſe erſte Werbung 
nicht einen gar zu ſtürmiſchen Anlauf genommen hätte. 
Schon nach 14tägigem Verkehr erklärte das „alte Haus“, 
das bereits vier hoffnungsvolle Füchſe um ſich zu ſcharen 
gewußt hatte: Entweder eintreten oder — Kündigung 
der Freundſchaft. Das war zuviel für einen weſtfäliſchen 
Dickkopf aus dem Lande der Eiſenhämmer. Nun zog 
Hitze es vor, unkorporiert zu bleiben und dem ftudenti- 
ſchen Daſein als „Kamel“, d. h. als „Wilder“ die beſten 
Seiten abzugewinnen. Er gewann dadurch Zeit für ſeine 
Lieblingsſtudien, zum Beſuche des reich ausgeſtatteten 
Zeitſchriftenzimmers der „Harmonie“ — dem geſell— 
ſchaftlich-literariſchen Zentralpunkt der Gebildeten 
Würzburgs —, für Theater und Konzert und nicht jue 
letzt zur Mitarbeit in den karitativen ſtudentiſchen Orga- 
niſationen. In jenen Tagen führte ihn der Weg wieder 
an einem Antiquariat vorüber, das — wie einſt in 
Paderborn — erneuten Anſtoß zur Vertiefung ſeiner 
ſozialen Studien geben ſollte. Hitze fand dort den erſten 
Band von Roßbachs „Geſchichte der Geſellſchaft“, die 
für ihn — wie er ſelbſt ſpäter äußerte — ein wirkliches 
Lebensereignis ward. Er las das Buch in einem Zuge 
und ruhte nicht eher, bis er auch die fehlenden Bände 
ſein eigen nannte. Im Lokal des Volksbildungsvereins 
im alten Bahnhof, wo ein Teil der großen Bücherei 
Roßbachs untergebracht war, ging er jetzt ein und aus. 
Dazu mußte ihm der befreundete Aſſiſtent der Univer- 
ſitätsbibliothek Schriften auswärtiger Sammlungen vere 
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ſchaffen. In allen Büchereien tauchte die hohe, männ⸗ 
liche Figur des jungen Hitze mit dem ſtattlichen Voll⸗ 
bart auf. So gingen die erſten Semeſter in ſtillem For⸗ 
ſchungseifer dahin. Einſt — es war im Jahre 1874 —, 
im Kolleg von Prof. Hettinger, dem gefeierten Apolo— 
geten, lernte er einen Eichsfelder namens Aloys Schäfer 
(ſpäter Biſchof in Dresden) kennen. Aus dem gelegentlichen 
Verkehr entwickelte ſich bald eine innige Freundſchaft, 
die ein ganzes Leben durchhalten ſollte. Damals geſellte 
ſich den beiden ein ſtud. theol. Doerner zu, der ſchon 
vier Semeſter in Münſter ſtudiert und dort Witglied des 
von Prälat Hülskamp gegründeten und zum LUnitas- 
verbande gehörenden wiſſenſchaftlich-katholiſchen Stu- 
dentenvereins geweſen war. Doerner hatte ſeinen Weg 
nach Würzburg über Bonn genommen, wo gerade die 
Generalverſammlung jener Anitasvereine tagte. Als 
man hier von feiner Leberſiedlung nach Würzburg er— 
fuhr, legte man ihm nahe, dort die Gründung einer 
Schweſterkorporation zu verſuchen. Begeiſtert, ſchon mit 
einem handgemalten Wappen unter dem Arme, zog 
Doerner nach Würzburg. Hikes Freund Schaefer war 
ihm bereits in Bonn als Keilfuchs genannt worden, und 
er hatte dieſen auch bald für ſeine Pläne gewonnen. 
Während Hitze durch Krankheit und Tod ſeines Vaters 
(der am 11. Januar 1875 ſtarb) in der fernen Heimat 
abweſend ſein mußte, vollzogen Doerner und Schäfer 
mit vier anderen Kommilitonen am 8. Dezember 1874 
die Gründung einer Würzburger „Unitas“ mit den Prin- 
zipien Religion, Wiſſenſchaft und Freundſchaft. Schäfer 
hatte bereits begeiſtert nach Hanemicke berichtet und 
ſeinem Freunde klarzumachen verſucht, daß ſein Beitritt 
nach der Rückkehr ſelbſtverſtändlich ſei. Hettinger habe 
„es auch gemeint“ und deſſen würdige Schweſter Babette 
es beſtätigt. Anfangs hatte Hitze das Bedenken, ſein 
Beitritt könne diejenigen Korporationen verletzen, die ihn 
vor drei Jahren zuerſt zu „keilen“ verſucht. Auf 
Schäfers Vorſchlag wurde Prof. Hettinger um eine 
„moraltheologiſche“ Entſcheidung angerufen, der — nicht 
ohne Schäfers Beeinfluſſung — ſich dahin äußerte, daß 
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die Unitas eben einen weſentlich andern Charakter habe, 
als andere Verbindungen, fo daß letztere keine Zurück⸗ 
ſetzung darin erblicken könnten. Tatſächlich handelte es 
ſich hier auch um eine Vereinigung, deren ausgeſprochen 
religiös⸗wiſſenſchaftliche Grundlage der Freundſchaft 
ſich von den mehr geſelligen Korporationen erheblich 
unterſchied. Jedenfalls entſchloß ſich Hitze, den Hage— 
ſtolz aufzugeben und ſeinen ſozialen Neigungen durch 
den Eintritt wieder mehr gerecht zu werden. Und fo 
finden wir denn am Schluß des mit feinen Schnörkeln 
geſchriebenen Protokolls der fünften Sitzung der jungen 
Würzburger Unitas die Bemerkung „Es beehrte uns an 
dieſem Abend mit ſeinem Beſuche Herr Hitze, stud. 
theol.“ Mit Rückſicht auf die Trauer Hitzes wurde die 
feierliche Aufnahme auf das Sommerſemeſter ver— 
ſchoben. Das Protokoll vom 25. Mai 1875, an welchem 
Tage die endgültige Aufnahme erfolgte, verrät uns, daß 
„dadurch einem Wunſche entſprochen, den jedes Mit— 
glied ſchon ſeit dem erſten Entſtehen unſeres Cötus (d. h. 
des Tochtervereins der Bonner Ur-Unitas, D. Verf.) 
ſo ganz im ſtillen bei ſich gehegt.“ Hitze wählte den 
Spitznamen Wolfram — recht poetiſch gegenüber ſeiner 
Bevorzugung des Verſtandesmäßigen — und wurde 
wegen ſeiner ſechs Semeſter gleich als Burſch aufge— 
nommen. Durchblättert man die alten Berichte aus 
jenen Tagen, ſo iſt man überraſcht von dem Ernſt, der 
unter dieſen jungen Menſchen herrſchte und den ſie in 
ſo trefflicher Weiſe mit einer herzlichen Freundſchaft 
und frohen Geſelligkeit zu verbinden wußten. Die wiſſen— 
ſchaftlichen Vorträge, die traditions- und ſatzungsgemäß 
jedes Mitglied zu halten hatte, waren von bewunderns— 
würdiger Tiefe und Vollendung. Auch Hitze ſollte bald 
an die Reihe kommen. Was lag näher, als in dieſem 
Kreiſe einmal den Verſuch zu wagen, wieweit ihn der 
nun faſt achtjährige ſoziale „Selbſtunterricht“ gefördert 
hatte? So ſtieg denn am 6. Juli 1875 Hitzes ſo be— 
rühmt gewordener Vortrag „Die ſoziale Frage und der 
moderne Sozialismus in Deutſchland mit beſonderer 
Berückſichtigung des chriſtlichen“. Schon in den Ferien 


yUIgNy® asangkangy, 818 yDilvUuMIG® sjv 9918 


Sein Vortrag in der „Unitas“ 17 


hatte er ſich in der Kunſt der freien Rede verſucht: beim 
Oſterfeuer auf den heimatlichen Bergen und in der 
Stube ſeines heimatlichen Hauſes, wo er Sonntagnach— 
mittags die Dorfbewohner um ſich ſammelte, und ihnen 
Vorträge über akute Zeitfragen, Reiſeerlebniſſe uſw. 
hielt. Nun aber galt es den erſten wiſſenſchaftlichen 
Vortrag vor kritiſchen Hörern zu halten. Wir laſſen 
hier die Skizze desſelben folgen, die Hitze damals — 
wie es in dem Vereine üblich geworden war — ſelbſt 
ins Protokollbuch eintrug: 

„Einleitung: Anſere Zeit ijt eine Aebergangs⸗ 
zeit, eine Zeit der Kriſis. Gebrochen wird mit der 
Vergangenheit, eine neue Zukunft inauguriert. Die 
extremſten Ideen liegen im Kampfe. Der Geiſt der 
Revolution, der ſich in der Reformation entfeſſelt, hat 
ſich der Geiſter bemächtigt; alle Ruhe, alle Stetig— 
keit iſt verlorengegangen. Auf allen Gebieten Kampf: 
auf religiöſem der Kulturkampf, auf politiſchem der 
Kampf zwiſchen Staatsomnipotenz und Freiheit, auf 
ſozialem der Kampf des dritten und vierten Standes. 
Es iſt immer derſelbe Kampf, nur auf verſchiedenen 
Gebieten: der Kampf zwiſchen Chriſtentum und Anti⸗ 
chriſtentum. 

Der Theologe hat überall in dieſem Kampf einzu— 
greifen, auf jedem Gebiete fic) zu orientieren, ſich 
und andern Klarheit zu geben, wo das Recht, wie 
es zu verfechten iſt. — Lenken wir heute unſere 
Aufmerkſamkeit auf das ſoziale Gebiet. 

Abhandlung. I. Die ſoziale Frage in der See 
ſchichte. 

Die ſoziale Frage im engeren Sinne, wie wir fie 
heute gewöhnlich nehmen, umfaßt vornehmlich den ſog. 
vierten Stand: wie dieſer den andern Ständen orga— 
niſch einzugliedern ſei, damit er wirtſchaftlich und 
politiſch eine des Menſchen würdige Stellung ein- 
nehme. Es ſoll die Idee der Humanität in allen 
Menſchen zur vollen Geltung kommen, alle an Rul- 
tur und Bildung partizipieren — ein erhebender Ge— 
danke, die Frucht einer vieltauſendjährigen Entwick- 
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lung unter der Führung der Vorſehung. 
Langſam, aber ſicher erkämpft ſich die Idee der Huma⸗ 
nität den Sieg. Wo man von ihr abfiel, da folgte 
die Nemeſis auf dem Fuße. Die Weltgeſchichte iſt das 
Weltgericht. Die Geſchichte des Orients, Griechen⸗ 
lands, Roms, Deutſchlands beweiſt es. (Wie, führt 
der Vortrag weiter aus.) 

II. Weſen und Bedeutung der ſozialen Frage jetzt. 

A. Das Weſen der ſozialen Frage beſteht in der 
tyranniſchen Herrſchaft des Kapitales über die Arbeit, 
Anſammlung des Kapitales ſowie auch des mobili— 
ſierten Grundbeſitzes in immer wenigere Hände, Ver— 
drängung des Handwerkes durch die Maſchine reſp. 
Großbetrieb (Fabrik), Sinken des Mittelſtandes (Hand— 
werker- und Bauernſtandes) in das Proletariat. 

B. Gründe und Bedeutung der bedrohlichen Ent— 
wicklung. 

a) Infolge der Entdeckung des Seeweges nach Oſt— 
indien und Amerika, der Erfindung des Kompaſſes. 
der Erleichterung des Verkehrs, Erweiterung des 
Lokalmarktes zum Weltmarkte: Aufblühen von Handel 
und Induſtrie. Daraus entwickelt fic die Großproduk— 
tion, Erfindung der Maſchine, Teilung der Arbeit er— 
höht dieſe noch. Die Handelsfreiheit eröffnet die all- 
gemeine Konkurrenz der Produzenten, die Gewerbe— 
freiheit und Freizügigkeit aller Arbeiter, ſowohl unter 
ſich, als der Maſchine gegenüber. Die Wucherfreiheit 
des Bank- und Aktienweſens begünſtigt die Bildung 
des Kapitales, ſeine Anlegung in Gründungen. So 
iſt die Konkurrenz aller gegen alle eröffnet, nur der 
Egoismus gilt als berechtigte Triebfeder aller Tätig— 
keit, — kein Wunder, wenn viele in dieſem Kampfe, 
ums Daſein umkommen. 

b) Die Lage des beſitzloſen Arbeiters iſt fürchterlich. 

a) Selbſt in geſunden Tagen dreht ſich fein Arbeits- 
lohn um die Achſe ſeiner Lebensnotdurft. Der Arbeiter 
muß ja, weil er ſelbſt ohne Kapital nicht produzieren 
kann und doch auch leben muß, ſeine Arbeit ſelbſt als 
Ware auf den Markt bringen, die nun dem Geſetze 
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des Angebotes und der Nachfrage unterliegt und 
wegen der Konkurrenz (hervorgerufen durch die ſtarke 
Vermehrung der Arbeiterbevölkerung) die Produk⸗ 
tionskoſten (Lebensnotdurft) ſelten überſteigt. Das iſt 
das „eherne Lohngeſetz“ (entwickelt von Ricardo und 
Laſſalle). 

8) Furchtbar aber wird die Lage des Arbeiters, 
wenn Krankheiten, Unglücksfälle über ihn herein⸗ 
brechen, wenn das Alter herannaht, wenn plötzlicher 
früher Tod den Ernährer der Arbeiterfamilie hinweg— 
reißt. 

Y) Auch die Handelskriſen, wie fie unſer modernes 
Syſtem notwendig mit ſich bringt, treffen den Arbeiter 
ſchwer. (Gründe ſolcher „Krachs“: Aeberſpekulation, 
Veberproduktion etc.) 

d) Beſonders verderblich iſt auch noch die Frauen⸗ 
und Kinderarbeit, in materieller wie in ſittlicher Be— 
ziehung. 

c) Bei dem Vorwiegen der Induſtrie geht der freie 
Bauernſtand ebenfalls ſeinem Untergang entgegen, 
ſinkt hinab ins Proletariat, macht dem Latifundien⸗ 
ſyſtem Platz. Einerſeits findet eine immer weiter— 
gehende Parzellierung, Zerſchlagung des Grund— 
beſitzes ſtatt, andererſeits AUeberſchuldung desſelben. 
Ein Beiſpiel iſt Frankreich, Zahlen geben den Beleg. 
Auch in Deutſchland gehen die Bauern infolge der 
ungerechten, hohen Grundſteuern, der Wucherzinſen, 
des Hypothekenweſens, der hohen Löhne der Arbeiter 
und geringen Preiſe der Produkte (wegen der Kon— 
kurrenz des Auslandes und der ärmlichen Lebensweiſe 
des konſumierenden Arbeiters), der Teilbarkeit und 
Verkäuflichkeit des Grund und Bodens ihrem Ruin 
entgegen. Dazu kommt, daß die Latifundienwirtſchaft 
viel vor dem Kleinbetrieb voraus hat (Maſchinen, Ver⸗ 
wendung der Fortſchritte der Naturwiſſenſchaften, 
namentlich der Chemie, Vermeidung des Raubbaues 
uſw.), ſo daß das Kapital ſich auch der Landwirtſchaft 
bemächtigen wird. Deutſchland wird dann im Beſitze 
von einigen Williardären fein! (cf. das alte Rom, auch 
England, beſonders Irland in der Neuzeit.) 
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C. Das Bedauerlichſte iſt, daß das materielle Elend 
(des Proletariats) auch die ſittliche Korruption 
zur Folge hat (ck. Diebſtahl, Raub, Mord, ſittliche 
Verbrechen [Proſtitution], Selbſtmord etc.) 

D. Auch die Statiſtik beweiſt, daß die Lage des 
Arbeiterſtandes eine höchſt elende iſt, daß infolge der 
ſchlechten, durchaus ungenügenden Nahrung, der höchſt 
ungeſunden Wohnungen, der aufreibenden, oft ge— 
ſundheitsgefährlichen Arbeit (namentlich auch der 
Frauen- und Kinderarbeit) der Arbeiterſtand vor der 
Zeir hinſiecht, ins Grab ſinkt. (Belege bringt der Bore 
trag bei.) 

Dieſer Vortrag fand bei den Bundesbrüdern Sitzes 
begeiſterte Anerkennung und das Präſidium des Abends 
griff zu einem außerordentlichen Mittel, um den Vor— 
tragenden von der allſeitigen Befriedigung, die das ge— 
diegene, klare Referat hervorgerufen, zu überzeugen: er 
ließ ein donnerndes Hoch auf ihn ausbringen. Schon 
immer war Hitze von einem gewiſſen Nimbus umgeben, 
nicht nur wegen ſeiner höheren Semeſterzahl, ſondern 
auch wegen ſeines erſtaunlichen Wiſſens. Endlich konnte 
die ſtille Bewunderung ſich einmal Ausdruck verſchaffen 
und den heimlichen Führer entſprechend feiern! Schon 
eine Woche ſpäter folgte eine Fortſetzung des Vortrages, 
der trotz ſeiner Länge das Thema noch nicht erſchöpfen 
konnte. Am 13. Juli 1875 erſt kam Hitze auf den 
modernen Sozialismus, deſſen Begriff er ſehr weit faßte 
und wozu er auch den chriſtlichen Sozialismus rechnete, 
zu ſprechen. Sein Reſümee in den alten Berichtbüchern 
des Vereins ſagt darüber folgendes: 

„Die traurige Lage der ſozialen Verhältniſſe müßte 

| (notwendig) manchen Menſchenfreund tief ſchmerzen 

und auf Mittel der Beſſerung ſinnen laſſen. In 
Frankreich, wo der dritte Stand zuerſt ſeine Be— 
freiung erkämpft hatte, mußte auch die Emanzipation 
des vierten Standes zuerſt angeſtrebt werden. Frank— 
reich iſt die Wiege des Sozialismus. Sein Mannes— 
alter feierte derſelbe aber in Deutſchland; hier wurde 
der Sozialismus erſt zu einer Wiſſenſchaft ere 
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hoben, die namentlich durch Herbeiziehung der Ge— 
ſchichte und Statiſtik neues Licht empfing. 

A. Der erſte deutſche Sozialiſt, d. h. der zuerſt 
praktiſch bedeutſam wurde, iſt Schulze-Delitzſch. Er 
ſchlug vor: 

I. Handelsfreiheit, Gewerbefreiheit, Freizügigkeit — 
Freiheiten, die die ſoziale Frage erſt gerade zu einer 
akuten gemacht haben. 

II. Selbſthilfe und Volksbildung. Erſtere iſt Unſinn 
und dieſe iſt weder ernſtlich gemeint, noch bringt ſie 
dem Arbeiter wirkliche Hilfe (à propos: die Schulze⸗ 
{Her „Volksbildungsvereine“ verbreiten nur den Un— 
glauben). 

III. Genoſſenſchaften (wie vereinbar mit „Selbſt⸗ 

hilfe“ ?) a) Sparkaſſen, Kredit-, Konſum⸗, Rohſtoff⸗ 
vereine (für den kleinen Gewerbetreibenden), b) Broz 
duktivaſſoziationen, Arbeiter- und Gewerkvereine, 
letztere mit UAnterſtützungs-, Kranken⸗, Sterbe-, In⸗ 
validenkaſſen. 
B. Gegen Schulze trat auf Laſſalle, der die Trennung 
der Arbeiter von der „Fortſchrittspartei“ bewirkte und 
den „Allgemeinen deutſchen Arbeiterverein“ gründete. 
Er entwickelte zuerſt (nach dem Vorgange von Karl 
Marx und Rodbertus) das Weſen und die Bedeutung 
der ſozialen Frage, namentlich durch Klarlegung des 
„ehernen Lohngeſetzes“, und vindizierte dem vierten 
Stande die Zukunft. Seine poſitiven Vorſchläge gip— 
felten in der Gründung von Produktivgenoſ— 
ſenſchaften mit Staatshilfe und, um den 
Staat zur Bewilligung der Mittel zu zwingen, Ein⸗ 
führung des allgemeinen, direkten, gleichen Wahl— 
rechtes. 

C. Der bedeutendſte Sozialiſt iſt Karl Marx, der 
Gründer der „Internationalen Arbeiter-Aſſociation“ 
und Verfaſſer des epochemachenden Werkes: „Kapital 
und Arbeit“. Er entwickelte das Kapital als vorent—⸗ 
haltene Arbeitslöhne und will ſeine Expropriation 
durch den (föderativen) „Volksſtaat“. Ein Zweig der 
Internationale iſt die durch Bebel und Liebknecht 1869 
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zu Eiſenach gegründete „Sozialdemokratiſche Arbeiter⸗ 
partei“ in Deutſchland. 

D. Die „Laſſalleaner“ und „Eiſenacher Ehrlichen“ 
haben ſich Ende Mai dieſes Jahres (1875) geeinigt 
zur „Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei Deutſchlands“. 
Auch ſie will Expropriation der Arbeitsmittel (Kapital 
und Grundbeſitz) durch den Volksſtaat. Auch die Ge⸗ 
werkſchaften, welche beide Parteien gegründet, haben 
eine Einigung bereits eingeleitet. 

E. a) Die „Chriſtlich⸗ſoziale Partei“ (zu Krefeld 
1868 gegründet) erwartet die Löſung der ſozialen 
Frage allein vom Chriſtentum, der Religion der Liebe, 
des Opfers (cf. chriſtlicher Kommunismus). 

b) Erſt in zweiter Reihe nimmt ſie auch die Hilfe 
des Staates in Anſpruch: 

a) Für den Handwerkerſtand (neue Gewerbeordnung, 
neue Innungen mit Kranken-, Invaliden-, Sterbe⸗ 
kaſſen, Gewerbegerichten, Gewerbekammern, Förde— 
rung von Kredit-, Ronjum-, Rohſtoffvereinen, Pro— 
duktivaſſoziationen etc.). 

8) Für den Bauernſtand (Abſchaffung der Grund— 
ſteuern, des jetzigen Hypothekenweſens, Einſchränkung 
der Parzellierung und Mobiliſierung des Grund— 
beſitzes, namentlich Kreditkaſſen). 

y) Für den Lohnarbeiter (Normalarbeitstag, Ein- 
ſchränkung reſp. Abſchaffung der Frauen- und Kinder⸗ 
arbeit, Verſchärfung der Haftpflicht, Ueberwachung 
der Fabriken und Wohnungen in geſundheitlicher Be— 
ziehung [und evtl. Erbauung von Arbeiterwohnungenj, 
Einſetzung von guten Fabrikinſpektoren und Hinzu⸗ 
ziehung derſelben zu den Gnquéten und ſtatiſtiſchen 
Erhebungen über die Arbeiterverhältniſſe, Errichtung 
von Arbeiterfammern, Gründung von Kranken-, In- 
validen- uſw. Kaſſen, zu denen auch die Arbeit=- 
geber ihren beſtimmten Teil zu zahlen haben, Ein⸗ 
wirkung auf die Lohnhöhe dadurch, daß ſich der Staat 
ſelbſt zum größten, maßgebenden Arbeitgeber macht 
und als folder die Arbeiter gut verſorgt ete.). 
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d) Für alle dadurch, daß die Sentralijation des 
Kapitales wenigſtens nicht gefördert wird. Der Staat 
ſoll nicht bloß auf die Höhe der Produktion, ſondern 
auch auf eine möglichſt gleiche Verteilung derſelben 
ſehen (alſo Einſchränkung des Bank- und Aktien⸗ 
weſens, Einführung der Börſenſteuer und einer nur 
direkten, progreſſiven Einkommenſteuer, einer Luxus- 
ſteuer, Verbot des Wuchers in jeder Form, alſo 
3. B. auch zu hohen Dividenden etc.). 

c) Beſonders hat die „Chriſtlich-ſoziale Partei“ 
ſchon eine große praktiſche Tätigkeit entfaltet (durch 
Gründung von Lehrlings-, Gefellen-, Meiſter⸗, Jüng⸗ 
lings⸗, Arbeiter-, St. Joſephs⸗, Bauernvereinen, 
Sparkaſſen, Kredit⸗, Konſum⸗, Rohſtoffvereinen, Pro⸗ 
duktivgenoſſenſchaften etc.). 

Schluß. Die Löſung der ſozialen Frage, wenn auch 
mühſam und langſam, iſt wohl des Schweißes der 
Edlen wert. Wenn fie nicht ernſtlich in die Hand ge- 
nommen wird, gehen wir furchtbaren Revolutionen 
entgegen, zum Unheil für Staat und Kirche.“ 

Auch dieſer Vortrag, der volle anderthalb Stunden 
in Anſpruch nahm, fand gute Aufnahme, nur wurde von 
den Zuhörern eingewandt, daß die ermüdende Länge 
durch Einſchränkung der biographiſchen Einzelheiten zu— 
gunſten der ſozialen Doktrinen wohl hätte vermieden 
werden können. Der Erfolg dieſer beſonderen Leiſtungen 
war, daß die Vereinsbrüder Franz Hitze am 18. Juli 
zum Senior der Anitas-Würzburg erwählten. Das Ver— 
einsleben nahm durch die rege Anteilnahme der Theo— 
logieprofeſſoren Hettinger, Hergenröther — des ſpäteren 
Kardinals —, Grimm, Kihn, ſowie des Regens D. v. Ren⸗ 
ninger vom Seminar, des ausgezeichneten Paſtoral— 
theologen, eine gute Entwicklung. Das Verhältnis 
zwiſchen Lehrern und Studierenden war geradezu vor— 
bildlich. „Wolfram“ erwies fic als ein fähiger Vereins 
leiter, der in den Sitzungen einen geſunden Humor ent— 
wickelte und durch glückliche Abwechſlung von Wiſſen— 
ſchaft und Fröhlichkeit, von Wanderfahrten und reli- 
giöſen Uebungen den guten Geiſt des Freundesbundes 
zu ſtärken verſtand. In einer herrlichen Mondnacht 
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wurde er am Geländer der Mainbrücke von Aloys 
Schäfer mittels Steinchen in das Kommando eines 
Salamanders eingeführt und noch am ſelben Abend 
wußte der neue Senior ſeine Korporation auf dem Kom— 
merſe einer befreundeten Verbindung würdig zu ver— 
treten. Seine kränkliche Mutter war überdies froh, daß 
er durch die Hinausſchiebung der Abſchlußprüfungen 
noch vor der ſtrengen Klauſur des Prieſterſeminars be- 
wahrt blieb und ſo leichter und ſchneller einmal in die 
Heimat kommen konnte. — Es war damals die Zeit der 
Anträge auf ein Sozialiſtengeſetz. Innerhalb der Sozial— 
demokratie gärte es gewaltig. Hitze ging nicht nur 
ſelbſt in deren Verſammlungen, ſondern ermunterte 
auch ſeine Bundesbrüder, dieſe Strömungen durch per— 
ſönliche Anteilnahme kennenzulernen. Schon früh war 
er alſo davon überzeugt, daß eine bloß theoretiſche 
Apologie des Chriſtentums die zerſetzenden Wirkungen 
des marxiſtiſchen Sozialismus nicht abwenden könne, 
ſondern nur ein unmittelbares Hineinhorchen in die Seele 
des Proletariats uns den Weg zur Ueberwindung der 
letzten Arſachen jenes Entgottungsprozeſſes in der indu— 
ſtriellen Arbeiterſchaft zeigen würde. Am 9. November 
1875 ſprach Hitze in der Unitas über „Bedeutung und 
Aufgabe der katholiſchen Kirche für die Entwicklung der 
Zukunft, beſonders Deutſchlands“. Seine Ausführungen 
waren von einem tiefen Glauben an den ſozialen Fort— 
ſchritt getragen und geſchichtsphiloſophiſch überaus weit— 
ſichtig orientiert. Er führte bis an die tiefſten Gründe 
des Abfalls der modernen Zeit von Autorität und 
Veberlieferung und verſtand es, ſeine Theſe religions— 
geſchichtlich, rechtshiſtoriſch, politiſch und kulturtypologiſch 
zu belegen. Aber er verwies auch darauf, daß die Er— 
löſungstat Chriſti ja eine „zweite Schöpfung“ ſei, die 
mit dem Wachstum des myſtiſchen Leibes des Herrn 
auch die Kultur aus den Wehen erbſchuldiger Knecht— 
ſchaft erlöſen werde, um ſchließlich in jenes Reich zu 
führen, in dem ein Hirt und eine Herde vereinigt 
ſein werden. 1877 kam Hitze dann noch einmal über das 
Thema „Zölibat und Bevölkerungsfrage“ zu Worte. — 
Die freundliche Aufnahme, die dieſe Vorträge bei ſeinen 
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Studiengenoſſen immer wieder fanden, veranlaßten ihn 
ſchließlich, ſie für eine eventuelle Veröffentlichung noch 
einmal zu überarbeiten und zu erweitern. Zwar hatte 
ſein von ihm hochverehrter Gönner Prof. Hettinger ihm 
wiederholt nahegelegt, den theologiſchen Doktor zu 
machen und auch fein alter Gymnaſialdirektor Schmid 
gelegentlich eines Beſuches in Würzburg, auf die Bee 
merkung einiger Anitarier, Hitze ſtudiere die ſoziale 
Frage, ihn wohlmeinend gewarnt: „Schuſter, bleib' bei 
deinen Leiſten!“ — aber Hitzes Ideal blieb die prak— 
tiſche Seelſorge im Dienſte des ſozialen Gedankens. Er 
hörte gern allgemeine Geſchichte, Kunſtgeſchichte uſw., 
ſtudierte fleißig Literatur und glaubte damit ſeinem 
ſpäteren Berufe beſſer zu dienen, als durch das Studium 
der orientaliſchen Sprachen und verfeinerter theologiſcher 
Probleme. Schon während des Studiums übte er fleißig 
das „Preſſeapoſtolat“ und ſchrieb Artikel für die Zei- 
tung „Bavaria“ in Würzburg, die Potthoff, ein Bruder 
des Gründers der Bonner Mutterkorporation der Unitas, 
redigierte. Ein Angebot, die Schriftleitung eines Zen— 
trumsblattes in der Heimatdiözeſe zu übernehmen, lockte 
ihn ſehr. Aber wie er ein weltſcheues Sakriſtei-Chriſten⸗ 
tum für ſich entſchieden ablehnte, ſo konnte er ſich letzten 
Endes auch nicht entſchließen, ſeine Kräfte durch das 
Getriebe einer politiſchen Redaktionsſtube binden zu 
laſſen Er wollte auf den Areopag des modernen 
Heidentums, wollte Brücke zwiſchen Kirche und Welt 
ſein und den neuen Typ eines zeitgemäßen Seelſorgers 
in ſich verwirklichen. In jenen Jahren gehörten übrigens 
Heinrich Peſch und Martin Faßbender — die ſpäteren 
großen Sozialethiker — der Bonner Unitas an und es 
iſt intereſſant, feſtzuſtellen, daß auch der damalige stud. 
theol. Peſch über ähnliche Themata ſprach, wie Hitze 
in Würzburg (z. B. über die „Gefahren der modernen 
Induſtrie“; Faßbender ſprach über das Archriſtentum 
und über Epiktet). — Am Beerdigungstage ſeiner 
Mutter, an der er mit kindlicher Liebe gehangen — ſie 
ſtarb am 4. März 1877 — erhielt Hitze die erſten Kor⸗ 
rekturbogen ſeines Jugendwerkes. Schon im Sommer— 
ſemeſter 1876 hatte er ſein Präſidium bei der Anitas 
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niedergelegt, ein Jahr darauf ließ er ſich »inaktivieren“, 
d. h. er ſchied aus der tätigen Mitgliedſchaft aus, weil 
er am 26. Oktober 1877 ſeinen Einzug ins Priefter- 
ſeminar hielt, wo eine ſtrengere Hausordnung den Ver— 
kehr mit der Außenwelt bis zum Abſchluß der höheren 
Weihen ſtark einſchränkt. Aber auch als Alumnus blieb 
er in ſteter Fühlung mit ſeinen Freunden draußen und 
im ſtillen Garten des Inſtituts holten letztere ſich oft 
und gern Rat von ihm. Selbſt die ſozialwiſſenſchaft⸗ 
lichen Intereſſen ſchwiegen hier nicht ganz. In den 
Probepredigten des Prieſteramtskandidaten kamen dieſe 
Gedankengänge immer wieder zum Vorſchein. So in 
einer Predigt am Sonntag Trinitatis, wo er in n= 
knüpfung an das Geheimnis der Dreifaltigkeit das Weſen 
der chriſtlichen Nächſtenliebe behandelte. 

Im Jahre 1877 erſchienen nunmehr ſeine unitariſchen 
Vorträge in Buchform unter dem Titel „Die ſoziale 
Frage und die Beſtrebungen zu ihrer Löſung mit beſon— 
derer Berückſichtigung der verſchiedenen ſozialen Par— 
teien in Deutſchland“ (Verlag der Bonifatiusdruckerei, 
Paderborn). Die 320 Seiten ſtarke Schrift erregte aufer- 
ordentliches Aufſehen. Hitze hatte den entſcheidenden 
Schritt in die öffentliche Laufbahn getan. Er geſtand 
ſpäter ſelbſt, daß die Anitas durch dieſe Vorträge ſeine 
ganze Lebensrichtung entſchieden habe, daß er ihr 
Lebensinhalt und Lebensglück verdanke. — Die Fülle von 
Anzeigen und die eingehenden Beſprechungen, die das 
Büchlein erfuhr — u. a. im Archiv für Kirchenrecht (durch 
Kleinwächter), im „Katholik“, in den „Stimmen aus 
Maria Laach“, ſelbſt in der Frankfurter Zeitung, in den 
Heſſiſchen Blättern, im Staatsſozialiſt, im Deutſchen 
Reichsboten, von der Germania, der Augsburger Poſt— 
zeitung, dem Literariſchen Handweiſer, den Chriſtlich— 
ſozialen Blättern, der Eſſener Volkszeitung u. a. ganz zu 
ſchweigen — waren ein Beweis dafür, daß für das 
Thema des Büchleins nicht nur ein ſtarkes Allgemein- 
intereſſe vorhanden war, ſondern auch, daß die Arbeit 
ſelber dieſem Bedürfniſſe in vollkommenſter Weiſe 
Rechnung trug. Die Zeitſchrift „Der Katholik“ (März 
1878) kritiſierte übrigens mit Recht Hitzes Anſchauung, 
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daß der Sozialismus „an ſich“ nicht unchriſtlich und es 
reiner Zufall ſei, daß ſeine Vertreter in der Regel 
Gottesleugner wären. Auch ſpäter hat ja Hitze den Bu? 
ſammenhang zwiſchen Syſtem und Geiſt, Wirtſchaftsform 
und Geſinnung z. T. verkannt, von „rein wirtſchaftlichen“ 
Dingen geſprochen und der Neutralität des Sndujtrie- 
kapitalismus das Wort geredet. Doch dies nur nebenbei. 
— Es war im gleichen Jahre, da der ehemalige Dreher 
Stötzel als Kandidat der radikaleren chriſtlich-ſozialen 
Bewegung um Eſſen, Krefeld, Elberfeld und Aachen 
gegen den offiziellen Zentrumskandidaten v. Forcade 
ein Mandat erobert hatte und die Reichstagsfraktion des 
Zentrums unter dem Druck dieſer Bewegung ſich zu dem 
bekannten Antrag unter dem Namen des Grafen Galen 
entſchloß, gerade als auch Biſchof Ketteler das Zeitliche 
geſegnet — in jenem Jahre alſo trat Hitze als der kom⸗ 
mende Sozialpolitiker mit ſeinem Buche in die Oeffent- 
lichkeit. Der Inhalt des Buches iſt durch die oben erſt— 
malig wiedergegebene eigene Zuſammenfaſſung ſeiner 
Würzburger Vorträge in den Grundzügen bereits be- 
kannt. Das Wertvolle des Buches beſtand natürlich noch 
nicht in eigenen Schöpfungen, ſondern mehr in dem nütz— 
lichen Aufriß der hiſtoriſchen und dogmengeſchichtlichen 
Entwicklung der ſozialen Frage, d. h. in der guten ge- 
drängten Ueberſicht über den Stand der Theorien und 
Bewegungen, wie über die wirkliche Lage der arbeitenden 
Klaſſen. Hitze ſagte ſpäter ſelbſt, daß es das Werk eines 


„Autodidakten“ geweſen ſei, der ohne die mäßigende und 


ausgleichende Führung eines Lehrers ſich ſelbſt hat 


durchringen müſſen, der auch dieſe Arbeit nur „an der 


Hand von Autoren geſchrieben“. Aber gerade darin, 
daß er das Buch als Theologieſtudent, gleichſam „neben— 
her“ zu ſchreiben vermochte, lag letztlich der Beweis für 
ſeine außergewöhnliche Begabung auf dieſem Gebiete. 
Schon damals erkannte er klar die qualitative Einzig— 
artigkeit der modernen ſozialen Frage innerhalb der 
Geſchichte der ſozialen Bewegungen. Er ſah dieſen 
charakteriſtiſchen Anterſchied vor allem darin, daß das 
Problem nicht mehr mit dem „Arme werdet ihr alle Zeit 
unter euch haben“ zu erſchöpfen, es nicht einfach mit der 
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Armenfrage identiſch war, ſondern die ganze Geſell⸗ 
ſchaftsordnung überhaupt „in Frage ſtellte“ und zwar in 
der akuteſten Form. Die Arbeiterfrage ſtand allerdings 
bei der Behandlung des Themas weitaus im Vorder— 
grunde, wenn auch die Agrarfrage, Handwerkerfrage, 
Handels- und Steuerpolitik miterörtert wurden. Sitze 
machte daneben bereits ganz konkrete Vorſchläge für die 
ſoziale Reform und erörterte ſogar ſchon die Soziali— 
ſierung „reifer“ Betriebe. In einer Fußnote (Seite 24) 
nahm er den Grundgedanken der heutigen Forderung auf 
ſpekulative Lohnerhöhung mittels ſchöpferiſchen An⸗ 
weiſungskredits zwecks Kaufkraftſteigerung ſchon irgend⸗ 
wie vorweg. Zuweilen trat eine ſtarke Anlehnung an die 
ſozialiſtiſche Seſellſchaftskritik hervor, auch die Konzen— 
trations- und Verelendungstheorie wurden teilweiſe in 
etwas vereinfachter Form übernommen. In aller Form 
vertrat er bereits die Anſchauung, daß das Ganze den 
Teilen vorgehe und daß der Staat ein Recht und ein 
Intereſſe habe, das Verhältnis zwiſchen Kapital und 
Arbeit weit gehen dſt zu ordnen (S. 129). Wenn Hitze 
auch nicht auf eine ernſte Kritik des marxiſtiſchen Sozia— 
lismus verzichtete, ſo blieb er doch faſt ganz unpolemiſch, 
vermied er jede unſachliche Apologetik gegen ihn und 
verſuchte vielmehr, ſich in ſeine Kapital- und Geſellſchafts⸗ 
kritik hineinzudenken, um ſie von innen heraus zu ver— 
ſtehen und ihr gerecht zu werden. Andererſeits ſah er 
doch auch die Naturnotwendigkeit einer hierarchiſchen 
Ordnung des Gemeinſchaftslebens und wandte ſich 
entſchieden gegen den vom Liberalismus aus der Idee 
des „allgemeinen Prieſtertums“ abgeleiteten Gedanken 
eines gleichmacheriſchen, abſtrakten „allgemeinen Staats- 
bürgertums“. Geiſtvoll jah er im Richtinterventions⸗ 
prinzip des formaldemokratiſchen Nationalſtaates den 
Abfall von der Idee der Menſchheit als Gottes— 
familie (161 ff.). Ganz zeitgemäß mutet ſeine damalige 
Kritik des Parlamentarismus mit ſeinem anorganiſchen 
Zentralismus an. Mit beredten Worten wandte er ſich 
gegen die im Weſen des modernen Staates liegende Ten— 
denz, die Aufgaben der ſozialen Ethik einſeitig zu 


Rechts pflichten zu konſtituieren: „Denn das Leben der 
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Geſellſchaft iſt die Liebe; dem Prinzip der Freiwillig LAAAA 


1 


keit iſt die Ausgleichung der Intereſſen von Gott über⸗ 0 1 


tragen, und alle Verſuche, die Geſellſchaft allein auf die 
Gerechtigkeit zu gründen, ſcheitern. Wann endlich wird 
man das begreifen!“ (173 ff.). Im Gegenſatz zu den 
inneren Widerſprüchen des liberalen Staates gründete 
Hitze damals ſein Freiheitsideal auf die „Selbſtoerwal⸗ 
tung“, als einer hervorragenden Möglichkeit, die gott- 
gegebenen Kräfte der Perſönlichkeit im Berufsſtand zu 
ſchöpferiſcher Entfaltung zu bringen (180). Darum wandte 
er ſich noch gegen den einſeitigen Wohlfahrtsſtaat, der 
die Uebel nur vermehre, ſtatt fie zu heben, der ein an— 
ſpruchsvolles, aber ſtets unzufriedenes Rentnervolk her— 
anzüchte, ſtatt auf die Quellen zu ſtoßen und den ſozialen 
Schäden organiſch vorzubeugen (293). Mutig wies er 


aber auch auf die Urſachen der Entfremdung zwiſchen 
Kirche und Arbeitsvolk hin und zeigte auf den letzten 
Blättern dieſes trefflichen Kompendiums der ſozialen 


Frage an einem Beiſpiel — ein Kloſter, hundert Schritt 
von einer Spinnfabrik entfernt, weiß nichts über die ſo— 
zialen Verhältniſſe in dieſem Betriebe — daß, wenn „der 
Berg nicht zum Salomon kommt, dann eben Salomon 
zum Berge gehen muß“. 


Auf jeden Fall iſt dieſe Erſtlingsſchrift in ihrer 1 f 
1 


laren gegenſätzlichen Einſtellung in etwa ſchon bezei 

nend für die Spannungen und Widerſprüche, die wir auch 
ſpäter bei Hitze beobachten können und die auf einen 
„charakteriſtiſchen“, d. h. nicht moraliſchen, ſondern ver— 
borgenen habituellen Zwieſpalt ſchließen laſſen. Das 
mag jedoch noch an anderer Stelle näher erörtert werden. 
Hier genügt der Hinweis, daß die meiſten Gedanken 
ſeines künftigen Lebenswerkes — nicht nur jener eigen- 
artige, äußerlich nicht ſtark in Erſcheinung tretende 
Dualismus — in dieſem Büchlein ſchon keimhaft an- 
gedeutet ſind. Man meint faſt — um einen biologiſchen 
Vergleich anzuwenden — „eine kurze Rekapitulation“ 
ſeiner perſönlichen Entwicklung und Lebensgeſchichte vor 
ſich zu haben, ſowohl was die Stadien ſeiner mehr pro⸗ 


tektioniſtiſchen oder mehr autonomiſtiſchen Anſchauungen⸗ 


betrifft, als auch, was die ſachliche Reformarbeit ſelber 
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angeht. — Es ſcheint, daß man damals die program— 
matiſche Bedeutung des Schriftchens erkannt oder doch 
geahnt hat, denn nach Beendigung des Alumnatsjahres 
(Tonſur und niedere Weihen erhielt Hitze am 14. Juli 
1878, Subdiakonat am 21. Juli, Diakonat am 25. Juli 1878, 
am 26. Juli 1878 ſchließlich die Prieſterweihe), bot der 
Heimatbiſchof dem jungen Autor die eben von de Waal 
errichtete „Piuskaplanei“ am deutſchen Campo ſanto in 
Rom an, die er dann auch annahm. Zunächſt feiert er 
noch ſeine Primiz, das erſte heilige Meßopfer, in der Fa- 
milienkapelle in Hitzendumicke. Es waren noch die Mai— 
geſetze in Geltung und im umliegenden Walde ſollen da— 
mals Poliziſten gelauert haben, um etwas von dieſer 
verbotenen Handlung zu erſpähen. Von dort aus ging 
er noch zu ſeiner verheirateten Schweſter nach Eslohe, 
wo er von ſeinen Verwandten gebeten wurde, den lange 
entbehrten Gottesdienſt auch in der Kapelle zu Salling— 
hauſen mit der ganzen Dorfgemeinde zu feiern. Als der 
junge Prieſter zum Altare ſchritt, ſtimmten die Anweſen— 
den die deutſche Singmeſſe an. Hitze, der wohl urſprüng— 
lich nur ein ſtilles Opfer darbringen wollte, drehte ſich 
zur Seite und fragte „Sal et wat Gräutes (ein feierliches 
Amt) giwen?“ „Jo,“ antwortete man ihm, „men alles 
wat derinne is!“ Auch hiervon hatte die Polizei Wind 
bekommen, aber es war jetzt eine „geſchloſſene Geſell— 
ſchaft“ und keine Handhabe, einzuſchreiten. — 


„Kaplan Hitze“. 
J. 


ie wenige Jahre früher Wilhelm Emanuel v. Ket⸗ 

teler auf dem Wege zum vatikaniſchen Konzil ſich 
Marxens Hauptwerk zur Reiſelektüre erwählt, fo zog 
auch der junge Hitze mit dem „Kapital“ im Bücher— 
koffer zur ewigen Stadt jenſeits der Alpen. Ein eigen- 
artiges, tiefes Sinnbild für die Wiederbegegnung von 
Kirche und Geſellſchaft! — Zwar trug der junge Prieſter 
ſich mit der Abſicht, in erſter Linie kirchengeſchichtliche 
Studien in der Sieben-Hügel⸗Stadt zu treiben. Aber 
das Bündel von Zeitungsausſchnitten und ſonſtigen Ab⸗ 
handlungen über ſozialwiſſenſchaftliche Fragen in ſeinem 
Gepäck zeugt davon, daß Hitze ſich klar darüber war, 
daß auch dort ſeine Intereſſen nicht ſchweigen würden. 
Tatſächlich kam er denn auch bald durch die Lektüre des 
Wiener „Vaterland“ und der Oeſterreichiſchen Monats- 
hefte für Geſellſchäftswiſſenſchaft wieder an die alten 
Probleme. Beſonders die Begeiſterung, mit der in dieſen 
Blättern die ſozialen Ideen vorgetragen wurden, ergriff 
ihn ſehr. Er wurde dadurch mit der Gedankenwelt des 
öſterreichiſchen Sozialpolitikers Freiherrn von eee 
vertraut und ſtärker auf die Fährte der mittelalter n 
Soziallehren gedrängt. Bald legte er ſich eine ſtattliche 
Kirchenväterausgabe zu — ſie ſteht jetzt in M. Gladbach 
im Volksvereinshauſe — und ging an Hand der patrifti- 
ſchen und ſcholaſtiſchen Quellen den chriſtlichen Sozial⸗ 
prinzipien und dem Naturrechte nach. Seine Anſchau— 
ungen begannen ſich zu klären, angeſichts der fundDamen- 
talen Lehren eines Thomas von Aquino, eines Leſſius, 
Molina, Suarez. Daneben ſorgte die Lektüre desjenigen 
Werkes, dem — trotz allem — das Verdienſt zukommt, 
den modernen Kapitalismus in ſeiner hiſtoriſchen Gin- 


— 
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maligkeit zuerſt erkannt zu haben, Marxens „Kapital“, 
für die ſtete Verbindung des ſtillen Forſchers mit den 
brennenden Fragen der Außenwelt. 

Im Campo ſanto, jenem deutſchen Prieſterkollegium, 
deſſen Stiftung als Heimſtätte der Deutſchen in der Nähe 
von St. Peter ſich bis ins 8. Jahrhundert zurückverfolgen 
läßt, fanden damals auch vielfach „Sperrlinge“ Auf— 
nahme, d. h. ſolche deutſchen Prieſter, die auf Grund 
der Kulturkampfgeſetze vorbeſtraft und auch ſolche, 
die der Gefängnisſtrafe entronnen waren. Es iſt klar, 
daß dieſe politiſch ſehr intereſſiert waren und den Pader— 

borner Neuling ſofort in ihre Geſpräche zogen. Inter- 
eſſant iſt es, zu hören, daß Hitze ſchon damals gegen— 
über der antipreußiſchen Stimmung ſeiner gemaßregelten 
Hausgenoſſen Preußen ſehr energiſch verteidigte. Lud— 
“(pig von Paſtor, der ſpätere Geſchichtsſchreiber der 
Päpſte, verſuchte ſeiner Zeit vergeblich, ihn von den 
deutſchen ſozialen Verhältniſſen auch auf das Studium 
der italieniſchen zu lenken, um ihn vor Einſeitigkeiten zu 
bewahren. Einzig die Bibliothek des jungen Grafen 
Stainlein-Saalenſtein, der ſich in der Armenpflege Roms 
aufopfernd betätigte und dem ſich Hitze etwas enger an— 
ſchloß, mochte ihm auch einen Einblick in die ſoziale 
Frage der lateiniſchen Staaten vermittelt haben. Damals 
fragte ſich Hitze, gibt es eine ſoziale Frage ſchlechthin, 
oder gibt es nur „ſoziale Fragen“? In einer kleinen 
Broſchüre „Die Quinteſſenz der ſozialen Frage“ (Boni— 
fatius⸗Druckerei, Paderborn 1880) ſuchte er dieſes Pro— 
blem zu löſen: Soziale Frage und ſoziale Fragen ver— 
halten fic) wie Arſache und Folgen. Nur dieſe Erkennt— 
nis des Zuſammenhanges allein — ſo meinte er — kann 
uns davor bewahren, bei den Symptomen ſtehenzu— 
bleiben, Palliativmittel anzuwenden und darüber den 
ſpringenden Punkt zu überſehen. Zwar iſt die religiös— 
ſittliche Regenerierung die Vorausſetzung einer Löſung, 
die ſoziale Frage ſelbſt aber gründet in der arbeits— 
Aen. Produktionsweiſe. Die Maſchine iſt es, die den 
rbeitsprozeß und durch ihn die Beſitzverhältniſſe ſamt 

der geſellſchaftlichen Ordnung revolutioniert. Hitze nimmt 
die Tatſache der modernen Induſtrie bereits als unab— 
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änderlich hin, er ſucht aber darüber hinaus nach einer Ge— 
ſellſchaftsordnung, die den neuen Verhältniſſen recht und 
ſchlecht entſpricht. Vielleicht war es der Einfluß der ſozial— 
romantiſchen Lektüre, die ihn veranlaßte, die Maſchine 
an den Anfang der kapitaliſtiſchen Entwicklung zu ſetzen. 
Auch der proteſtantiſche Abt Ahlhorn hat ja einmal geſagt, 
daß die Maſchine in ihrem Weſen etwas Proteſtantiſches 
habe. Aber in dieſer Formulierung erſcheint die neu— 
zeitliche Technik in ihrer ruheloſen, traditionsfeindlichen 
Dynamik mehr als ein Ergebnis, eine Folge des moder— 
nen Geiſtes. Bei Hitze iſt fie Urſache. Er ſieht die 
Wechſelbeziehungen als ſolche noch nicht in letzter Klar— 
heit: wie etwa die kapitaliſtiſche Spaltung zwiſchen Haus- 
halt und Erwerb, Arbeit und Beſitz, Leitung und Aus— 
führung auch die organiſchen Grenzen aufheben, die 
Rangordnung der Werte ſtürzen, die Produktion zum 
Selbſtzweck verkehren und ſchließlich den Erwerb objekti— 
vieren muß. Und wie durch dieſe Umwertung aller Werte 
dann eine „ideale“ Begegnung des fauſtiſchen Geiſtes 
der Rationalität und Technik mit dem kapitaliſtiſchen 
Geiſt des Bourgeois und Anternehmers herbeigeführt 
wird. Zwar finden ſich gerade in dieſer frühen Schrift 
ſchon geiſtreiche Hinweiſe auf die Ablöſung des Seig— 
neurs und des konſervativen, zufriedenen Menſchen 
von früher durch den Bürger — aber dieſe Typen er— 
ſcheinen noch etwas einſeitig als Widerſpiegelungen der 
herrſchenden Produktionsweiſe. Auch die marxiſtiſchen 
Theorien von den Kriſen uſw. tauchen hier wieder auf, 
die Verſelbſtändigung der Kapitalmacht wird richtig er— 
kannt, ebenſo Die entwurzelnden, proletariſierenden, zen- 
traliſierenden Wirkungen des Maſchinenweſens. Und die 
Löſung ? Sie wird nicht in einer „abſoluten Geſellſchafts— 
ordnung“ geſucht. Die feudal⸗zünftige Geſellſchaft hätte 
der modernen. Produktion Platz machen müſſen. Jetzt 
aber hieße es, die Geſellſchaft neu zu ordnen, und zwar 
durch einen ſtändiſchen Sozialismus auf erweiterter, der 
neuen Produktionsweiſe entſprechenden Stufenleiter. 
Zwangsinnungen und Arbeitskammern ſollen geſchaffen 
und der legalen Intereſſenvertretung, wie der Ausbil- 
dung eines autonomen Arbeitsrechtes dienſtbar gemacht 
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werden. Gerade auch die Großinduſtrie und die Lohn— 
arbeiterſchaft — ſo etwa führt Hitze aus — bedürfe der 
berufsſtändiſchen Organiſation, nicht zuletzt, um auch die 
Produktionsregelung in die Hand zu nehmen. Erſt die 
Meberwindung des Parteigeiſtes und der rein politiſchen 
Kammern würde die Vorausſetzung für einen, von pluto— 
kratiſchen und oligarchiſchen Mißſtänden freien, aus- 
gedehnten Staats- und Gemeindeſozialismus ſchaffen. 


II. 


Di war der Auftakt, der Grundriß zu dem bedeu— 
tendften Werke Hikes gegeben, das er nunmehr in 
Angriff nahm. Aus der Vorſtudie hatte er die Ueber— 
zeugung gewonnen, daß zwiſchen dem individualiſtiſchen 
Wirtſchaftsgeiſt und der faktiſchen Vergeſellſchaftung 
durch die maſchinelle Produktionsweiſe ein verderben— 
bringender Widerſpruch klaffe. Der neuen Arbeitsweiſe 
müſſe notwendig ein ſozialeres Recht folgen, ſowohl im 


„Intereſſe der Produktion ſelber, als auch hinſichtlich der 
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Bedürfniſſe der Gemeinjdaft. „Der Sozialismus wird 
kommen, entweder der abſolute, ſozialdemokratiſche des 
Staates, oder aber der relative, konſervative, geſunde der 
Stände. Sozialiſtiſche Organiſation der Stände: das iſt 
die Löſung der ſozialen Frage.“ Das waren die letzten 
Sätze ſeiner „Quinteſſenz“, das war aber auch das Pro— 
gramm von „Kapital und Arbeit“. 

Ohne einen nur annähernd ausreichenden wiſſenſchaft— 
lichen Apparat ging Hitze nunmehr daran, ſeinen bisher 
noch taſtenden, unſicheren Ideen eine begrifflich klare 
Faſſung zu geben und ſtreng ſyſtematiſch und ſelbſt— 
kritiſch zu entwickeln. Er wählte dabei die Form in ſich 
geſchloſſener, aber doch irgendwie zuſammenhängender 
Vorträge über „Kapital und Arbeit und die Reorgani- 
ſation der Geſellſchaft“ (Paderborn 1880). Dieſe Vor— 
träge „faſſen die ſoziale Frage, wirklich als ,die Frage 
der Vergeſellſchaftung“, als die Frage, wie die beſtehende 
geſellſchaftliche Ordnung von Kapital und Arbeit umzu— 
geſtalten, zu reorganiſieren ſei, um der ſteigenden Zer— 
klüftung der Geſellſchaft ein Ziel zu ſetzen, die gegen— 
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ſätzlichen Kräfte wieder in Gleichgewicht und Harmonie 
zu bringen.“ Die Spannung zwiſchen techniſchem Fort— 
ſchritt und dem Zurückbleiben der geſellſchaftlichen Forme 
bildung ſoll ausgeglichen, die ganze Gemeinſchaft der, 
Vorzüge der Induſtrie teilhaftig werden. „Wir wollen \ 
mehr oder weniger“ — geſteht Hike im Vorwort — „die 
Wiederherſtellung der mittelalterlich-zünftigen Geſell⸗ 
ſchaftsordnung.“ Aber er will fie nicht einfach repreftie 
nieren, ſondern „auf erweiterter wirtſchaftlicher und 
demokratiſcher Grundlage“ den veränderten Umſtänden / : 
anpaſſen — bei voller Anerkennung der techniſchen und 
ideellen Fortſchritte, welche die kapitaliſtiſche Geſell— 
ſchaftsordnung uns gebracht habe. „Speziell der Ars“? 
beiterſtand muß als ein den andern gleichberechtigter 
der Geſellſchaft, organiſch“ eingegliedert, in ſeinen berech— 
tigten Anſprüchen an das Kapital durch eine umfaſſende 
Geſetzgebung geſchützt, ſelbſtändig organiſiert werden, 
damit das Verhältnis von Arbeiter und Anternehmer ] 
mehr ein Verhältnis der Gegenſeitigkeit, ein mehr demo— 0 
kratiſches, ſtändiges ( und ſtetiges werde.“ | 
Schon die Gegenüberſtellung im Titel „Kapital und 
Arbeit“ beweiſt, daß Hitze damals bereits eine tiefe 
Ahnung davon hatte, daß im Auseinanderfall des Pro— 
duktionsmittelbeſitzes und der beſitzloſen Nurarbeit der 
Krankheitsherd liegt, aus der Zerrüttung und Zerfall 
der modernen Geſellſchaft reſultieren. Schon im zweiten 
Abſatz der Einleitung des erſten Vortrages über die 
ſozialiſtiſche Werttheorie deutete Hitze faſt unbewußt und 
mehr im Vorübergehen auf die fundamentale, aber noch 
heute vielfach überſehene Tatſache, daß der Kapital— 
begriff keineswegs überzeitlicher Natur ift, keine Ding— 
bezeichnung für irgendwelche „produzierten Produktions- 
mittel“ darſtellt, ſondern weſentlich als Funktionsbegriff 
genommen werden muß. Von Kapital ijt demnach nur 
inſofern zu ſprechen, als das betreffende Produktions- 
mittel, dieſes konkrete Eigentum, tatſächlich die Funktion 
als „Kapital“ ausübt, d. h. die Eigenſchaft wirkt, 
einer Unternehmung als ſachliche Unterlage zu 
dienen. Da aber dieſe Verwendungsform des Eigentums 
erſt heute herrſchend iſt, ſo erweiſt ſich das Kapital auch 
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als eine bloß hiſtoriſche Kategorie, die geſchichtlich ent— 
ſteht und wieder vergeht oder doch nur einmal einer 
ganzen Geſellſchaftsordnung das Gepräge gibt, zu einer 
andern Zeit aber wieder nur vereinzelt wirkſam wird. 
Hitze zögert ſogar nicht, an anderer Stelle (S. 108) es dem 
Sozialismus als Verdienſt anzurechnen, daß er die Rela- 
tivität dieſer Funktion des Eigentums ſo ſtark betont 
habe. Hier hat er demnach — nicht ohne den Einfluß 
von Marx — bereits Gedankengänge angedeutet, denen 
wir ſpäter bei Sombart und Max Weber in wiſſenſchaft⸗ 


— licher Vollendung begegnen. Selbſt die Preistheorie 


Guſtab Caſſels, wonach der Preis die Nachfrage nach 
knappen Gütern je nach dem Vorrat einzuſchränken oder 
zu erweitern habe, iſt hier ſchon andeutungsweiſe ſkizziert 
(S. 31). Er teilt mit v. Kirchmann die Anſicht, daß der Ge- 
nußverzicht, der erſt neuerdings als Charakteriſtikum des 
kapitaliſtiſchen Geiſtes und der Anternehmerpſychologie 
erkannt wird, eine Sackgaſſe der wirtſchaftlichen Entwick— 
lung werden muß, weil auf die Dauer alle Wirtſchaft 
nur gedeihen kann, wenn ſie dem geſellſchaftlichen Bedarf 
dient (49, dageg. 372). Erſt wenn mit ſteigender Pro— 
duktivität der Arbeit auch der Anteil der Maſſen d. h. 
deren Kaufkraft ſteigt, werden die Spannungen zwiſchen 
Angebot und Nachfrage, die Abſatzkriſen, urſächlich 
überwunden, erhalten techniſcher Fortſchritt und ver— 
mehrte Gütererzeugung ihren Sinn, dient die Wirtſchaft 
ihrem natürlichen Zwecke, geſundet unſere ganze So— 
zialverfaſſung! Folgerichtig iſt die Stellung Hitzes zum 
Privateigentum ziemlich weitherzig, das Privateigentum 
an den Produktionsmitteln erſcheint bei ihm mehr als 
poſitive, menſchliche Setzung (S. 114), dem nunmehr das 
„Arbeitsrecht“, das Recht auf Mit verfügung über die 
Arbeitsmittel, auf Mit genuß der Arbeitsfrüchte (150) 


gegenüberſtehe: „Wo ich nicht mit-rate, ich auch nicht 


mit⸗tate.“ In der politiſch-wirtſchaftlichen Reorganiſa— 
tion der Stände liegt ihm darum die ganze Löſung der 
ſozialen Frage. Damit glaubt er das Mancheſtertum 
für immer gebrochen. Aber auf eine Neuordnung der 
Geſellſchaft von unten herauf rechnet er nicht (437), „es 
muß wieder regiert werden,“ und zwar in die geſellſchaft— 


Sozialpolitik als Rechtsanſpruch 37 


lichen Verhältniſſe hinein (392), „ſchaffen wir mal die 
Inſtitutionen, der Inhalt wird ſich ſchon finden“ (487) 
Wieweit die Ordnung des Staates im einzelnen zu 
gehen habe, erſcheint ihm eine rein praktiſche Frage (150), 
prinzipiell könne der Staat ſogar reine Liebespflichten, 
nicht nur die Beobachtung der Gerechtigkeit, erzwingen 
(170, 229). Wie Adolf Wagner, fo glaubt auch Hitze, es 
ſei ein Geſetz der Weltgeſchichte, daß mit fortſchreiten— 
der Entwicklung der Staat immer (im Originaltext hat 
ihm der Druckfehlerſchalk ein „nimmer“ daraus ge— 
macht! —) mehr Gebiete der Freiwilligkeit in den Be— 
reich des Rechts hineinzieht (232). Er wendet ſich dabei 
ausdrücklich gegen diejenige Richtung der katholiſchen 
Sozialethik, wie ſie beſonders in Frankreich und Belgien 
in der Schule von ers unter Führung Perins ver- 
treten würde und welche . e Wirkſamkeit des Staates 
auf die reinen Rechtepflichten beſchränkt wiſſen wollte. 
Gedanken, wie die Nationaliſierung des Bodens lagen 
ihm durchaus nahe (348). Aber der Angelpunkt ſeiner 
Ideen war offenbar in einem „ſtändiſchen Sozialismus“ 
(440) zu ſuchen, in einer Solidariſierung der Berufe, 
welche die Aufgabe haben ſollte, einen Ausgleich 
zwiſchen Sozialismus und Kapitalismus herbeizuführen. 
Der Konſtitutionalismus — meint Hitze — ſei letzten 
Endes keine echte Volks vertretung, ſondern nur eine 
Vertretung von Staatsbürgern. Nicht die Partei, ſondern 
erſt der Stand ermögliche eine wahre Vertretung der 
volkspolitiſchen Strömungen. „Standwerdung“ der 
Arbeiterſchaft und „Entproletariſierung“, das find Vor- 
ſtellungen, die bei Hitze längſt vorweggenommen ſind. 
Auch die „Dezentraliſation“ der e wie ſie heute 
von Roſenſtock, Hellpach, Cremer, Ford vorgeſchlagen 
wird, hat ihm bereits vor geſchwebl und mit Reuleaux 
glaubte er in etwa an die ſoziale Miſſion der Kleinkraft⸗ 
maſchine (503, 584 f.). 

Er war der Ueberzeugung, daß der Kleinbetrieb 
— ebtl. mit genoſſenſchaftlicher Ausnützung der Technik — 
durch Bewahrung der Perſönlichkeit und Freiheit berufen 
ſei, einen gewiſſen „Mittelſtand“ zu bewahren und zu 
ſtärken. Darüber hinaus verſprach er ſich davon eine 
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Stärkung der Qualitätsarbeit (485), eine Gejundung des 


Verhältniſſes von Erzeugung und Bedarf (331). Nur 


* 


gegen die Zerſplitterung, die das neue Erbrecht im bäuer— 
lichen Beſitz hervorrufe (Pflichtteil) wandte er ſich ent- 
ſchieden (357 und 380). Auch möchte er nicht in jeder Hin- 
ſicht auf die Vorteile gewiſſer induſtrieller Großbetriebe 
verzichten (258), dort ſollen eben Sozialverſicherung (535) 
und „konſtitutionelle“ Geſtaltung des Arbeitsverhält— 
niſſes den Ausgleich ſchaffen (552). Selbſt das ,,Dinta“- 
Programm einer Erwachſenenbildung im Rahmen der 
Werksgemeinſchaft d. h. einer univerſaleren Erziehung 
der jungen Fabrikarbeiterſchaft iſt in dieſem Buche 
gleichſam vorausgeahnt worden (555 f.). Er vertritt die 
Kriſenunterſtützung für die durch die arbeitſparenden 
Maſchinen freigeſetzten Arbeiter (562). Der bereits in 
ſeinem Erſtlingswerk angerührte Gedanke einer Kapitali— 
ſierung des Vertrauens in die Arbeit, der Kreditſchöp— 
fung zwecks Kaufkraftſteigerung der breiteren handwer— 
kenden Bevölkerung — die ſpekulative Lohnerhöhung, 
wie es Theodor Brauer kürzlich genannt — iſt hier weiter 
ausgeführt (541 f.). Er bekennt ſich zum Familienlohn 
und begründet ihn mit dem Gegenwert der ſog. Produk— 
tionskoſten bzw. Reproduktionskoſten der Arbeit. Die 
Koſten der Aufzucht, der Behütung und Erziehung 
— jenes große Anlagekapital der Eltern für die Kinder — 
müßten ſich einmal verzinſen. Darüber hinaus beſtehe 
ein Anſpruch auf eine Sicherheitsprämie für das Alter, 
wo die Produktivkräfte im Dienſte der Arbeit einmal 
verzehrt ſind. Wie etwa beim Arzt nicht der augenblick— 
liche Aufwand für die einzelne Unterſuchung und Bes 
ratung vergütet wird, ſondern auch ein Anteil auf die 
„borgeſchoſſenen“ Studienkoſten und den ſchnellen „Ver— 
ſchleiß“ der dauernd gefährdeten Arbeitskraft des Medi- 
ziners, jo muß auch der Unternehmer die familiären Auf— 
zuchtskoſten wieder erſtatten, damit ſie der „Brutpflege“ 
und Erziehung der neuen Generation wieder zur Ver— 
fügung ſtehen (S37). Staatlicher Arbeiterſchutz (533) ſoll 
die „Riſikoprämie“ für die Gefahren der modernen Ar— 
beitsweiſe ablöſen bzw. garantieren. Ein Minimum ſo⸗ 
zialer Sicherheit ſoll dadurch gewährleiſtet werden, daß 
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in Form von Beiträgen der Arbeitgeber ein Teil des 
Lohnes einfach dem Geſetze von Angebot und Nachfrage 
auf dem Arbeitsmarkte entzogen und den Kranken-, In⸗ 
paliden-, Sterbe⸗ und Hinterbliebenenkaſſen zwangs 
weiſe zugewendet wird (586). Die Gewerkſchaften und 
ihr Bemühen, den Lohn zu ſteigern, erkennt Hitze grund— 
ſätzlich an. An Stelle ihrer klaſſenpolitiſchen Einſtellung 
ſollen fie ſich aber mehr berufsſtändiſch orientieren; über⸗ 
dies wünſcht er ſie mit öffentlichen Rechten ausgeſtattet 
und ſtaatlich begünſtigt — eine Forderung, die erſt jetzt 
durch einen ſeiner ſpäteren M. Gladbacher Schüler, den 
Reichsarbeitsminiſter Brauns, verwirklicht wurde. Allec⸗ 
dings finden wir ſchon damals bei ihm die neuerdings 
von Briefs gegenüber Brentano vertretene Anſchauung, 
daß die Gewerkvereine nicht für jene Arbeiterkreiſe ge— 
dacht werden können, die dauernd an der unteren Exi— 
ſtenzgrenze ſtehen und daß ſie gerade in den Zeiten 
ſchwerſter Kriſis und Verelendung in Frage geſtellt ſind. 
Er war vielmehr der Ueberzeugung, „daß ſie nur in Zeiten 
des Aufſchwunges ein wirklich durchſchlagendes Mittel 
ſind, eine Aufbeſſerung der Arbeiterlage zu bewirken.“ 
Die Kritik des Liberalismus an der Organiſation der 
Arbeit ſchien auch ihm weniger in der Anwendung der 
gleichen „Marktgeſetze“ durch die Arbeitskartelle be— 
gründet zu ſein, als in dem Verſuch des Proletariats, 
ſich durch Verbandsbildung gerade von dieſem reinen 
Konkurrenzkampf zu befreien, die Arbeit wieder „ſtän⸗ 
diſch“ zu qualifizieren (527). — Für Hitze er⸗ 
ſchöpfte ſich die ſoziale Frage nicht mehr in der Ar— 
beiterfrage, wie das in ſeinem erſten Buche noch mehr 
oder weniger der Fall war. Er macht den Sozialismus 
(253), als ungeratenen Sohn des Liberalismus, dafür 
verantwortlich, das öffentliche Intereſſe einſeitig auf die 
ſozialen Probleme der Induſtrie gelenkt zu haben (389). 
Während in ſeinem Erſtlingswerke noch ausdrücklich vom 
Vorrang des Ganzen vor den Teilen geſprochen wird, 
poſtuliert Hitze hier, um eine Plattform für ſeine auto- 
nomen Berüfskörperſchaften zu bilden, die „relative 
Selbſtändigkeit und Berechtigung der Glieder“ innerhalb 
des ſozialen Organismus (214). In gewiſſem Wider 
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ſpruch zu andern Stellen des gleichen Buches — etwa 
zu ſeinem Appell an die „allgegenwärtige Hand des 
Staates“ (439) — eifert er ſogar heftig gegen unſere 3en- 
traliſationsſüchtige Zeit, die den Sinn für die Heilig- 
keit der wohlerworbenen Rechte und der beſtehenden 
Freiheit verloren habe und der nur der Staat heilig ſei. 
Die moderne ſtaatliche Organiſationsform der Geſell— 
ſchaft ſei erſt ſehr jungen Datums und ſei keineswegs 
für alle Ewigkeit ſo feſtgelegt, ſondern könne durchaus 
einmal vom Föderalismus der arbeitsteiligen Geſellſchaft 
eingeſchränkt werden (408, 207 f.). Der Widerſpruch 


zwiſchen der verſchiedenen Stellungnahme des Buches zur 


öffentlichen Gewalt läßt ſich in etwa u löſen, wenn 
wir bedenken, daß Hitze eben in erſter Linie die Bev ore 
mundung in politiſchen Dingen ablehnt und an deren 
Stelle Rechtsanſprüche geſetzt wiſſen will: legale Selbſt— 
verwaltung der Stände mit ſtaatlicher Protektion (398). 
Erinnert man ſich, wie treffſicher Hitze die Attribute und 
Wirkungen des Kapitals, wie etwa Mechaniſierung, Ani— 
tariſierung, Gleichmacherei, Vereinzelung, Auflöſung der 
Gemeinſchaft, Nationalliberalismus, feſtſtellt (809, 334), 
Jo mag es auffallen, daß er trotzdem immer die Notwendig— 
keit einer Anpaſſung an die moderne induſtrielle Ent— 
wicklung betont (463). Aber ebenſowenig, wie er den 
Strom zurückſtauen will, mag er ſich vom Fluß der Dinge 
einfach treiben laſſen. Ganz ähnlich, wie Deſſauer und 


kürzlich Romano Guardini in ſeinen „Briefen vom Comer— 
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ſee“, zeichnet er — wenn auch mit gröberen Strichen — 
die kommende Zeit als eine Zeit der Ordnung, der Wie— 
derherſtellung der rechten Rangordnung der Werte, die 
die Technik nicht verneint, ſondern ihre „Philoſophie“ 
erſt richtig erfüllt, ſie uns dienſtbar macht (481). Die 
Geſchichte ſieht er nicht in kontradiktoriſchen Gegenſätzen 
verlaufen, ſondern in Spannungen, welche die ruhende 
Subſtanz zu immer neuer Schöpfung veranlaſſen. Alſo 
keine dialektiſche Negation, ſondern Stetigkeit, Anknüp— 
fung der Zukunft an die Vergangenheit und Gegenwart, 
wenn auch zuweilen an deren Fehlentwicklung (303 und 
570). Darum will er ſeine künftige Innung auf den 
Boden des gegenwärtigen Wirtſchaftsſyſtems ö ſtellen, 
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aber einen „Plan“ ſoll fie da hineintragen und Plan— 


wirtſchaft daraus geſtalten. Die berufsſtändiſchen Kör⸗ 
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perſchaften ſollen die ganzen Aufgaben des Genoſſen- 


ſchaftsweſens, der Sozialberſicherung, der freien Volks⸗ 
bildung, des Arbeitsrechtes, der Treuhänder für Waren— 


kredite und Arbeitsgeld (475 f.), des jetzt unnatürlich 


aufgeblähten Zwiſchenhandels (544) übernehmen. Hitze 
iſt ſo vertrauensſelig in ſeinen Ideen, daß er ſich ſogar 
zu dem Satze verſteigt „Unſer ganzes Leben muß wieder 
ſtändiſch werden, von der Politik bis zum — Ver— 
gnügen.“ — 

Nach dieſer Auswahl beſonders aktueller und inter— 
eſſanter Probleme des Hitzeſchen Buches ſcheint uns doch 
ein kurzer ſyſtematiſcher Rückblick unerläßlich zu ſein. Das 
bisher Geſagte läßt bereits erkennen, daß das Werk ſo— 
wohl kritiſch als auch poſitiv gehalten iſt. Der erſte Teil 
gibt denn auch zunächſt eine theoretiſche Auseinander- 
ſetzung mit den herrſchenden Meinungen und den Tat— 
ſachen der Volkswirtſchaft, denen dann die chriſtlichen 
Soziallehren gegenübergeſtellt werden. Der zweite Teil 
ſkizziert die kommende Wirtſchaft und die Wege dahin. 
Sehen wir uns beide noch einmal genauer an: Der erſte 
Vortrag prüft die ſozialiſtiſche Werttheorie und kommt 
aus prinzipiellen und ſachlichen Erwägungen zu einer 
Ablehnung. Dagegen findet die marxiſtiſche Kritik der 
beſtehenden kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung im 
zweiten Vortrage weitgehendſte Zuſtimmung. Die 
Lehren von der Konzentration des Kapitals und der 
Anternehmungen, von der Aeberproduktion und Unter- 
konſumtion werden in ihren Grundzügen anerkannt. Im 
dritten Abſchnitt wird an Hand des ſcholaſtiſchen 
Naturrechtes das Eigentum erörtert, ſeine Begründung 
im ius gentium wird indeſſen nicht ſehr ſtreng gedeutet, 


es erhält dadurch den Charakter eines mehr „dyna- 


miſchen Eigentums“ — um die Wortſchöpfung des katho— 
liſchen Soziologen v. Nell-Breuning anzuwenden. Die 
geſchichtlichen Belege ſind teilweiſe unzureichend. Im 
folgenden Kapitel wird der Verſuch gemacht, das von 


franzöſiſchen Sozialiſten verkündete „Recht a uf. Arbeit“ 


durch Zitate aus den mittelalterlichen Moralphiloſophen 


ee 
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zu beſtätigen, und im Sinne eines Anſpruches, durch 
Arbeit leben zu können, den Rechten des Eigen- 
tums bzw. des Kapitals ausgleichend gegenübergeſtellt. 


— Im fünften Vortrag wird der Ausgleich dieſer beiden 


Rechte in ganzer Breite erörtert und eine Vermittlung 
zwiſchen Individualismus und Sozialismus, Freiheit und 
Bindung erſtrebt. Das Ergebnis ähnelt bereits dem 
ſpäter von Heinrich Peſch geſchaffenen „Solidarismus“ 
und zeigt eine gewiſſe Verwandtſchaft mit den Anſchau— 
ungen des Kathederſozialismus. Dann folgt eine Pole— 
mik gegen die ſozialiſtiſche Faſſung der Ideale Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit, wobei der chriſtliche Kern 
dieſer Forderungen nicht genügend anerkannt ſcheint und 
noch nicht verſucht wird, fie als Reaktionserſcheinungen 
wenigſtens zu „verſtehen“. Auch der achte Vortrag, der 
ſich mit der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung aus— 
einanderſetzt, mutet noch ſtark apologetiſch an, wobei auch 
die philoſophiſchen Schwierigkeiten vielleicht ein wenig 
vereinfacht ſind. In den beiden folgenden Abſchnitten iſt 
von der Berechtigung des Mittelſtandes und ſeiner Ge— 
fährdung durch die moderne Geſetzgebung die Rede. Es 
werden die Vorzüge der Gruppenfabrikation, der Ver— 
einigung von Werkraum und Lebensraum im Klein— 
betrieb dargetan und deren Erhaltung und Schutz durch 
ein konſervativeres Erbrecht, eine Reform des Hypothe— 
karrechts uſw. gefordert. Damit ijt bereits der Ueber— 
gang zum praktiſchen Teil gegeben, der die „Reorganiſa— 
tion der Geſellſchaft“ zum Gegenſtande hat. Zunächſt 
wird die Schaffung von Intereſſenvertretungen an Stelle 
der politiſchen Parlamente gefordert und der Volks— 
wirtſchaftsrat, wie ihn damals Bismarck etwa plante, 
als Uebergangsjtadium ins Auge gefaßt. Wenn die Auf— 
löſung der Geſellſchaft, ſo heißt es im elften Vortrage, 
der eigentliche Gegenſtand der ſozialen Frage fei, fo 
könne die Antwort folgerichtig nur auf einen Sozialis— 
mus, eine neue Bindung der Geſellſchaft hinauslaufen. 
Es wird alſo das Problem einer Neugeſtaltung und Glie— 
derung des Bauernſtandes und des Handwerks praktiſch 
überlegt und ſchließlich im vierzehnten und fünfzehnten 
Vortrage ſogar die Organiſation der Großinduſtrie und 
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der Arbeiterſchaft, ihre Notwendigkeit und Möglichkeit 
erörtert. Dieſe beiden Kapitel ſind die wichtigſten, aber 
auch problematiſchſten. In bezug auf die Verbandsbil— 
dungen ſind ſie der Wirklichkeit vorausgeeilt. Noch ehe 
die Kartelle, Truſts und Syndikate eine Art Produk— 
tionsregelung im weiteſten Umfange in die Hand nah— 
men, noch ehe Plenge und Nickliſch die Parole „Organi- 
ſation“ ausgegeben und Sombart die Diagnoſe einer 
ſpätkapitaliſtiſchen „Gruppierung“ der Wirtſchaft ge— 
ſtellt, hat alſo Hitze einer Reorganiſation das Wort ge— 
redet. Uns ſcheint indeſſen, daß er die Weſensverſchie— 
denheit der vorkapitaliſtiſchen und der hochkapitaliſtiſchen 
Sozialordnung, wie fie in dem Anterſchied von Gemein— 
ſchaft und Geſellſchaft am typiſchſten gekennzeichnet iſt, 
nicht genügend in Betracht gezogen hat. Eine äußere 
Verfaſſung bildet das Proletariat eben noch nicht in 
Berufsſtände um, genau wie auch die Polariſierung der 
modernen Geſellſchaft, ihre Zerklüftung in Klaſſen noch 
nicht durch Arbeitsgemeinſchaften, Kleinaktien, Gewinn 


beteiligung, Wirtſchaftskammern und Intereſſenvereini⸗ 


gungen weſenhaft überwunden wird. Durch Ideologien 
wird der Arbeiter an der Stanzmaſchine ebenſowenig 
„Berufs“-menſch, wie etwa eine Anternehmervereini— 


gung durch Humanität »ſtändiſch“ wird. Zu der „For⸗ 


mierung“ muß vielmehr ein weitgehender inh alt- 
licher Weſenswandel hinzukommen. Es genügt nicht, 
daß das überkommene Wirtſchaftsſyſtem mit dem 
Geiſte der Sozietät erfüllt werde, ſondern es müſſen 
auch durch Reform der Produktionsweiſe die Voraus— 


ſetzungen und Lebensbedingungen für ihn geſchaffen wer⸗ 
den. Die zum Weſen des Kapitalismus gehörende Ab⸗ 
ſpaltung der Arbeit von den Produktionsmitteln wird 
nicht nur durch eine Verſtärkung des Arbeitsrechtes ge⸗ 
genüber dem Eigentumsrecht überwunden, ſondern 
auch wohl durch ſchrittweiſe Wiedervereinigung des 


Eigentumsrechtes mit dem Arbeitsrecht, der Produk⸗ 


tionsmittel mit der patent Arbeit“, des Lebens mit 
dem Werktum. Hier iſt wohl der Angelpunkt einer — 


Achſendrehung von der angeblichen Schickſalhaftigkeit der 
großinduſtriellen Wirtſchaftsentwicklung zur echten Ge⸗ 
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ſellſchaftsordnung. Aber Ernſt Michel hat gewiß recht, 
wenn er meint, daß der Weg von der Sozialpolitik zur 
Geſellſchaftsordnung über die Etappe des Arbeitsrech— 
tes gehen mußte. Wie unſere Zeit bereits einer Wende 
zwiſchen Arbeitsrecht und Ordnung „von unten herauf“ 
und „von innen heraus“ entgegengeht, ſo tauchten auch 
zu Hitzes römiſcher Zeit in den Gewerkvereinen die erſten 
Vorpoſten des Arbeitsrechtes auf. Deshalb ſtecken 
in ſeiner Korporationsidee nicht etwa bloß romantiſche 
Wiederholungen und ethiziſtiſche Utopien — wie man 
das gelegentlich hinzuſtellen beliebt — ſondern Keime 


des heutigen Arbeitsrechtes, auch wenn Hitze nach dieſen — 


zwei Schritten vorwärts ſpäter einen Schritt zurück ge— 
macht hat. Als ob nicht auch die ſoziale Revolution der 
Nachkriegszeit den Weg der Echternacher Springpro— 
zeſſion gehen mußte! — Iſt es ein Zufall, daß „Kapital 
und Arbeit“ mit einem Abſchnitt über Kommunaliſierung 
und Verſtaatlichung ſchließt? Kommt da vielleicht zu 
guter Letzt noch ein Zweifel an die Reife der Geſell— 
ſchaft zur Selbſthilfe, eine Rückkehr zum Staate zum 
Ausdruck, dem Hitze in ſeinem Sturm und Drang ſeine 
heimliche Bewunderung nicht verbergen kann, deſſen All— 
macht er ſchließlich die Verwirklichung ſeiner ſozialen 
Ideale doch noch anvertraut? 

Wie dem auch ſei, auch dieſes Buch fand einen un— 
gewöhnlichen Widerhall. Selbſt Freiherr von Hert— 
ling, einer der damals führenden katholiſchen Sozial— 
philoſophen und praktiſcher Sozialpolitiker im Reichs— 
tag würdigte (1882) in den „Chriſtlich-ſozialen Blät— 
tern“ dieſe Arbeit des jungen Kaplans einer eingehenden 
Auseinanderſetzung. Hertling ſtand allerdings mit bei— 
den Füßen auf dem Boden der modernen induſtriellen 
Entwicklung. Nach Ritter v. Buß gehörte er wohl zu 
den erſten Adligen, deren ſoziale Arbeit nicht auf einem 
Reſſentiment gegen den Liberalismus der neuen „Schlot— 
barone“ gegründet war. Aber ſeine Auffaſſungen vom 
Rechtsſtaat trafen ſich z. T. wieder mit dem ſozialen Sne 
dividualismus der belgiſch⸗franzöſiſchen Katholiken. So 
mußte Hertling nicht nur gegen die Zunftverfaſſung der 
reorganiſierten Geſellſchaft Hitzes wegen ihres An— 
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ſcheins einer wirtſchaftsgeſchichtlichen Rückbildung ein- 
genommen fein, ſondern auch wegen des „ſozialiſtiſchen“ 
Charakters derſelben. Schon in ſeiner „Jungfernrede“ 
im Anſchluß an den bereits erwähnten Antrag Galen 
hatte Hertling vor einer ſozialen Staatsomnipotenz ge— 
warnt und er hatte damals die Windthorſtſche Fraktion, 
die durch den Bismarckſchen Kulturkampf die Folgen 
einer überſteigerten Staatsautorität ſtark zu ſpüren be— 
kommen hatte, noch auf ſeiner Seite. Andere Adlige 
der Partei, an der Spitze der Abgeordnete Freiherr von 
und zu Frankenſtein, neigten aber je länger je mehr 
dazu, dem ſozialen Protektionismus der Regierung zu 
folgen. Bismarck verſtand es, Frankenſtein an ſich zu 
ziehen und durch ihn einen Teil des Zentrums für ſein 
mit Staatszuſchüſſen gedachtes Verſicherungsgeſetz, das 
dazu dienen ſollte, die Staatsgewalt gegenüber der So— 
zialdemokratie zu ſichern, zu gewinnen. Hertling erzählt 
in ſeinen Erinnerungen ſpäter, daß damals der Ab— 
geordnete Dr. Franz das Wort geprägt habe „die Frak— 
tion befände ſich auf der ſchiefen Ebene — nach oben.“ 
Dieſe neuen Tendenzen innerhalb des Zentrums fanden 
jedenfalls in Hitzes Buch einige theoretiſche Stützen und 
ſo ſah ſich Hertling veranlaßt, den Dingen auf den Grund 
zu gehen. Während Hitze wegen der Glaubensſpaltung 
auf eine poſitiv religiöſe Baſis ſeiner Korporations— 
idee verzichten zu müſſen glaubte und die wirtſchaftlichen 
Intereſſen in den Vordergrund ſtellte — als. deren! 
Folge er eine chriſtliche „Reaktion“ erhoffte (ſiehe 
Kapital und Arbeit, S. 447) — ging Hertling mit dem 
moraltheologiſchen Rüſtzeug des ſicheren Scholaſtikers 
an die Kritik. Er wies nach, daß es eine ſittliche 
Höchſtgrenze des Eigentums nicht gäbe, abgeſehen von 
dem Grenzfall — den auch die Kirchenlehrer des Mittel- 
alters behandelten — wo das Maximum an Beſitz durch 
as Minimum der Nahrung des Dritten begrenzt ſei. 
Hertling ſchien zu überſehen, daß gerade in dieſem 
Grenzfall der Vorrang des Menſchen vor dem Sachen— 
recht zum Ausdruck kam. Eine poſitive Soziologie hat 
aber offenbar nicht davon auszugehen, was gerade noch 
erlaubt ift, ſondern was wünſchenswert, ſozial erjtrebens- 


—. 
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wert iſt. Dies ſteht jedoch bei Hertling — wie er ſelber 
ausdrücklich betont — nicht in Frage; er verkannte alſo, 
wie es ſcheint, ein wenig die verſchiedenen Aufgaben des 
kirchlichen Rechtes und der Moral einerſeits und der 
ſchöpferiſchen Sozialreform andererſeits. Auch Hertling 
gegenüber wäre vielleicht in etwa das Wort von E. K. 
Winter am Platze geweſen, daß die Soziologie nicht die 
Aufgabe habe, die Theologie zu wiederholen, ſondern daß 
ſie - bei aller Begrenzung durch die Moral — eigenſtändig 
ſei. Hertlings Stellungnahme gewinnt indeſſen an Be— 
rechtigung, wo fie die Frage aufwirft, ob eine Reorgani— 
ſation der Geſellſchaft durch öffentliche Verbände er- 
zwungen werden kann, ob alſo z. B. die Gemeinſchaft 
der Arbeitgeber rechtlich verpflichtet iſt, das Arbeits— 
recht des Menſchen zu realiſieren. Und hier ſcheint aller— 
„dings die „Grenze“ des ſittlich Möglichen erreicht zu fein, 
abgeſehen davon, daß gerade auch politiſch eine Privile— 
gierung im Spätmittelalter zum Verfall der Arbeits- 
gilden geführt hat. Das Arbeitsrecht reicht eben — nach 
Hertling — nur an die Grenze des Eigentums, jeder darf 
ſeinen Acker bebauen, er hat aber als Nichtbeſitzer 
keinen öffentlich-rechtlichen Anſpruch auf ein Arbeits— 
verhältnis im Eigentum eines Dritten. Hier wird wie— 
derum offenbar, daß gerade in der Emanzipation der 
Produktionsmittel von der Arbeit, des Eigentums vom 
werkenden Menſchen der Arſchaden der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaftsordnung zu ſuchen iſt. Mag Hertling auch 
zuzuſtimmen ſein, daß dieſe Schwierigkeit nicht durch ein 
omnipotentes Arbeitsrecht behoben werden darf, ſo ſcheint 
er uns doch gegenüber Hitze inſofern im Unrecht zu fein, 
als er die Bedeutung dieſes Grundübels unterſchätzt, 
wenn er glaubt, es ſei ſchon durch perſönliche Taten der 
Nächſtenliebe oder durch öffentliche Fürſorgemaßnahmen 
zu beheben. Hier hat Hitze doch offenbar zwiſchen den 
Aufgaben der Caritas und ſtaatlichen Sozialpolitik noch 
mehr als Hertling auch die einer autonomen Sozial— 
reform, der Selbſthilfe der Geſellſchaft geſehen. Eine 
ſtreng naturrechtliche Norm des Verhältniſſes von Kapi⸗ 
tal und Arbeit wird ſich ſelbſtverſtändlich nicht konſtru⸗ 
ieren laſſen, es ſei denn nur eine negative. Das darf aber 
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doch den Sozialpolitiker nicht hindern, eine ſozial-ethiſch 
(relativ) „normale“, d. h. wünſchenswerte, vorbildliche, 
ſoziologiſch vollkommenere Geſellſchaftsordnung zu zeich⸗ 
nen — vorausgeſetzt, daß es zu keinen Zuſammenſtößen 
mit den konkreten Grenzrechten irgendwelcher Geſell— 
ſchaftsglieder kommt, mögen dieſe auch von ſich aus, 
durch andere als öffentlich erzwingbare Sittengeſetze 


innerlich verpflichtet ſein, an der Vervollkommnung / 


der ſozialen Ordnung mitzuwirken. Jedenfalls konnte 
Hertling niemand nötigen, den Kapitalismus einfach als 
Folge „veränderter Verhältniſſe“ — wie er ſich aus- 
drückte — hinzunehmen und keine Sozialethik des Mittel- 
alters konnte Hitze hindern, daran zu zweifeln, daß das 
moderne Verhältnis von Eigentum und Arbeit dauernd 
als in der „Natur der Sache“ begründet und den 
letzten Zielen des Menſchen nicht zuwiderlaufend er— 
achtet werden muß. Wenn Hertling meinte, daß das 
Geſellſchaftsethos nur durch die rein innerliche Ge— 
ſinnung des einzelnen geformt werde, ſo widerſprach 
das ſeiner eigenen Auffaſſung, wonach der Kapi— 
talismus nicht bloß die Ausgeburt eines individu— 
ellen Mammonismus iſt, ſondern auch in der objektiven 
hiſtoriſchen Entwickelung gründe. Wenn er dann mit ge— 
wiſſem Recht gegen Hitze anführt, daß das Verlaſſen 
wirtſchaftsgeſchichtlicher Formen, wie die der Zunftver— 
faſſung, nicht allein als Abfall von chriſtlichen Auf— 
faſſungen gedeutet werden könne, ſo gab er andererſeits 
damit eigentlich ſelber die Berechtigung zu, nun auch das 
jetzt zufällig herrſchende Syſtem nicht als ewig unver— 
änderlich anzuſehen. Sozialpolitiſche Eingriffe von außen 
ſind aber für Hertling nur im Grenzfall des Pauperis— 
mus gerechtfertigt, um dann den Arbeitern gerade noch 
die Erfüllung der Menſchheitszwecke möglich zu machen, 
ihre letzten, unveräußerlichen Menſchenrechte zu ſichern. 
And dafür bedürfe es keiner Eingriffe in das Recht, das 
Privateigentum kapitaliſtiſch zu verwerten, ſondern ge— 
nüge Arbeiterſchutz und Sozialverſicherung. Mag man 
Hertling weitgehend dahin zuſtimmen, daß das Weſen 
der ſittlichen Handlung in der freien Entſcheidung liege 
und daß es unzuläſſig iſt, den Staat zur Kirche, zum 
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Verwalter des ganzen Sittengeſetzes zu machen, ſo er— 
innert fein Rechtsſtaat doch allzu ſtark an den Nacht- 
wächterſtaat des Liberalismus. Gewiß, auch uns ſcheint 
der Staat nur die Aufgabe zu haben, dem Volke und 
ſeinen einzelnen Gliedern die Möglichkeit eines ge- 
ordneten Zuſammenlebens in rechtlicher und materieller 


Beziehung zu gewährleiſten. Wenn es aber — nach 


1 
1 
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1 


1 


ae 


Hertling — des ſozialen Charakters einer ſittlichen 
Handlung bedarf, damit ſie Gegenſtand einer rechtlich 


erzwingbaren Norm werden könne, warum ſollte dann 


z. B. der Akkumulation und Konzentration des Eigen— 
tums dieſe ſoziale Bedeutung abgeſprochen und ihr hem— 
mender Einfluß auf die „Verwirklichung notwendiger 
Menſchheitszwecke“ von vornherein verneint werden? 
Hitze hat die ſoziale Bedeutung der neuzeitlichen Ent— 
wicklung von Eigentum und Arbeit ſicher tiefer gewür— 
digt als der Zentrumsphiloſoph v. Hertling, wenn er 
auch leicht geneigt war, an die Stelle der arbeitsteiligen 
Geſellſchaft ſelber den politiſchen Verband zu ſetzen, 
während Hertling den Sinn der Geſchichte richtig in der 
Befreiung der Perſönlichkeit, nicht in fortſchreitender 
Bindung ſah. 


III. 


ährend Hertling ſeine eingehende Kritik veröffent— 

lichte — jie wurde übrigens ſpäter in ſeinen „Auf— 
ſätzen und Reden ſozialpolitiſchen Inhalts“ 1884 noch— 
mals abgedruckt — gingen in Hitze, wie wir weiter unten 
ſehen werden, bereits ſtarke Wandlungen vor ſich. 
Anter der Preſſe befand ſich aber noch ein Buch, in 
dem Hitze wiederum, wenn auch ein letztes Mal, ſeine 
zünftleriſche Auffaſſung zum Ausdruck brachte. „Schutz 
dem Handwerk!“ (Paderborn 1888) war es betitelt und 
brachte eine ſehr eingehende Kritik des Innungsgeſetzes 
vom 18. Juli 1881 nebſt poſitiven Vorſchlägen für eine 
Erhaltung des Handwerks, vorab durch öffentlich- recht⸗ 
liche Standesorganiſationen, d. h. durch Zwangsinnungen 
und durch Neuordnung des Lehrlings- und Geſellen— 
weſens. Die Schrift — deren Aufſätze z. T. erſtmals 


Kaplan Hitze“ 


” 
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in der Oeſterr. Monatsſchrift für Geſellſchaftswiſſen— 
ſchaften erſchienen waren (1882 VIII) — geht aus von 
dem Grundſatz, daß mit dem „goldenen Mittelſtande“ 
die Geſellſchaft ſtehe und falle. Die neue Ordnung des 
Gewerbes gewähre aber dem gewerblichen Mittelſtand 
keine Rechte und keine Exekutivmittel und ſei deshalb 
unbefähigt, das Handwerk vor der Aufreibung durch den 
ökonomiſchen Liberalismus zu ſchützen. Mit Recht ſagt 
Hitze, daß die modernen Produktionsmethoden zwar 
pribatwirtſchaftlich billiger erzeugten, ſittlich aber ſich als 
unendlich „teuerer“ erwieſen. Der Gedanke, daß eigentlich 
ein großer Teil der „Unkoſten“, und zwar der moraliſchen, 
ſozialhygieniſchen Folgen des Induſtrialismus von den 
Unternehmungen auf die Geſellſchaft abgewälzt werden 


und deshalb in den Preiſen der Produkte zunächſt nicht 


zum Ausdruck kommen, dürfte noch heute Anlaß zu einer 


ernſten ſyſtematiſchen Nachprüfung geben. Würden all 


die Unjummen von ſozialen Laſten, Steuern, Verwal— 
tungskoſten uſw., die direkt oder auf Umwegen dazu 
dienen, die geſundheitlichen, volkspolitiſchen und ethiſchen 
Schäden des Kapitalismus wieder wettzumachen, einmal 
auf die „billigen“ Produkte umgerechnet, ſo dürfte ſich 
wohl erweiſen, daß die niedrigen Preiſe etwa der Fabrik— 


waren tatſächlich eine „optiſche Täuſchung“ ſind und mit 
Werten bezahlt werden, die die bewunderungswürdigſte 


techniſche Erfindung nicht aufwiegt. Angeſichts der zer- 


ſetzenden, degenerierenden Folgen des Maſchinismus ruft 
Hitze aus: „Wahrlich, ich bewundere den Mann, der den 
Mut hat, für ſolchen „Fortſchritt“ zu ſchwärmen, ich 
verachte ihn aber, wenn er leichten Herzens ſich 
für den „Fortſchritt“ entſcheidet und ihm die Entſcheidung 
ſelbſtverſtändlich erſcheint. “ (©. 20.) Erſt die 
Innung wird — ſo meint er — in der Lage ſein, die Ge— 
fahren der Arbeitsteilung zu überwinden und den Fort— 
ſchritt in den Dienſt der Gemeinſchaft ſtellen. So ſoll 
denn die Berufskörperſchaft nicht nur die Produktion 
und die Rohſtoffverteilung, ſondern auch den Abſatz 
regeln. Die Entwicklung zu immer größerer Staats— 
gewalt fei nicht bloß eine fixe Idee, ſondern ein Wider⸗ 
ſchein und eine Folge der egaliſierenden und zentrali— 


4 Müller, Hitze. 


—— 
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ſierenden Wirtſchaftsentwicklung. Eine Föderaliſierung 
der Wirtſchaft durch Selbſtverwaltung des Gewerbe— 
fleißes in überſichtlichem Raume — das „Geſetz des 
kleinen Kreiſes“ hat kürzlich Zieſchée dieſe Soziologie 
der Gruppenwirtſchaft genannt — könne allein die orga- 
niſchen Grenzen gegen den Polizeiſtaat wiederaufrichten. 
Dadurch würde aber auch das perſönliche Verhältnis 
zwiſchen Erzeuger, Händler und Verbraucher wieder ſo 
genähert, daß an die Stelle der kapitaliſtiſchen Amſatz— 
intereſſen dienenden Mode, der Uniformierung des Ge— 
ſchmacks durch Magazin und Konfektion wieder eine ge— 
ſunde und ehrliche Hierarchie der Tracht, der Sinn für 
Kunſtgewerbe, für Echtheit, Haltbarkeit und Schönheit 
der Erzeugniſſe treten könne (31). Zwar wäre ihm die 
volle Souveränität der Werkſtatt das Ideal — aber 
wie fic) die Landwirtſchaft nur noch durch Vergenoſſen— 
ſchaftung vor der Verſchuldung retten kann, ſo auch das 
Handwerk. Die neue Arbeitsteilung „ſozialiſiere“ faktiſch, 
verkette die Arbeitsmenſchen miteinander, das Wirt— 
ſchaftsvolk unter ſich. Gegen die Konzentration der Be— 
triebe ſage man nichts. Wohl aber gegen die Selbſthilfe 
der unbdermdgenden Wirtſchaftsſubjekte. Mit theore— 
tiſchen, halben Wahrheiten, mit bloß prinzipieller Kritik 
ſei der praktiſchen, brennenden Not allein nicht beizu— 
kommen. „Iſt das Recht der Arbeit, des Berufes, auch 
aus dem Berufe fein Brot zu gewinnen, weni- 
ger heilig, als das Recht des Kapitals auf „fruktifi— 


zierliche Anlage“?“ (38). Uebrigens ſieht Hitze hier be— 
reits klarer den weſentlichen Unterſchied von Fabrik und 


Werkſtatt, die Ausſichtsloſigkeit der Wiedereinführung 
des Lehrlings- und Geſellenweſens im mechaniſierten 
Betrieb. Seine Charakteriſierung beider Wirtſchafts— 
und Geſellſchaftsgruppen iſt ſo trefflich, daß man es 
heute nicht beſſer machen könnte; vor allem iſt wieder die 
zentrale Bedeutung der Rangordnung und des Verhält— 
niſſes von Perſonalvermögen, alſo Arbeit (geiſtiger wie 
materieller), und Sachvermögen, d. h. produzierter Pro— 
duktionsmittel („Kapital“), mit geradezu inſtinktiver 
Sicherheit auseinandergeſetzt (77 f., 98). Aus ſolcher Ein— 
ſicht heraus kommt er auch hier wieder auf die elektriſche 
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Kleinkraftmaſchine zurück. Er wolle ja nicht Erhaltung 
des Handwerks, ſondern des Handwerker ſtan des. Und 
Jo müſſe die moderne Technik Wege weiſen, um die Ab- 
ſpaltung der „nackten Arbeit“ vom Menſchen zu über— 
winden und die aus ſolcher Zerſtörung des gottgewollten, 
organiſchen Verhältniſſes zwiſchen Ding und Seele reſul— 
tierende Herrſchaft des entbundenen „Kapitals“ über die 
Perſönlichkeit wieder in die natürliche und vernünftige 
Rangordnung der Werte zurückzuführen. Früher hätten 
die Enterbten einen Fluch hinter das Kapital geſchickt. 
„Fort mit der Maſchine“ riefen ja Gerhard Hauptmanns 
„Weber“ und (heute) Tollers „Maſchinenſtürmer“. Jetzt 
müſſe der Ruf lauten „Her mit der Maſchine, machen wir 
ſie uns untertan, laſſen wir ſie unſer eigen ſein, damit 
wir fie lieben können (106). So zeitgemäß und beadtens- 
wert auch dieſe Gedankengänge Hitzes ſind, ſo begann 
doch auch hier die eigentliche Schwierigkeit bei der Be— 
handlung der Frage nach der Art und Weiſe, wie man 
nun faktiſch der „billigeren“ Großinduſtrie Herr werden 
könne. In ſeinem Eiſer und ſeiner reformatoriſchen 
Ungeduld verfiel er auch hier wieder ſchnell auf recht 


unorganiſche Eingriffe von oben pee unten. Das vom 
Kapitalismus „enteigne erk ſollte durch ſtaat⸗ 


liche Lahmlegung der (nicht länger als zehn Jahre be— 
ſtehenden) Magazine und Fabriken ſchadlos gehalten 


werden — allerdings mit Entſchädigung der Unter 
nehmer. Der Staat habe die Pflicht dazu, weil er durch 


die Gewerbefreiheit auch die Notlage des Handwerks 
herbeigeführt habe (40). Dieſe radikalen Forderungen 
blieben nicht unwiderſprochen. Albertus wandte ſich in 
einer Schrift über die „Notlage der Handwerker und 
die Mittel zu ſeiner Hebung“ (Paderborn) gegen Hitze. 
Ebenſo Droſte in „Die Handwerkerfrage“ (Bonn), der 
Hitze wegen ſeiner obligatoriſchen Organiſation des 
Handwerkerſtandes und des produktivgenoſſenſchaftlichen 
Charakters derſelben einen Vertreter des Präventip⸗ oder 
K jonsſyſtems nannte. Hitze beſaß übrigens den 

reimut — und die Klugheit, die Schrift Droſtes, die ſehr 
eingehend die möglichen Folgen einer Verwirklichung 
ſeiner Vorſchläge darſtellt, als Vervollſtändigung ſeiner 
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eigenen Ausführungen wärmſtens zu empfehlen. In der 
jeſuitiſchen Zeitſchrift, Stimmen aus Maria-Laach“ 1884) 
hat dann P. Lehmkuhl noch einmal einen Aeberblick über 
dieſe Kontroverſe gegeben, nicht ohne auch ſeinerſeits 
davor zu warnen, die Befugniſſe des Staates einfach 
aus irgendwelchen kurzſichtigen Zweckmäßigkeitsgeſichts⸗ 
punkten abzuleiten. Auch erklärte Lehmkuhl, gewiß im 
Hinblick auf Hitzes Hauptargument, daß zwar jeder 
Menſch ein Recht auf Arbeit hätte, aber nur — wenn er 
ſie fände, d. h. man dürfe ihn nicht daran hindern, ihm 
nicht die Kundſchaft abwendig machen. Aber daß ihm 
Arbeit verſchafft, Kunden zugeführt werden, ließe ſich 
nicht rechtlich fordern, erzwingen oder ſolche Forderung 
gar durch Schadenerſatzpflicht verſtärken. Die moraliſche 
Pflicht des Staates oder der WMitmenſchen, Arbeits- und 
Exiſtenzmöglichkeiten zu fördern, bedeute noch nicht, daß 
eine Verletzung dieſer Pflicht zu Rechtsanſprüchen führen 
könne — oder aber der Staat wäre eine vollendete Ver— 
ſorgungsanſtalt mit weitgehendſter Leberſchreitung ſeiner 
Aufgaben und Befugniſſe. Im ſelben Jahre wandten 


ſich auch die Hiſtoriſch-politiſchen Blätter gegen Hitze 


und v. Steinle beſtritt darin vor allem die von Hitze be— 
hauptete Analogie der Stillegung der Fabriken mit der 
— etwa für Bahnbauten notwendig werdenden — Ent— 
eignung. 


IV. 


W die Gemüter ſich über Hitzes Gildenſtaat 
ereiferten, war Hitze, wie geſagt, bereits in eine 
neue Entwicklungsphaſe eingetreten. Man war durch ſein 
Schrifttum auf ihn aufmerkſam geworden und bei ſeiner 
Rückkehr von Rom trat der Verband „Arbeiterwohl“ an 
ihn heran, um ihm die Stelle eines Generalſekretärs 
dieſes Verbandes anzubieten. Die Anfänge dieſes Ver— 
bandes reichen in das Jahr 1879 zurück. Franz Brandts, 
ein Textilunternehmer aus M. Gladbach, der ſeit 1872 
einen Arbeiterausſchuß in ſeiner Fabrik eingeführt hatte, 
war auf dem Katholikentag zu Aachen mit andern Sndu- 
ſtriellen und Arbetterfreunden zur Gründung dieſer 
eigenartigen Gruppe geſchritten. 


Franz Brandts 53 


Zur Charakteriſierung dieſes bedeutenden rheiniſchen 
Induſtriellen ſeien einige Bemerkungen vorausgeſchickt. 
Franz Brandts entſtammte einer begüterten M. Glad— 
bacher Kaufmannsfamilie, die den dort von bergiſch— 
proteſtantiſchen Aunternehmern begründeten Handel mit 
handgewebten Baumwollſtoffen betrieb. Der Vater 
arbeitete noch nach dem alten niederrheiniſchen Berlags- 
ſyſtem, jener frühkapitaliſtiſchen Wirtſchaftsform, durch 
welche die Handwerker zu Heimarbeitern herabſanken, 
indem ein Abſatzvermittler den Rohſtoff vorſtreckte („vVer⸗ 
legt“) und für das verarbeitete Produkt einen Lohn 
zahlte. — Da der Vater kränklich war, mußten ſeine Söhne, 
Franz, Karl und Emil, ſchon frühzeitig die Geſchäfts⸗ 
führung übernehmen. Um ſeine geſchäftlichen Kenntniſſe 
zu erweitern, ging der eine von ihnen — nämlich unſer 
Franz Brandts — anfangs der 60er Jahre einige Mo— 
nate nach England, um in Lancaſhire die mechaniſche 
Weberei kennenzulernen. Arkwright hatte dort bereits 
1768 die erſte Spinnmaſchine — wenn auch noch mit 
Pferde- oder Waſſerkraft betrieben — eingeführt, und 
1785 war durch Cartwright der erſte künſtlich betriebene 
Webſtuhl konſtruiert worden, dem dann gegen die Jahr— 
hundertwende die fortſchreitende Verwendung der 
Dampfmaſchinen in der baumwollverarbeitenden Indu— 
ſtrie folgte. Als der junge Brandts nach England kam, 
fand er demnach eine Textilinduſtrie vor, die bereits über 
die Erfahrungen einer jahrzehntelangen Fabrikproduk— 
tion verfügte. Dieſe leiſtungsfähige Technik mit ihrer 
feinen, von den Abnehmern bevorzugten Verarbeitung 
machte auf ihn einen großen Eindruck. Er fuhr nach 
Deutſchland zurück mit dem Entſchluſſe, in ſeiner Heimat 
als einer der erſten die mechaniſche Weberei einzurichten. 
Es gelang ihm, die Bedenken des Vaters mit Hilfe der 
Mutter, einer unternehmungsluſtigen Pfälzerin, zu zer— 
ſtreuen und ihn zur Beſchaffung der notwendigen Rapi- 
talien zu bewegen. Damit richtete er alsbald für ſich 
und ſeine Brüder eine fabrikmäßig betriebene Bunt— 
weberei für Walk⸗ und Waſchware ein. Eine neue Be— 
ſtätigung übrigens dafür, wie oft die kapitaliſtiſche Unter 
nehmung aus dem Verlagsſyſtem, dem Lohn- oder 
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Preiswerk, hervorgegangen iſt. — Dieſe Fabrik wurde 
denn auch der Ausgangspunkt für die Entwicklung 
M. Gladbachs zum „rheiniſchen Mancheſter“. Franz 
Brandts half ſeinen Brüdern in uneigennütziger Weiſe 
zur Selbſtändigkeit. Er ſelbſt baute ſich als Achtund— 
dreißiger eine Fabrik im Weſten der Stadt und rüſtete 
ſie mit allen techniſchen Fortſchritten der Zeit aus. Er 
fabrizierte hauptſächlich Buckſkin und Verbandſtoffe, 
und es gelang ihm, ſeinen Erzeugniſſen nicht nur in der 
Heimat, ſondern auch in Leberſee beſondere Wert— 
ſchätzung zu verſchaffen. Man riet ihm, mit der Weberei 
eine Spinnerei zu verbinden. Er lehnte aber ab, obwohl 
er zugab, daß er es mit Erfolg hätte tun können. Er war 
im Gegenteil bereit, dem von ihm ausgebildeten tech— 
niſchen und kaufmänniſchen Perſonal zu eigenen Unter- 
nehmungen behilflich zu ſein. Er hatte keine Konkurrenz— 
furcht — er wollte nicht im Geldverdienen aufgehen, jab 
ſich von ſeinem Gotte auch noch vor andere Aufgaben ge— 
ſtellt. Schon in ſeinen Jugendjahren war er mitgeriſſen 
vom Kampf „gegen Zopf, Philiſterei“. Von Düſſeldorf 
ging damals Laſſalles Feuereifer durch die Rheinlande, 
Ketteler gab „Die Arbeiterfrage und das Chriſtentum“ 
heraus, Kaplan Lieſen, ein Jünger Kolpings, gründete in 
M. Gladbach ein Arbeiterinnenhoſpiz. Dieſer Geiſt 
glühte in Franz Brandts weiter. Noch mit den Grün— 
dungsſorgen der neuen Fabrik beſchäftigt, wurde er ſchon 
der Anwalt ſeiner Mitbürger im Stadtparlament. Dabei 
fühlte er einen ſozialen Beruf in ſeinen Aufgaben als 
Induſtrieller. Schon in kurzer Friſt begründete er einen 
Aelteſtenausſchuß in ſeiner Unternehmung, der die 
Fabrikordnung und die Betriebskrankenkaſſe in ſeine 
HObhut zu nehmen hatte. Dadurch ſchuf ſich Brandts die 
Plattform für eine Werksgemeinſchaft, welche einmal als 
Vorbild der konſtitutionellen Betriebsverfaſſung dienen 
ſollte. 1878 ergänzte er ſeine Anlagen durch das St. 
Joſefshaus, das auch die Wohlfahrtsorganiſationen 
ſeines Anternehmens aufzunehmen hatte. Im Parterre 
dieſes Neubaus waren drei Säle als Kinderbewahrſchule 
und Speiſeraum für Arbeiter und Arbeiterinnen ein— 
gerichtet. Durch Aufzug der Rolladen konnten die drei 
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Säle zu einem großen Raum für Arbeiterfeſte vereinigt 
werden. Nachmittags wurde Nähunterricht für die 
Fabrikmädchen dort abgehalten, der übrigens verpflic- 
tend war und während der Arbeitszeit beſucht werden 
konnte. Abends hielt der Geſang- und Inſtrumental⸗ 
verein der Arbeiter dort ſeine Aebungen ab. Im Unter— 
geſchoß war eine große Küche. Außerdem war eine 
Arbeiterbibliothek geſchaffen. In einem beſonderen 
Sitzungszimmer tagte die Betriebs- und Familien⸗ 
krankenkaſſe, die Vorſchuß- und Anterſtützungskaſſe, der 
Konſum⸗ und Sparverein und nicht zuletzt der Ver— 
trauensausſchuß ſelbſt, der auch für die ſittliche Ordnung 
in der Fabrik zu ſorgen hatte, Streitigkeiten ſchlichten und 
etwaige Wünſche dem Arbeitgeber vortragen ſollte. — 


ae Frauen beſchäftigte Brandts grundſätzli. lich 
nicht enke für die Brautleute der Fabrik bewieſen 
einem ernſten Sinn für die Heiligkeit der Familie. Mad-| 


chen ſeines Betriebes, die in die Ehe treten wollten, wur⸗ 
den materiell unterſtützt — aber ſie mußten aus der 
Fabrik ausſcheiden, um ſich ganz dem neuen Berufe 
widmen zu können. Auch Kantine und Bewahrſchule 
durften die Familie nicht erſetzen, ſondern waren nur 
für den Ausnahmefall gedacht — wenn z. B. der Arbeiter 
auswärts wohnte, noch kein rechtes Heim hatte uſw. Auch 
die Lohnbücher für die Jugendlichen zur Sicherung der 
elterlichen Aufſicht, die Beſchäftigung der Invaliden, die 
Prämien für Enthaltſamkeit von Branntwein, die guten 
Löhne, die Aufrechterhaltung der Arbeit in Kriſenzeiten 
müſſen hier genannt werden. Alles Zeichen von dem guten 
Geiſt dieſes Hauſes. — Nach acht Jahren zog fogar die | 
Familie Brandts, die bisher im elterlichen Hauſe ein 
Heim gefunden, ſelbſt in das von einem neun Mor— Hf 
gen großen Park umgebene St. Joſefshaus und wohnte 
ſeitdem mit den Arbeitern „unter einem Dache“, aß mit 
ihnen vom ſelben Herd und auch die Kinder des Fabrik— 9 
herren ſpielten in der gleichen Bewahrſchule mit denen 
der Arbeiter. Anfang der 80er Jahre erbaute Brandts 
eine Arbeiterkolonie, in deren Mittelpunkt er eine Kapelle 
errichten ließ, wo er am Sonntag mit ſeiner Familie in⸗ 
mitten der Arbeiterfamilien Gott ſeinen Dienſt darbrachte. 
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Frau Brandts ſaß außerdem oft an den Abenden der 
Werktage mit den Arbeiterinnen zuſammen und beſprach 
mit ihnen ihre Anliegen und ſorgte in zarter Liebe für 
die Familien, wenn Krankheit und Not dort Einkehr 
hielten. Weihnachten und am Namenstag des „Vater 
Brandts“, dem 2. April — es war der Feiertag des 


großen Apoſtels der Nächſtenliebe Franz von Paula — 


war die ganze Belegſchaft mit den Angehörigen im St. 
Joſefshauſe zu einer großen Familie vereinigt. Allein 
gegen 800 Kinder waren dann darunter und etwa 
1000 Pakete und Tüten zur Beſcherung gerichtet. Kein 
Kindergeſchrei, kein Kochküchendunſt und Schmutz konnte 
das ideale Ehepaar von dieſem patriarchaliſchem Ver— 
hältnis zu den Arbeitern abwendig machen und um— 
gekehrt taten die Arbeiter alles, um ſich des in ſie ge— 
ſetzten Vertrauens würdig zu erweiſen. 

Als ſich die erſten Verſuche Brandts', das ſoziale 
Problem auch auf dem Boden moderner Betriebs- und 
Wirtſchaftsführung zu löſen, zu bewähren ſchienen, wandte 
dieſer ſich nunmehr an andere Arbeitgeber. Er ſuchte 
Wege zu jenem Typ des „katholiſchen Kommerzienrates“, 
wie ihn einmal ein deutſcher Katholikentag als Ideal ge- 
ſehen und ſpäter Hans Roſt und Franz Keller in ihrem 
Schrifttum als Ausdruck und Form der Verſöhnung zwi— 
ſchen Kapitalismus und Chriſtentum poſtulierten. Im 


„Jahre 1878 nahm er Fühlung mit anderen Induſtriellen 


und Arbeiterfreunden und trat dann am 20. Mai 1880 
auf der 27. Generalverſammlung der Katholiken Deutſch— 
lands mit dem Verbande „Arbeiterwohl“ an die größere 
Oeffentlichkeit. Im erſten Paragraphen der Satzungen, 
die ſchon in Hitzes „Kapital und Arbeit“ Abdruck 
fanden, heißt es: „Ausgehend von der Leberzeugung, 
daß eine wirkſame Bekämpfung der mit der Großinduſtrie 
verbundenen vielfachen Uebelſtände und der dadurch der 
bürgerlichen Geſellſchaft drohenden Gefahren nur auf 
dem Boden des Chriſtentums möglich iſt, haben ſich 
katholiſche Induſtrielle und andere Arbeiterfreunde 
Deutſchlands zu einem Verbande vereinigt, um mit Aus— 
ſchluß aller politiſchen Zwecke die Verbeſſerung der Lage 
des Arbeiterſtandes anzuſtreben.“ In einem Aufruf an 
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die anderen Anker nehmer und Sozialpolitiker des katho— 
liſchen Deutſchlands hieß es, daß der Verband ſich zur 
Aufgabe geſtellt habe, „jeden, der Sinn und Herz für 
die Gebrechen des Arbeiterſtandes hat, zu bewegen und 
inſtand zu ſetzen, in ſeinem Kreiſe für ſeine Verhältniſſe 
diejenigen Einrichtungen zu treffen reſp. zu fördern, die 
erfahrungsgemäß () geeignet ſind, die fic) heraus— 
bildenden Aebelſtände zu beheben oder doch wenigſtens 
zu erleichtern.“ Mittel und Wege dazu ſah der Verband 
in der Sorge für die Betriebsmoral, für Sonntagsheili⸗ 
gung, kirchliche Arbeiterſinnen)⸗Vereine, Mäßigkeits⸗ 
vereine, gute Lektüre. Aber auch in der perſönlichen An⸗ 
näherung von Arbeitgebern und nehmern in der Sorge 
für die Erziehung, Ausbildung und Erholung der Ar— 
beiter, in Sparkaſſen, Krankenkaſſen, Schiedsgerichten, 
Beſchaffung billiger Lebensmittel. Auf die Hygiene der 
Arbeitsräume, auf Wöchnerinnenfürſorge, Normal- 
arbeitstag, Einſchränkung der Frauen- und Kinderarbeit, 
Betriebsſicherheit, Unfallverhütung war ebenfalls nicht 
vergeſſen. Schon in der erſten Generalverſammlung 
konnte man ſich allerdings ſagen, daß eine ſittliche Reak— 
tion in der Luft liege, daß die Gründung ſich mit den 
ſozialethiſchen Beſinnungen der Zeit begegne. „Die Ent— 
chriſtlichung der Maſſen führt zur ſozialen Auflöſung: 
Dieſe Einſicht bricht ſich immer mehr Bahn. Nun, nach—⸗ 
dem der Welt klar geworden, wohin die Entchriſtlichung 
führt, müſſen auch wir durch praktiſche Leiſtungen zeigen, 
daß der chriſtliche Glaube nicht etwa bloß mit der Macht 
der Gewohnheit erhaltend, ſondern auch poſitiv ſchöpfe— 
riſch iſt.“ — Zum Gründungsvorſtand gehörten Franz! 
Brandts als 1. Vorſitzender, der Bonner katholiſche 
Philoſophieprofeſſor Dr. Freiherr von Hertling als 
2. Vorſitzender — außerdem Cl. Sträter, Tuchfabrikant in 
Aachen, Joſ. Albers, Fabrikbeſitzer in Münſter, L. Beißel, 
Nadelfabrikant in Aachen, A. Bongartz, Redakteur der 
Chriſtlich⸗Sozialen Blätter, Berginſpektor Ruda aus 
Schleſien, Generaldirektor Hilt aus Aachen, der bekannte 
Mainzer Domkapitular Moufang und M. Wieſe, Tuch⸗ 
fabrikant aus Werden. Anfangs führte Bongartz die — 
Geſchäfte des jungen Verbandes mit großer Hingabe und 
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ſtellte auch ſeine bekannte, allerdings ſchon zu Hitzes 
Studienjahren im Beſtande gefährdete Zeitſchrift als 
Verbandsorgan zur Verfügung. Der Jeſuit Pachtler 
ſchrieb dort auch die erſten drei Artikel über die Pflichten 
der Arbeitgeber als Auftakt zur weiteren Ausbreitung 
des Verbandes und zur Werbung neuer Mitglieder. 
Im Herbſt des Jahres 1880 entſchloß ſich jedoch der 
Verband zu einem hauptamtlichen Geſchäftsführer. Es 
war — wie oben ſchon vorausgeſchickt — der junge 
Kaplan Hitze, an den man herantrat, um ihm den Poſten 
eines Generalſekretärs vom „Arbeiterwohl“ anzubieten. 
Zwar konnte die junge Organiſation noch keine großen 
Gehälter aufbringen, aber Brandts war bereit, dem kom— 
menden Geſchäftsführer freudig die Pforten ſeines Hauſes 
zu öffnen und ihm Wohnung nebſt freier Station und 
einen Zuſchuß zum Gehalt zur Verfügung zu ſtellen. 
Hitze war es natürlich nicht um einen „Poſten“ zu tun. 
Er war froh, ſo ſchnell und unerwartet in die praktiſche 
ſoziale Arbeit kommen zu können. Er verließ ſeine ſtille, 
heimatliche Studierſtube, in der man weder ſitzen noch 
ſtehen konnte, weil alle Möbel und ſelbſt der Fußboden 
mit Büchern und Zeitungsausſchnitten bedeckt waren, und 
folgte dem Rufe in die Wirklichkeit des Lebens. Gern 
ſchlug er ein. Von ſeiner erſten Begegnung mit dem Vor— 
ſitzenden des Verbandes erzählt Hitze ſelbſt: „Schüchtern 
kam ich hierher; auch beim gemeinſamen Mittagstiſch 
war ich immer noch ſehr zurückhaltend. Als ich aber 
Herrn Brandts eine Viertelſtunde zugehört hatte, da 
dachte ich mir, hier bleibe ich und wäre es auch nur, um 
zu lernen.“ Und Hitze blieb. — Er war übrigens der erſte 


Geiſtliche, der für dieſe indirekte Seelſorgsarbeit frei— 


geſtellt wurde. 

Diurch den ſtändigen Kontakt mit dem Unternehmertum 
einerſeits und der Belegſchaft der Brandtsſchen Fabrik 
andererſeits wurde der junge Hitze nun mit vollen Segeln 
in die Welt der ſozialen Wirklichkeit getrieben. So war 
er in M. Gladbach nicht nur Generalſekretär, ſondern 
auch ſo etwas wie ein Sozialbeamter oder eine Fabrik— 
pflegerin von heute. Brandts ſchenkte ihm nicht nur weit- 
gehendſtes Vertrauen, ſondern nahm ihn, den 17 Jahre 
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jüngeren, geradezu in ſeine Familie auf. Das St. Joſefs⸗ 
haus wurde für Hitze jetzt zum zweiten Vaterhauſe. Aber 
es war nicht nur Brandts ſelber, der übrigens bei allem 
Altruismus, aller Hingabe an das Wohl der Arbeiter 
doch der Autokrat, der Patriarch ſeiner Werksfamilie 
blieb, ſondern auch die unvergleichliche Milde und Güte 
der Gattin Brandts', die einen außerordentlich ſtarken 
Einfluß auf Hitzes geiſtige Entwicklung nahm. Brandts, 
der Rheinländer, konnte zuweilen recht temperamentvoll 
werden, während Hitze, der weſtfäliſche Bauernſohn, zur 
Zähigkeit und Annachgiebigkeit neigte. Bei dieſen 
Gegenſätzen war Frau Brandts ſtets der gute Geiſt, der 
— beinahe wortlos, durch ſeine Milde, die Dinge zu 
einem guten Ende lenken konnte. So berichtet Hitze ſpäter 
ſelbſt in einem Nachruf auf Frau Witwe Brandts, daß 
es nicht zuletzt ihrem heimlichen Einfluß, ihrer Gegen- 
wart zu danken war, daß zwiſchen Brandts und ihm nie 
auch nur eine vorübergehende Trübung des Verhältniſſes 
eintrat. Als Brandts einmal gegenüber Windthorſt die 
perſönlichen Streitigkeiten im parlamentariſch-politiſchen 
Leben beklagte und auf ſein beſſeres Verhältnis zu Hitze 
wies, antwortete die „kleine Exzellenz“: „Ja, das tut 
Ihre Frau.“ Grit jetzt kam den ungleichen Freunden plötz— 
lich zum Bewußtſein, wie ſehr jie die „Selbſtverſtändlich- 
keit“ ihres reibungsloſen Verhältniſſes jener unſichtbaren 
Friedensmacht der Frau verdankten und daß Windthorſt 
wohl mehr recht hatte, als ſie bisher geahnt. — Vielleicht 
iſt auch dies ein Beweis dafür, daß die Aufgabe der 
Mutter und Frau nicht jp ſehr in der direkten poli- 
tiſch⸗ſozialen Einwirkung zu ſuchen iſt, daß vielmehr die 
geſchichtlichen Taten des Mannes ſehr oft gerade vom 
ſtillen Einfluß, vom heimlichen Königtum des Weibes 
getragen und gefördert werden. Nicht in der formalen 
Gleichſtellung mit dem Manne erhöht ſich die Würde 
der Frau, ſondern im unſcheinbaren Wirken ihrer Müt⸗ 
terlichkeit hinter den Kuliſſen der Weltbühne. So nahm 
auch die unbewußte Erziehung der Frau Brandts, ihr 
heiteres Weſen, der politiſchen Diskuſſion im St. Joſefs⸗ 
hauſe immer wieder die Schärfe und Zuſpitzung, und das 
garſtige allzu ſchnell gefällte Urteil über den Gegner 
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konnte nicht aufkommen, wo ſie waltete. Man fühlte 
irgendwie, daß ſie die Partei der Abweſenden verkörperte 
und ſich berufen fühlte, die in Schutz zu nehmen, die ſich 
jetzt nicht verteidigen konnten. Ein Blick und eine Un- 
ruhe genügte, um ſolche Debatten ſchnell wieder in fried— 
liche Bahnen zu lenken — und das war nicht ſchwer bei 
einem geborenen Ariſtokraten wie Brandts und bei der 
natürlichen Vornehmheit des Hitzeſchen Charakters. Weih⸗ 
nachten mußte Hitze immer in M. Gladbach feiern und es 
fehlte etwas in der Familie, die Kinder konnten nicht 
recht froh werden, wenn er nicht am Heiligen Abend 
mit unter dem Chriſtbaum ſtand. Da mußte dann vor 
dem Krippenwunder die Politik einen Augenblick ſchwei— 
gen. — And Hitze durfte auch gerade in dieſem Hauſe die 
ſchöpferiſche Kraft des Schweigens, der Taten-Pauſe 
lernen. Brandts zeigte ihm, wie er trotz höchſter In— 
anſpruchnahme als Fabrikant, Sozialpädagoge, Poli— 
tiker noch Zeit fand für ſtille Spaziergänge durch den 
ruhenden Sonntagsmorgen, für ſchöne Literatur, für 
Theater und Muſik. Von den Zimmerfenſtern des St. 
Joſefshauſes ſchauten die Werke der nahen Düſſeldorfer 
Nazarenerſchule herab und in der Bücherei fand ſich 
neben der ſozialpolitiſchen Literatur auch die Göttliche 
Komödie, der Fauſt, fanden ſich der Text zum Hamlet 
und die Kopien Rembrandts. Bald war das Haus des 
immer bekannter werdenden Philanthropen ein un— 
vermeidlicher Treffpunkt der geiſtigen, vorab der ſozial— 
intereſſierten Welt. 

In den blühenden Gärten des Hauſes gingen an lan— 
gen Sommertagen die Geſpräche oft bis tief in den dun— 
kelnden Abend. Oder eine frohe, von rheiniſcher Ge— 
ſelligkeit erfüllte Tiſchrunde vereinigte die Gäſte. — 
Schnell wechſelte der junge Kaplan die Rolle des be— 
geiſterten, aber noch aufnehmenden Zuhörers mit der des 
ſachkundigen Wortführers. Waren ſchon ſeine bisherigen 
Veröffentlichungen nicht von prinzipieller Eindeutigkeit 
und mehr Mittel zum Zweck, denn grundſätzliche und um— 
faſſende Ueberlegungen, fo vollzog fic ſeine Wandlung 
vom idealiſierenden Schriftſteller zum realiſtiſchen Prak— 
tiker unter dem täglichen Zwange zu ſachlicher Leiſtung 
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beſonders ſchnell. Die Brandtsſche Fabrik war gleich— 
ſam das ſozialpolitiſche Seminar für Franz Hitze. In 
den Sitzungen des Arbeiterausſchuſſes lernte er die Be— 
dürfniſſe der Werktätigen, ihre täglichen Sorgen und 
Aufgaben, die Erfolge und Lücken der ſozialen Geſetz— 
gebung kennen. Von der bloß literariſchen „Löſung“ der 
ſozialen Frage wurde ihm hier der Weg zur unmittel- 
baren ſozialen Arbeit und ſchließlich zur Sozialpolitik 


gewieſen. Auch als Geſchäftsführer eines Verbandes, 


zu deſſen Vorſtand ſein erſter bedeutender Antipode, 


Freiherr von Hertling, gehörte, konnte er ſich einer grund— 


ſätzlichen Umformung ſeiner Jugendideen kaum ent⸗ 
ziehen. Hertling hatte ſeine Kritik von „Kapital und Are 
beit“ mit dem Hinweis geſchloſſen, daß Hitzes Ableh— 
nung der gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung und ſeine 
Forderung einer völligen Reorganiſation derſelben zu 
einem politiſchen Quietismus erziehe, dem bei aller Er— 
wartung der kommenden Dinge die Verantwortung für 
die Notwendigkeiten des Tages verlorengehe. Noch ehe 
Hertlings ſcharfe Feder recht trocken war, hatte Hitze 
aber bereits jene mühevolle Kleinarbeit bewußt in die 
Hände genommen. Mag Hertlings individualiſtiſche 


Kritik an der zwangspolitiſchen Methode Hitzes auch in 


f 


ſpäteren Jahrzehnten nicht zur Ruhe gekommen fein, jo | 
iſt doch unverkennbar, daß bezüglich der Anerkennung 


der gegebenen Tatſachen der gegenwärtigen Ordnung 
Hitze ſich bald weitgehendſt Hertling anglich — wie um⸗ 
gekehrt ja auch Hertling dem Aktivismus Hitzes im, 
Laufe der Zeit nicht mehr ganz widerſtehen konnte, In 
den Anfängen der M. Gladbacher Zeit war es indeſſen 
wohl in erſter Linie die ſtändige Zuſammenarbeit mit 
dem kulturoptimiſtiſchen, für ſoziale „Verbeſſerungen“ 
und wohlfahrtspflegeriſche Neuheiten begeiſterten 
Brandts, die Hitze immer mehr auf die Bahn des reinen 


Praktikers lenkte. Seine Wandlung geſtaltete ſich bald ſo 


entſchieden, daß ſich ſogar gelegentlich ein gewiſſes 
„Reſſentiment“ bemerkbar machte und Hitze von der 
chriſtlich-ſozialen Richtung, deren Literatur doch einſt den 
ſozialen Eros in ihm erweckt hatte, nichts mehr wiſſen \ 
wollte. Die praktiſchen Ziele, die Hitze ſeiner Arbeit 


U „ 
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in dem neuen Betätigungsfeld gab, erftredten ſich zu⸗ 
nächſt auf die Ausbreitung des Gedankens der Werks— 
gemeinſchaft, wie er ſie in der Fabrik von Franz Brandts 
vorgefunden, auf geſetzlichen Arbeiterſchutz und Arbeiter- 
verſicherung und nicht zuletzt auch auf Ausbildung des 
Vereinsweſen für ältere und junge Arbeiter und 
Arbeiterinnen. Durch die kaiſerliche Botſchaft vom 
17. November 1881 ermutigt, wurden Denkſchriften an die 
Reichsregierung ausgearbeitet, welch letztere allerdings 
unter Bismarcks Einfluß mehr für Sozialfürſorge denn für 
poſitiven, ſtaatlichen Arbeiterſchutz eintrat. In der Beit- 
ſchrift „Arbeiterwohl“ erſchienen praktiſche Vorſchläge 
für die Organiſation von Standes- und Jugendvereinen. 
Die erſten Jahrgänge des Verbandsorganes waren an— 
gefüllt mit Satzungsentwürfen, Anleitung für die Grün— 
dung von Vereinen und für die Geſtaltung des Vereins- 
lebens ſelbſt. Es waren keine reinen Theorien mehr, die 
hier vorgetragen wurden, ſondern Arbeitsanweiſungen, 
die im M. Gladbacher Bezirk vorher praktiſch erprobt 
waren. 1881 bildete der Verband eine Kommiſſion, die 
Mittel und Wege ſuchen ſollte, um auch das chriſtliche 
Familienleben mit neuer Kraft zu erfüllen und wo es er— 
ſtorben, zu neuem Leben zu erwecken. Man war zu der 
Einſicht gelangt, daß das Arbeiterwohl nicht allein durch 
Krankenkaſſen und hohe Löhne ſicherzuſtellen ſei, ſon— 
dern neben dem Werkraum und dem außerordentlichen 
Notſtand auch der häusliche Lebensraum der werktätigen 
Menſchen erfaßt werden müſſe. Ein echtes Heim, eine 
ſparſame Hausfrau, ein edles Gattenleben und eine glück— 
liche Familie müßten ja die ſozialpolitiſchen Möglich— 
keiten erſt realiſieren, für eine rechte Verwendung des 
Lohnes, eine gute Ausnützung der Freizeit uſw. Sorge 
tragen. Man nahm die Tatſache des Lohnarbeiterſtandes 
als gegeben hin, ſuchte aber ihre deſtruktiven, auflöſenden 
Wirkungen zu hemmen und trotz der fortſchreitenden Ent— 
eignung der unteren Schichten durch die moderne Unter— 
nehmung auf dem mageren Boden proletariſierter 
Arbeitsverhältniſſe einen guten Familiengeiſt zu erhalten 
oder gar neu zu begründen. Kaplan Lieſen, der bereits 
genannte Schöpfer und geiſtliche Leiter des (ſchon 1865 
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gegründeten) Arbeiterinnenvereins und -hoſpizes in M. 
Gladbach, wurde beauftragt, einen Wegweiſer zum 
chriſtlichen Familienideal zu ſchreiben. Frau Brandts, 
vor allem aber Fräulein Dommerque, die langjährige 
Vorſteherin des Hoſpizes unterſtützten ihn weitgehend 
mit ihren Erfahrungen, fei es aus dem Haushaltungs⸗ 
unterricht des Vereins, ſei es aus dem engſten Kreis der 
Familie und Familienfürſorge. Das Büchlein erhielt den 
Namen „Das häusliche Glück“ und obwohl fo unſchein— 
bar, war ihm ein beiſpielloſer Erfolg beſchieden. Es war 
ein vollſtändiger Haushaltungsunterricht nebſt Anleitung 
zum Kochen für Arbeiterfrauen. In der Zeitſchrift 
„Arbeiterwohl“ wurden gleichzeitig Lehrpläne für Kurſe 
an Hand des Schriftchens entworfen und in kurzer Zeit 
waren 100000 Exemplare verkauft. Es wurden alsbald 
von vielen Seiten Aeberſetzungen angefordert und be— 
ſondere Ausgaben für die verſchiedenen „föderaliſtiſchen“ 
Küchenbedürfniſſe innerhalb Deutſchlands aufgelegt. 
Bistumsverweſer Dr. Moufang und der ehemalige 
Staatsminiſter Windthorſt ſcheuten nicht zurück, ſich für 
die Verbreitung des „Wegweiſers zum häuslichen Glück“ 
— wie die ſpätere Faſſung für junge Mädchen betitelt 
war — perſönlich einzuſetzen. Viele hunderttauſend Stück 
wurden abgeſetzt und die Schriften gewannen ſolche Be- 
deutung, daß ſogar Bebel, Horn und Wurm ſich bewogen 
fühlten, Hitze die „Knochenſuppen“ vorzuwerfen, die ſich in 
den Kochrezepten dieſer Leitfäden fanden. Auf ausdriic- 
lichen Wunſch aus Arbeiterkreiſen war in die 11. Auflage 
ein Küchenzettel für Familien „in ſehr dürftigen Verhält— 
niſſen“ aufgenommen worden, was dann zu heftigen 
ſozialdemokratiſchen Anklagen gegen die „Hitzeſchen 
Kochrezepte“ und „Bettelſuppen“ führte. Das konnte 
aber der Verbreitung keinen Abbruch tun und es geſellten 
ſich zu den Maſſenkäufern auch Standesämter, Ober— 
klaſſen von Mädchenſchulen uſw. Damit war der An- 
fang zur volkserzieheriſchen Arbeit getan. Es folgte 
alsbald eine Broſchüre „Der Schnaps“, die dem Schäd— 
ling Alkohol und ſeinen verderblichen Wirkungen auf das 
Familienleben entgegenarbeiten ſollte. Sie war von 
Kaplan Loiſon aus Oidtweiler verfaßt, ebenfalls in vier 


— 
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fremde Sprachen überſetzt und in einer Auflage von faſt 
100 000 Exemplaren vertrieben worden. Für die Männer—⸗ 
welt ſchuf Pfarrer Rich. Bertram vier „Kompaſſe“, 
die verheirateten Arbeitern, jungen Leuten und Geſellen 
zugedacht waren und auch einer geſunden Lebensführung 
dienen ſollten. Neben der Förderung des Arbeiter— 
vereinsweſens und der literariſchen Volkserziehung 
wurde ſpäter dann auch die perſönliche Schulungsarbeit 
aufgenommen, auf die an anderer Stelle noch zurückzu- 
kommen ſein wird. — Um die Erfahrungen in der auf— 
blühenden Induſtrie am Niederrhein, vorab in der M. 
Gladbacher Textilfabrikation und hier wieder in dem 
führenden Werk von Brandts praktiſch auswerten zu 
können, wurden wie geſagt vom Arbeiterwohl Denk— 
ſchriften ausgearbeitet und den Behörden vorgelegt. Um 
dieſen Denkſchriften insbeſondere bei der Reichsregierung 
den rechten Nachdruck zu verſchaffen, wurde es notwen— 
dig, ſie im Parlamente zur Sprache zu bringen. Der 
Verband entſchied ſich alsbald, einen Vertreter für die 
Zentrumsliſte der Reichstagswahlen zu präſentieren. Es 
war der junge Kaplan, der ſo ſchnell Italiens blauen 
Himmel und die römiſchen Archive in M. Gladbachs 
rußiger Luft und dem Rhythmus ſeiner mechaniſchen 
Webſtühle vergeſſen mußte, der auserſehen wurde, das 
Sozialwohl zwiſchen Unternehmern und Arbeitern in der 
Reichshauptſtadt zu vertreten. 


Der Abgeordnete und 
Hochſchullehrer. 
J. 


rinnert man ſich der ſcharfen Ablehnung, die Hitze 

der rein politiſchen Volksvertretung noch 1880 zuteil 
werden ließ, dann mag man Martin Spahn zuſtimmen, / 
wenn er (Hochland XIX, 2) ſagt, daß Hitze den Weg / 
von Rom nach Berlin nicht jo leicht gefunden hätte, 
wäre er nicht über M. Gladbach geführt worden. Zwar“ 
hatte Hitze bereits in „Kapital und Arbeit“ voll bejahend 
auf die Zentrumsfraktion und ihr energiſches ſozialpoli⸗ 
tiſches Programm verwieſen. Aber dieſe poſitive Be— 
urteilung der politiſchen Parteiorganiſation gehört zu 
den nicht geringen Widerſprüchen des betreffenden Wer— 
kes und beſtätigt aufs neue die gewaltigen Spannungen, 
die von Jugend an in Hitzes Charakter, wie in ſeinen 
ſozialen Anſchauungen ſich finden. Vorherrſchend war 
in „Kapital und Arbeit“ aber noch offenbar eine tiefe 
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vativen, die ſich gegen die parlamentariſch-demokratiſche 
Abſtraktion der Stände zu blutarmen „Staatsbürgern“ 
wandten, welch letztere in der Kammer nichts beſſeres zu 
tun wüßten, als ihre kollektiven Klaſſenintereſſen gegen— 
einander zum Austrag zu bringen. Bekanntlich ſtand Hitze 
damals noch dem Volkswirtſchaftsrate, den Bismarck 
fic) wohl nur ſchaffen wollte, um das politiſche Parla- 
ment in Schach zu halten und die Kompetenzen beider 
Kammern gegeneinander auszuſpielen, ſympathiſch * 
gegenüber. Daß Bismarck ſtändiſch-konſervativ eingeſtellt 
war, iſt nach Langbehn neuerdings auch wieder von 
Theodor Brauer angenommen worden. Nun iſt un- 
beſtreitbar, daß Bismarck anfangs dem ſozialen Föde— 
ralismus K. G. Winkelblechs (Marlo) nicht fernſtand 
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und ſehr für eine Begünſtigung der innungsfreundlichen 
Bewegung eintrat, wie er als Junker den liberalen 
Schlotbaronen durchaus nicht immer hold geſinnt war. 
Wie weiter oben ſchon einmal angedeutet, ſuchte er 
auch durch die berufsgenoſſenſchaftliche Organiſation der 
Sozialverſicherung eine gewiſſe wirtſchaftliche Selbſt— 
verwaltung anzubahnen und damit eine protektioniſtiſche 
Arbeiterſchutzpolitik zu vermeiden. Bismarck fürchtete von 
einer letzteren, daß ſie wegen ihres unorganiſchen Charak— 
ters keinen geſunden, den Eigengeſetzen der Wirtſchaft 
gerecht werdenden Ausgleich der Intereſſen herbeiführen 
und ſich bald ins Uferloſe entwickeln würde. Als er ſich 
des ſchon genannten Zentrumsführers, des Vizepräſi— 
denten des Reichstages, Freiherrn von Frankenſtein zur 
Durchführung ſeiner ſozialfürſorgeriſchen Geſetzesvor— 
lagen zu bedienen begann, ſprach man von einer kom— 
menden konſervativ-klerikalen Mehrheit, die das neu— 
geſchaffene Reich gegen Liberalismus und Sozialismus 
zur Höhe führen werde. Aber ſchon 1866 hatte Bismarck 
in einem Briefe an den Grafen Bernſtorff auch die Ok— 
trohierung des gleichen und geheimen Wahlrechts ver— 
teidigt, die Laſſalle von ihm als Gegenwert für die ge— 
meinſame Bekämpfung der Fortſchrittspartei gefordert. 
Wenn es ſeiner Politik günſtig ſchien, war ihm eben die 
Korporationsidee nicht mehr wert als die Formaldemo— 
fratie, dann konnte er ebenſogut mit Rodbertus und 
Dühring verhandeln, wie Kanzelparagraphen und Ver— 
einsgeſetze erlaſſen. Dieſer Primat des Politiſchen, der 
ihm alle Mittel heiligte, war es denn auch, der das Zen— 
trum bald wieder in die Oppoſition drängte. Mit Sturm— 
petitionen ſuchte es dem Kanzler ſeine religiöſen Grund— 
rechte abzuringen. Die Erfahrungen des Kulturkampfes 
machten den politiſchen Katholizismus immer miß— 
trauiſcher gegen eine Erweiterung der Staatsgewalt. 
Waren ſich Hertling und Bismarck auch einig in der Ab— 
lehnung einer einſeitigen ſtaatlichen Protektion der 


Arbeiterklaſſe, wie ſie etwa der Verein für Sozialpolitik 


forderte, ſo bekämpfte Hertling doch darüber hinaus auch 
eine Bindung der gewerblichen Schichten durch obrig— 
keitliche Fürſorge und Wohlfahrtspflege. Die alte 


Wandlung des Zentrums 67 


Rechtsſtaatsauffaſſung, wie letzterer fie vertrat, reichte 
zwar noch dazu aus, zu verhindern, daß die Fraktion der 
von Schäffle und von Sismondiſchen Ideen beeinflußten 
Politik Bismarcks, die Arbeiter durch Renten mit den 
Staatsintereſſen zu verknüpfen, uneingeſchränkte Unter- 
ſtützung lieh, aber ſie begünſtigte andererſeits auch den 
Verzicht auf eine grundſätzliche Reformpolitik. So kam 
es, daß Windthorſt wohl noch jene Seitenſprünge 
Frankenſteins zugunſten der autoritativen Arbeiter— 
verſicherungspolitik in etwa aufhalten konnte, nicht aber 
die Entwicklung im Zentrum, welche von den univerſalen 
ſozialreformeriſchen Ideen der Tradition weg ſich immer 
mehr einer reinen Arbeiterſchutzpolitik zuwandte. Der 
Effekt war, daß man ſich zwar ſtaatspolitiſch noch im 
Turm verſchanzt hielt, ſozial und wirtſchaftlich jedoch je 
länger je mehr aus dem Exil herausſtrebte. Der ſteigende 
parlamentariſche Charakter der Partei, ihr Hinaus- 
wachſen aus der weitſichtigen kulturpolitiſchen und mittel- 
europäiſchen Einſtellung, die noch einen Görres, Ket— 
teler, Reichensperger, Mallinckrodt und Windthorſt er— 
füllte, gab ihr die Fähigkeit, dieſen Dualismus zu tragen. 
And gleichermaßen, wie das Zentrum nun zwiſchen Staat 
und Geſellſchaft zu ſtehen kam, ſo entwickelte es ſich auch 
im Rahmen des Konſtitutionalismus immer mehr zu einer 
Mittelpartei. Während im alten Zentrum der „goldene 
Mittelweg“ mehr metaphyſiſch begründet war und auf 
dem ariſtoteliſch-ſcholaſtiſchen Tugendprinzip der rechten 
Mitte zwiſchen den polaren Spannungen des Lebens ba— 
ſierte, war die neue bia media weniger ein ſubſtanzieller, 
denn methodiſcher Ausgleich der gerade herrſchenden 
Parteiverhältniſſe. Mit dem langſamen Zurücktreten der 
kulturkämpferiſchen Verteidigungshaltung und der Kritik 
an der kleindeutſchen Reichsgründung, entwickelte ſich nun 
das Beſtreben, auch aus dem ſtaatsbürgerlichen Ghetto 
herauszukommen und ſich die politiſche Parität guriid- 
zuerobern. Schon im Antrag Galen zeigt ſich die Ab— 
ſicht, dem Vorwurf der nationalen Inferiorität jede 
Grundlage zu entziehen und unter Umgehung Bismarcks 
eine Einbruchſtelle in den Staat zu ſuchen. Die Sozial- 
politik, die gerade in jenen Zeiten von der öffentlichen 
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Meinung günſtig beurteilt wurde, ſchien die Tür, welche 
den Weg zu einem poſitiveren Verhältnis dem Staate 
gegenüber öffnete, ohne dabei den Kampf gegen die 
augenblickliche Regierung preisgeben zu müſſen. Aber 
gerade dieſe parlamentariſche Oppoſition zu Bismarck 
war es wohl, die das Zentrum auf die gleiche Kampf— 
ebene zwang und ihm gleichwertige Waffen in die Hände 
ſpielte. Der Wille zum Staat einerſeits und die Be- 
jahung des modernen Kapitalismus andererſeits führten 
das Zentrum immer mehr zu einer Arbeiterſchutzpolitik, 
die ſich nicht weniger des Staates bediente als die Bis— 
marckiſchen Verſicherungsvorlagen mit Staatszuſchuß. 
Der weſentliche Unterſchied war allerdings, daß Bis— 
marck die geſellſchaftlichen Kräfte dem Staate „nutzbar“ 


zu machen ſuchte, während das Zentrum jetzt — nach 
neomerkantiliſtiſcher Tendenz — umgekehrt den Staat 


weitgehendſt für die ſoziale Wohlfahrt im Rahmen des 
neuzeitlichen Erwerbslebens verantwortlich machen 
wollte. Aber trotz dieſer Gegenſätze blieb es dabei: die 
Extreme berührten ſich. Mochte ſich auch die alte Gene— 
ration des Zentrums noch einige Zeit gegen die neue Ent— 
wicklung zur Wehr ſetzen, ſie war nicht mehr aufzuhalten. 

In jener Uebergangszeit kam Hitze zur Zentrums— 
fraktion. Von Windthorſt zunächſt mit einiger Zurück— 
haltung empfangen. Die „kleine Exzellenz“ witterte in 
dem Neuling einen Sozialiſten im geiſtlichen Gewande. 
Aber Hitze hatte in M. Gladbach längſt verlernt — wie 
Spahn ſich einmal ausdrückt — „Programmuſik zu 
machen“. Die große Staatspolitik intereſſierte ihn 
wenig. Er kam mit dem Willen zu nüchterner, 


N ſachlicher Arbeit im Sinne der Arbeiterwohlfahrt. Er 
kam, um im Geiſte von Franz Brandts handgreiflide, 
durch zu fernliegende prinzipielle Spekulationen nicht ge— 
f hemmte Sagesarbeit zu leiſten. Die großen Pläne ver— 
barg er in ſeinem Herzen und er entſchied ſich, in kleinen, 


vielleicht weniger „wirkungsvollen“ Etappen, von Fall zu 
Fall vorzugehen. Das entſprach zwar weniger der ſtark 
grundſätzlichen Einſtellung der älteren Zentrumsführer, 
wohl aber ihrer in der Schule Windthorſts ebenfalls 
diſziplinierten, verantwortungsbewußten und ſachlichen 
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Arbeitsweiſe. Darüber hinaus erwies ſich die grund— 
ſätzliche Paſſivität v. Hertlings und Liebers gegenüber 
der modernen Wirtſchaftsordnung der reinen Arbeiter— 
ſchutzpolitik von Brandts und Hitze in etwa geiſtes— 
verwandt. Auch Brandts ſtand ja ganz auf dem Boden 
der tatſächlichen Wirtſchaftsentwicklung und Hitze war es 
jetzt im Grunde weniger um die „Reorganiſation der Ge— 
ſellſchaft“ als um die Emanzipation der Arbeiterklaſſe zu 
tun. Mochte er ſich auch von jenem chriſtlichen Sozialis— 
mus, wie er am Niederrhein erſtanden war und gerade in 
den Jugendjahren auf ihn eingewirkt hatte, losgeſagt 
haben, ſo lag ihm doch tatſächlich das Recht der Arbei— 
ter und das Arbeitsrecht, wie fie von jener neuen Bez 
wegung vertreten wurden, näher als Bau und Leben 
des ſozialen Geſamtkörpers. Seine erſte Liebe galt eben 
der Arbeiterſchaft und er iſt dieſer Liebe treu geblieben. 
Dieſe Liebe machte ihn zuweilen ſogar blind für die 
großen Zuſammenhänge des geſellſchaftlichen Organis- 
mus, auch dafür, daß die ruhige Krankheitserkennung 
als Vorausſetzung für ein erfolgreiches Heilverfahren 
durchaus nicht nur als Zeitverluſt und müßige Theorie 
beurteilt werden darf. Auch er wollte gewiſſermaßen 
eine Entproletariſierung, aber den Glauben an eine 
berufsſtändiſche Organiſation von Wirtſchaft und Geſell— 
{daft hatte er in der engen Berührung mit der Wirklich— 
keit faſt verloren. Er beſchränkte ſich vielmehr darauf, die 
„Standwerdung“ des Arbeiters dadurch zu fördern, daß 
der rechtlichen Freiheit des Arbeitsvertrages auch eine 
verhältnismäßige wirtſchaftliche Gleichheit der Ver— 
tragsgegner gegenübergeſtellt werden ſollte. Die Er— 
gänzung der politiſch-juriſtiſchen Befreiung der Arbeiter— 
ſchaft durch die ſoziale und ökonomiſche wollte er durch 
ſtaatlichen Arbeiterſchutz, Fürſorgezwang gegenüber den 
Unternehmern und Koalition der Arbeiter ſelbſt, geſichert 
wiſſen. Mit den Keimen dieſer Anſchauung, aber 
auch noch mit nicht geringen Reften ſeiner innungs— 
ſozialiſtiſchen Anſichten erfüllt, zog Hitze 1882 zuerſt ins 
preußiſche Abgeordnetenhaus. Da die Landtagsabgeord— 
neten damals noch keine Diäten erhielten, war die Ent— 
ſendung eines Vertreters in dieſe Verſammlung faſt ein 


{ 
i 


BR 


f 
1 


70 Mitarbeit an der Krankenverſicherung 


Luxus. Aus Gründen der Sparſamkeit ſuchte man daher 
Landtags⸗ und Reichstagsmandate miteinander zu ver— 
binden. Das unvermeidliche Zuſammentreffen der Sit— 
zungen der verſchiedenen deutſchen Körperſchaften führte 
oft zur Beſchlußunfähigkeit und damit zu einer Ver— 
ſchleppung der geſetzgeberiſchen Arbeiten im Reichstage. 
Die Mitglieder konnten natürlich nicht in Dresden oder 
München und Berlin zugleich anweſend ſein. Noch 
ehe Hitze ſich auch in den Reichstag wählen laſſen konnte, 
nahm er bereits eifrigen Anteil an den vorbereitenden 
Beratungen, die damals über das Krankenverſicherungs— 
geſetz im kleineren Kreiſe der Reichstagsfraktion des Zen— 
trums gepflegt wurden. Er brachte — wie die erſten 
beiden Jahrgänge des „Arbeiterwohl“ beweiſen — aus 
M. Gladbach bereits reiche praktiſche Erfahrungen, be— 
ſonders hinſichtlich der Selbſtverwaltung mit und konnte 
ſie hier ſofort für dieſes Erſtlingswerk der deutſchen So— 
zialverſicherung zur Verfügung ſtellen. Die freien Hilfs- 
kaſſen erfreuten ſich bis dahin bei den Unternehmern 
keiner übermäßigen Beliebtheit, weil letztere annahmen, 
daß die Arbeiterkrankenkaſſen — deren es bis 1876 iibri- 
gens nur 5239 mit 869 204 Mitgliedern gab — in vielen 
Fällen auch politiſchen und gewerkſchaftlichen Zwecken 
dienten. Als das den Attentaten auf den greiſen Kaiſer 
folgende Sozialiſtengeſetz die Betätigungsmöglichkeit 
von Arbeitervereinigungen ſtark eingeſchränkt hatte, 
glaubte die Regierung die Gefahr des Mißbrauches aus— 
geſchaltet und die Vorausſetzungen für eine reichsgeſetz— 
liche Organiſation und Förderung des bisher nur durch 
Normatibbeſtimmungen und Ortsſtatut geregelten Ver— 
ſicherungsweſens gegeben. In der bereits erwähnten No— 


vemberbotſchaft Wilhelms J. nahmen die alten Pläne 
Bismarcks, die er ſchon 1863 dem Innenminiſter Graf 
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Eulenburg als Gegenſtück zu den Beſtrebungen der Ane 
hänger des Arbeiterſchutzes und zu denen der Gewerk— 
ſchaften vorgelegt, Geſtalt an. Die erſte Reform, welche 
auf Grund der kaiſerlichen Botſchaft zur Ausführung 


kommen ſollte, war eben die der Krankenverſicherung. 


Soweit dieſe ſchon beſtand, galt es nur, fie durch Bers 
ſicherungszwang zu erweitern. Zwar war ſchon ein Ge— 


Hertling und die Sozialverſicherung a 


ſetzentwurf für die Unfallverſicherung vorgelegt worden, 
aber dieſer war wegen ſeines bürokratiſchen Aufbaus 
und des ſtaatlichen Zuſchuſſes als ſtaatsſozialiſtiſch ab⸗ 
gelehnt worden. Auch die zweite Vorlage, welche eine 
berufsgenoſſenſchaftliche Organiſation vorſah, fand im 
Reichstag keine einmütige Stimmung. Immerhin gab ſie 
aber die Grundlage zur poſitiven Arbeit. Man war zu 
der Einſicht gelangt, daß auch die Verſicherungskorpo⸗ 
rationen nicht mit der Maſſe der kleineren Unfälle be- 
laſtet werden könnten und {dob die Verſorgung der Un— 
fälle für die erſten 13 Wochen den Krankenkaſſen zu. 
Aus dieſem Grunde wandte ſich die Kommiſſion des 
Reichstages, zu der ſpäter auch v. Hertling hinzugezogen 
wurde, zunächſt der Krankenverſicherung zu. Hertling 
lehnte das Motiv der ſtaatlichen Wohltat — das Zucker- 
brot nach der Peitſche des Sozialiſtengeſetzes — für die 
Arbeiter ab und konnte den Verſicherungszwang nur ine 
ſofern bejahen, als er einen Schutz der vernachläſſigten 
natürlichen Rechte der Arbeiter gewährleiſtet. Der 
Nachweis der bloßen Zweckmäßigkeit ſozialpolitiſcher 
Maßnahmen reiche nicht zu ihrer Rechtfertigung aus, ſie 
müßten ſich vielmehr als unbedingte Notwendigkeit ſür 
das Geſamtwohl oder als Schutz unveräußerlicher Rechte 
der Arbeiter ausweiſen. Hertling ſah in der Zahlung der 
Verſicherungsprämie durch die Arbeitgeber die pflicht— 
gemäße Uebernahme eines Teils der Produktionskoſten, 
welche durch die Fürſorge für die mittelloſen, erkrankten 
Arbeiter entſtehen. Durch Beiträge der Arbeitnehmer 
werde der Rechtsanſpruch derſelben auf Anterſtützung 
verſtärkt. Da nun aber eine Lohnerhöhung um den Be— 
trag der zu zahlenden Verſicherungsprämie nur den wirt- 
ſchaftlich mächtigen Arbeitgebern zugemutet werden 
könne, wurden auf Hertlings Vorſchlag die landwirt— 
ſchaftlichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer nur unter be- 
ſtimmten Vorausſetzungen in den Verſicherungszwang 
einbezogen. Nicht weniger als fünfzig Sitzungen brauchte 
die Kommiſſion, ehe ſie mit dem endgültigen Vorſchlage 
ins Plenum kam. Bismarck rief am 7. April 1883 den 
Grafen Hertling zu ſich und äußerte ihm ſein Wißfallen 
über die Verſchleppung der Sozialverſicherungs-Vor⸗ 
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lagen. Eine Woche ſpäter erging ein kaiſerliches Mahn⸗ 
ſchreiben an den Reichstag, der dann auch in wenigen 
Tagen zur zweiten, und Ende Mai zur dritten Leſung 
des Geſetzes ſchritt. — Wenn nun auch Sitzes Name bei 
der offiziellen Beratung des Geſetzes noch nicht genannt 
werden konnte, ſo ſteht doch feſt, daß er keineswegs ganz 
unbeteiligt war. Zwar war er ſchon 1882 auf der zweiten 
Generalverſammlung ſeines Verbandes mehr für Be— 
triebskrankenkaſſen als für allgemeine Ortskrankenkaſſen 
eingetreten, weil die Geſchäftsführung der erſteren weni- 
ger kompliziert und ſie die Vorzüge eines perſönlicheren 
Kontaktes der Mitglieder untereinander, vor allen auch 
der Betriebsleiter mit der Belegſchaft bieten würden. Die 
Fabrikkrankenkaſſe ſoll — fo ſchreibt Hitze im „Arbeiter 
wohl“ — die Vorſchule des Betriebsrates ſein; er geht 
ſogar ſo weit, davon eine ſyndikale Löſung der Arbeiter- 
frage zu erhoffen, d. h. eine Reorganiſation der Gefell- 
ſchaft durch ein neues Induſtrievolk, das ſich in Betriebs- 
familien gliedert. 

Am 19. Dezember 1883 trat Hitze erſtmals öffentlich im 
Plenum des Preußiſchen Landtags auf, als die Frage der 
Dampfkeſſelreviſion erörtert wurde. Hitze ſetzte ſich dafür 
ein, dieſe, ihren Aufgaben entſprechend, in irgendeiner 
Weiſe mit der Anfallverſicherung und der Fabrikinſpek— 
tion zu verbinden. Gleichzeitig forderte er einen Ausbau 
der Inſtitution der Gewerberäte und regte an, die Be— 
richte der Gewerbeaufſichtsbeamten auf ein beſſeres 
Niveau zu bringen. Staatsſekretär von Boetticher 
antwortete darauf in einer Weiſe, die etwa einer Emp— 
fehlung und Einführung des neuen Parlamentariers 
gleichkam. Er lobte Hitzes Erfahrung, ſein warmes Herz 
für die Arbeiter und erklärte vor der Verſammlung, ſich 
bereits perſönlich von den Erfolgen ſeines Wir— 
kens überzeugt zu haben. Wegen des dem Reichstage 
bereits vorliegenden Geſetzentwurfes über die Regelung 
der Anfallverſicherung glaubte er Hitzes Anregungen im 
Augenblick nicht weiter verfolgen zu können. — Anfang 
März des folgenden Jahres trat Hitze für die Auf- 
hebung der Ordensgeſetze ein, indem er auf die außer— 
ordentliche ſoziale Bedeutung der geiſtlichen Ordens— 
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genoſſenſchaften hinwies, wie ſie ſich aus ihrer karitativen 
Betätigung im Dienſte der Krankenpflege, der Kinder- 
horte, der Arbeiterkolonien (Strafentlaſſene in Trap— 
piſtenklöſternh, der Erziehungsanſtalten und Arbeite— 
rinnenhoſpize ergebe. Er deutete auch auf erzieheriſche 
Bedeutung der von Nonnen geleiteten Arbeiterinnen— 
hoſpize und deren Anterrichtskurſe hin und wie durch die 
Wiedererweckung des Hausfrauenideals auch das Fami- 
lienleben wieder geſunden werde, das Alkoholelend — 
dem übrigens auch Mitglieder der Mönchsorden zu Leibe 
rückten — an der Wurzel beſeitige ufw. Mitte Mai 1884 
war Hitze Berichterſtatter der Kommiſſion, die ſich mit 
der Eingabe des Vorſitzenden des „Volkswirtſchaftlichen 
Vereins für Rheinland“ für eine Verſchärfung der Sonn- 
tagsruhe zu befaſſen hatte. In dem langen Ausſchuß— 
bericht betonte Hitze die praktiſche Bedeutung des Pro— 
duktionsfaktors Arbeit und den Wert der Arbeitspauſe 
für die Leiſtungsfähigkeit des Arbeiters. Wichtiger als 
dieſe Rückſichten ſei aber doch die Tatſache, daß der 
Arbeiter Menſch iſt, Perſönlichkeit, daß er auch für 
ſeine Familie da zu ſein hat. Gerade die Sonntags— 
arbeit bringe dem Arbeiter ſeine Inferiorität zum Be— 
wußtſein. Es genüge keineswegs, die Erlaubnis der 
Sonntagsarbeit für die Unternehmungen der Willkür der 
Polizei zu überlaſſen, vielmehr müſſe baldigſt eine allge- 
meine Regelung der Sonntagsarbeit erſtrebt werden. — 
Am Tage darauf erſtattete Hitze Bericht über die Aus— 
ſchußberatungen betr. den Prüfungszwang der Huf— 
ſchmiede. Die Wahl zum Berichterſtatter in einer Ange— 
legenheit des Arbeiterſchutzes und des Innungsweſens 
beweiſt, daß man Hitzes beſondere Intereſſen und Fähig- 
keiten ſehr bald entdeckt hatte. Blättert man die erſten 
Jahrgänge des „Arbeiterwohl“ durch, jo iſt man ere 
ſtaunt über die Vielſeitigkeit und Gründlichkeit der 
Arbeiten Hitzes für den Verband katholiſcher Indu— 
ſtrieller, für deſſen Zentralſtelle und Zeitſchrift. Nicht 
nur die Frage der Hilfskaſſen, der Arbeiterausſchüſſe, 
der Berufsvereine, der Erziehung zur Häuslichkeit wurde 
in dem Monatsorgan beſprochen, ſondern auch die der 
Arbeitszeit, der Wohnungsfürſorge, der Betriebswohl— 
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fahrt und der Frauenarbeit. Satzungsentwürfe, Zeichnun⸗ 
gen, Wiedergabe und Kommentierung von Geſetzesterten 
ſteigerten die praktiſche Brauchbarkeit der Anregungen 
außerordentlich. Handgreiflichkeit und Zuverläßlichkeit 
war in jeder Darſtellung im höchſten Grade erreicht. 
Aus den Berichten, die Hitze auf den erſten General- 
verſammlungen über die Tätigkeit des Sekretariats gab, 
geht anſchaulich hervor, wie ſchnell er ſich als General⸗ 
ſekretär in die neuen Aufgaben eingearbeitet hatte und 
wie es ſeinem Organiſationstalent und ſeiner außer- 
ordentlichen Arbeitskraft gelang, trotz der anftrengen- 
den und zeitraubenden Parlamentsarbeiten bereits in 
umfangreichem Maße als ſozialpolitiſcher Gutachter und 
Berater von privaten Unternehmungen und Behörden 
tätig zu ſein. Noch ehe er als Abgeordneter Einfluß 
auf die Anfallverſicherungs-Vorlage, die Bismarck in- 
zwiſchen mit neuen Zugeſtändniſſen an das Parlament 
gebracht hatte, nehmen konnte, veranlaßte er den Vor— 
ſtand des Verbandes „Arbeiterwohl“, ſich mit den Grund— 
zügen des Entwurfes zu beſchäftigen. In einer Bors 
ſtandsſitzung, die am 6. Februar 1884 in M. Gladbach 
ſtattfand, wurden dann auch hierzu eine Anzahl beach— 
tenswerter Vorſchläge gemacht und in der Verbands 
zeitſchrift veröffentlicht. 


II. 


Am 16. Januar 1885 ſprach Hitze zum erſten Male 
im Reichstage. Es ſtand der Antrag der Abgeordneten 
v. Hertling, v. Schorlemer-Alſt und Lieber zur Beratung, 
in welchem die verbündeten Regierungen aufgefordert 
wurden, einen Geſetzentwurf vorzulegen, der die Sonn— 
tagsarbeit grundſätzlich verbietet, die Kinder- und 
Frauenarbeit einſchränkt und die Höchſtarbeitszeit für 
die erwachſenen männlichen Arbeiter regelt. Dieſer An— 
trag vom 20. November 1884 entſprach den Forderungen, 
die zum Teil bereits Ketteler 1871 in ſeinem „Entwurf zu 
einem politiſchen Programm“ ausgeſprochen hatte. Er 
nahm aber vor allem die Gedanken des Antrags Galen 
vom 23. März 1877 und die der Interpellation des Zen— 
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trums für die Ausbildung der Fabrikgeſetzgebung wieder 
auf. Aus Anlaß des neuen Antrags Hertling gingen 
auch die andern Parteien mit ähnlichen, jedoch in der 
Regel abſchwächenden Anträgen vor. Hertling legte beim 
Eintritt in die Verhandlung der Anträge dar, daß nicht 
nur für die erkrankten, verunglückten und invaliden 
Arbeiter zu ſorgen iſt, ſondern daß auch eine vorbeugende 
Sozialpolitik einſetzen müſſe. Der Kanzler, der ſchon 
1882 ſich dafür ausgeſprochen, die Regelung der Arbeits- 
zeit uſw. den Verſicherungsgenoſſenſchaften zu über— 
tragen, weil er ſich durch die Selbſtverwaltung der 
Induſtrieverbände eine organiſchere Entwicklung des 
Arbeiterſchutzes verſprach, wollte wie geſagt von einem 
ſtaatlichen Arbeiterſchutz durchaus nichts wiſſen. Er ers 
klärte, daß ſolche Maßnahmen dazu angetan ſeien, die 
Henne zu ſchlachten, welche die goldenen Eier legt. Eine 
ſolche Belaſtung der deutſchen Induſtrie, die auch offen- 
bar dadurch in ihrer Exportfähigkeit geſchädigt werde, 
fei einfach untragbar. Er warf dem Zentrum agitato- 
riſche Tendenzen vor und erklärte höhniſch, wenn es nicht 
in den Wind geredet haben wolle, dann ſolle die Fraktion 
doch in 8 Tagen einen Geſetzentwurf vorlegen, der die 
Ausführbarkeit der Forderungen erkennbar mache. Noch 
am gleichen Tage trat Freiherr v. Schorlemer den An— 
griffen Bismarcks entgegen und am folgenden Tage der 
neugewählte Hitze. Auch Hitze betonte den vorbeugen— 
den Charakter der Fabrikgeſetzgebung und wies darauf 
hin, daß die verkürzte Arbeitszeit keine Schädigung, 
ſondern nachweislich eine Förderung der Produktivität 
der menſchlichen Arbeit zur Folge habe. Genau wie der 
Kriegsminiſter keine Eroberungen mit Krüppeln machen 
könne, müſſe auch der Handelsminiſter den Produktions- 
faktor Menſch berückſichtigen. Man müſſe auch weit- 
ſichtig genug ſein, um u. a. zu ſehen, daß die vermehrte 
Freizeit geeignet fei, die Arbeiterfamilie neu zuſammen— 
zufügen und aufguarten, den Mädchen wieder Ge— 
legenheit zur Vorbereitung auf den Hausfrauenberuf zu 
geben und damit eine Geſundung und Befriedung des 
geſellſchaftlichen Lebens herbeizuführen. Allerdings 
müßte auch gleichzeitig mit der Erweiterung der Freizeit 
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für gute Wohnungen geſorgt, überhaupt die ſegensreiche 
Benutzung der neuen Errungenſchaften für die Arbeiter 
ſichergeſtellt werden. Die Düſſeldorfer Regierung ſei den 
hier vorgeſchlagenen Weg bereits teilweiſe mit gutem 
Beiſpiele vorangegangen. Auch in einer Anzahl fremder 
Staaten ſei die Fabrikgeſetzgebung bereits in Angriff 
genommen und durchgeführt worden. Die Unternehmer 
ſelber beſchäftigten ſich mit ähnlichen Gedanken, wie das 
Gladbacher Exempel beweiſe. Man könne nach der 
Förderung, die die Schutzzollvorlage im Intereſſe der 
nationalen Wirtſchaft durch das Zentrum erfahren habe, 
nicht mehr behaupten, es ſei bei ihm kein Sinn für 
die Belange der deutſchen Induſtrie vorhanden. Hitzes 
eindringlicher, auf umfaſſenden Kenntniſſen beruhender 
Appell fand weit über die Grenzen ſeiner eigenen 
Partei hinaus ernſte Beachtung. Am Schluß der Debatte 
wurden ſämtliche Anträge einer Kommiſſion überwieſen, 
die die Arbeiten ſofort aufnahmen. Hertling, der durch 
ſeine Lehrtätigkeit an der Münchener Aniverſität wieder- 
holt von den Reichstagsverhandlungen fernblieb, fehlte 
von jetzt ab auch in den entſcheidenden Kämpfen mit 
dem Kanzler. Dieſem Umſtande verdankt es Hitze, daß 
er jetzt von Windthorſt weitgehendſt als Erſatzmann für 


j Hertling herangezogen wurde. Dabei ftellte ſich auch je 


länger je mehr heraus, daß der Neuling nicht nur dem 
Philoſophen Hertling, ſondern auch ſeinem parlamen- 
tariſchen Lehrmeiſter Dr. Lieber an Sachkenntnis und 
Kenntnis der Technik ſozialer Geſetzgebung teilweiſe vor— 
aus war. Hertling ſchreibt ſelbſt in ſeinen „Erinne— 
rungen“, daß er deutlich erſehen konnte, wie ſein Ein— 
fluß in der Bewertung ſozialpolitiſcher Probleme im 
Schwinden war. — 

Hitze und Lieber legten der Kommiſſion, die ſich mit 
den Anträgen Hertling, Lohren, Kropatſcheck, Ackermann 
uſw. betr. Einfügung von Arbeiterſchutz-Beſtimmungen 
in die Gewerbeordnung zu befaſſen hatte, wenige Tage 
nach der zyniſchen Aufforderung Bismarcks je einen 
ausführlichen Geſetzentwurf betr. Sonntagsruhe, Frauen- 
und Kinderarbeit und Normalarbeitstag vor. Hikes An— 
trag war ein Eventualantrag, der im Falle der Ab— 
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lehnung des weitergehenden Entwurfes ſeines Fraktions⸗ 
genoſſen Lieber in Anwendung kommen ſollte. Während 
der Antrag Lieber eine allgemeine Regelung erſtrebte, 
ſuchte Hitze wenigſtens in der Textilinduſtrie einen An- 
fang zu machen, da ja eine Reihe von Arbeitgebern 
dieſes Gewerbezweiges ſich ſchon mit ſolchen Schutz— 
beſtimmungen einverſtanden erklärt hatte, ſofern eine all- 
gemeine geſetzliche Erfaſſung der mechaniſchen Webereien 
jede Schmutzkonkurrenz von vornherein ausſchaltete. Das 
Ergebnis der eingehenden, etwa 20 Sitzungen umfaſſen⸗ 
den Kommiſſionsberatungen war ſachlich eine gewiſſe 
Minderung der Forderungen, wodurch aber ihre par— 
lamentariſche Plattform erheblich verbreitert wurde. Der 
Reichskanzler wies in der Sitzung vom 9. Mai aber 
auch dieſe Mindeſtforderungen als unannehmbar ab und 
wollte nun Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſelbſt über 
ihre Stellung zu dieſen Vorſchlägen befragen. Die For— 
mulierung der Frageſtellung, wie ſie Bismarck für dieſe 
Erhebungen in Ausſicht nahm, war offenbar dazu an- 
getan, bei den Arbeitern den Eindruck zu erwecken, als 
gehe es dem Geſetzentwurf nur darum, ihnen Verdienſt— 
möglichkeiten zu nehmen. Erſt am 23. Juli erſchien 
dieſer Fragebogen und am 1. Oktober ſollte das ganze 
Material bereits von den Bezirksregierungen eingeſandt 
fein. Hitze bemerkte damals in der Kölniſchen Volks- 
zeitung vom 25. Auguſt, daß eine gründliche Enquéte in 
ſo kurzer Zeit undurchführbar ſei. Tatſächlich verſchleppte 
dieſe UAmfrage die Arbeiterſchutzgeſetzgebung immer 
länger. 

In der Reichstagsſitzung vom 10. März des gleichen 
Jahres trat bei Behandlung des Antrages Ackermann— 
Bihl betr. Kompetenzerweiterung der Innungen auch 
bereits eine gewiſſe ſachliche Differenz zwiſchen Hitze 
und der Hertlingſchen Richtung zutage. Hitze trat als 
Sprecher einer Minderheit der Fraktion auf, welcher 
diejenigen Forderungen des Antrages, die den Be⸗ 
fähigungsnachweis, die Sonntagsruhe uſw. betrafen, 
nicht weit genug gingen. Dabei erklärte er aber gleich, 
daß es ihm nicht etwa auf die Erhaltung des Hand— 
werks im techniſchen Sinne ankomme, ſondern auf die der 
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heutigen Handwerker, des gewerblichen Mittelſtandes, 

welch letzterer ſich ſogar die Vorteile der modernen 

Maſchinentechnik durch genoſſenſchaftlichen Zuſammen⸗ 

ſchluß zunutze machen ſolle. Erſt die autoritative Rege⸗ 

lung des Lehrlings- und Geſellenweſens werde die Hand⸗ 

werker vor weitergreifender Freiſetzung durch das Kapi⸗ 

tal und vor der Abwanderung in die Sozialdemokratie 

bewahren. Im Reichstag war aber damals keine Stim- 

mung für Zwangsinnungen, obwohl die Handwerker ſich 

ſelbſt ſchon wieder von der Gewerbefreiheits-Ideologie 

abgekehrt hatten und dem Gedanken des Obligatoriums, 

wie ihn Freiherr v. Fechenbach vertrat, gefolgt waren. 

Bismarcks Stellung nahm eine umgekehrte Entwicklung. 

Anfangs trat er für Bindungen und Selbſtſchutz-Zwang 

ein, während er ſich ſpäter wieder mehr der liberaleren 
LRlnkaichtung zuwandte. 

g if Ende Februar 1885 ſehen wir Hitze im Landtage für die 

Erweiterung der Benutzungsmöglichkeiten der Preußiſchen 

i; Staatsbibliothek ſich einſetzen. Wenige Tage darauf redet 

ff er der Errichtung von Lehrſtühlen für gewerbliche Hygiene 

und Unfallverhütung an Techniſchen Hochſchulen das Wort. 

Mit Beginn der neuen Seſſion wurden dann von Lieber 

und Hitze auch wieder die erſten Kommiſſionsvorlagen betr. 

den Arbeiterſchutz eingebracht. Da die Frage der Sonntags— 

arbeit ja vorläufig ausſchied, beſchäftigte ſich die 10. Rome 

miſſion, der die Anträge erneut zur Bearbeitung überwieſen 

wurden, hauptſächlich mit der Frauen- und Kinderarbeit und 

dem Höchſtarbeitstag. Der Ausſchuß faßte damals bereits 

zwei Reſolutionen zugunſten einer Vermehrung der Gewerbe— 

aufſichtsbeamten und der obligatoriſchen Einführung der 

Gewerbegerichte. Der Bundesrat erklärte ſich bezüglich der 

erſten Forderung der Reſolution für unzuſtändig, bezüglich der 

zweiten blieb es bei der Ueberweiſung an ſeinen Fachaus— 

ſchuß. Am 3. Dezember wandte ſich Hitze als Antragſteller 

noch einmal gegen die Auffaſſung des Bundesrates, daß Ver- 

ringerung der Arbeitszeit auch notwendig Verminderung der 

Ertragsfähigkeit und des Lohneinkommens bedeuten müßte. 

Er betonte auch hier wieder den Wert der ſchöpferiſchen Pauſe 

für Arbeitsfreude und Leiſtungsmöglichkeit. Aber er wehrte 

ſich auch dagegen, die Arbeiterfrage nur lohn- und produk⸗ 

tionspolitiſch zu ſehen. Wichtiger als die wirtſchaftliche Be— 

deutung des Produktionsfaktors Arbeit ſei in jedem Falle 

die Bedeutung des Menſchentums im Arbeiter, ſeine Würde 

als Perſönlichkeit. So ſei die Arbeiterfrage nicht zuletzt auch 

eine Frage der Kultur. Der Niedergang des religidjen Lebens, 


; 
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der Zerfall der Familie beweiſe, daß die Lebenswerte die 
Nutzwerte vorausſetzen, daß nur in einer materiell geſunden 
Geſellſchaft auch ein geſunder Geiſt gedeihen kann. — Eine 
Woche ſpäter gab Hitze noch einmal ſeinen Zweifeln Aus- 
druck, ob die Berufsgenoſſenſchaften des Unfallverſiche— 
rungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 —wie Bismarck immer wieder 
argumentierte — den Arbeiterſchutz, die Unfallverhütung uſw. 
ſelbſt in die Hand nehmen und reſtlos durchführen würden. 
Bei dieſer Gelegenheit kam er auch auf den Kommiſſions⸗ 
beſchluß bezüglich der Fabrikinſpektoren zurück. Er glaubte, 
daß dieſe vor allen berufen ſeien, der Fabrikgeſetzgebung 
zur Durchführung zu verhelfen. Das ſchließe die Zuſammen⸗ 
arbeit mit den Einrichtungen der Sozialverſicherung keines- 
wegs aus. Durch Fühlungnahme mit den Krankenkaſſen vor 
allem und den Arbeiterausſchüſſen könne die Arbeit der 
Gewerberäte nur befruchtet werden. Hitze dachte ſich die 
Verkleinerung der Arbeitsbezirke der Inſpektoren ſo, daß 
ihnen Aſſiſtenten beigegeben würden. Zur Erhöhung ihrer 
moraliſchen Autorität fei auch die Bewilligung ſtandes⸗ 
gemäßer Gehaltsbezüge unerläßlich. Er verſprach ſich von 
gelegentlichen Zuſammenkünften dieſer Beamten eine größere 
Planmäßigkeit ihres Vorgehens, wie er auch annahm, daß 
der gegenſeitige Austauſch der Erfahrungen zu einheitlicherer 
Berichterſtattung führen werde. Die Vermehrung der Zahl der 
Aufſichtsbeamten fei allein geeignet, durch unvermutete Revie 
ſionen den Schlichen des Unternehmertums zuvorzukommen 
und zu verhindern, daß ein großer Teil der Arbeitskraft 
in endloſen Reiſen durch den weiten Bezirk verzehrt würde 
und trotzdem die meiſten Betriebe unbehelligt davonkämen. 
Hier, wie in allen einſchlägigen Fragen war der junge 
Theologe und Abgeordnete bereits vollſtändig „zu Hauſe“ 
und man iſt beim Studium ſeiner Parlamentsreden immer 
wieder erſtaunt über ſeine bis ins einzelne gehende Sach— 
kenntnis und den ganz konkreten Charakter aller ſeiner Bore 
ſchläge. Schon am folgenden Tage hören wir ihn wieder zur 
Frage der Sozialſtatiſtit — die auch ſonſt durch ihn ent⸗ 
ſcheidende Förderung erfuhr — Stellung nehmen. Es Hane 
delte ſich um den Antrag Baumbach-Schrader auf Verbeſſe⸗ 
rung der zahlenmäßigen Nachweiſungen der Krankenkaſſen⸗ 
berichte. Obwohl ſelbſt nicht Antragſteller, wurde er auch 
hier wieder der beſte Interpret des ſozialen Fortſchrittes. 
Er wies darauf hin, wie brennend notwendig die Sozial- 
politik ſachlicher, einwandfreier Unterlagen bedürfe. Gerade 
die Krankenkaſſen ſeien geeignet, vergleichende Aeberſichten 
über die Morbilitätsverhältniſſe der Arbeiterbevölkerung, 
über die Mortalität der aktiven Arbeiterarmen zu geben. 
Die ſtatiſtiſche Beobachtung des Einfluſſes der Induſtrie auf 
die Geſundheit gebe in Verbindung mit der Kriminal⸗ und 
Armenſtatiſtik allein die Grundlage zu einer Diagnoſe, welche 
Vorausſetzung auch der ſozialen Therapie fei. — In- 
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zwiſchen war der Antrag Ackermann betr. Befähigungsnach⸗ 
weis für ſelbſtändig werdende Handwerker wieder einge⸗ 
bracht. Diesmal trug der Antrag auch die Anterſchrift Hitzes, 
der noch bei der erſten Einbringung erklärt hatte, daß ihm 
die Forderungen desſelben nicht weit genug gingen. Immer⸗ 
hin betonte er auch hier wieder ſtark, daß das individua- 
liſtiſche Prinzip allein nicht ausreiche und den Innungen eine 
größere Exekutivgewalt zugeſprochen werden müſſe. Er ver⸗ 
ſprach ſich eben von der ſtrengen Ordnung des Lehrlings⸗ 
und Geſellenweſens die Schaffung eines techniſch und ſittlich 
tüchtigen Handwerkerſtandes, der der Aufſaugung durch das 
Kapital zu widerſtehen vermag. Wieder ſprach er die Hoff⸗ 
nung aus, daß dann das Handwerk die moderne Technik in 
ſeinen Dienſt ſtellen könne. Faſt prophetiſch mutet es an, 
wenn Hitze ſchon damals von der Möglichkeit ſpricht, daß 
durch die Vervollkommnung der elektriſchen Kleinkraft⸗ 
maſchinen dereinſt vielleicht die Produktion wieder aus der 
Fabrik ins Haus zurückverpflanzt und auch der Webſtuhl 
eines Tages wieder in den Lebensraum des Arbeiters Hine 
eingeſtellt werde. — Es lag vielleicht durchaus in der Rich⸗ 
tung dieſer ſeiner Zukunftsprognoſen, wenn er ſich eifrig für 
die Kleineiſeninduſtrie ſeiner engeren Heimat einſetzte. Am 
30. März 1886 trat er im Abgeordnetenhaus für die Berück⸗ 
ſichtigung von Petitionen aus dem ſüdweſtlichen Weſtfalen, 
welche den Eiſenbahnbau im Sauer- und Siegerland betrafen, 
ein. Er wies auf die alteingeſeſſene Eiſeninduſtrie im Bigge- 
tal, auf die Walz- und Hammerwerke dieſer Gegend, auf 
die Kupferbergwerke uſw., deren Wirtſchaftlichkeit erſt durch 
beſſere Transportmöglichkeiten gewährleiſtet ſei. — Am 
30. November finden wir Hitzes Geſetzentwurf betr. die 
Arbeitszeit in den Textilfabriten wiederum unter den An— 
trägen. Wenige Tage ſpäter beantragt Ackermann in Ge— 
meinſchaft mit Hitze, die Geltung der Innungen gegenüber 
Nichtmitgliedern in Sachen des Ausbildungsweſens und der 
Beitragspflicht dann zu verallgemeinern, wenn mehr als die 
Hälfte der ortsanſäſſigen Handwerksmeiſter ſich freiwillig der 
Innung angeſchloſſen haben. Im Januar des folgenden 
Jahres brachte Hitze mit Lieber den Antrag auf Vermehrung 
der gewerblichen Aufſichtsbeamten im Preußiſchen Abgeord⸗ 
netenhauſe ein, da dieſer ja vom Bundesrat als nicht zur 
Zuſtändigkeit der Reichsregierung gehörend abgewieſen war. 
Hitze wies im Plenum darauf hin, daß der Antrag ure 
ſprünglich dem Reichstage vorgelegen habe und trotz ein— 
ſtimmiger Annahme von der Regierung ſchroff abgewieſen 
worden ſei. Nun ſei dieſer Appell auch in der Kommiſſion 
einſtimmig angenommen worden, und der Regierungskom⸗ 
miſſar hätte ſich hier bereits zugänglicher erwieſen. Letzterer 
babe die Haltung der Staatsregierung damit zu entſchuldigen 
geſucht, daß von ſeiten der Arbeitgeber und -nehmer bisher 
ähnliche Wünſche nicht geäußert worden ſeien. Demgegen- 
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über erklärte Hitze, daß es ſelbſtverſtändlich ſei, daß die 
Arbeitgeber keine Gewerbepolizei wünſchten. Wenn auch die 
Arbeiter ſelber noch kein Vertrauen zu den Aufſichtsbeamten 
hätten, ſo läge das eben daran, daß die Inſpektoren völlig 
außerſtande ſeien, den ihnen übertragenen Aufgaben wirk⸗ 
lich gerecht zu werden, weil ihrer zu wenige ſind. Er gab 
auch hier wieder ſeinen Zweifeln Ausdruck, daß die vielen 
Gebiete des Arbeiterſchutzes von den AUnfall-Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften übernommen werden könnten. Das hindere allerdings 
nicht, daß das Geſetz denjenigen Schutzbeſtimmungen, die die 
Verſicherungskörperſchaften bereits für ihren Geltungsbereich 
obligatoriſch gemacht haben, allgemeine Anerkennung 
verſchaffe. Durch Verkleinerung der Arbeitsgebiete ſollen die 
Gewerbeaufſichtsbeamten auch Zeit gewinnen, an den Ein⸗ 
richtungen der Sozialverſicherung, insbeſondere an den 
Krankenkaſſen mitzuarbeiten. Dieſe Mitarbeit dachte ſich 
Hitze jo, daß jie auch anregend in der Richtung einer Fort- 
bildung der Fabrikkrankenkaſſen zu Aelteſtenausſchüſſen 
wirken ſoll. Daneben ſoll der Beamte hier auch Material 
über die Berufskrankheiten und die Sterblichkeitsziffern ſam⸗ 
meln und aus den gewonnenen Einſichten wiederum Wege 
der Verhütung weiſen. Bei der behördlichen Genehmigung 
induſtrieller Anlagen müſſe der Gewerberat als Gutachter 
herangezogen werden, evtl. ſchon vorher als Berater der 
Unternehmer und Arbeiter in dieſer Hinſicht wirkſam werden. 
Leber die Durchführung der Fabrikgeſetzgebung hinaus ſollten 
ſich die Kontrollorgane auch zu Anregern für den Geſetz— 
geber entwickeln. Hitze ſchloß ſeine an Anregungen ſo reiche 
Rede mit dem Ausdruck der Freude, daß der Gedanke des 
Arbeiterſchutzes in der Volksvertretung immer mehr an Boden 
gewinne und die Regierung dadurch je länger je mehr ge- 
drängt werde, ihren Widerſtand aufzugeben. Mit unver⸗ 
gleichlicher Zähigkeit brachte denn Hitze auch ſeine dies- 
bezüglichen Anträge bzw. die Beſchlüſſe der Kommiſſion 
immer wieder ein. Am 5. März 1887 erſchienen die alten 
Geſetzentwürfe unter ſeinem Namen prompt im Reichstage 
wieder auf der Tagesordnung. Außerdem fügte Sitze dies⸗ 
mal hinzu, daß die vorgeſehenen Beſtimmungen der Gewerbe— 
ordnungsnovelle, ſoweit ſie ſich auf die Arbeitszeit und 
Kinderarbeit beziehen, auf alle Werkſtätten mit regelmäßiger 
Benutzung der Dampfkraft oder einer anderen elementaren 
Kraft, ſowie in Hütten, Bauhöfen und Werften Anwendung 
finden ſollen. Drei Tage ſpäter nahm er auch noch einmal 
das Wort zum Antrag Biehl⸗Letocha-Hitze betr. das Prü⸗ 
fungsobligatorium für ſelbſtändige Ausübungen beſtimmter 
Handwerke. Inzwiſchen waren im Landtag die Arbeiten der 
X. Kommiſſion ſoweit gediehen, daß ihr Bericht vom 12. März 
ſagen konnte, daß ſich der Ausſchuß — nach einer kleinen 
Milderung der Faſſung des Vorſchlages — den Forderungen 
Hitzes bezüglich der Vermehrung der Zahl der Fabrikinſpek⸗ 
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toren grundſätzlich anſchließe. Als der Kommiſſionsantrag 
bereits gegen Ende des Monats im Plenum zur Ausſprache 
ſtand, wehrte ſich Hitze gegen den Vorwurf des Abgeordneten 
v. Minnigerode, bei den Parteien ſei „ein Rennen um die 
Arbeitergunſt“ losgebrochen. Nicht ohne Schärfe antwortete 
Hitze, ebenſogut könne man wohl auch von einem „Rennen 
aus andern Rückſichten“ ſprechen in dieſem Hauſe. — Trotz 
ſeines Eifers für die nationale Sozialpolitik vergaß Hitze doch 
keineswegs die beſonderen Anliegen ſeines Wahlkreiſes. 
Mitte März plädierte er im Preußenparlament wieder für 
eine Meliorationsbahn von M. Gladbach in die ländliche 
Umgebung. Dabei kam ſogar zwiſchen den beiden Bewerbern, 
dem Vertreter für Dülken und dem für M. Gladbach fo 
etwas wie kommunalpolitiſche Eiferſucht und Kirchturms⸗ 
politik zum Ausdruck. Bemerkenswerter iſt allerdings die 
Tatſache, daß Hitze bei dieſer Gelegenheit bereits die kon— 
ſervative Beweisführung ſeines Mitbewerbers bekämpft. 
Letzterer hatte ſich für eine verkehrspolitiſche Begünſtigung 
der Heimweberei ſeines Bezirks ausgeſprochen und dargetan, 
daß für die Damaſtherſtellung und die Erzeugung beſtimmter 
Samtqualitäten fic) noch immer der Hand- und Hausbetrieb 
bewähre, welcher wiederum bodenſtändiger ſei und die Ver— 
wurzelung der Erzeuger in der Heimat nicht gefährde. Sitze 
ließ dieſe Gründe kaum gelten und trat dafür ein, lieber 
die techniſchen Möglichkeiten Gladbachs, ſeinen Anter— 
nehmungsgeiſt und Kapitalüberfluß, ſeinen Facharbeiter— 
beſtand und die günſtigere Lage hinſichtlich Kohle und 
Waſſerkraft auszunutzen. Die Bahn ſolle dann die frei— 
geſetzten Arbeiter aus der umgebung in die M. Gladbacher 
und Rheydter Fabriken ſchaffen. Auch wenn man den Argu— 
menten beider Abgeordneter einen harmloſen und unbewußten 
Lokalpatriotismus zugute hält, bleibt doch dieſer ſonſt un- 
bedeutende parlamentariſche Vorgang bezeichnend dafür, wie 
außerordentlich tiefgehend bei Hitze die Wirkungen der 
Brandts'ſchen Schule waren. — Am 16. März nahm Sitze 
das Wort zu dem am 5. des gleichen Monats wiederum 
eingebrachten Geſetzentwurf des Zentrums betr. Aenderung 
der Gewerbeordnung hinſichtlich des Arbeiterſchutzes. In 
längerer Rede tat er Bedürfnis und Möglichkeit eines Maxi- 
malarbeitstages dar. Das mindeſte, was erreicht werden 
müſſe, fet eine Höchſtarbeitszeit für Jugendliche bis zu acht— 
zehn Jahren und für weibliche Arbeiter, ein Verbot der 
gewerblichen Arbeit für Kinder unter zwölf Jahren (in Fa— 
briken unter vierzehn Jahren) und für verheiratete Frauen 
mit unerwachſenen Kindern, ſofern dieſe ohne Aufſicht und 
genügende Pflege bleiben müßten. Eine geſetzliche Regelung 
werde gerade von den wohlwollenden Arbeitgebern verlangt, 
damit die Allverbindlichkeit dem unſauberen Wettbewerb 
vorbeuge. Nicht minder notwendig ſei auch die Regelung 
der Arbeitsordnungen, wofür die Gewerbegerichte als Auf⸗ 
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ſichtsinſtanzen in Ausſicht zu nehmen ſeien. Die Beſtrebungen 
Hitzes fanden in dieſer Seſſion eine unerwartet große Zu- 
ſtimmung bei den Parteien des Reichstages, der dann außer 
einer Anzahl Abänderungsbeſchlüſſe, die Schutzbeſtimmungen 
der Gewerbeordnung betreffend, noch zwei Reſolutionen an- 
nahm, welche die Regierung aufforderten, bald einen Geſetz⸗ 
entwurf betr. die gewerbliche Kinderarbeit außerhalb der 
Fabriken vorzulegen und eine Umfrage darüber zu veran— 
ſtalten, welche Arbeitszeitbeſchränkungen notwendig und 
durchführbar erſcheinen. Am 8. Juni mußte Hitze den Reichs- 
tag gegen die Verdächtigungen einiger Handelskammern in 
Schutz nehmen. In reichlich mancheſterlich anmutenden Ein— 
gaben und Gutachten hatten dieſe den Gedanken aus— 
geſprochen, daß die Beſchlüſſe des Parlaments im letzten 
Grunde auf ſozialiſtiſche Ideen zurückgingen. Hitze zeigte 
am Beiſpiel der Frauenarbeit, daß die Ruͤckgewinnung der 
Frau für Haus und Familie nicht nur durchaus fonjer- 
vativ ſei, ſondern durch Geſundung der Konſumwirtſchaften 
auch der ganzen Volkswirtſchaft zum Heile gereichen werde. 
Gerade Bebel aber ſei es doch, der ſich von der fortſchreiten⸗ 
den Frauenarbeit eine fortſchreitende „Emanzipation“ des 
Weibes verſpreche, die dem Sozialismus neue Maſſen un⸗ 
gebundener Klaſſenkämpfer zuführen wird. — Acht Tage 
ſpäter wandte ſich Hitze noch einmal gegen die Verſchleppung 
der nun zum dritten Male vorgelegten Geſetzentwürfe der 
Arbeiterſchutzkommiſſion, für die dann übrigens bezüglich der 
Anwendung in Elſaß⸗Lothringen im Laufe des Jahres vom 
Reichstage noch Uebergangsbeſtimmungen ausgearbeitet wur—⸗ 
den, die Hitzes volle Zuſtimmung fanden. Nach einem halben 
Jahre erſchien auch der Antrag zum Befähigungsnachweis 
wieder auf der Bildfläche. Hitze konnte bei Beratung des- 
ſelben Ende Januar 1888 feſtſtellen, daß auch hier der Wider⸗ 
ſtand in den Reihen der Volksvertretung immer mehr zurück⸗ 
gehe. Preußen jet bezüglich des Hufbeſchlag⸗ und Schorn⸗ 
ſteinfegergewerbes bereits vorangegangen. Man anerkenne 
je länger je mehr, daß der Prüfungszwang zur Hebung der 
techniſchen Tüchtigkeit der Handwerker unerläßlich ſei, die 
Frage ſei eigentlich nur noch, auf welchem Wege das zu er⸗ 
reichen ſei und welche Kategorien des Handwerks einbezogen 
werden ſollen. Selbſt diejenigen, die das Handwerk für ver- 
loren hielten, müßten eine Erſchwerung des Zuzuges zu 
dieſen Gewerben durch den Befähigungsnachweis begrüßen. 
Wieder betonte er, daß die Vorſchläge ſich ja keineswegs 
gegen die moderne Arbeitsteilung an ſich wendeten, ſondern 
nur gegen eine einſeitige Spezialiſierung, welche die Hand⸗ 
werker allmählich in die Hilfloſigkeit und Abhängigkeit des 
Teilarbeiters hineindränge. — Gelegentlich der in den näch⸗ 
ſten Wochen im Preußenhauſe ſtattfindenden Etatsberatungen 
brachte Hitze beim Haushaltsplan des Miniſteriums für Han⸗ 
del und Gewerbe erneut den Antrag ein, die Jahresberichte 
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der Fabrikinſpektoren nicht nur in ſubjektiver Auswahl, ſon⸗ 
dern in unverkürztem Originalabdruck der Quellen zu ver⸗ 
öffentlichen. Er wies darauf hin, daß die Auflegung der 
Originale im Reichstage praktiſch wertlos fei, daß aber 
andererſeits in den Auszügen wichtige ſoziale Statiſtiken 
unter den Tiſch gefallen ſeien. Abgeſehen von der Miß⸗ 
achtung, die darin für die fleißigen Berichterſtatter liege, 
müſſe auch gefordert werden, daß das vorzügliche Material 
auch den Bezirksregierungen und Bibliotheken als ſachliche 
Anterlage zum Studium der ſozialen Frage zugänglich ge⸗ 
macht werden. Die Kommiſſion, der der Antrag zur Be⸗ 
arbeitung übergeben wurde, glaubte indeſſen, dem Miniſter 
v. Boetticher folgen und eine Ablehnung dieſer Forderung 
beantragen zu müſſen. Daß Hitze eine Woche ſpäter ſogar 
gegen ſeinen Fraktionsgenoſſen Trimborn, der für die Er⸗ 
richtung eines Landgerichtes in ſeinem Wahlkreiſe plädierte, 
dieſes Landgericht für M. Gladbach in Anſpruch zu nehmen 
ſuchte, ſei nur als luſtiges Beiſpiel für den lokalpatriotiſchen 
Eifer Hitzes erwähnt. Wichtiger war ſeine tags darauf im 
Reichstag bei der 1. Beratung ſeiner Schutzgeſetzentwürfe 
gehaltene Rede, die ſich mit den inzwiſchen bekannt gewor- 
denen Ergebniſſen der Umfrage betr. Sonntagsruhe beſchäf— 
tigte. Er erinnerte daran, daß Bismarck vor faſt drei Jahren 
ſelbſt die gemäßigten Kommiſſionsanträge lächerlich gemacht 
und abgewieſen habe und durch eine, ſchon in der Frage- 
ſtellung zur Befangenheit veranlaſſende Enquete das Reſultat 
in ſeinem Sinne zu beeinflußen ſuchte. Trotzdem ſeien die 
Ergebniſſe verhältnismäßig günſtig. In der Großinduſtrie 
hätten ſich 67 v. H. der Arbeitgeber und 75 v. H. der 
Arbeitnehmer für Geſetze gegen die Sonntagsarbeit ausge— 
ſprochen. Im Handelsgewerbe ſeien es ſogar 68 v. H. der 
Unternehmer und 78 v. H. der Arbeiter, während im Kleine 
gewerbe ſich nur 59 v. H. der ſelbſtändigen Gewerbetreibenden 
und 73 v. H. ihrer Hilfskräfte dafür erklärt hätten. Hitze 
bezeichnete die bisherige landesgeſetzliche und polizeiliche 
Regelung ſchon deswegen für unzureichend, weil ihr Motiv 
ſich mehr auf den Schutz des Gottesdienſtes vor Störungen 
beziehe, aber den Schutz der Arbeiter ſelber kaum in Be— 
tracht ziehe. Jedenfalls würden Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrates einen erheblichen Fortſchritt gegenüber dem 
freien Ermeſſen der Bürgermeiſter, Gendarmerien und Gingel- 
richter bedeuten. Gegen Bismarck betonte der Antragſteller 
noch einmal, daß der Schutz des Familienlebens wichtiger 
für die Nation ſei, als die Sicherung des Sonntagsverdienſtes. 
— Wenige Tager ſpäter ergriff Hitze bei Gelegenheit der 
Rede des Abgeordneten Baumbach das Wort zur Frage der 
Kinderarbeit. Er proteſtierte gegen die Anterſtellung des 
Winiſters v. Boetticher — der übrigens damals noch als ge⸗ 
lehriges und williges Inſtrument Bismarcks fungierte — daß 
die Antragſteller ſich ſelbſt geſagt hätten, daß die Geſetzentwürfe 
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bei Den verbündeten Regierungen keine Annahme finden 
könnten. Hitze rief in Erinnerung, daß die urſprüngliche Auf⸗ 
forderung, wie fie der Antrag Hertling an die Regierung 
gerichtet habe, abſichtlich die Form der Refolution gewählt 
habe, um der Regierung Gelegenheit zu geben, die Geſetzes⸗ 
materie fachmänniſch formulieren zu laſſen. Damals habe 
Bismarck die Antragſteller verhöhnt und die Einbringung 
eines Geſetzentwurfes verlangt. Jetzt, nachdem die Regie- 
rung jahrelang zu den umgehend eingebrachten Entwürfen 
geſchwiegen habe, erkläre v. Boetticher, die Antragſteller wiir- 
den doch der Regierung nicht im Ernſte zumuten, auf dieſe 
Kommiſſionsbeſchlüſſe einzugehen! Hitze wandte ſich bei dieſer 
Gelegenheit auch gegen die laxe Behandlung der Frage der 
Gewerbegerichte, wo doch die Regierung bei früheren Geſetz⸗ 
entwürfen ſelber das Motiv der Unzulänglichkeit des jetzigen 
Zuſtandes des gewerblichen Schiedsweſens gebraucht habe. 
Was die Berichte der Fabrikinſpektoren angehe, ſo verweiſe 
er hinſichtlich ihrer Vollſtändigkeit auf das Vorbild Bayerns, 
Sachſens und Heſſens. Hitze ſchloß ſeine ſtark kritiſche Rede 
mit einem Dank für die in Ausſicht geſtellte Novelle zum 
Krankenkaſſen⸗Geſetz. Ende Februar ſetzte er ſich für eine 
Petition ein, welche die Regelung der Rechtsverhältniſſe der 
Werkmeiſter erſtrebte. Er hob hervor, daß der Werkmeiſter 
für die Fabrik fei, was der Handwerksmeiſter für das Klein⸗ 
gewerbe. Die Definition des Begriffes „Werkmeiſter“ läge 
alſo durchaus im Intereſſe einer Klarſtellung ſeiner Rechte 
und Pflichten im Rahmen der Gewerbeordnung. — Der am 
15. des Monats der 15. Kommiſſion überwieſene Arbeiter⸗ 
ſchutz⸗Geſetzentwurf war inzwiſchen durchberaten und entſpre— 
chende Reſolutionen gefaßt worden. Am 27. Februar erſchien 
bereits der Bericht des Referenten Hegel, der dann am 
2. März im Plenum zur Debatte geſtellt wurde. Der Referent 
konnte darauf hinweiſen, daß zwar nach bisherigem Recht 
der Arbeiter zur Sonntagsarbeit im allgemeinen nicht ver⸗ 
pflichtet werden konnte, daß alſo entſprechende Dienſtverträge 
eventuell nichtig waren, daß aber nach dem Vorſchlag des 
neuen Entwurfes die Arbeiter im Prinzip überhaupt nicht 
mehr beſchäftigt werden durften. Hitze gab ſeiner Freude 
Ausdruck über die vom Berichterſtatter Hegel konſtatierte 
Tatſache, daß der eingebrachte Entwurf bis auf einige Ab⸗ 
ſchwächungen und Detaillierungen in der Kommiſſion ein⸗ 
ſtimmige Annahme gefunden habe. Er ſprach die Hoffnung 
aus, daß die wachſende Geſchloſſenheit des Reichstages hin⸗ 
ſichtlich des Arbeiterſchutzes auf die Dauer ihren Eindruck 
auf den Bundesrat nicht verfehle und dieſen veranlaſſen 
werde, endlich aus ſeiner Reſerve herauszugehen. Sein im 
Januar wiederholter Antrag für den ſogenannten Befabi- 
gungsnachweis kam Ende Februar zur Beratung. Er zog 
ihn aber zugunſten des ähnlichen Antrages von Ackermann, 
den er mitunterzeichnet hatte, zurück und machte ſich Anfang 
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März ſogar zum Interpreten desſelben, gab Kommentare 
bezüglich des Alters der Prüflinge, Dauer der Lehr⸗ und 
Geſellenzeit uf. Am 7. des Monats hatte Hitze noch gegen 
den Abgeordneten Francke die vorgeſehenen Strafbeſtim⸗ 
mungen bei widerrechtlicher Beſchäftigung von Jugendlichen 
zu verteidigen. Am folgenden Tage richtete er an Miniſter 
v. Boetticher das Erſuchen, den Entwurf der Novelle zum 
Krankenkaſſengeſetz und den des bevorſtehenden Alters⸗ und 
Invalidenverſicherungsgeſetzes baldmöglichſt zu veröffent- 
lichen, damit die Intereſſenten ſchon Gelegenheit nehmen 
könnten, ſich mit den Vorſchlägen auseinanderzuſetzen. 


Gegen Ende des Jahres 1888 erſchien nach langer 
Friſt eine neue Schrift Hitzes, die ſchon durch den Titel 
Zeuge für die neue Entwicklung des Verfaſſers wurde. 
Es handelte ſich um einen Sonderdruck aus ſeiner Zeit— 
ſchrift „Arbeiterwohl“ über die „Pflichten und Aufgaben 
der Arbeitgeber in der Arbeiterfrage“, die zugleich als 
„Antwort auf die verwandten Schriften von Oechel— 
häuſer und Roefide* gedacht war. Hitze benutzte mit 
Freuden die Gelegenheit einiger, von human denkenden 
Unternehmern verfaßter Schriften, um auch aus ſeinem 
Erfahrungskreis Anregungen für die Durchführung des 
Arbeiterſchutzes durch die Fabrikanten zu geben. Dar— 
über hinaus lag ihm wohl daran, alle Beſtrebungen des 
In- und Auslandes, die denen des St. Joſefshauſes in 
M.⸗Gladbach ähnlich waren, irgendwie geiſtig zu ver— 
binden und öffentlich zu unterſtützen. Er zeigte, daß für 
die Löſung der ſozialen Spannungen eine Atmoſphäre 
des Vertrauens zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
von größter Bedeutung iſt und daß dieſes Vertrauen 
nicht zuletzt durch eine poſitive Stellung der Arbeitgeber 


zur ſozialen Geſetzgebung zu ſchaffen und zu fördern ſei. 


An Hand der Geſetzgebung zeigt Hitze dann, wie z. B. 
in der Frage der Krankheits- und Unfallverhütung die 
verſchiedenen Paragraphen erſt fruchtbar werden können, 
wenn ſie von wohlwollenden und verantwortungsbewuß— 
ten Arbeitgebern loyal durchgeführt werden. Ganz be— 
ſonders weiten Spielraum hätten die Unternehmer hin— 
ſichtlich des Schutzes der Sittlichkeit in ihren Betrieben. 
Auch bezüglich der Löhnung macht Hitze eine Reihe prak— 
tiſcher Vorſchläge. Für die Vorſchriften betr. den Schutz 
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jugendlicher Arbeiter fordert er ein größeres Berftand- 
nis von Seiten der Betriebsleiter, vor allem auch eine 
korrektere, einſichtigere Befolgung dieſer Normen. An 
dem Problem der arbeitenden Frau zeigt Hitze, wie 
kurzſichtig der Standpunkt iſt, dem es nur um augen- 
blicklich billige Arbeitskraft geht, der aber überſieht, daß 
Rückgewinnung der Frau für die Familie gleichbedeutend 
iſt mit dem Aufwuchs eines leiſtungsfähigeren Geſchlech— 
tes, mit der Erhöhung des Arbeitswillens und der 
Arbeitsfreude für den Mann. Dann kommt er auf die Be⸗ 
ſchränkung der Arbeitszeit zu ſprechen und ſtimmt Oechel— 
häuſer und Roefide darin zu, daß der Widerſtand vieler 
Arbeitgeber gegen den Maximalarbeitstag oft nur in 
einem ungeſunden Hang am Althergebrachten zu ſuchen 
fei, daß dieſe aber nicht wiſſen, wie bald ſich ein natür⸗ 
licher Ausgleich zwiſchen Leiſtung und Arbeitszeit ein- 
ſtellt, d. h. die Produktivität der Arbeit ſich durch ihre 
bewußte Schonung und Pflege ſteigert. Aehnliches gelte 
von der Sonntagsarbeit. Beſondere Beachtung wendet 
Hitze natürlich dem Inſtitut der Fabrikkrankenkaſſe und der 
Arbeiterunterſtützungskaſſe zu und zeigt, daß es gerade 
hier viele Gelegenheiten gibt, Arbeitgeber und Arbeit— 
nehmer zu ſozialer Arbeit zuſammenzuführen und ſo die 
Betriebswohlfahrtseinrichtungen gleichſam von ſelbſt zum 
Arbeiterausſchuß und zur Arbeitsgemeinſchaft fortzuent— 
wickeln. Auch für die Organiſation der Fabrikſparkaſſe 
äußert Hitze reges Intereſſe. Dann geht er dazu 
über, die Bedeutung der Wohnungsfürſorge und der 
häuslichen Ausbildung der weiblichen Arbeiter für 
das Leben des Betriebes und für die Befriedung des 
ſozialen Lebens darzulegen. In offenſichtlicher Anleh— 
nung an Erfahrungen im Hauſe Brandts und an Erörte— 
rung im Verband „Arbeiterwohl“ zeigt er ſodann, wie 
die Förderung der Fortbildung der Arbeiter, wie Vereine 
und Feſte der Betriebsfamilie, wie vor allem die perſön⸗ 
liche Teilnahme und Fürſorge für die Belegſchaft und 
die Angehörigen der Arbeiter die Werksgemeinſchaft 
ſtärken und den zerſetzenden Einflüſſen des Sozialismus 
ſichtbar entgegenwirken. Hitze ſteht indeſſen nicht an, 
auch die Verirrungen der betrieblichen Wohlfahrtspflege 


88 Die Invalidenverſicherung 


beim Namen zu nennen — vom unüberlegten, protzigen 
Philantropismus angefangen bis zu jener fragwürdigen 
Fürſorge, die nur darauf ausgeht, den Arbeiter dauernd 
an den Betrieb zu feſſeln oder gar jedes Eigenleben 
und ſchließlich den Lebensraum des Arbeiters ſelber auf⸗ 
zuheben. Das Buch ſchließt mit dem Ausdrucke der Hoff— 
nung, daß die zur damaligen Zeit vielfach auftauchenden 
Vereinigungen ſozialgeſinnter Fabrikherren als Angei- 
chen dafür gedeutet werden können, daß ein Zeitalter 
des Pflichtgefühls auch in der Privatwirtſchaft wieder 
anbreche und daß dieſes die Gefahren beſchwören werde, 
welche der Geſellſchaft durch einen unverantwortlichen 
und rückſichtsloſen Induſtriekapitalismus drohen. 


Inzwiſchen hatte die Reichsregierung den Geſetzentwurf 
betreffend die Alters- und Invalidenverſicherung eingebracht 
und Anfang Dezember 1888 zur parlamentariſchen Diskuſ— 
ſion geſtellt. Daß Hitze hierzu das Wort nehmen würde, war 
umſo ſelbſtverſtändlicher, als im Vorſtand ſeines Verbandes 
bereits im Frühjahr und Dezember 1887 die Frage der Inva— 
lidenverſorgung eingehend erörtert worden war. Schon in den 
Beratungen, die „Arbeiterwohl“ im Februar und April 1887 
in Köln unter der ſachkundigen Führung des Vorſtandsmit— 
gliedes Hilt-Aachen, des Vorſitzenden der deutſchen Knapp— 
ſchaftsberufsgenoſſenſchaft, veranſtaltete, war man zu der 
Leberzeugung gelangt, daß es ſich empfehle, die neue Gere 
ſicherung berufsgenoſſenſchaftlich aufzubauen, ſie von Anfang 
an mit der Witwen- und Waiſenverſorgung zu verbinden und 
zunächſt auf die Induſtriearbeiter zu beſchränken. Als dann 
ſpäter die Grundzüge des kommenden Geſetzentwurfes von 
der Regierung veröffentlicht wurden, trat der Vorſtand des 
„Arbeiterwohl“ nochmals zur Beratung zuſammen. General— 
direktor Hilt übernahm das Referat, Hitze das Korreferat. 
Mit Bedauern wurde feſtgeſtellt, daß vorgeſehen war, alle 
Arbeiterkategorien mit einem Schlage der Verſicherungspflicht 
zu unterwerfen, die Organiſation völlig bürokratiſch aufzu— 
bauen und zur Deckung von zwei Drittel der Laſten einfach 
auch die Steuereinnahmen des Reiches anzugreifen. Als nun 
der Geſetzentwurf den „Grundzügen“ gefolgt war, konnte Hitze 
bereits eingehend dazu Stellung nehmen. In der Plenar— 
ſitzung vom 7. Dezember 1888 nahm er denn auch das Wort 
— allerdings mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß er für 
ſeine Perſon ſpreche. Dieſe Einſchränkung war wohl ein Ane 
zeichen dafür, daß in der Zentrumsfraktion die Meinungen 
über die neue Vorlage weit auseinandergingen. Hitze begann 
ſeine Rede mit einer ſehr poſitiven Verteidigung der Soziale 
verſicherung gegenüber dem Abgeordneten Grillenberger von 
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der Linken, der die Behauptung ausgeſprochen hatte, daß es 
ſich bei der Alters- und Invalidenverſicherung nur um eine 
Neuorganiſation der Armenpflege handle. Bismarck hatte 
die Sozialverſicherung allerdings ſelbſt in ähnlicher Weiſe 
begründet. Hitze vertrat den Standpunkt, daß es hier viel— 
mehr gerade um eine Ueberwindung des „ehernen Lohn— 
geſetzes“ gehe und die Verſicherung darauf abziele, dem 
Ricardoſchen Peſſimismus, daß der Arbeiter nie auf einen 
grünen Zweig kommen, der Marktpreis ſeiner Arbeit ſich 
immer wieder dem bloßen Koſtenwert annähern werde, jede 
Vorausſetzung zu nehmen. Er war der Meinung, die Sozial⸗ 
laſten müßten von den Unternehmern einfach als Produk- 
tionskoſten auf die Preiſe abgewälzt und auch durch Lohn— 
erhöhung ausgeglichen werden. Dabei war Hitze ſorglos genug, 
die Frage zu unterlaſſen, ob denn nicht durch die Teuerung 
auch die erhöhten Arbeitseinkommen wieder illuſoriſch gemacht 
würden. Es kam ihm eben auch darauf an, nachzuweiſen, daß 
die Leiſtungen der Verſicherung von den beteiligten Ge— 
werben ſel bſt aufgebracht werden müßten und es prinzipiell 
nicht angängig ſei, nicht nur die Berufsgruppen mit kleineren 
Riſiken für diejenigen mit größeren Gefahren haftbar zu 
machen, ſondern auch die Reichsfinanzen und die Steuergelder 
unbeteiligter Konſumentenkreiſe hemmungslos zur Deckung 
heranzuziehen. Immerhin ſchien Hitzes Stellung zum Reichs⸗ 
zuſchuß nicht ganz fo kritiſch zu fein, wie die anderer Frak— 
tionsgenoſſen. Gegen außerordentliche Beteiligung der 
Staatsfinanzen zur Deckung der Verwaltungskoſten, zum 
Zwecke des Beitragserlaſſes in beſonderen Fällen hatte er 
nichts einzuwenden. Dagegen unterzog er den bürokratiſchen 
Charakter der Rentengewährung, des Feſtſetzungsverfahrens 
durch Beamte, Bürgermeiſter uſw. auf Grund bloßer Akten 
einer eingehenden Kritik. Der ganze Aufbau nehme zu wenig 
Rückſicht auf die individuellen Bedürfniſſe und auf die Bere 
ſchiedenheit der Berufsklaſſen. Es müſſe dafür geſorgt wer⸗ 
den, daß auch Halbinvalidität und zeitweilige Arbeitsunfähig⸗ 
keit Berückſichtigung finden, damit — im Falle teilweiſer In⸗ 
validität — die Arbeitgeber noch Anlaß finden, alte, treue 
Arbeiter in gewiſſem Umfange weiterzubeſchäftigen. Gegen⸗ 
über einer Reichsanſtalt hätte die berufsgenoſſenſchaftliche 
Organiſation der Verſicherung den Vorzug einer Aufgliede⸗ 
rung der Verantwortung und der erſt dadurch ermöglichten 
geſunden Abſtufung der Beiträge und Renten, wie auch der 
engeren Zuſammenarbeit von Arbeitern und Unternehmern. 
Während nach den jetzigen Grundſätzen gleichſam auf „allge⸗ 
meine Ankoſten“ gewirtſchaftet werden würde, hätten die Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften ein natürliches Intereſſe an der Ber h ü⸗ 
tung frühzeitiger und umfaſſender Invalidität, würden dieſe 
auch eine gerechtere Verteilung der Laſten nach Gefahrenſtufen 
gewährleiſten. Bismarck, der noch vor wenigen Jahren die 
Entwicklungsmöglichkeiten der Berufsgenoſſenſchaften ſogar 
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überſchätzt habe, vertrete in dieſem Geſetze plötzlich die An⸗ 
ſicht, daß „möglichſt einfach“ identiſch ſei mit „möglichſt gut“, 
anſtatt einzuſehen, daß die Verſicherung um ſo zweckentſpre⸗ 
chender arbeiten werde, je mehr Träger vorgeſehen ſind. 
Zum Schluſſe griff Hitze auf die Vorſchläge des „Arbeiter- 
wohl“ zurück und wandte ſich u. a. auch gegen den Verluſt 
der Anſprüche, der z. B. den weiblichen Verſicherten bei 
Heirat, anderen bei Aeberſchreitung des verſicherungspflich⸗ 
tigen Einkommens droht. Außerdem gab er zur Erwägung, 
ob eine Invalidiſierung nicht unter Umſtänden ſchon nach 
einem Beitragsjahr erfolgen, für unverſorgte Kinder eine 
Erziehungsbeihilfe gewährt werden könne uſw. — Der Reichs- 
tag, der ſich bei der Beratung der Unfallverſicherung noch 
entſchieden gegen jeden Staatsſozialismus und gegen einen 
einſeitigen Zentralismus in der Sozialpolitik ausgeſprochen 
hatte, brachte, nachdem er ſchon einige Jahre vorher der 
Einbeziehung der Land- und Forſtarbeiter in die Unfall- 
und Krankenverſicherung zugeſtimmt hatte, diesmal dem Ren- 
tenzwang Bismarcks kaum nach Widerſtand entgegen. Herte 
ling, der die Entwicklung aufmerkſam verfolgte, obwohl er nicht 
aktiv am parlamentariſchen Leben teilnehmen konnte, brachte 
ſeine Bedenken am 6. Januar 1889 in einem Artikel der 
Kölniſchen Volkszeitung zum Ausdruck. Er erinnerte daran. 
daß vor acht Jahren bezeichnenderweiſe nur die Vertreter 
des Preußentums und die Sozialiſten Bismarck darin zu— 
ſtimmten, die Mittel der Geſamtheit beliebig im Intereſſe 
einzelner Geſellſchaftskreiſe zu verwerten. Heute werde aber 
ſelbſt im Zentrum die grundſätzliche Zuläſſigkeit einer allge⸗ 
meinen obligatoriſchen Sozialverſicherung kaum noch in Frage 
geſtellt. Der Aufbau der Unfallverſicherung auf Selbſthilfe 
und Selbſtverwaltung der Induſtrie hätte noch den Bene 
trumsprinzipien entſprochen, die Regelung der Invaliden— 
verſorgung indeſſen ſei keine ſozialpolitiſche Maßnahme mehr, 
ſondern protektioniſtiſch-patriarchaliſche Wohlfahrtspflege 
— weit über Bedürfnis und Zuſtändigkeit hinaus. Nachdem 
die Zentrumsfraktion je länger je mehr den Charakter einer 
kulturpolitiſchen Kampfgenoſſenſchaft verliere, fet es uner- 
läßlich, daß auch die jüngeren Mitglieder der Fraktion ſich 
auf die ſozialpolitiſchen Grundſätze des Zentrums zurückbe⸗ 
ſinnen und dem Geſetzentwurf geſchloſſen ihre Zuſtimmung 
verſagen. Die Eingeweihten wußten, daß fic dieſe Ausfüh- 
rungen nicht zuletzt an v. Frankenſtein richteten. Lieber und 
Windthorſt ſprachen dem Getreuen des alten Kurſes ihre 
Zuſtimmung aus. 

Inzwiſchen war der Geſetzentwurf an den Ausſchuß ge— 
gangen. Hitze hatte am 12. Dezember 1888 wieder einmal 
die Forderung des Befähigungsnachweiſes verteidigt. Vier 
Wochen ſpäter ſprach er ſich für ein gewiſſes „Normalſtatut“ 
für die Zwecke der Einrichtung von Gewerbegerichten aus, 
um die Einheitlichkeit der diesbezüglichen kommunalen Maß⸗ 


Das Gewiſſen des Reichstages 91 


nahmen zu ſichern und den Arbeitern eine geordnete Mit- 
verwaltung zu garantieren. Er verſprach ſich auch von ſolchen 
„Satzungsentwürfen“, daß fie anregend auf die Neubildung 
Maßnahmen, bezeichnete aber auch den Weg dieſer Ent- 
wicklung ſah er vor allem, daß ſich die Schiedsgerichte zu 
Einigungsämtern fortentwickn und daß ihnen neben 
der Aufgabe der Schlichtung und Rechtſprechung auch eine 
mal ein gewiſſes Maß autonomer Rechtsbildung durch Ge⸗ 
nehmigung der Fabrikordnungen uſw. zugeſtanden würde. 
Bei Gelegenheit der Etatsberatungen am 19. Januar 1889 
konnte Hitze feſtſtellen, daß die Arbeit der Fabrikinſpektoren 
bei der Regierung an Anerkennung gewonnen habe. Nun 
müſſe der Miniſter dieſes Lob aber auch durch Vermehrung 
der Beamten realiſieren. Gegenüber Bebel gab Hitze zu, daß 
die Zuſtände in der Hausinduſtrie zum Teil ſchlechter wären 
als in den Fabriken. Demgegenüber müſſe aber feſtgehalten 
werden, daß unter andern auch die Partei Bebels ſeinem 
Antrag, die Fabrikgeſetzgebung auf alle Betriebe mit ele⸗ 
mentarer Kraft auszudehnen, die Unterſtützung verſagte. Bei 
dieſer Gelegenheit forderte Hitze die Regierung auf, die⸗ 
jenigen Arbeiterſchutzmaßnahmen, die ſie nun wenigſtens 
gegenüber den Spiegelbelegeanſtalten, den Zigarren⸗ und 
Gummifabriken in Anwendung zu bringen denken, in der 
Durchführung zu beſchleunigen. Auch in der Wohnungsfrage 
ſolle der Staat nunmehr ein gewiſſes hygieniſches und ful- 
turelles Minimum gewährleiſten. Wenn gelegentlich darauf 
hingewieſen werde, daß die beteiligten Kreiſe ſelber kaum 
noch an dieſem Mindeſtmaß menſchenwürdiger Lebens⸗ und 
Arbeitsweiſe intereſſiert ſeien und auch die jungen Arbeiter- 
innen den Bemühungen der Fabrikinſpektoren um ihre häus⸗ 
liche Ausbildung teilnahmslos gegenüberſtehen, ſo ſolle man 
ſich darüber klar ſein, daß die Gleichgültigkeit ihren tiefſten 
Grund in der übermäßig langen Arbeitszeit habe. Dem 
Antrag Bebel auf Drucklegung der Originalberichte der Gar 
brikinſpektoren trete er um Jo entſchiedener bei, als fein gleicher 
Antrag im Landtage kein Gehör gefunden habe. — Am 
23. Januar kam endlich der Tag, wo die Regierung bezüglich 
des Geſetzentwurfes zum Schutze der Frauen und Kinder in 
den gewerblichen Betrieben den Reichstag wenigſtens einer 
Erklärung über die Gründe ihrer Gegnerſchaft ſogar zu der 
abgeſchwächten, von der großen Mehrheit des Reichstages ge- 
tragenen Kommiſſionsentwürfen zu würdigen; v. Boetticher 
beſtritt zunächſt jedes Bedürfnis für die vorgeſchlagenen 
Maßnahmen, bezeichnete aber auch den Weg dieſer Gnt- 
würfe für falſch und erklärte zudem, daß die Regierung 
nicht die Hand dazu bieten könne, die Erwerbstätigkeit der 
arbeitenden Klaſſen zu beſchränken. Hitze ging die Punkte 
dieſer eigenartigen Rechtfertigung der Reihe nach durch und 
fragte zunächſt den Miniſter, ob denn die Tatſache der 
21 000 in den Fabriken — hauptſächlich Sachſens — beſchäftig⸗ 
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ten Kinder nicht genüge, um ein Bedürfnis zum Einſchreiten 
feſtzuſtellen. Nach Boettichers Ausführungen — der ſogar 
die Stirn hatte, von der erziehlichen Bedeutung der Kinder⸗ 
arbeit zu ſprechen — könne man allerdings faſt annehmen, 
daß die Arbeitgeber der übrigen deutſchen Staaten die Kin⸗ 
derarbeit eigentlich wieder einführen müßten. Durch die 
Maßnahmen der Schulbehörden und die Einſicht vieler Anter- 
nehmer ſei doch immerhin ſchon ein beachtenswerter Rückgang 
der Zahl der Fabrikarbeiter im Kindesalter zu verzeichnen. 
Man müſſe ſich ernſtlich die Frage vorlegen, welchen Einfluß 
die Reden des Miniſters auf die Haltung der Fabrikinſpek⸗ 
toren zu nehmen geeignet ſeien. Auf den Einwand v. Boetti- 
chers, daß auch ein Bedürfnis zu geſetzlichen Maßregeln gegen 
nächtliche und ſonntägliche Frauenarbeit geleugnet werden 
miiffe, wies Hitze auf die damals gerade beginnende Elek— 
triſierung der Beleuchtungsanlagen hin, welche die Bere 
ſuchung, die Ausnutzung der Produktionsmittel durch Nacht- 
arbeit zu ſteigern, nur noch erhöhen werde. Es ſei die 
Aufgabe des Geſetzgebers, hier vorzubeugen, da dies erfah— 
rungsgemäß leichter ſei, als nachträgliche Regelung. Die 
Möglichkeit, daß das Verbot der Kinderarbeit — wie der 
Miniſter argumentierte — die ſozial tieferſtehende Haus— 
induſtrie fördern werde, beweiſe nicht, daß die vorgeſchlagenen 
Arbeiterſchutzgeſetze einen falſchen Weg gehen, ſondern 
daß dieſe auch auf das Verlagsſyſtem ausgedehnt werden 
müßten. Wenn der Hymnus auf die deutſche Frau, das deutſche 
Haus, die chriſtliche Familie, ſeinen Sinn behalten ſolle, 
dann ſolle man auch endlich Ernſt machen mit dem Schutz 
des Weibes, der Mütter und Schweſtern und ihnen wieder 
jene Sonderſtellung einräumen, die ihnen zukomme. Wenn 
eingewandt werde. daß dieſer Schutz ja faktiſch eine Bee 
ſchränkung der Verdienſtmöglichkeiten der Arbeiterfrauen 
bedeute, ſo ſolle man ſich ins Gedächtnis rufen, daß die 
Kinder und Frauen doch nur die „induſtrielle Reſervearmee“ 
zu ſtärken geeignet ſeien. In Sachſen, wo dieſe zweifelhaften 
„Verdienſtmöglichkeiten“ für Kinder und Frauen noch weit— 
gehendſt gegeben ſind, fände ſich bekanntlich gerade die größte 
Verelendung und bei niedrigſten Löhnen ſchreite die Prole— 
tariſierung und die Abwanderung der Werktätigen zum 
Sozialismus dort am raſcheſten vorwärts. Es könne auch 
im Ernſt niemand behaupten, daß die deutſche Induſtrie bee 
droht würde, wenn die Frau wieder die Möglichkeit hat, 
das Heim inſtand zu ſetzen, ſich der Aufzucht einer geſunden 
Generation zu widmen, den Sonntag in der Familie zu ge 
ſtalten und dadurch die Lebens- und Arbeitsfreude der „Ver— 
diener“ zu heben. Es ſei an der Zeit, ſich endlich von dem 
Vorurteil frei zu machen, daß ſich in der Arbeiter verſiche— 
rung „die“ Sozialreſorm erſchöpfe — der Arbeiter ſchutz 
ſei tatſächlich wichtiger, da Vorbeugen bekanntlich leichter iſt 
als Heilen. Den Arbeitern gehe es nicht um Almoſen, ſon⸗ 
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dern um den Schutz ihrer Menſchenrechte auf Leben und Ge— 
ſundheit, Ehre und Eigentum. Man ſolle eben, wie auch 
anderswo, das eine tun und das andere nicht laſſen und nie 
vergeſſen, daß die Mutter die Keimzelle der Geſundheit des 
Volkes iſt und nichts ſo ſehr die Verbitterung und den 
Radikalismus der Maſſen ſtärkt, als der Zerfall der Familie, 
die Erinnerung an eine zerſtörte Jugend und jenes Minder- 
wertigkeitsgefühl, welches im Arbeitsmann aufkommt, wenn 
er andere Menſchen den Tag des Herrn feiern ſieht, wo er 
ſich auch am Sonntag zur Maſchinenfron verurteilt weiß. 
Bei der am 20. März 1889 ſtattfindenden erſten Beratung 
des wiederholten Geſetzentwurfes Lieber⸗Hitze betreffend Nor⸗ 
malarbeitstag uſw. ſtellte Hitze noch einmal die prinzipielle 
Einigkeit des Hauſes feſt, gab aber zu, daß bezüglich der 
geſetzlichen Formulierung die Meinungen noch auseinander- 
gingen. Gegenüber der Linken mußte er richtigſtellen, daß 
nicht die Sozialdemokratie, ſondern vor ihnen bereits Ketteler 
(1866) die erſte Anregung zum Maximalarbeitstag gegeben 
habe. Bezüglich des vom Abgeordneten Frohme geforderten 
Verbotes der Akkordarbeit, antwortete Hitze, daß man dem 
fleißigen Arbeiter nicht verbieten könne, ſeinen Arbeitsertrag 
zu ſteigern — ein Einwand, der übrigens nicht weniger 
ſchwach erſcheint als der Bismarcks und Boettichers gegen 
die Beſchränkung der Arbeitszeit überhaupt. — Hitze mußte 
zugeben, daß der geforderte elfſtündige Arbeitstag ſchon zum 
Teil überholt ſei, gab aber zu denken, daß parlamentariſch 
im Augenblick nicht mehr zu erreichen ſei. Allerdings dürfe 
man anderſeits nicht vergeſſen, daß um ſo mehr Ausnahmen 
zuläſſig gemacht werden könnten, je niedriger die Höchſt— 
arbeitszeit angeſetzt wird. Schließlich bemerkte Hitze noch zu 
den Kritikern der Linken, daß der Selbſtſchutz durch Gewerk— 
ſchaften keineswegs ausreichen werde, um hier Wandel zu 
ſchaffen. Ein Land, das in der Sozialverſicherung ſo weit 
voraus iſt, dürfe im ſtaatlichen Arbeiterſchutz nicht zurück- 
bleiben. — Nachdem Hitze und Hertling am 28. März noch 
beantragt hatten, die Beiträge zur Invalidenverſicherung je 
zur Hälfte auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu verteilen, 
den Reichszuſchuß zu ſtreichen und die Wirkungen des Gee 
ſetzes auf die gegen Unfall verſicherten Induſtriearbeiter auf 
der Grundlage der Berufsgenoſſenſchaften zu beſchränken, kam 
tags darauf nun dieſer ganze Geſetzentwurf zur zweiten Bee 
ratung. Boetticher ſprach gleich die Vermutung aus, daß die 
treibende Kraft des „Antrag Hitze“ wohl nicht am Nieder⸗ 
rhein (M. Gladbach), ſondern in München (Hertling) zu 
ſuchen ſei. Demgegenüber konnte Hitze darauf hinweiſen, daß 
ſowohl der Regierung, als auch der Kommiſſion das Gut- 
achten des Vorſtandes von „Arbeiterwohl“ — alſo vom 
Niederrhein! — von Anfang an vorgelegen habe und daß 
in dieſem Gutachten bereits alle Gedanken des Abänderungs⸗ 
antrages zu finden ſeien. Allein die Ausſichtsloſigkeit, ihn 
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im Ausſchuſſe durchzuſetzen, habe ihn veranlaßt, die Vor— 
ſchläge nicht ſchon in der Kommiſſion zum Antrage zu er⸗ 
heben. Das ändere aber nichts daran, daß er und ſeine 
politiſchen Freunde nicht in der Lage wären, einfach für das 
Geſetz zu ſtimmen, insbeſondere nicht für den § 1, der den 
Amfang der Verſicherung beſtimmt. Er ſtelle anheim, erſt 
mit der Induſtriearbeiterſchaft zu beginnen und vor allem 
auf eine bürokratiſche Vereinigung von Landwirtſchaft, In⸗ 
duſtrie und Handwerk in einer Organiſation zu verzichten. 
Schon bei der Krankenverſicherung habe doch urſprünglich das 
Haus die land- und forſtwirtſchaftlichen Arbeiter nur fakul⸗ 
tativ einbezogen. Eine ſtaatsſozialiſtiſche Oktroyierung des 
Rentenpringips auf Verhältniſſe, wo kein Bedürfnis pore 
liege, ſei abzulehnen. Doch der Handwerker habe zunächſt 
andere Sorgen, als die der öffentlichen Fürſorge für Gre 
werbsunfähigkeit und Alter — er wolle ſelbſtändig 
werden. Aber gerade bei dieſem geſunden und normalen 
Beſtreben müſſe ſich der Geſelle ſagen, daß er dann ſeiner 
Beiträge und Anſprüche verluſtig gehe. Handwerker wie 
landwirtſchaftliche Arbeiter ſeien in der Regel Selbſtver— 
ſorger und müßten die Mittel für eine ſolche Verſicherung 
erſt flüſſig machen, deshalb würden ſich auch beide nach dieſer 
fremden und befremdenden Fürſorge von oben herab feines- 
wegs ſehnen. — Daß Hertling, der von Windthorſt eigens 
nach Berlin beordert war und ſich ſchon in der Fraktion 
heftig gegen das Geſetz ausgeſprochen, ſich nicht minder 
kritiſch ausſprechen würde, war zu erwarten. Der Eindruck 
der Zentrumsreden war der, daß die bis jetzt zurückhalten- 
den, ſtillen Gegner des Geſetzes unter den Konſervativen 
wieder Mut bekamen und zu hoffen begannen, daß die Bore 
lage vielleicht doch noch zu Fall kommen würde. Allein, 
Frankenſtein, der ſich Bismarck zuliebe in das umfang- 
reiche und verwickelte Geſetz völlig hineingearbeitet hatte, 
meldete ſich zum Wort und dementierte die Ausführungen 
ſeiner eigenen Fraktionskollegen, denen er durchblicken 
ließ. daß fie von der Materie nichts verſtünden. Die Bee 
ſtürzung im Zentrum war groß, der Bruch mit der Tradition 
und in der Partei ſelber lag offen zutage. Die geheimen 
Freunde des Zentrumskampfes gegen den Staatsſozialismus 
in andern Fraktionen waren wieder eingeſchüchtert. Dem 
Geſchick Windthorſts gelang es zwar noch einmal, die Gegen— 
ſätze im Zentrum äußerlich zu überbrücken. Bemerkenswert 
erſcheint immerhin, daß gerade Bachem und Hitze, die doch 
in mancher Beziehung als die Repräſentanten der neuen 
Richtung im Zentrum gelten konnten, in dieſem Falle auf 
ſeiten Windthorſts und Hertlings waren. Hitze ließ ſich 
allerdings nicht hindern, in Anbetracht der unvermeidlichen 
Entwicklung der Dinge, das „kleinere Uebel“ zu wählen und 
durch ſachliche Kritik und konkrete Vorſchläge zu beſſern, was 
zu beſſern war. So nahm er z. B. Stellung zur Frage der 


Hikes Verbeſſerungsvorſchläge 95 


Wartezeit und der Lohnklaſſen, der Sicherung gegen Miß⸗ 
brauch und zu der Frage, ob die Berufsgenoſſenſchaften wenig⸗ 
ſtens irgendwie herangezogen werden könnten. Mit Buhl be⸗ 
antragte er die Abkürzung der Wartezeit, mit Stötzel ſetzte 
er eine engere Verbindung zwiſchen Kranken- und Invaliden⸗ 
verſicherung durch, dergeſtalt, daß Rentenanſprüche ſchon 
nach einem Jahre geltend gemacht werden konnten. Vor allem 
wandte er ſich gegen jedes diskretionäre Verfahren bei der Feſt⸗ 
ſtellung der Rentenwürdigkeit und des Grades der Arbeits- 
unfähigkeit durch unmaßgebliche Behörden und machte Vor— 
ſchläge für das Berufungsverfahren. Hitze hielt es ſogar für 
opportun, in der Frage des Reichszuſchuſſes unbeſchadet 
ſeiner grundſätzlichen Ablehnung des ganzen Entwurfes einen 
Eventual⸗Antrag einzubringen, fo zwar, daß im Galle der 
Annahme des Zuſchuſſes durch den Reichstag, dieſer wenig⸗ 
ſtens nach dem ortsüblichen Tagelohn abzuſtufen ſei. Prin⸗ 
zipiell hielt er daran feſt, daß die Verſicherungsbeiträge als 
Beſtandteile der Produktionskoſten aufzufaſſen ſeien, andern⸗ 
falls es ja auch allen andern irgendwie notleidenden Gruppen 
der Bevölkerung zugeſtanden werden müßte, ſtaatliche Unter⸗ 
ſtützungen zu beziehen. Im Mai wurde das Geſetz mit 186 
Stimmen — darunter 13 Zentrumsmitglieder, 11 davon 
Adlige! — angenommen. Immerhin war die Oppoſition dank 
der aufklärenden Tätigkeit der Zentrumsmajorität auf 165 
Stimmen geſtiegen. — Im Winter kam der alte Arbeiter- 
ſchutzantrag Hitzes wieder einmal zur erſten Beratung. Une 
ermüdlich verkündete der Antragſteller ſeine alten Argu⸗ 
mente und verteidigte vor allem erneut die Sonntagsruhe 
gegen den ſchwerinduſtriellen Abgeordneten Freiherrn 
v. Stumm und gegen den Regierungskommiſſar. Auch der 
Antrag Ackermann für den obligatoriſchen Befähigungsnach⸗ 
weis fand in Hitze wiederum einen treuen Verteidiger. 


III. 


bwohl die Autorität Bismarcks im Kampfe um die 

Sozialverſicherung, richtiger Staatsverſicherung, un- 
erſchütterlicher denn je zu ſein ſchien, bereitete ſich doch 
in jenen Jahren bereits ein grundlegender Wandel der 
Sozialpolitik des Reiches vor. Der alte Kaiſer, auf den 
ſich der Kanzler noch für die Invalidenverſicherung be— 
rufen konnte, war geſtorben, dem Kaiſer Friedrich nur 
eine kurze Regierungsdauer beſchieden. Mit Wilhelm II. 
begannen die bekannten Gegenſätze zwiſchen dem Mon— 
archen und dem Kanzler, die übrigens ſchon aus dem Jahre 
1887 datierten, wo Bismarck dem damaligen Prinzen 
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Wilhelm nahelegte, fic) von der Mitarbeit an dem chriſt⸗ 
lich⸗ſozialen Werke des Hofpredigers Stöcker zurückzu— 
ziehen. Der Prinz gab auf den Einwand des Reichs- 
kanzlers, daß die ſoziale Reform nur ein Werk des 
Königs und der ſtaatlichen Geſetzgebung, nicht aber freier 
Vereine ſein könne, daß alſo das notwendige Mißlingen 
des Stöckerſchen Werkes den Thronfolger nur belaſten 
werde, zur Antwort, daß er von der Notwendigkeit des 
Liebeswerkes der „Inneren Miſſion“ überzeugt ſei und 
ſich von ihm um ſo weniger trennen könne, als er durch 
unzählige Zuſtimmungsadreſſen aus unteren Arbeiter- 
kreiſen, nicht zuletzt aus katholiſchen, die Richtigkeit des 
Vorgehens beſtätigt erhalte. Als der Prinz deutſcher 
Kaiſer wurde, blieb er ſeiner Jugendüberzeugung treu, 
wie ſich alsbald zeigen ſollte. Im Ruhrrevier gärte es 
im Frühjahr 1889 gewaltig unter den Bergarbeitern. 
Indeſſen, die Zechenherren nahmen die Forderungen be— 
züglich der Löhne und des hygieniſchen Schutzes der 
Arbeit keineswegs ernſt und verhielten ſich weiterhin 
paſſiv. Dadurch kam der Stein ins Rollen. Am 1. Mai 
legten die Schlepper und Pferdejungen auf der Zeche 
Friedrich-Erneſtine bei Eſſen die Arbeit nieder, zwei 
Tage ſpäter folgten die Königsgrube und das Bergwerk 
König Wilhelm, worauf dann der Streik überraſchend 
ſchnell auf Gelſenkirchen-Herne übergriff und ſich als— 
bald über das ganze rheiniſch-weſtfäliſche Induſtrie— 
gebiet verbreitete. Die Zechenpreſſe rief nach Militär. 
Schon am 4. Mai griff Polizei und Gendarmerie, am 
5. Militär ein. Nachdem den Arbeitern jahrelang das 
Koalitionsrecht verweigert worden, war es kaum ver— 
wunderlich, daß die undiſziplinierten Maſſen ſich zu 
böſen Ausſchreitungen hinreißen ließen. Das gab dem 
jungen Secondelieutenant v. Strahlendorf Veranlaſſung, 
den verhängnisvollen Befehl zum ſcharfen Schießen zu 
geben. Es gab Tote und Verwundete. Im rheiniſchen 
Teil des Ruhrgebietes hatte der damalige Oberpräſident 
von Koblenz, Freiherr von Berlepſch — auf deſſen vor— 
bildliche Arbeiterſchutzpolitik als Regierungspräſident 
von Düſſeldorf Hitze bekanntlich wiederholt im Parla— 
ment hingewieſen — der Einſetzung von Wilitär wider— 
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ſprochen. Der Erfolg war, daß es dort zu keinen Reibe- 
reien und Krawallen kam. Die auf Veranlaſſung des 
weſtfäliſchen Oberpräſidenten v. Hagemeiſter zuſtande 
gekommene „Erklärung“ des Langnamvereins, daß die 
Arbeitsniederlegung grund- und rechtlos erfolgt ſei, die 
Zechenbeſitzer aber bereit ſeien, nach Wiederaufnahme 
der Arbeit erhöhte Löhne zu bewilligen, verfehlte ihre 
Wirkung. Inzwiſchen war der Kaiſer von einer See— 
reiſe zurückgekehrt und war ſehr ungehalten über die 
ohne ſeine Genehmigung erfolgte Entſendung von Mili- 
tär in das Streikgebiet. Er ſandte ſeinen ehemaligen 
Erzieher, Geheimrat Hinzpeter aus Bielefeld, nach 
Dortmund, um Gutachten von namhaften Perſönlichkeiten 
über die Urſachen des Konfliktes einzuholen und dar— 
über, wie einer Wiederholung vorgebeugt werden könne. 
Bei einer Streikverſammlung in Dortmund am 9. Mai 
hatte der antiſemitiſche Saalbeſitzer Schemann geäußert, 
wenn der Kaiſer wüßte, wie es zugeht, würde er ſchon 
helfen. Dieſer Vorſchlag wurde begeiſtert aufgenommen 
und ſofort drei Vertrauensleute aus der Knappenver— 
einsbewegung gewählt. Den Gutachten Hingpeters und 
dem Betreiben des Zentrumsführers Lenſing von der 
„Tremonia“ in Dortmund war es zu danken, daß der 
Kaiſer die Delegierten Schroeder, Bunte und Siegel am 
14. Mai tatſächlich empfing. Schroeder ſtellte die Schicht⸗ 
zeitfrage in den Vordergrund, kam aber überhaupt nicht 
zu einer ausführlichen Berichterſtattung. Die Antwort 
des Kaiſers war nicht übermäßig entgegenkommend und 
ſchien ſchon ſtark von Arbeitgeberſeite beeinflußt zu ſein. 
Immerhin verſprach er, die Forderungen genau prüfen 
und das Ergebnis mitteilen zu laſſen. Deutlicher wurde 
er erſt gelegentlich des Empfanges der Deputation der 
Zechenbeſitzer, der er u. a. nahelegte, dafür zu ſorgen, daß 
die Bergwerksgeſellſchaften künftig eine möglichſt nahe 
Fühlung mit den Arbeitern erhalten und deren Wünſche 
entgegennähmen, um fie ernſthaft zu prüfen. Es kam 
dann auch eine Abmachung zwiſchen den Delegierten 
beider Parteien zuſtande, an der neben zwei freijin- 
nigen Parlamentariern Windhorſt mitwirkte. Die 
Zechenbeſitzer, die ſich übrigens hinter Bismarck ſteckten, 
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fühlten ſich indeſſen durch die Abmachungen ihrer Ver⸗ 
treter nicht gebunden, lehnten insbeſondere die Arbeiter 
ausſchüſſe und die Abrechnung der Ein- und Ausfahrt 
von der achtſtündigen Arbeitszeit ab. So nahm der 
Streik ſeinen Fortgang. Wie der junge Kaiſer die Dinge 
beurteilte, geht aus den Worten hervor, die er damals 
in einer Sitzung des Staatsminiſteriums ausſprach. Er 
erklärte, daß die unternehmer und Aktionäre nachgeben 
müßten, denn er müſſe für die Arbeiter als ſeine Unter- 
tanen ſorgen. Wären ihm die induſtriellen Millionäre 
nicht zu Willen, ſo ziehe er ſeine Truppen zurück; wenn 
dann die Villen der reichen Beſitzer und Direktoren in 
Brand geſteckt, ihre Gärten zertreten würden, ſo würden 
ſie ſchon klein werden. — Wenn Bismarck meint, das 
Ideal Wilhelm II. ſcheine damals ein „populärer Abſo— 
lutismus“ geweſen zu ſein, mit dem Ziele, die Arbeiter 
ebenſo zu emanzipieren, wie durch die früheren Hohen— 
zollern Bauern und Bürger befreit wurden, ſo kann man 
dieſe Anſicht gewiß nicht ganz abweiſen. Sieht man 
aber von der Tonart ab, mit der der Kaiſer die Dinge 
behandelte, jo bleibt doch die Tatſache, daß hier ſich be- 
reits die Grundlinien eines neuen ſozialpolitiſchen Kurſes 
bemerkbar machten. Bismarck zog nunmehr — nachdem 
auch ſein Adlatus v. Boetticher ſich immer von ihm ab und 
zum Kaiſer wandte — die Konſequenzen und trat als 
Miniſter für Handel und Gewerbe zurück. Sein Nach— 
folger in dieſem Reſſort wurde Freiherr v. Berlepſch, 
deſſen beſonnenes Verhalten im Bergarbeiterſtreik die 
Aufmerkſamkeit des Kaiſers auf ſich gezogen hatte. Die 
Denkſchrift Hingpeters gab Veranlaſſung zur Vor— 
bereitung einer Reform der Berggeſetze. 


Im Landtag gab es anläßlich der Haushaltsberatung 
beim Kapitel Berge, Hütten- und Salinenverwaltung eine 
mehrtägige Debatte über die Vorgänge im Ruhrgebiet. Hitze 
übernahm damals gleichſam das „Schlußwort“. Man hatte 
ſeinerzeit herausbekommen, daß unter den Bergarbeiter⸗Dele⸗ 
gierten ſich auch Sozialiſten befunden hatten, und benutzte 
dieſe Tatſache, um damit gegen die neuen arbeiterfreundlichen 
Strömungen zu Felde zu ziehen. Hitze teilte den Standpunkt, 
den der Kaiſer bereits gegenüber der Unternehmerdeputation 
zum Ausdruck gebracht hatte: ſchon die Tatſache, daß die 
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Vertreter einen großen Teil der Arbeiterſchaft hinter ſich 
hatten, genüge, um ihre Anhörung und den Verſuch einer 
Verſtändigung zu rechtfertigen. Hitze warnte die Preſſe, ſich 
in den Dienſt einer arbeiterfeindlichen Agitation zu ſtellen. 
Dann ging er auf die Einwürfe von der Arbeitgeberſeite ein. 
Er hielt ihr vor, daß ſie Arbeitnehmer aus fremden Gegenden 
in großen Maſſen herbeigezogen habe, ohne vorher für eine 
menſchenwürdige Unterkunft Sorge getragen zu haben. Wenn 
von der Trunkſucht der Arbeiter geſprochen werde, ſo ſei es 
Sache der Anternehmer, mit gutem Beiſpiel voranzugehen, 
ſich dem Kampf gegen den Alkoholismus zur Verfügung zu 
ſtellen und die Vorausſetzungen für eine Lebensweiſe zu 
ſchaffen, die der Trunkſucht nicht in die Arme treibt. Auf 
den Hinweis, daß die junge Arbeiterwelt ſich ſo frühzeitig 
emanzipiere und ſich ſchon in frühen Jahren in keiner Weiſe 
mehr gebunden fühle, konnte er mit einer Exemplifizierung 
auf die Verhältniſſe in der Brandtsſchen Fabrik antworten. 
Es genüge nicht, über die jugendlichen Arbeiter zu klagen, 
man müſſe vielmehr durch Fabrikordnung uſw. die Verhält- 
niſſe beſſer zu geſtalten ſuchen. Auch der Kulturkampf ſei 
nicht ganz unſchuldig an dem Mangel an religiöſer Erziehung 
und Feſtigkeit in dieſen Kreiſen. Es ſei an der Zeit, daß die 
Arbeitgeberſchaft eben nicht mehr bloß auf die techniſche 
Tüchtigkeit des anzuſtellenden Perſonals ſehe, ſondern aus 
den letzten Vorkommniſſen die Lehre ziehe, welche praktiſche 
Bedeutung auch die Geſinnung des Werkmenſchen innerhalb 
des Betriebes habe. Folgerichtig müßten dann aber auch 
die Eiferſüchteleien der UAnternehmer gegen die Kapläne, 
welche die Arbeiter um ſich ſammeln und gegen die Arbeiter— 
vereine aufhören. Auch bezüglich der Gewerkſchaften ſei keine 
moraliſche Entrüſtung am Platze, denn hier wollten die 
Arbeiter ſchließlich nichts anderes, als auch die Induſtriellen 
in den Kartellen und bei ihren Preiskonventionen, nur daß es 
ſich hier um die „Ware“ Arbeit handle. Gegen die Lohn— 
erhöhungen habe man eingewandt, daß die Kohle das „Brot 
der Induſtrie“ ſei, wenn aber — wie jetzt — die Kohlenpreiſe 
auf das Doppelte geſteigert würden, ſo ſei plötzlich vom „Brot 
der Induſtrie“ nichts mehr zu hören. Doch die Arbeiter— 
ſchaft habe ſchließlich das Recht, durch Koalition und — 
wenn auch mit vielen Einſchränkungen — durch Streik ihre 
Lage zu verbeſſern. Hitze wandte ſich auch gegen die nade 
trägliche Herabſetzung von Akkordſätzen und forderte, daß 
auch hier die Unternehmer ſich der Vertragstreue befleißig⸗ 
ten. Der Sinn der Mechaniſierung des Arbeitsprozeſſes ſei 
zu alledem doch, den Menſchen zu ent laſten und nicht, ihn 
noch mehr auszunutzen. Auch die Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit würde durch eine relative Erhöhung der Leiſtungen 
wieder wettgemacht werden. Wenn trotz des Kampfes gegen 
die Gewerkvereine der ſozialen Geſetzgebung gegenüber gel⸗ 
tend gemacht werde, daß die erwachſenen Arbeiter doch 
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keines Vormundes bedürften, jo ſolle man nicht überſehen, 
daß eine ſtaatliche Regelung ſich vermutlich friedlicher ab⸗ 
wickeln würde als die „Selbſthilfe“ des mündigen Prole⸗ 
tariats! Dann zeigte Hitze Wege zu einer nützlichen Ver⸗ 
wendung der gewonnenen Freizeit im Kreiſe der Familie, im 
Schrebergarten, in der Fortbildung. Sodann wies er nad, 
wie ſehr die Fabrikordnung geeignet jet, Willkürlichkeiten 
vorzubeugen und die Betriebsleitung anzuleiten, ſich in der 
Frage der Arbeitszeit, der Ueberſchichten an einmal gegebene, 
objektive Normen zu halten. Gerade hier empfehle es ſich, 
einen Arbeiterausſchuß zur Mitberatung heranzuziehen. Man 
ſolle auch weniger mit Strafen, denn mit Prämien dieſe 
Ordnung aufrechtzuerhalten ſuchen; auch bezüglich des Un- 
weſens der ſog. Wagennullung auf den Zechen ſeien Reformen 
unerläßlich. Selbſt der „Werktonspflege“, d. h. dem „guten 
Ton“ im Betriebe redete Hitze ſchon damals das Wort und 
empfahl den Direktionen, Sprechſtunden anzuſetzen, in denen 
es den Arbeitern möglich iſt, Anliegen vorzubringen. Die 
Arbeitgeber ſeien oft gar nicht ſo unzugänglich, wie die 
Sozialdemokratie behaupte — es fehle nur an den Vermitt⸗ 
lungsorganen, an Vertrauensausſchüſſen im Rahmen des Bee 
triebes, um die mangelnde Einſicht bei den Unternehmern zu 
beheben. Zum Schluſſe beleuchtete er die Fragwürdigkeit 
vieler Wohlfahrtseinrichtungen, die von Arbeitgeberſeite ge- 
troffen ſind und wies beſonders auf die rigoroſen Kündi⸗ 
gungen von Werkswohnungen im Falle der Entlaſſung. — 


Während ſich die Parlamente über die letzten Vor— 
gänge erhitzten, waren auch auf der Regierungsſeite neue 
Veränderungen vor ſich gegangen. Der Bundesrat, der 
bisher von Bismarck veranlaßt worden war, alle Reſo— 
lutionen des Reichstages für den Arbeiterſchutz, unbe— 
achtet zu laſſen, glaubte dem Druck der Volksvertretung 
nicht länger widerſtehen zu können. Der Kaiſer war 
anläßlich der Beiſetzung der alten Kaiſerin Auguſta be— 
reits mit dem König von Sachſen und dem Großherzog 
von Baden deshalb in Verbindung getreten. Sachſen 
hatte längſt den Wunſch, ſeine eigenen, vielfach ange— 
feindeten Schutzmaßnahmen durch reichsgeſetzliche Rege— 
lungen erſetzt und auf alle deutſche Konkurrenten aus— 
gedehnt zu wiſſen. Der König gab deshalb den ſächſiſchen 
Vertretern im Bundesrate die Anweiſung, im Sinne der 
Geſetzentwürfe des Reichstages tätig zu ſein. Auch 
Bayern gab allmählich nach. Im Januar 1890 berief 
der Kaiſer einen Kronrat, um dort ſeine Anſichten über 
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die Arbeiterfrage darzulegen und den Entwurf eines 
Allerhöchſten Erlaſſes, der unter Mitwirkung Hinzpeters 
und v. Berlepſchs zuſtande gekommen war, bekanntzu— 
geben. Bismarck ſuchte die kaiſerlichen Abſichten mit allen 
Mitteln zu bekämpfen, mußte ſich aber je länger je mehr 
davon überzeugen, daß auch der Widerſtand ſeiner Ge— 
treuen im Miniſterrat immer ſchwächer wurde. Er ent— 
ſchloß ſich deshalb, die vom Kaiſer gewünſchte endgültige 
Redaktion der in Ausſicht genommenen Erlaſſe ſelbſt in 
die Hand zu nehmen, wohl um fie in ſeinem Sinne abzu—⸗ 
ſchwächen. Außerdem ſchlug er die Einberufung des 
Staatsrates vor, welcher eine fachmänniſche Interpre- 
tation der Erlaſſe ſicherſtellen ſollte, und eine inter— 
nationale Konferenz, um durch Verallgemeinerung der 
vorgeſchlagenen Maßnahmen einer mangelnden Konkur— 
renzfähigkeit des Reiches infolge erhöhter Soziallaſten 
vorzubeugen. Der Kaiſer ſtimmte den Vorſchlägen ane 
ſcheinend um fo lieber zu, als die Einberufung einer Welt- 
konferenz geeignet war den Ruhm ſeiner jungen Regent— 
ſchaft ſchnell zu ſteigern. Am 4. Febuar wurden dann 
im „Reichs⸗ und Staatsanzeiger“ die bekannten Kund— 
gebungen an den Reichskanzler und den Handelsminiſter 
(ohne Gegenzeichnung Bismarcks!) veröffentlicht, deren 
erſte die Einberufung der internationalen Arbeiterſchutz— 
konferenz betraf, während die zweite ſich für die Reform 
der Gewerbeordnung im Sinne der Fabrikgeſetzgebung, 
für Arbeiterausſchüſſe und für den Ausbau der ſtaat— 
lichen Bergwerke zu ſozialen Muſteranſtalten ausſprach. 
Da die Schweiz bereits früher erfolglos eine ſolche Welt— 
konferenz für Arbeiterſchutz einberufen hatte, bat Wil- 
helm II. die Schweiz, die Rechte ihrer Priorität an 
Deutſchland abzutreten. Bismarck ſelber ſoll auf den 
ſchweizeriſchen Geſandten damals im entgegengeſetzten 
Sinne einzuwirken geſucht haben. — Der Staatsrat war 
für den 14. Februar einberufen und dazu auch Sach— 
verſtändige aus dem Arbeiterſtande und der Sozial— 
politik, ebenſo Anternehmervertreter eingeladen worden. 
Hinzpeter fuhr im Auftrage des Kaiſers perſönlich nach 
M. Gladbach, um auch Hitze zu den Beratungen zu 
bitten. In jenem ſchlichten St. Joſefshauſe, wo die 


— 


— 


102 Hinzpeter bei Hitze 


katholiſche Sozialreform von der Theorie zur Wirklich— 
keit umgeſchaffen wurde, ſagte des Kaiſers Abgeſandter 
zu Hitze: „Herr Kaplan, Sie müſſen es machen!“ Brandts 
ſchien ſchon damals die entſcheidende Bedeutung dieſer 
Stunde, in der das Zentrum aus der Freiheit der Oppo— 
ſition in den Dienſt Preußen-Deutſchlands trat, geahnt 
zu haben. Er ſagte zu Hinzpeter mit niederrheiniſchem 
Freimut: „Herr Geheimrat, Sie haben ſich uns, nicht 
wir Ihnen genähert. Wir bleiben aber was wir ſind!“ 
And wenn das Zentrum, wenn die deutſchen Katholiken 
dem Reiche ihre Mitarbeit wieder leihen ſollten, dann 
müſſe Bismarck jedoch bleiben. In dieſen Worten lag 
etwas wie ein Selbſtſchutz und die Abwehr einer Ver— 
ſuchung, wie eine Witterung von den Gefahren des 
gouvernementalen Mitmachens, der politiſchen Gebunden— 
heit. Tatſächlich ſchien das Zentrum bald mehr denn 
je die „Partei des ſozialen Ausgleiches“, der Vermitt— 
lung, vielleicht ſogar des Kompromiſſes zu werden. 
Bachems „Heraus aus dem Turm!“ — dem Turm der 
wirtſchaftlich-politiſchen Iſolierung — ſchien in Grfiil- 
lung zu gehen — und doch mag in Brandts damals 
die geheime Angſt aufgeſtiegen ſein, ob der Weg aus 
dem Turm vielleicht in ein neues unſichtbares und unbe— 
wußtes Ghetto führen werde. War das Programm des 
Kaiſers denn wirklich eine Abwendung von den Prin— 
zipien Bismarcks, war es nicht ebenfalls eine Sozial— 
politik von oben nach unten, wurde hier der Verſuch, den 
Teufel des Marxismus durch den Beelzebub des Staats— 
ſozialismus auszutreiben, nicht fortgeführt? So mögen 
ſich manche in jenen Tagen gefragt haben! Hitze ließ 
ſich durch ſolche grundſätzliche Bedenken nicht beirren. 
Friſch und ohne Aengſtlichkeit ging er an jenes Werk, in 
welchem er die Früchte eines faſt zehnjährigen Bemü— 
bens reifen jab. „Gott Dank!“ — rief er in der Zeitſchrift 
„Arbeiterwohl“ aus — „Das erlöſende Wort iſt geſpro— 
chen. Was wir ſeit Jahren und Jahrzehnten erſtrebt 
und gefordert, es ſoll endlich Verwirklichung finden.“ 
So ſaß denn der „agitierende Kaplan“ Hitze — wie 
Bismarck in ſeinen Erinnerungen ſchreibt — als Mittel- 
oder Mittlerpartei im Staatsrate zwiſchen Snduftriels 


— 


Hitze im Staatsrat 103 


len, Arbeitern, Generälen und Staatsbeamten, ſaß 
im ſchwarzen Rod des katholiſchen Prieſters an der 
Tafel des Kaiſers, der ihn und andere Teilnehmer bei 
ſich zu Gaſte geladen hatte. Der Kaiſer hatte in ſeiner 
Eröffnungsrede noch einmal die Notwendigkeit des 
Schutzes der Arbeiter gegen willkürliche Ausbeutung, 
des Schutzes der Kinder und Frauen betont, aber auch 
die Frage der Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähig— 
keit im Welthandel erneut zur ernſten Erwägung gegeben. 
Wiederum ſprach er von Organen, die geſchaffen werden 
müßten, um den Arbeitern den freien und friedlichen 
Ausdruck ihrer Wünſche zu ermöglichen. Wichtig iſt, daß 
der Kaiſer — der übrigens volle drei Tage den Vorſitz 
führte — in aller Gorm zu verſtehen gab, daß er keines- 
wegs verkenne, daß die Ziele, die ihm und der Konfe— 
renz vorſchweben, nicht allein durch ſtaatliche Maß— 
nahmen zu erreichen ſind. „Der freien Liebestätigkeit 
der Kirche und Schule,“ fo führte er aus, „verbleibt da— 
neben ein weites Feld ſegensreicher Entfaltung, durch 
welche die geſetzlichen Anordnungen unterſtützt und be— 
fruchtet werden müſſen, um zur vollen Wirkſamkeit zu 
gelangen.“ In Konſequenz dieſer Anſchauung hatte er 
auch dem Papſt das Programm der Internationalen 
Konferenz zugehen laſſen und Kardinal Kopp einge— 
laden, als ſein Delegierter an der Konferenz teilzuneh— 
men. Die zwiſchenſtaatlichen Beratungen wurden am 
15. März in Berlin vom preußiſchen Handelsminiſter 
eröffnet. Alle europäiſchen Staaten hatten Vertreter 
entſandt. Vierzehn Tage dauerten die Beſprechungen, 
welche ſich programmäßig auf die Frage der Regelung 
der Arbeit in den Bergwerken, auf die der Sonntags- 
arbeit und der Beſchäftigung von Kindern, Jugendlichen 
und Frauen erſtreckte und mit der Feſtſtellung einer be- 
achtlichen Reihe von Grundſätzen und Zielen abgeſchloſſen 
wurden. Die indirekten Wirkungen der Konferenz waren 
außerordentlich bedeutend. Der Papſt forderte in einem 
Schreiben an den Erzbiſchof von Köln den Klerus und 
die katholiſchen Laien Deutſchlands auf, dem großen 
Werke der ſozialen Erneuerung ihre Mithilfe zu leihen. 
Die Biſchöfe gaben dieſen Wunſch in einem eigenen 
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Hirtenſchreiben an die Gläubigen weiter. Im Herbſt 
trat in Lüttich eine katholiſche internationale Arbeiter— 
ſchutzkonferenz unter Teilnahme von zehn Biſchöfen zu— 
ſammen. Im Frühjahr 1891 erging bereits die berühmte 
Enzyklika Leos XIII. Rerum novarum über die Arbeiter- 
frage. In evangeliſchen Kreiſen war der Widerhall 
natürlich kein geringerer. Er führte zur Gründung des 
Evangeliſch-Sozialen Kongreſſes, deren führende Män— 
ner Harnack, Baumgarten, Stöcker, Martin Rade und 
H. Delbrück wurden. Später zweigte ſich hiervon die 
Kirchlich-ſoziale Konferenz unter Stöcker ab. Auch die 
evangeliſche Arbeiterbewegung, die National-ſozialen, 
nahmen die Anregungen des Kaiſers auf. Der Ober— 
kirchenrat empfahl den Geiſtlichen die innere und äußere 
Teilnahme an der ſozialen Arbeit. Unter v. Berlepſch 
und Sombart entſtand das Archiv für Volkswohlfahrt, 
um deſſen „Soziale Praxis“ ſich ſpäter die Geſellſchaft 
für ſoziale Reform gruppierte. Nach dem Fall des 
Sozialiſtengeſetzes wurde die ſoziale Reaktion im Reichs- 
tag ſtark zurückgedrängt, die Sozialiſten, bisher von Bis- 
marck unterdrückt, ſtiegen wie ein Phöniz aus der Aſche. 
Die Regierung brachte nunmehr am 6. Mai ſelbſt einen 
Arbeiterſchutzgeſetzentwurf ein. 


In der Reichstagsſitzung vom 20. Mai nahm Hitze das 
Wort und ſprach ſeine Freude aus, daß nun endlich das 
langjährige Bemühen der Volksvertretung von Erfolg ge— 
krönt war. Er konnte feſtſtellen, daß ſich bezüglich der Haupt- 
forderungen auf Schutz der Sonntagsruhe und der Frauen— 
und Kinderarbeit Regierungsvorlage und Reichstagsentwurf 
nach Grundgedanken und Aufbau decken. Allerdings ſei im 
Regierungsentwurf nur der 24-Stunden-Sonntag und nicht 
die 36ſtündige Pauſe im Sinne des üblichen Arbeiter— 
ſchutzes ſichergeſtellt und auch dieſer nur zweimal im Monat. 
Hitze gab zur Erwägung, ob man nicht auch gleich zu einem 
grundſätzlichen Verbot der Nachtarbeit ſchreiten ſolle. Statt 
der zehnſtündigen Arbeitszeit ſei für Frauen nur eine andert— 
halbſtündige Mittagspauſe vorgeſehen. Abgeſehen davon, daß 
die Tendenz der Geſetzgebung eigentlich dahin gehen müſſe, 
die Frau im Intereſſe des Familienlebens allmählich ganz 
aus der Fabrik zu entfernen, ſei die Beſtimmung über die 
Mittagspauje auch praktiſch ſinnlos. Sie bietet der weit 
entfernt wohnenden Arbeiterin keinerlei Vorteil, während es 
doch für den Arbeitgeber keinen Schaden bringen würde, wenn 


Um die Arbeiterjugend 105 


die weiblichen Arbeiter ſtattdeſſen früher aufhörten oder 
ſpäter anfingen. Immerhin fet der 11 ſtündige Maximal- 
arbeitstag für Arbeiterinnen bereits ein erfreulicher Anfang. 
Die Freizeit für Wöchnerinnen aber ſei mit vier Wochen 
offenbar zu knapp angeſetzt. In der Kommiſſion werde an 
Hand der Statiſtik zu beweiſen ſein, daß mindeſtens ſechs 
Wochen zu gewähren ſind. Gegenüber dem Abgeordneten 
Grillenberger von der Sozialdemokratie betonte Hitze erneut, 
daß das ſchrittweiſe Vorgehen in der Arbeiterſchutzgeſetz⸗ 
gebung das einzig mögliche ſei. Gegenüber Hirſch verteidigte 
er die Beſtimmung, daß ſchulentlaſſene Kinder, auch wenn fie 
noch nicht vierzehn Jahre alt ſind, zehn Stunden beſchäftigt 
werden dürfen. Solange die Schulgeſetzgebung noch die 
Möglichkeit einer Entlaſſung vor Vollendung des vierzehnten 
Lebensjahres vorſehe, ſei die berufliche Betätigung dieſer 
ſchulfreien Kinder beſſer als ihr Müßiggang. Nur bei Mäd— 
chen ſei es wohl angebrachter, ſie inzwiſchen im Haushalt 
zu beſchäftigen. Bei dieſer Gelegenheit ſprach ſich Hitze auch 
gegen den in Ausſicht genommenen Fortbildungsſchul-Zwang, 
beſonders aber gegen die Zwangs-Fortbildungsſchule aus, 
nicht nur aus prinzipiellen Bedenken gegen ein ſtaatliches 
Erziehungsmonopol, ſondern auch wegen der fehlenden welt— 
anſchaulichen Garantien in den Pflichtfortbildungsſchulen und 
wegen der Rückwirkungen auf den freien konfeſſionellen Haus- 
haltungsunterricht. Zudem ſei es mit Gefahren verbunden, 
wenn die Jugendlichen noch ſpät abends nach langer Arbeits- 
zeit in die Schule gehen müſſen; er hoffe, daß der Hand— 
fertigkeitsunterricht immer mehr den Elementarſchulen gue 
wachſe. Mit beſonderer Freude erfüllten Hitze die Beſtim— 
mungen, welche gegen eine zu frühzeitige Emanzipation der 
jugendlichen Arbeiter in Ausſicht genommen waren; er hielt 
es ſogar für angebracht, die Beſtimmung betr. die Aushändi⸗ 
gung des Arbeitsbuches an die Eltern dahin abzuändern, daß 
ſtatt der Altersgrenze von ſechzehn Jahren, bis zu der dieſe 
Beſtimmung Anwendung finden ſollte, eine ſolche von acht— 
zehn Jahren feſtgeſetzt werde. Er bezeichnete es als typiſch 
für die Sozialdemokratie, daß der Abgeordnete Grillenberger 
ſich ſogar gegen die fakultative Beſtimmung wandte, 
welche eine Auslohnung Winderjähriger an die Erziehungs- 
berechtigten vorſah. obwohl doch im Bürgertum erwachſene 
Gymnaſiaſten und Studenten in ähnlicher Weiſe der Er— 
ziehungsgewalt unterſtellt bleiben. Mit Entſchiedenheit 
wandte ſich aber Hitze gegen den Streikparagraphen. Zwar 
fei auch er ſelbſtverſtändlich gegen den Kontraktbruch im 
Arbeitsvertrag, er halte es aber für beſſer, die Gewerk— 
ſchaften mit dem Abſchluß kollektiver Abmachungen zu bee 
trauen, weil die unorganiſierten Maſſen nur den Krieg er- 
klären könnten, während ſich mit einer legitimen Berufs- 
organiſation doch auch wieder der Friede ſchließen laſſe. Die 
Gewerkſchaften müßten darum bald als rechtmäßige Form 
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des Arbeitsvertragskontrahenten Anerkennung finden. Er 
ſchloß ſich auch den Paragraphen über das Truckverbot an, 
wünſchte dieſes aber nach der Richtung erweitert, daß Lohn⸗ 
zahlungen am Samstag und in Bierlokalen verboten 
werden. Einverſtanden war er ebenfalls mit den Beſtimmun— 
gen über die Arbeitsordnung und verſprach ſich davon, 
daß die Vertragsverhältniſſe künftig durch ihre Offenlegung 
aller Unklarheit und Willkür entzogen ſein werden. Hitze 
gab außerdem zu bedenken, ob nicht ein kräftigeres Kompelle 
gefunden werden könne, um die Arbeitgeber zur Bildung von 
Arbeiterausſchüſſen zu veranlaſſen, damit die „Anhörung der 
Arbeiter“ greifbar verwirklicht werden kann. Dieſe Aus- 
ſchüſſe kämen dann wohl auch als Grundlage für die in den 
kaiſerlichen Erlaſſen indirekt vorgeſehenen Bezirks-Arbeits- 
kammern in Frage — andernfalls die Berufsgenoſſenſchaften, 
die über eine homogenere Zuſammenſetzung verfügen. In den 
Ausſchüſſen ſei dann ein Organ gegeben, welches bei der 
Verhängung von Ordnungsſtrafen mitwirken könnte, ebenſo 
beim Schutz der Geſundheit und Sittlichkeit innerhalb des 
Betriebes. Mit Genugtuung konnte Hitze feſtſtellen, daß die 
Vermehrung der Zahl der Fabrikinſpektoren bereits große 
Fortſchritte mache; im Ausſchuß werde man ſich noch dar— 
über klar werden müſſen, ob nicht auch die Berufsgenoſſen— 
ſchaften mit Befugniſſen zum Erlaß von Anfallverhütungs- 
vorſchriften auszuſtatten ſeien. Bezüglich der Strafbeſtim- 
mungen für Verletzungen der Arbeiterſchutzgeſetze wandte er 
ſich gegen den Plan, ſie auf Aufſeher und Betriebsbeamte 
abzuwälzen, und ſchlug vor, durch Haftpflicht der Unter- 
nehmer, letztere dazu anzuleiten, mit dem Betriebe und der 
N in verantwortlicher und engerer Fühlung zu 
eiben. — 


Noch im gleichen Jahre brachte Hitze einen umfang— 
reichen Sonderdruck ſeiner bisherigen wirklich wertvollen 
Aufſätze aus dem „Arbeiterwohl“, ſoweit ſie die Fabrik— 
geſetzgebung betrafen, heraus. Dieſer, „Schutz dem 
Arbeiter!“ betitelt, behandelte auf faſt 300 Seiten die 
Geſchichte, Grundſätze und Aufgaben der Arbeiterſchutz— 
politik mit überlegener Sachkenntnis. Man kann ruhig 
ſagen, daß damals wohl kaum ein Buch die Dinge ſo 
umfaſſend und wirklichkeitsnah abhandelte, wie das von 
Hitze. Es geht davon aus, daß die „Ware“ Arbeit die 
Eigentümlichkeit vor andern Waren habe — und hier 
trifft ſich Hitze mit der klaſſiſchen Gewerkſchaftstheorie 
Brentanos — daß fie von der Perſönlichkeit ihres Trä— 
gers untrennbar iſt. Der dadurch ſich ergebende beſon— 
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dere Charakter des Arbeitsvertrages erheiſche vom Staat, 
daß er 1. die perſönliche Integrität des Arbeiters — 
Leben, Geſundheit, Sittlichkeit, Familienleben — im Are 
beitspertrage ſchütze und 2. durch Geſetze und Inſtitu— 
tionen Sorge trage, daß der Arbeitslohn eine ausrei- 
chende, menſchenwürdige Lebenshaltung ermöglicht. Die 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung habe den erſteren Zweck, die 
Arbeiterverſicherung den letzteren zur Aufgabe. Unfall- 
und Krankheitsverhütung, Verbot übermäßiger Arbeit, 
der Sonntagsarbeit und der Beſchäftigung mit geſund— 
heitsgefährlichen Arbeiten haben demnach dem Leben 
und der Geſundheit der Arbeiter beiderlei Geſchlechtes, 
jugendlicher wie erwachſener, zu dienen. Der Schutz der 
Sittlichkeit und des Familienlebens wird hauptſächlich 
durch die Sicherung der Sonntagsruhe, die Trennung 
der Geſchlechter im Betriebe, Einſchränkung der Nacht- 
arbeit, beſondere Fürſorge für Kinder und Jugendliche, 
Schutz der elterlichen Autorität, Abbau der gewerblichen 
Arbeit verheirateter Frauen uſw. zu erſtreben ſein. Der 
Schutz der Freiheit und Gerechtigkeit des Arbeitsvertra— 
ges ſelbſt, ſoll durch Verbot der Löhnung in Natura— 
lien und durch Einführung der Fabrikordnung, in wel- 
cher die gegenſeitigen Rechte und Pflichten möglichſt 
klar und offen niedergelegt ſind, geſichert werden. Hitze 
geht alle dieſe Aufgaben der gewerblichen Schutzgeſetz— 
gebung einzeln durch und berückſichtigt dabei ebenſo ein- 
gehend die Erfahrungen der Vergangenheit an Hand von 
Statiſtiken uſw., wie er eine Fülle durchaus praktiſcher 
und diskuſſionsreifer Vorſchläge für die Zukunft zu geben 
weiß. Dabei ſind grundſätzlich Erörterungen — etwa 
über die Aufgaben und Grenzen der Wirkſamkeit des 
Staates u. ä. — faſt vollſtändig verdrängt von praktiſch— 
taktiſchen Ueberlegungen parlamentariſch-geſetzgebe⸗ 
riſcher Natur. Gewiß wird z. B. der ſozialiſtiſche Begriff 
des „Normalarbeitstages“ abgelehnt und dafür der mehr 
relativiſtiſche, den verſchiedenen Amſtänden angepaßte 
„Maximalarbeitstag“ gewählt, aber die Beweisführung 
dieſer prinzipiell wichtigen Unterjdeidung iſt weniger; 
grundſätzlicher denn realpolitiſcher Natur. Jeder Pro- 
teſtant und Humanitär hätte das Buch benutzen können, 
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ohne fic) oft durch dogmatiſche Erwägungen gehemmt 
zu fühlen. Gewiß wird bei Erörterung der Sonn— 
tagsruhe oder des Schutzes der verheirateten Frau 
der „konſervative“ Ausgangspunkt Hitzes ſichtbar, aber 
die religiös-konfeſſionellen Geſichtspunkte ſtehen gegen— 
über den hygieniſch-volkspolitiſchen nicht mehr entfernt 
ſo ſtark im Vordergrund wie in den Erſtlingsarbeiten des 
Verfaſſers. Wenn Martin Spahn ſpäter in einem Nach- 
ruf auf Hitze ſagt, daß ſich in dieſer Einſtellung der 
tatſächliche Einfluß der chriſtlich-ſozialen Richtung 
des Niederrheins auf Hitze beſtätige, obwohl Hitze ſo 
abfällig von ihr ſprach, Jo erſcheint dieſe Meinung keines- 
wegs unbegründet. Wer wollte beſtreiten, daß hier bei 
Hitze die „Reorganiſation der Geſellſchaft“, der Gedanke 
der univerſalen Erneuerung des chriſtlichen Abendlandes 
erheblich hinter dem Gedanken der Emanzipation des 
Arbeiters innerhalb der gegenwärtigen Geſellſchaftsord— 
nung zurückgetreten war? Gewiß wollte er die „Stand— 
werdung“ des Arbeiters, gewiß ſchwebte ihm noch immer 
die Gliedhaftigkeit des ſozialen Körpers vor. Aber wie 
bei den chriſtlichen Sozialiſten des Niederrheins war auch 
ihm der Ausgangspunkt hier nicht mehr die „Reorgani— 
ſation“, nicht mehr die Neugliederung und Umformung 
der ganzen Geſellſchaft. Ihm ſtand jetzt — wie Stötzel 
— die Arbeiterklaſſe im Vordergrund und er nahm, 
wie Hertling ſich ausdrückt, von vornherein für ſie 
Partei und befürwortete nach Möglichkeit alles, was den 
handarbeitenden Schichten nützlich und erwünſcht ſein 
konnte. Gewiß nahm er den Gedanken Bismarcks und 
Wilhelms II. auf: Sozialreform zum Zwecke der Be— 
kämpfung der Sozialdemokratie. Aber dieſes, ſcheinbar 
gegen die Arbeiterbewegung gerichtete apologetiſche Mo— 
tiv diente doch im Grunde nur dazu, der eigenen Arbei— 
terſozialpolitik eine populäre Durchſchlagskraft zu ver— 
leihen und dann dürfte doch gerade dieſes als Beweis 
dafür dienen, daß Hitzes Reformziele jetzt nicht mehr 


| fo „eigenſtändig“ waren, wie in ſeinen Jugendwerken, 


ſondern ſich ganz auf die Ebene der beſtehenden Ver— 


hältniſſe begaben. 
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IV. 


Im Sommer jenes denkwürdigen Jahres tagte nun 
2 in Mainz eine Führerverſammlung der deut— 
ſchen Katholiken mit dem Ziele, die Gründung eines 
Katholikenvereines zu beraten, der — als Gegenſtück zum 
Evangeliſchen Bund — die katholiſchen Intereſſen aus 
der Defenſivſtellung heraus in die herrſchende Wirklich— 
keit überführen ſollte. Keine Stunde ſchien geeigneter, 
keine öffentliche Meinung wohlwollender, um die deut— 
ſchen Katholiken wieder an der ſozialen Führerſchaft im 
Geſamtvolke zu beteiligen. Zunächſt wollte man ſich auf 
Schriftenverbreitung beſchränken und dachte an einen 
Jahresbeitrag von zehn Mark. Dieſer Beitrag und die 
Beſchränkung auf gedruckte Propaganda hätte eine 
Maſſenbewegung von vornherein ausgeſchloſſen. — Am 
Abend des 14. Auguſt berichtete Franz Hitze im St. Jo- 
ſefshauſe über das Rejultat der Mainzer Beratungen. 
Er konnte ſich dieſe Ergebniſſe nicht zu eigen machen. 
Ihm lag an der Organiſation auch der niederen Schich— 
ten des katholiſchen Volksteils. Sie ſollten nicht zuletzt 
durch mündliche Aufklärung und Belehrung dazu erzogen 
werden, an der neuen Sozialreform tätig teilzunehmen. 
Ohne Erweckung des ſozialen Selbſtbewußtſeins im Volke 
konnten Sozialverſicherung und Arbeiterſchutzpolitik keine 
Früchte tragen. Ohne Diſziplinierung und Schulung der 
Maſſen ließen ſich die Arbeiterausſchüſſe und Arbeiter— 
kammern, ließ ſich die Mitverwaltung der Werktätigen 
in der ſtaatlichen Sozialpolitik nicht verwirklichen. Der 
Sozialpolitik von oben mußte eine innere Bereitſchaft von 
unten begegnen. Schon im Vorwort zu dem kleinen 
Büchlein Hitzes „Was jedermann bezüglich der Inva— 
liditäts⸗ und Altersverſicherung wiſſen muß“ (M. Glad— 
bach 1890) heißt es „Gerade für die Durchführung des 
vorſtehenden Geſetzes iſt mehr wie bei allen anderen 
ſozialen Geſetzen auf die ſelbſteigene Mitwirkung der 
beteiligten Perſonen gerechnet worden ... Ob nun 
jemand Freund oder Gegner des Geſetzes iſt — nach- 
dem es einmal von dem Bundesrat und der Majo— 
rität des Reichstages angenommen iſt, gebietet es 
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j Pflicht und eigenes Intereſſe, bereitwillig zur 


Ausführung desſelben die Hand zu bieten, auf daß es 
möglichſt allen Beteiligten zum Segen ge⸗ 
reiche und dem Vaterlande zum Frieden diene.“ Welch' 
ein Unterſchied zu der Haltung etwa eines Hertling! 
Hitze erhofft Segen von einem Geſetze, deſſen geiſtige 
Fundamente er abzulehnen gezwungen war. Er ver— 
beſſerte es in den Kommiſſionsberatungen, obwohl er im 
Plenum dagegen ſtimmen mußte. Er war der Parla⸗ 
mentarier katekochen geworden, der Mann, der das Zen⸗ 
trum durch die Pforte der Sozialpolitik in den Staat 


von 1870 einzuführen berufen war! Nun ſollten die Deut- 


ſchen Katholiken wieder vollwertige und vollberechtigte 
Staatsbürger werden. Dazu mußte aber das Staatsbür— 


gerbewußtſein, das Selbſtvertrauen in ihnen wieder ge— 
weckt werden. Eine ungeheure Erziehungsaufgabe war 
zu leiſten, daß die Maſſen in die Eigenheiten und Not- 
wendigkeiten ſtaatlicher Betätigung nicht nur Einblick 
hätten, ſondern in letzterer praktiſch vorbereitet würden. 
Von Prinzipien und ſittlichen Triebkräften ſprach Hitze 
immer weniger. Er ſetzte ſie wohl voraus und trug die 
Hoffnung, daß in der ſtarken Hingabe der Katholiken 
an den ſozialen Staat von ſelber die Kräfte „aus dem 
Glauben“ und faſt unbewußt wirkſam würden. Brandts. 
der von naturrechtlichen und ſozial-philoſophiſchen 
Ueberlegungen unbeſchwerte Praktiker, der katholiſche 
Philantrop der Gründerjahre, ſtimmte ihm freudig zu. 
Sogar Windthorſt wurde für den neuen Gedanken ge— 
wonnen. Er, der großdeutſche Antipode des preußiſchen 
Reiches begann zu zweifeln, ob ſeine Politik gegen das 
Septenat — jenen ſiebenjährigen Blankowechſel des 
Reichstages für Bismarcks Rüſtungspolitik — richtig 
war. Ob er nicht päpſtlicher war als der Papſt, der es 
bekanntlich für opportun gehalten, daß ſich das Zentrum 
nicht weiter mit dem Staate verfeinde? Er hatte im 
Frühjahr bereits Bismarck, der ja als letzte Tat noch 


die Militärvorlage von 1870 durch den Reichstag brin- 
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gen jollte, von ſeinem „Dachsbau“ aus aufgeſucht — 
durch die Vermittlung des Bankiers v. Bleichröder. 
Zwar nicht, um große Zugeſtändniſſe zu machen — aber 
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ſchon die Tatſache, daß Windthorſt mit Bismarck über 
die Wehrgeſetze verhandelte, ſchien wie der Anfang einer 
neuen Haltung zum Staat. Das Ssozialiſtengeſetz war 
gefallen, der junge Hohenzoller hatte eine Lanze für 


die Arbeiterſchaft gebrochen. Auf der, im Anſchluß an. 


den Koblenzer Katholikentag ſtattfindenden Generalver— 
ſammlung des „Arbeiterwohls“ ſchlug Windthorſt ein 
Huldigungstelegramm an den Arbeiter-Kaiſer vor. 
— Es ſchien die Stunde gekommen, daß ſich das ganze 
Volk eingliedere in den deutſchen Staat. Ehe noch die 
Gründungsverſammlung einberufen wurde, hatte Windt— 
horſt nach geeigneten Führern Amſchau gehalten. Als am 
24. Oktober im jetzt abgeriſſenen Kölner Hötel Ernſt die 
Teilnehmer der Mainzer Beratungen noch einmal zu— 
ſammentraten, war es Franz Brandts, dem Windthorſt 
den Vorſitz aufdrängen wollte. Brandts, der ſich bereits 
den 60er Jahren näherte, machte die Annahme davon 
abhängig, daß ihm eine tüchtige jüngere Arbeitskraft 
zur Seite geſtellt werde. Auch dafür hatte Windthorſt 
bereits geſorgt. Er ſchlug den jungen Kölner Rechts— 
anwalt Trimborn vor. Hitze wurde Schriftführer. Trim⸗ 
born gab dem neuen „Volksverein“ durch ein geniales 
Vertrauensmännerſyſtem und durch fein eigenes Wirken 
ſchon in den erſten Monaten eine unerhörte populäre 


Durchſchlagskraft. Das St. Joſefshaus in M. Gladbach 


wurde nun auch Heimat dieſer neuen Bewegung, welche 
es ſich zur Aufgabe gemacht, das katholiſche Volk aus 
der kirchenpolitiſch-defenſiven Haltung herauszuführen 
und zu politiſchen Vollbürgern des Reiches zu erziehen. 
Der liberale Geiſt der beiden rheiniſchen Männer 
Brandts und Trimborn gab der Bewegung jenes eigen— 
artige Gepräge, das ſchon in Hitzes programmatiſchen 
Ideen ſchlummerte: das Laienelement wurde geſtärkt, der 
Gedanke der politiſchen Selbſthilfe und Eigengeſetzlich— 


keit, — welche bereits Windthorſt einmal in einen Gegen- 


ſatz zu Leo XIII. gebracht hatte — die Idee einer relativen 
Anabhängigkeit des Nationalen vom Konfeſſionellen, 


wurden durch den Bolfsverein verbreitet. Es gab ſogar 


Konflikte mit einigen Mitgliedern des deutſchen Epi— 
ſkopates. Die Integralen, d. h. jene katholiſche Rich— 
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tung, die noch ſtark kirchenpolitiſch eingeſtellt und von 
den Erinnerungen an den Kulturkampf getragen war, 
aber auch ihre dogmatiſche Prinzipienfeſtigkeit und ihre 
Arnhänglichkeit an die naturrechtliche Tradition beſonders 
betonte, wollte von der Anpaſſung an die ſtaats— 
ſozialiſtiſchen Tendenzen der reichsdeutſchen Sozialpolitik 
nichts wiſſen. Sie ſah in dem Geiſt von M. Gladbach 
einen Abfall von der Aeberlieferung der katholiſchen So— 
zialethik und Staatsphiloſophie, eine Aeberbetonung der 
politiſchen Freiheit gegenüber der kirchlichen Autorität, 
alles in allem: einen gefährlichen praktiſchen Modernis— 
mus. Daß hier gewaltige Wandlungen vor ſich gingen, 
war offenbar. Und daß nach dem Wegfall der Kampf— 
gemeinſchaft die urmenſchlichen Gegenſätze zwiſchen Frei— 
heit und Bindung, Weberlieferung und Anpaſſung, Pere 
ſönlichkeit und Staat wieder zum Durchbruch kamen, war 
im Grunde nicht verwunderlich. Beſonders die Frage der 
Berufsorganiſation der katholiſchen Fabrikarbeiter ſollte 
den Anlaß zu heftigen Auseinanderſetzungen zwiſchen 
den mehr ariſtokratiſch- integral eingeſtellten Katho— 
liken und ihren liberalen, auf Selbſthilfe bedachten 
Glaubensgenoſſen führen. Zwar war Hitze ſeit Jahren 
führend geworden in der Anregung konfeſſioneller Stan— 
desvereine; für den 8. Katholikentag Schleſiens und für 
die 31. Generalverſammlung der deutſchen Katholiken 
in Amberg 1884 hatte er im Auftrage des Vorſtandes 
von „Arbeiterwohl“ Reſolutionen betreffend die Grün— 
dung kirchlich organiſierter Arbeitervereine ausgear— 
beitet, eingehend begründet und zur einſtimmigen An— 
nahme gebracht. Ein Jahr ſpäter machte er das gleiche 
Thema zum Hauptgegenſtand der Beratungen der Gene— 
ralverſammlung des Verbandes „Arbeiterwohl“ und be— 
gründete die Notwendigkeit erhöhten ſeelſorglichen Inte— 
reſſes für die Arbeiterſchaft vor allem in der Abwehr 
ſozialdemokratiſcher Propaganda. Im Jahrgang 1886 
der Verbandszeitſchrift folgen wieder ganz konkrete und 
eingehende Vorſchläge zur Gründung und Organiſation 
von Arbeitervereinen. Auf dem Breslauer Katholikentag 
des gleichen Jahres bezeichnete Hitze den berufsgenoſſen— 
ſchaftlichen Zuſammenſchluß der katholiſchen Arbeiter als 
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das ſpezifiſche Mittel zur Rechriſtianiſierung der Ge- 
ſellſchaft. Der Verband verſandte diesbezügliche Denk— 
ſchriften an die deutſchen Biſchöfe und ließ die Frage 
nicht ruhen. Auf der Kölner Generalverſammlung von 
„Arbeiterwohl“ 1887 konnten bereits erfreuliche Berichte 
über die Gründung und Einrichtung von Arbeiterver— 
einen in Köln, Düſſeldorf und Mülheim a. Rhein ent⸗ 
gegengenommen werden. Wenige Monate ſpäter berich— 
tete das Verbandsorgan ſchon über die Gründung eines 
Diözeſankomitees der geiſtlichen Präſides von fathv- 
liſchen Vereinigungen der arbeitenden Stände, wie ſie 
Hitze in Anlehnung an die vorbildliche Organiſation der 
Kolping'ſchen Geſellenvereine angeregt hatte. Erſt im 
Jahre 1888 tauchen Mitteilungen über die Exiſtenz inter⸗ 
konfeſſioneller Arbeitervereine unter katholiſcher Leitung 
(„Arbeiterwohl“ VIII., 2.) auf. Aus Anlaß eines Auf⸗ 
rufes für eine Elückwunſchadreſſe zur Secundizfeier 
Leos XIII., deſſen Rundſchreiben „Humanum genus“ 
den entſcheidenden Anſtoß zur Gründung katholiſcher Ar⸗ 
beitervereine gegeben hatte, war eine Statiſtik der, die 
alten chriſtlich-ſozialen Vereine ablöſenden, reinen Be— 
rufsvereine aufgemacht worden. Dabei zählte „Arbeiter— 
wohl“ bereits 168 Arbeiterpereine mit ca. 40000 Mit- 
gliedern, 51 Knappenvereine mit etwa 9000 Mitglie- 
dern, 37 Vereine jugendlicher Arbeiter mit rund 6000 
Mitgliedern und 26 Arbeiterinnenvereine mit ungefähr 
4000 erwerbstätigen Frauen und Mädchen. Dieſe 282 
Vereine mit faſt 60000 Mitgliedern waren zwar zum 
erheblicheren Teil rein katholiſch, doch gab auch eine 
nicht geringe Zahl bereits evangeliſchen Mitgliedern die 
Möglichkeit des Beitrittes, während andere ſchon be— 
wußt interkonfeſſionell aufgezogen waren. Wenn Hitze 
auch auf dem Bochumer Katholikentag im Jahre 1899 noch 
einmal die paſtorale Aufgabe der katholiſchen Ar— 
beitervereine betonte, ihre ſittlich-religiöſe Erziehungs- 
arbeit, ihre Spar- und Verſicherungskaſſen uſw. zunächſt 
nur der zerſetzenden Wirkſamkeit der Sozialdemokratie 
entgegengeſtellt wiſſen wollte, ſo klang doch in dem Nach— 
wort, das er jener Rede im „Arbeiterwohl“ gab, be— 
reits ſeine Sympathie für die erwachende Gewerkſchafts— 
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bewegung durch. Wie bereits Ketteler vor zwei Jahr— 
zehnten, ſo ſchien auch Hitze in den Berufsvereinen den 
Anfang einer Standwerdung der Arbeiterſchaft zu ver— 
muten. Dem großen Mainzer Biſchof gleich verneinte 
er zwar die Möglichkeit eines Zuſammengehens mit der 
ſozialdemokratiſchen Arbeiterbewegung. Aber wie Kette— 
ler, fo ſuchte auch Hitze einen Zugang zum Emanzipa— 
tionskampf der Proletarierklaſſe zu gewinnen. Die Kar- 
tellierung der Arbeiterſchaft verteidigte er bereits da— 
mals als eine durchaus rechtmäßige Maßnahme der 
Arbeiter. Er warnte die Geiſtlichkeit, den Streik als etwas 
an und für ſich Sozialdemokratiſches anzuſehen oder ſich 
gar in die materiellen Intereſſenkämpfe der Berufsor— 
ganiſationen einzumiſchen. „Dieſe Fragen und ihre Ent— 
ſcheidung müſſen den Arbeitern ſelbſt überlaſſen 
bleiben.“ In dieſen Worten dürfte bereits der Anfang 
einer Loslöſung der chriſtlichen Arbeiterbewegung von 
der kirchlichen Seelſorge und ihrer potestas directa 
zu ſuchen fein. Hitze ſprach ihr hier volle Freiheit und 
eigene Verantwortlichkeit in ſozialen und ökonomiſchen 
Fragen zu. Die Vermutung iſt nicht unbegründet, daß 
er ſchon in den konfeſſionellen Standesvereinen eine 
Etappe auf dem Wege zur chriſtlichen Gewerkvereins— 
bewegung jab. Vielleicht ſchien ihm von jeher der Am- 
weg über die auf geiſtliche Autorität und mit ſeelſorg— 
licher Abſicht gegründeten kirchlichen Arbeitervereine die 
einzige reale Möglichkeit die werktätigen Katholiken auf- 
zurütteln und allmählich auf eigene Füße zu ſtellen? 
Jedenfalls ließ Hitze nichts unverſucht, um das ſoziale 
Selbſtbewußtſein der deutſchen Katholiken wachzurufen 
und ſyſtematiſch zu ſchulen. Im Volksverein ſchuf er 
eine Soziale Auskunftsſtelle und Bibliothek. 1892 ver⸗ 
anſtaltete er im Rahmen des Verbandes „Arbeiterwohl“ 
und des Volksvereins einen praktiſch-ſozialen Kurſus in 
M. Gladbach. Der Ferienkurs war auf zwei Wochen be— 
rechnet. Täglich ſollten vormittags drei einſtündige Vor— 
träge — über die Enzyklika Rerum novarum, über den 
Sozialismus, über Prinzipienfragen, über die Agrar-, 
Handwerker- und Arbeiterfrage, Arbeitervereinsweſen, 
chriſtliche Caritas uſw. — gehalten werden. Der 
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Nachmittag galt der Beſichtigung praktiſch bewährter 
Wohlfahrtsanſtalten. Unter den Referenten befanden 
ſich u. a. Karl Bachem, P. Cathrein S. J., P. Heinrich 
Peſch S. J., Dr. Faßbender, Prof. Aloys Schäfer-Mün⸗ 
ſter. Es waren vor allem Vereinspräſides, jüngere 
Geiſtliche, Publiziſten, Betriebsleiter uſw. geladen. Die 
Koſten trug der Volksverein, welcher Minderbemittelten 
überdies noch beſondere Zuſchüſſe anbot. Schon dem 
erſten Schulungskurs war ein ungeahnter Erfolg beſchie— 
den. Gegen 600 Teilnehmer hatten ſich eingeſtellt, 600 
mit herrlichem Tatwillen erfüllte Menſchen zogen nach 
14 Tagen geiſtiger Erhebung als Keimzellen des Volks⸗ 
vereinsgedankens in alle Gaue ihrer deutſchen Heimat 
zurück. 


4 


un wurde auch die Regierung auf das ſozialpäda— 

gogiſche Wirken M. Gladbach aufmerkſam und erwog 
den Gedanken, in ähnlicher Weiſe auch die akademiſche 
Jugend für ſoziale Selbſtbetätigung zu erziehen und zu 
ſchulen. Man ging zunächſt an die Errichtung eines 
Lehrſtuhls für chriſtliche Geſellſchaftslehre an der Aka— 
demie in Münſter. Dr. Aloys Schäfer, der ja Hitzes 
Entwicklung von den Würzburger Studentenjahren an 
verfolgt und nun als Münſteriſcher Akademieprofeſſor 
Hitzes ſoziales Erzieher- und Organiſationstalent bei 
dem 1. Volksvereinskurſus erneut erfahren hatte, ſcheint 
damals Hitze in Vorſchlag gebracht zu haben. Als Hitze 
darauf von Althoff ins Kultusminiſterium gebeten wurde 
und nach langem Warten in den Vorzimmern endlich 
vorgelaſſen wurde, mußte fic) der damalige Univerfi- 
tätsreferent davon überzeugen, daß der Kandidat ſich 
gegen dieſe Methode wehrte und jede Unterwürfigkeit 
— wie fie ja bei Berufungsverhandlungen nicht ſelten 
in Erſcheinung tritt — fehlen ließ. Hitze antwortete dem 
preußiſchen Miniſterialdirektor ſelbſtbewußt und mit 
überlegenem Witz und gab zu verſtehen, daß er nichts 
für ſich begehre. Die Berufung wurde nichtsdeſto— 
weniger beſtätigt und fo zog der alsbald zum Ehren⸗ 
doktor promovierte Hitze im folgenden Jahre als Pro- 


8²*⁷ 


5 


116 Die „Normalarbeitsordnung“ 


feſſor in Münſter ein. Die ſtarke Belaſtung Hitzes als 
Parlamentarier, Geſchäftsführer des Verbandes „Arbei— 
terwohl“, Hochſchullehrer uſw. machte es notwendig, daß 
neue Arbeitskräfte für die Aufgaben des Volksvereins 
herangezogen wurden. Am 15. April 1892 übernahm 
Auguſt Pieper als Generalſekretär, unterſtützt von zwei 
Schreibhilfen, die Leitung der Zentralſtelle des Volks⸗ 
vereins und zog nunmehr an Stelle von Sitze ins 
Joſefshaus und damit bei Familie Brandts in M. Glad⸗ 


bach ein. 


Inzwiſchen hatte die ſchriftſtelleriſche Tätigkeit Hitzes 
keineswegs geruht. Noch im Jahre 1892 gab er die vom 
Linksrheiniſchen Verein für Gemeinwohl feſtgeſtellte, 
zwar von Franz Brandts jr., als dem Vorſitzenden der 
Kommiſſion, vorgelegte, aber ſicher von ihm ſelber aus— 
gearbeitete „Normal-Arbeitsordnung“ (Köln, J. P. 
Bachem) heraus. Sie war im erſten Quartalsheft des 
„Arbeiterwohls“ zum größeren Teile bereits gedruckt er— 
ſchienen, wurde dann aber von Hitze in dieſem Sonder- 
druck noch beſonders eingeleitet, erläutert und durch den 
Abdruck der einſchlägigen Arbeiterſchutzbeſtimmungen der 
Gewerbeordnungsnovelle von 1891 ergänzt. Dieſe No— 
velle verpflichtete nämlich vom 1. April 1892 ab alle 
Fabrikbetriebe mit einer Belegſchaft von mindeſtens 20 
Arbeitern zum Erlaß einer Arbeitsordnung. Durch 
Hitzes Muſterentwurf, dem übrigens auch das Normal- 
ſtatut eines Arbeiterausſchuſſes mit Kommentar bei— 
gegeben war, ſollte den Arbeitgebern die korrekte Durch— 
führung der neuen Forderungen erleichtert werden. Die 
im Geſetz vorgeſehene Anhörung der volljährigen Mitglie— 
der der Belegſchaft bei Feſtſtellung der Arbeitsordnung 
konnte allerdings nur Verwirklichung finden, wenn die 
Belegſchaft ein Organ hatte, um ihre Wünſche nun auch 
tatſächlich dem Fabrikanten äußern zu können. Hitze griff 
dieſen Gedanken erneut auf, um ſeinen Lieblingsgedan— 
ken, die konſtitutionelle Fabrik oder die Werksgemein— 
ſchaft, der Realiſierung näherzubringen. Seine diesbezüg⸗ 
lichen Vorſchläge waren ſo ſelbſtverſtändlich gehalten, 
daß man annehmen darf, daß Hike fic) von dieſer Art 
der Formulierung eine pſychologiſch-ſuggeſtive Wirkung 
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auf die Leſer aus Arbeitgeberkreiſen verſprochen hat. 
Tatſächlich war ja auch Hitzes Taktik der „gebrauchs⸗ 
fertigen Zurichtung“ ſozialpolitiſcher Ideale und Geſetze, 
ſeine pädagogiſche Art, fie dann verſtändlich und liebens⸗ 
wert zu machen, ein mächtiger Stimulus zur Erweckung 
innerer Bereitſchaft und zu praktiſchen Verſuchen. 


Auch die parlamentariſche Doppelarbeit Hitzes hatte ine 
zwiſchen nicht geruht. Erſtaunlich iſt die Arbeitskraft, die er 
gerade Anfang der neunziger Jahre entwickelte. Er war in⸗ 
zwiſchen in den Vorſtand der neugegründeten Zentralſtelle 
für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen gewählt worden. Die 
Zentralſtelle nahm ihre Arbeiten alsbald auf und machte 
zunächſt die Wohnungs⸗ und Siedlungsfrage zum Gegen⸗ 
ſtande ihrer Beratungen. Hitze hatte über die Verwendung der 
Freizeit zu referieren. — Im Abgeordnetenhaus war er im 
Januar 1891 erneut dafür eingetreten, daß die Staatsbetriebe 
vorbildlich hinſichtlich des Schutzes der menſchlichen Arbeits- 
kraft zu wirken hätten. Er verlangte deshalb u. a. eine Klar⸗ 
ſtellung der tatſächlichen Verhältniſſe im Beamtendienſt. Ein 
Antrag Richter betr. dienſtfreie Tage änderte er dahin ab, 
daß gerade auch bezüglich der Sonntage, die wegen ihrer 
religidfen Bedeutung durch dienſtfreie Wochentage nie voll⸗ 
wertig erſetzt werden könnten, Klarheit geſchaffen werde. — 
Im Februar war er bei der zweiten Beratung der Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetze im Reichstage in ausgedehntem Maße als Refe⸗ 
rent der Kommiſſion tätig. Obwohl ſich Hitze hier einer vor⸗ 
bildlichen Objektivität befleißigte, merkt man ſeiner eine 
gehenden Berichterſtattung im Plenum dauernd an, wie ſehr 
die Ergebniſſe der Ausſchußarbeiten von der fachmänniſchen 
Meberlegenbeit Hitzes weitgehend beeinflußt waren. Als im 
März desſelben Jahres im Landtag der Etat des Handels- 
miniſteriums zur Beratung kam, konnte er bezüglich der 
Reorganifation der Gewerbeinſpektion endlich einen kleinen 
Erfolg ſeiner faſt zehnjährigen Bemühungen verzeichnen: die 
Verbindung der Keſſelreviſion mit der Fabrikkontrolle ſollte 
nunmehr Verwirklichung finden. Bei dieſer Gelegenheit trat 
Hitze dafür ein, auch Arbeiter und Aerzte zur Gewerbe— 
inſpektion heranzuziehen. — Im April nahmen im Reichstag 
die Verhandlungen über die Aenderung und Ergänzung der 
Gewerbeordnung ihren Fortgang. Alle Parteien, mit Aus⸗ 
nahme der Sozialdemokratie, unterſtützten die Bemühungen 
des Miniſters v. Berlepſch, den Verſprechungen der Februar⸗ 
erlaſſe des Vorjahres eine geſetzmäßige Faſſung zu geben. 
Hitze nahm wiederholt Gelegenheit nach ſachlicher Bericht⸗ 
erſtattung das negative Verhalten der Sozialdemokraten, 
welche die Verhandlungen mit endloſen Debattereden zu ver⸗ 
ſchleppen ſuchten, zu brandmarken. Im Mai kam der Geſetz⸗ 
entwurf nach dritter Leſung endlich zur Annahme. Er brachte 
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die (mindeſtens) 24ſtündige Sonntagsruhe für Arbeiter und 
die Beſchränkung der Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe 
auf höchſtens fünf Stunden. Der Zentrumsantrag auf eine 
36ſtündige Arbeitspauſe an Sonn- und Feiertagen war zwar 
abgelehnt worden, doch war wenigſtens auch der Regierungs- 
antrag, der eine nur 12{tiindige Betriebsruhe ſicherſtellte, 
abgelehnt worden. Allerdings ſah auch der Reichstags⸗ 
beſchluß ſo viele Ausnahmen vor, daß Hitze der Bebelſchen 
Kritik nicht ganz Unrecht geben konnte, darum einer weiter- 
gehenden landesgeſetzlichen Beſchränkung der Sonntagsarbeit 
das Wort redete und den Reichskanzler aufforderte, ſich für 
eine Herabſetzung des Sonntagsdienſtes im Eiſenbahn-, ins⸗ 
beſondere Güterverkehr einzuſetzen. Bezüglich des Schutzes 
der elterlichen Autorität kam das Geſetz den Hitzeſchen Vor⸗ 
ſchlägen weitgehend entgegen. Es fab vor, daß bei jugend— 
lichen Arbeitern das Arbeitsbuch regelmäßig nur dem Gre 
ziehungs berechtigten ausgehändigt wird und daß durch Orts- 
ſtatut ſogar die Lohnzahlung an die Eltern und Vormünder 
verfügt werden kann. Außerdem brachte die Novelle eine 
Verſchärfung des Truckverbotes. Die prinzipiellen Bedenken 
der Zentrumsfraktion gegen die Fortbildungsſchulpflicht fan⸗ 
den keine Berückſichtigung, doch gelang es durchzuſetzen, daß 
der Zwang auf männliche Arbeiter beſchränkt. der Beſuch des 
Gottesdienſtes nicht gefährdet und der Beſuch anerkannter 
Erſatzſchulen geſtattet wurde. Dafür aber wurde durch das 
Geſetz der von Hitze und ſeinen politiſchen Freunden lange 
erſtrebte Schutz der Sittlichkeit, insbeſondere in Betrieben, 
in denen auch weibliche und jugendliche Arbeiter Verwendung 
finden, durch Trennung der Geſchlechter, Ausdehnung der 
Befugniſſe der unteren Verwaltungsbehörden uſw., geſetzlich 
feſtgelegt. Jene Vollmachten ſollten aber por allem auch Ane 
wendung auf die Durchführung der Grundſätze finden, welche 
das Geſetz für die hygieniſche Geſtaltung der Betriebe vor— 
geſehen hatte. Dem Bundesrat war das Recht zugeſprochen, 
Vorſchriften zu erlaſſen, die den beſonderen und wechſelnden 
Verhältniſſen jener Induſtrien gerecht werden ſollten, in 
denen Leben und Geſundheit der beſchäftigten Arbeiter ganz 
beſonders gefährdet waren. Die kriminelle Beſtrafung des 
Kontraktbruches, ſowie die Verſchärfung des betr. Para— 
graphen 153 der Regierungsvorlage war vom Zentrum und 
anderen Fraktionen abgelehnt worden. Doch wurde die Siche— 
rung des Arbeitsvertragsrechtes gerade auch von Hitze als 
unerläßlicher Beftandteil der neuen Arbeitsgeſetzgebung ver⸗ 
teidigt. Die Einbehaltung des Lohnes als Kaution für Nidte 
befolgung der Kündigungsfriſten wurde zwar beſchränkt, aber 
nicht aufgehoben. Gegen Singer und Bebel verteidigte Hitze 
auch grundſätzlich die Berechtigung betrieblicher Ordnungs- 
ſtrafen. Zwar müſſe die Diſziplin in der Fabrik natürlich 
zunächſt mit anderen, poſitiven Mitteln aufrechterhalten 
werden, doch biete die von ihm beantragte Führung einer 
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Strafliſte und das Recht der Fabrikinſpektoren zur Einſicht⸗ 
nahme genügend Sicherheit, um die für den Notfall vor⸗ 
geſehenen rechtlichen Möglichkeiten auch korrekt durchzuführen. 
Wie die Regelung der Strafen, ſo ſollten auch alle anderen 
innerbetrieblichen Beſtimmungen über Arbeitszeit und 
Pauſen, Lohnzahlung, Kündigungsfriſten uſw. in der ſchon 
genannten Arbeitsordnung Aufnahme finden. Was die 
Anhörung der Arbeiter über dieſe betrifft, ſo können — wo 
nicht bereits ſtändige Arbeiterausſchüſſe exiſtieren oder noch 
gewählt werden — die Vorſtände der evtl. Betriebskranken⸗ 
kaſſen oder die Knappſchaftsälteſten von Knappſchaftsvereinen 
als Vertreter der Belegſchaft gelten. Die Einſprüche der 
Arbeitervertretung und der von der Betriebsleitung auf— 
geſtellte Entwurf müſſen der unteren Verwaltungsbehörde 
eingereicht werden. — Für jugendliche Arbeiter brachte das 
Geſetz den Zehn⸗Stundentag und das Nachtarbeitsverbot, 
Kinder bis zu dreizehn Jahren durften überhaupt nicht, ſchul⸗ 
entlaſſene bis zu vierzehn Jahren nur ſechs Stunden täglich 
beſchäftigt werden. Auf Drängen des Miniſters hatte das 
Zentrum ſeinen Antrag auf einen zehnſtündigen Höchſtarbeits⸗ 
tag für Frauen, weil er angeblich die ganze Vorlage ge— 
fährden ſollte, zurückgezogen. Es wurde daher für weibliche 
erwachſene Arbeiter nur der Elf⸗Stundentag (noch dazu mit 
vielen Ausnahmemöglichkeiten) erreicht, außerdem jedoch für 
ſie der Frühſchluß an den Vorabenden der Sonn- und Feier⸗ 
tage und eine einſtündige Mittagspauſe ſichergeſtellt. Von jetzt 
ab durften auch Wöchnerinnen vier reſp. ſechs Wochen nach 
der Niederkunft nicht beſchäftigt werden. Die Beſtimmungen 
zum Schutze der jugendlichen und weiblichen Arbeiter wurden 
auf alle Werkſtätten mit elementarer Triebkraft ausgedehnt. 
Die Befugniſſe der Gewerbeaufſichtsbeamten fanden eine weſent⸗ 
liche Erweiterung. Ihre Zahl wurde erheblich vermehrt, ihre 
Stellung als Beamte gehoben. Mit ihnen wuchs dem preußi⸗ 
ſchen Beamtenſtamm jetzt ein neuer Zweig zu, der ſymboliſch 
war für die Anpaſſung des preußiſchen Staates an die Wand- 
lungen des neudeutſchen Pflichtbegriffes. — Auf Betreiben 
des Miniſters v. Berlepſch war außerdem am 1. April 1892 
eine Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik eingeſetzt worden, welche 
zunächſt Verordnungen (und Geſetze) für jene Induſtriezweige 
vorbereiten ſollte, deren beſondere Verhältniſſe und Bedürf⸗ 
niſſe eine Erledigung bei Beratung der generellen Arbeiter— 
ſchutzgeſetzgebung unmöglich machten. Der Vorſitzende wurde 
vom Reichskanzler ernannt, während ſechs Mitglieder vom 
Bundesrat und ſieben vom Reichstage zu ernennen waren. 
Damals gehörten ihr die um die Förderung der ſtaatlichen 
Sozialpolitik außerordentlich verdienten Anterſtaatsſekretäre 
v. Rottenburg und Lohmann an, vom Reichstag Hitze, Letocha, 
Kropatſcheck, Molkenbuhr und andere. Sie hatte ſich alsbald 
mit der Bearbeitung eines vom Reichskanzler eingeforderten 
Gutachtens über die Möglichkeit einer Anwendung des 
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§ 120 e der Gewerbeordnung auf Bäckereien und Kondito⸗ 
reien zu befaffen. — So ſtand die ganze innere Politik der da⸗ 
maligen Zeit im Zeichen des Arbeiterſchutzes. . 

Die Sozialverſicherung war nicht wenig zurückgetreten; 
allerdings kam der ſchon Ende 1890 eingebrachte Geſetzent⸗ 
wurf betr. Abänderung des Krankenkaſſengeſetzes von 1883 
noch zur Beratung. Dieſe Novelle zielte vor allem auf eine 
Klarſtellung und praktiſche Ausgeſtaltung der früheren Be- 
ſtimmungen ab. Hitze nahm auch hierzu oft das Wort und 
gab in einer ganzen Anzahl von Anträgen ſachliche Ane 
regungen für das Zuſtandekommen des Geſetzes. Dabei ſuchte 
er die Vorteile, die das Geſetz den obligatoriſchen Kaſſen 
brachte, auch auf die freien Hilfskaſſen auszudehnen, ja, über- 
haupt der Selbſtbetätigung auf dieſem Gebiete den größt— 
möglichſten Spielraum zu ſichern. In der zweiten Beratung 
wandte er ſich gegen die von ſozialdemokratiſcher Seite er- 
ſtrebte Belaſtung der Kaſſen mit einer Verſicherungshilfe für 
uneheliche Wöchnerinnen. Er ſah die Fürſorge für dieſe als 
eine Sache der Caritas und der freiwilligen Entſcheidung der 
Krankenkaſſen an. Die vom Abgeordneten Höffel beantragten 
Kautelen gegen Simulation lehnte er ab und trat ſogar dafür 
ein, den Kaſſen die Möglichkeit zu laſſen, von der dreitägigen 
Karenzzeit abzuſehen. In der Frage der freien Arztwahl 
gab er die realen Schranken einer beſſeren Löſung zu, ſuchte 
aber wenigſtens zu erreichen, daß auf Antrag von 30 Wite 
gliedern die Arztwahl ausgedehnt werden könne, wenn 
das Kaſſenvermögen dem nicht entgegenſteht. Die Gnte 
ſcheidung ſolle man der Aufſichtsinſtanz übertragen. Erſt am 
10. April 1892 kamen die Beratungen zum Abſchluß und der 
Geſetzentwurf zur Annahme, nicht ohne viele der Anregun— 
gen Hitzes zu verwirklichen. Im übrigen ruhte Hitze nicht, 
die Regierung dauernd an die Notwendigkeit einer Reform 
auch der anderen Verſicherungsgeſetze zu erinnern. Schon 
Juni 1890 war ihm eine Novelle zum Unfallverſicherungs— 
geſetz in Ausſicht geſtellt worden, in der auch die Ein— 
beziehung weiterer Kreiſe des Handwerks und des Handels— 
gewerbes vorgeſehen fein ſollte. Aber im Februar 1892 er- 
innerte er noch vergeblich daran. Allerdings war inzwiſchen 
ſeine Begeiſterung für die Ausdehnung der Verſicherung 
ſtark abgeflaut. Seine Hoffnungen, daß die Berufsgenoffen- 
ſchaften ſich zu Keimzellen einer Reorganiſation des Hand— 
werks und der Organiſation der Induſtrie ausbilden würden, 
hatten ſich nicht erfüllt. Die Ausdehnung der Verſicherung 
auf das Handwerk ſollte deshalb ſeiner Meinung nach auf 
das wirkliche Bedürfnis beſchränkt werden. Mit dem Sozia⸗ 
liſten Auer trat er aber für eine Mitwirkung der Arbeiter- 
vertreter ſchon bei der erſten Feſtſtellung der Rente ein. 
Wichtiger erſchien ihm indeſſen eine Neuregelung der Rente 
für Fälle, wo es ſich um den einzigen Ernährer handelt. Bei 
Beratung des Etats der Invalidenverſicherung verteidigte 
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Hitze noch einmal die Haltung der Zentrumsfraktion, die 
das Geſetz grundſätzlich abgelehnt, aber aus Gründen der 
Opportunität in den Ausſchüſſen doch verbeſſernd mitgewirkt 
hatte. Jetzt, nachdem Hunderttauſende von Rentenanſprüchen 
liefen, ſei die Aufhebung des Geſetzes nicht mehr möglich. 
Deshalb folle auch mit einer Reviſion des Geſetzes nicht 
mehr länger gezögert werden. Vor allem müſſe daran ge- 
dacht werden, durch Uebertragung an die Krankenkaſſen und 
Berufsgenoſſenſchaften eine ſparſamere Verwaltung zu ere 
möglichen. Auch für eine Reform des Klebeſyſtems mit 
ſeinen nivellierenden und läſtigen Begleiterſcheinungen machte 
er bereits damals Vorſchläge. 

Hitze wurde auch nicht müde, daran zu erinnern, daß die 
Arbeiterſchutzgeſetze einen wichtigen Punkt außer acht ge- 
laſſen hatten: das Koalitionsrecht. Schon im Dezember 1891 
trat er aus Anlaß des Hirſchſchen Entwurfs für eine Ver— 
beſſerung des Vereinsrechtes ein, das immer noch von den 
Schatten des aufgehobenen Sozialiſtengeſetzes begleitet war. 
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und Handwerker eine Fortbildung des germaniſchen Gee 
noſſenſchaftsrechtes und verſprach ſich von der Errichtung bee 
ſonderer Arbeitskammern und der freien Entfaltung der Ge- 
werkſchaften eine Legaliſierung des Arbeitskampfes, eine Ent⸗ 
politiſierung und Diſziplinierung desſelben, wie ſie ohne 
Organiſation der werktätigen Maſſen nicht erreichbar ſchien. 
Auch die Frage einer Reorganiſation des Handwerks ließ 
er nicht ruhen. Im November des gleichen Jahres richtete 
er eine Interpellation an die Regierung, in der er verlangte, 
daß endlich geſetzgeberiſche Maßnahmen zur Hebung des 
Handwerkerſtandes ergriffen würden. Die freien Innungen 
hätten fic als nutzlos erwieſen, die Verſuche zur Privile⸗ 
gierung derſelben im Lehrlingsweſen ſeien ebenſo geſcheitert 
wie die, Nichtmitglieder zur Beitragspflicht heranzuziehen 
oder den Innungen gar das Korporationsrecht zu ſichern. 
Der Geſetzentwurf, nicht durch Ermeſſen der Aufſichts⸗ 
behörden, ſondern durch Majoritätsprinzip über die Ge— 
währung ſolcher Privilegien entſcheiden zu laſſen, ſei vom 
Bundesrat nicht einmal beantwortet worden. Nicht beſſer 
fet es den formulierten Vorſchlägen betr. den Befabigungs- 
nachweis, die Regelung des Lehrlings- und Geſellenweſens 
uſw. gegangen. — Um den Argumenten Sitzes die Durd- 
ſchlagskraft zu nehmen, antwortete v. Boetticher mit nad- 
teiligen Mitteilungen aus der damals im Auftrage des 
Kaiſers einberufenen vertraulichen Konferenz zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der großen Handwerkerverbände und des Reichs- 
amts des Innern. Er teilte die Forderungen der Innungs⸗ 
freunde in drei Kategorien ein. Die, welche die Zwangsinnung 
und den Befähigungsnachweis enthielten, lehnte er als uner⸗ 
füllbar ab, nur gegenüber den Wünſchen bezüglich des Haujier- 
handels, des Submiſſionsweſens, der Konſumgenoſſenſchaften 
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und der Gefängnisarbeit zeigte er einiges Entgegenkommen. 
Auch bezüglich des Lehrlingsweſens und der gemiſchten In⸗ 
nungen in Geſtalt von Handwerkskammern gab er gewiſſe 
Zuſagen. Hitze war ſchon im Juni des Jahres gegen die 
gewerbliche Konkurrenz der billigeren Gefängnisarbeit auf- 
getreten. Aber das waren ihm Fragen zweiter Ordnung. 
Wichtiger war ihm, daß die Regierung im entſcheidenden 
Punkte endlich Farbe bekannt hatte. — Anfang Februar 
1892 kamen im Abgeordnetenhaus Hitzes vorjährige Forde⸗ 
rungen bezüglich Klarſtellung der Dienſtverhältniſſe in der 
preußiſchen Staatsverwaltung und im Fiskus zur Erledigung. 
Nach Feſtſtellung des Antragſtellers war der Bericht gut, fein 
ſachliches Ergebnis indeſſen ſchlecht. Es erwies fid, daß die 
Verhältniſſe ſchon nach den Dienſtplänen ſehr trübe waren. Wie 
mögen ſie ſich erſt in Wirklichkeit geſtaltet haben? Hitze 
forderte eine Ergänzung des Berichtes nach der Seite des 
Tatſächlichen. Zwecks beſſerer Kontrolle empfahl er, bei den 
Dienſtſtellen — ähnlich wie in Privatbetrieben — ein Ver⸗ 
zeichnis der Beamten und ihrer wirklichen Dienſtzeit zu 
führen. Außerdem müſſe eine Einſchränkung des Güterver— 
kehrs an Sonntagen erſtrebt werden, denn es ſei Aufgabe eines 
chriſtlichen Staates, auch hierin mit gutem Beiſpiel voran— 
zugehen. Zu einer großzügigen Inangriffnahme des faifer- 
lichen Verſprechens, die Staatsbetriebe zu Muſterbetrieben 
hinſichtlich des Arbeiterſchutzes auszubauen, kam es dann 
aber im folgenden Monat bei der Beratung der Novelle zum 
preußiſchen Berggeſetz. Es bedarf keines beſonderen Hin— 
weiſes, daß Hitze auch hier ausgiebig Gelegenheit nahm, die 
Geſtaltung der Dinge in ſeinem Sinne zu beeinfluſſen. Er 
ſchloß ſich insbeſondere Stötzel an, der den Befähigungsnach— 
weis für den Bergbau forderte, und Letocha, der den Be— 
fähigungsnachweis auch beim Erzbergbau für notwendig er— 
achtete. Außerdem ſetzte er ſich für die bereits vorgeſchlagene 
Ausdehnung der Aufſichtsbefugniſſe der Revierbeamten ein. 
Desgleichen für die Bildung von Arbeiterausſchüſſen auf den 
Zechen in geheimer Wahl, für die Beſtätigung der Arbeits- 
ordnung durch das Oberbergamt, für die Mitwirkung der 
Arbeiter bei Verwendung der Strafgelder u. a. m. Anfang 
Mai zog Hitze einen Teil ſeiner Vorſchläge für eine ſoziale 
Verbeſſerung der Berggeſetze zurück, da inzwiſchen beſſere 
und weitergehende Vorſchläge eingebracht worden waren. Er 
beſchränkte ſich darauf, in Anregung zu bringen, daß die 
Arbeitsordnung enthalten müſſe, was mit den einbehaltenen 
Beträgen für fog. genullte Wagen — einer ſehr zweifelhaften 
Strafmethode für ſchlecht gefüllte Förderwagen — geſchieht. 
Hitze ſprach ſich auch für eine Offenhaltung des Gedingebuches 
für diejenigen Arbeiter aus, deren Gedinge darin feſtgelegt 
wurde. Ebenſo für Einführung von Vorſchriften betr. die Acht⸗ 
ſtundenſchicht, für Abkehrſcheine als Nachweis der Fähigkeit 
zur ſelbſtändigen Ausführung von Arbeiten, welche Leben 
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und Geſundheit der Arbeiter gefährden können, für beſondere 
Berggewerbegerichte uj. Die Bemühungen der Bentrums- 
fraktion, die magere Regierungsvorlage in Einklang mit den 
Zuſicherungen der Februarerlaſſe zu bringen, waren nur von 
geringen Erfolgen begleitet. Hitze und ſeine Freunde hatten 
genug zu tun, ſich der Angriffe der Zechenvertreter zu ere 
wehren, die ihren ganzen Groll gegen die „ultramontanen 
Hetzereien“ losließen. v. Berlepſch gab ſogar ſeine eigenen, 
beſſeren Vorſchläge nach und nach preis, ſo daß — von 
einigen kleinen Verbeſſerungen hinſichtlich der Arbeitsord—⸗ 
nung abgeſehen — am Schluſſe der dritten Leſung nur noch 
eine Refolution Hitze übrigblieb, welche die Regierung auf- 
forderte, baldmöglichſt einen Geſetzentwurf betr. die Abände⸗ 
rung der Beſtimmungen des Berggeſetzes über die Knapp⸗ 
ſchaftsvereine vorzulegen. Der Entwurf ſollte die geheime 
Wahl der Knappſchaftsälteſten, den Rekurs gegen Invalidi⸗ 
ſierungsentſcheide bei einem Schiedsgericht, dem auch Knapp⸗ 
ſchaftsmitglieder angehören und die Aufrechterhaltung der 
Rentenanſprüche bei Ausſcheiden aus der Beſchäftigung 
regeln. Im März 1893 erinnerte Hitze noch einmal an dieſe 
Reſolution, aber ſchon zeigten ſich überall die Vorpoſten einer 
„Aera Stumm“ und von einer Verwirklichung dieſer Gorde- 
rungen konnte vorläufig keine Rede ſein. — Hitze verlor 
indeſſen auch ſeine andern ſozialpolitiſchen Sorgenkinder 
nicht aus den Augen. Schon im März 1892 trat er im Land⸗ 
tag für eine Hypothekarreform ein, wie ſie heute vom Bund 
deutſcher Bodenreformer — auf katholiſcher Seite insbeſondere 
von P. v. Nell-Breuning, Juſtizrat Liertz und P. Kroppen⸗ 
berg S. J. — vertreten wird. Es lag ihm vor allem an 
einer Sicherung der Handwerker gegenüber großen Bau— 
ſpekulanten durch Feſtlegung ihrer Priorität gegenüber 
andern Hypothekengläubigern. — Auch die Zuſicherungen 
Boettichers im November 1891 bezüglich der Handwerkerforde⸗ 
rungen hatte Hitze nicht vergeſſen. Im Dezember 1892 legte 
er eine Interpellation vor, welche verlangt, daß der Bundes- 
rat endlich zu einer Beſchlußfaſſung darüber komme. Als 
dieſe nicht erfolgte, erſchien der Antrag Ackermann-Hitze, 
betr. den Befähigungsnachweis, im Januar 1893 prompt wie- 
der auf der Tagesordnung des Reichstages. Immerhin war 
Hitze realpolitiſch genug, auch an die Zuſicherungen der 
Regierung ſelber anzuknüpfen, und ſo verteidigte er denn im 
gleichen Monat auch die Forderung von Strafbeſtimmungen 
für Konſumvereine, welche an Nichtmitglieder verkaufen und 
dadurch den ſelbſtändigen Mittelſtand der Gewerbetreibenden 
ſchädigen. Die ökonomiſche Lage war übrigens damals noch 
außerordentlich unſicher und die Folgen der letzten Wirt- 
ſchaftskriſe keineswegs überwunden. Die Sozialdemokraten 
brachten eine Interpellation betr. den öffentlichen Notſtand 
ein und forderten Wuchergeſetze von der Regierung und den 
Ausbau des Arbeiterſchutzes. Hitze beanftandete, daß von 
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der Linken keinerlei ſachliche Hinweiſe gegeben wurden und 
wandte ſich vor allem gegen jede ſchablonenhafte Regelung 
der Arbeitszeit. Er kam dabei auch auf ſeine alte — den 
Bismarck⸗Lohmannſchen Gedankengängen verwandte — Idee 
zu ſprechen, wonach den Berufsgenoſſenſchaften die Regelung 
der Arbeitszeit, der Produktion und der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung zu übertragen ſei. Er verſprach ſich in dieſer Hinſicht 
noch immer von einer gewiſſen Selbſtverwaltung der In⸗ 
duſtrie in ſozialpolitiſcher Beziehung einen geſunden Aus⸗ 
gleich der Intereſſen. Erſt wenn die Berufsgenoſſenſchaften 
wie bei der Unfallverſicherung an der Verhütung intereſſiert 
ſeien, würden ſie auch der Erwerbsloſigkeit, Krankheit uſw. 
vorzubeugen ſuchen. Typiſch wäre, daß Liebknecht nicht den 
Frauenſchutz erwähnt habe. Der Sozialdemokratie ſei die 
Fabrikarbeit der Frauen eben noch immer ein nützliches 
Mittel, um die Emanzipation der Frau und ihre Bereitſchaft 
zum Klaſſenkampf zu fördern. In der Bejahung der Gewerk⸗ 
ſchaften war er mit der Linken einig, warnte aber vor einer 
Aeberſchätzung des von ihr geforderten Ausbaues des 
Arbeitsnachweisweſens. Er verteidigte dann die Zollpolitik 
des Zentrums, gab aber auch gleichzeitig — gegenüber den 
bloß agitatoriſchen Forderungen des Abgeordneten Horwitz 
— Anregungen bezüglich des Arbeits- und Mietswuchers und 
forderte die Interpellanten auf, poſitive Geſetzentwürfe zu 
formulieren. Bezüglich des gerade ausgebrochenen Streiks 
im Saargebiet kam es indeſſen zwiſchen der Sozialdemokratie 
und dem Zentrum zu einem regelrechten Konflikt. Zu dieſem 
Zeitpunkt trat auch der Volksverein das erſtemal der links⸗ 
gerichteten Arbeiterbewegung praktiſch entgegen. Er ent— 
ſandte einen Vertreter, Friedrich Becker, ins Saargebiet, der 
dort ein Volksvereinsbürd eröffnen, den Kampf gegen den 
die katholiſche Bergarbeiterbevölkerung radikaliſierenden 
„Rechtsſchutzverein“ aufnehmen und chriſtliche Bergarbeiter— 
vertreter in den einzelnen Pfarreien des Aufruhrgebietes 
wählen laſſen ſollte. 


VI. 


Die war der Auftakt zu einer chriſtlichen Sewerk— 
vereinsbewegung gegeben. Hitze hatte ſchon auf der 
13. Generalverſammlung des Verbandes „Arbeiterwohl“, 
Münſter 1893, in einem Vortrage über „Stellung und 
Aufgaben der Arbeitgeber gegenüber der Sozialdemokra— 
tie“ eine Breſche für die Selbſthilfe der Arbeiterſchaft 
zu ſchlagen geſucht. Gleichberechtigung, Freiheit, Selbſt⸗ 
verwaltung und Organiſation für die Arbeiter — das 
\ ſchienen ihm die einzigen Mittel, die ſozialdemokratiſche 
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Flut abzuwehren. Das Wort „Gewerkſchaften“ kam in 
jener Rede nicht vor. In einem Kreiſe von Anter— 
nehmern, die ſich zwar für das Wohl ihrer Arbeiter ehr— 
lich einſetzten, aber doch noch in gewiſſem Sinne patriar- 
chaliſch dachten, war es wohl nicht ratſam, gleich mit der 
Propagierung von Arbeiter-Kampfverbänden heraus- 
zurücken. Selbſt Franz Brandts ſoll es damals nicht 
leicht gefallen ſein, den demokratiſchen Anſchauungen 
Hitzes zu folgen. Hitze war auch klug genug, ſich zunächſt 
auf die ſchon von der Mainzer Generalverſammlung der 
Arbeitervereinspräſides 1892 beſchloſſene Empfehlung 
von „Fachabteilungen“ bei den beſtehenden katholiſchen 
Arbeitervereinen zu beſchränken. Dieſe ſollten — nach 
ſeinen Vorſchlägen — von einem ſelbſtgewählten Bor- 
ſtande geleitet werden und nur den fachlichen, materiellen 
Intereſſen dienen. Dem geiſtlichen Präſes war nur noch 
beratende Stimme zugedacht. Damit war aber wie ge— 
ſagt der erſte Schritt getan, die rein ſeelſorgliche Be— 
handlung der Arbeiterſchaft durch die Selbſtverwaltung 
ihrer beruflichen Intereſſen abzulöſen. Die Tatſache, daß 
die beſtehenden Gewerkbereine faſt ausnahmslos unter 
ſozialdemokratiſchem oder liberalem Einfluß ſtanden, 
konnte die Geneigtheit der Seelſorger zur Bildung von 
beſonderen Fachgruppen in den katholiſchen Arbeiter 
vereinen nur fördern. In den „Leitſätzen betr. Bildung 
von Fachabteilungen“, die Hitze 1894 herausgab, berief 
ſich Hitze nicht nur auf die ſachliche Berechtigung der 
Arbeiter, fic) zur Wahrung ihrer Berufsintereſſen zu- 
ſammenzuſchließen, ſondern auch auf dietaktiſ ch e Not⸗ 

endigkeit gegenüber der aufkommenden freigewerk— 
ſchäftlichen und neutralen Arbeiterbewegung. Sicher 
ſtand ihm ſelbſt das ſachliche Recht im Vorder— 
grund, doch konnte ihm die Berufung auf die fogial- 
demokratiſche Gefahr, die Arbeit in gewiſſen noch un⸗ 
ſelbſtändigen und mißtrauiſchen Kreiſen erleichtern. Es 
entſprach aber auch in etwa dem M. Gladbacher Alr- 
beitsprogramm, das noch auf lange Jahre hinaus ſtark 


ſchaftskritiſchen und religionsfeindlichen Marxismus, 
Eingliederung in das herrſchende Wirtſchaftsſyſtem und 


1 


— 


apologetiſch eingeſtellt war: Bekämpfung des onl 
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in den ſozialen Staat waren die Loſungsworte, die in 
allen Flugſchriften und Reden des Volksvereins wieder— 
kehrten. Hitze ſchien ſchon damals erkannt zu haben, daß 
die Gewerkvereinsbewegung in ihrem tiefſten Weſen der 
beſtehenden Wirtſchaftsverfaſſung nicht widerſprach, 
daß ſie nur im Rahmen derſelben einen Sinn hatte. Er 
wurde nicht müde, das Koalitionsrecht der Arbeiter durch 
Vergleiche mit dem Warenmonopol der Unternehmer zu 
begründen. Hatten die Arbeitgeber das Recht, ſich gu far- 
tellieren, ſo konnte man ſeiner Meinung nach auch den 
Arbeitnehmern nicht das Recht beſtreiten, die Konkurrenz 
der induſtriellen Reſervearmee einzuſchränken und die 
„Ware“ Arbeit planmäßig zu bewirtſchaften. Selbſt den 
Streik erklärte Hitze bereits in jenen „Leitſätzen betreffend 
Bildung von Fachabteilungen“ für grundſätzlich erlaubt, 
doch legte er den Hauptwert darauf, nachzuweiſen, daß 
gerade die Organiſierung der Arbeiterſchaft dazu führen 
werde, den Wirtſchaftsfrieden und die legale Aus— 
tragung von Intereſſenkonflikten auf dem Boden der ge— 
gebenen Verhältniſſe, ſicherzuſtellen. Die Berufsvereini— 
gung ſchien ihm das geeignete Ventil, um die revolu— 
tionären Strömungen zu entſpannen und in eine refor— 
miſtiſche Intereſſenbewegung umzuwandeln. Wie weit 
Hitze bereits von ſeinen früheren ſozialen Spekulationen 
abgekommen war, ſollte ſich gerade damals deutlich er— 
weiſen. Einer der führenden Präſides der jungen Arbei— 
tervereinsbewegung, Kaplan Dr. Oberdörffer aus Köln, 
hatte in der von ihm herausgegebenen Korreſpondenz 
für die geiſtlichen Vereinsleiter ein „katholiſch-ſoziales 
Programm“ veröffentlicht. Schon lange war die Pro— 
grammloſigkeit der katholiſchen Arbeitervereinsbewegung 
beanſtandet worden. Auch das Zentrum ſchien — ohne 


größere Zukunftsperſpektiven — nur noch von der Ab— 
wehr der Sozialdemokratie und von gelegentlichen Re— 
formen des längſt als unabwendbar angenommenen In— 


duſtriekapitalismus zu leben. Zwar konnte niemand die 
raſtloſe ſoziale Tätigkeit der Partei in Zweifel ſtellen, 
aber es machten ſich Anzeichen eines ideellen Leerlaufes 
und Subſtanzverluſtes bemerkbar. So wenigſtens ſchien 
es einer Reihe von Kritikern im katholiſchen Lager. Ober- 
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dörffer, der damals noch ein eifriger Mitarbeiter der 
M. Gladbacher Bewegung war, ſuchte in die Breſche zu 
ſpringen. Seine Aktion war von echter Begeiſterung ge⸗ 
tragen. „Organiſation der Geſellſchaft nach Berufs 
ſtänden auf chriſtlicher Grundlage und zwar in einer den 
geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen der 
Gegenwart angepaßten Form mit durch Staatsverfaſſung 
garantierten Rechten der Selbſtverwaltung, ſowie der 
Vertretung ihrer Intereſſen bei der ſtaatlichen Geſetz— 
gebung.“ Das war der Kernſatz des jahrelang von vielen 
Fachleuten beratenen Programmentwurfs, der dann von 
vielen Geiſtlichen, Adeligen, Abgeordneten und Preſſe— 
bertretern unterzeichnet wurde. Sah er nicht den von Hitze 
einſt in „Kapital und Arbeit“ vorgetragenen Ideen äußerſt 
ähnlich? Die Kölniſche Volkszeitung begrüßte die Vor— 
ſchläge lebhaft und glaubte zugeben zu müſſen, daß man 
„ſich in gewiſſen Kreiſen nicht über das bloße Bevor— 
mundungsſyſtem der Wohlfahrtseinrichtungen und des 
ſtaatlichen Arbeiterſchutzes zur Idee einer eigentlichen 
Sozialreform erheben“ konnte. Endlich erinnere man ſich 
wieder der höheren Geſichtspunkte — ſo hieß es in dem 
betreffenden Artikel — endlich wolle man mit der Zucker⸗ 
waſſerpolitik brechen. — In andern Kreiſen des Bene | 
trums fand das Programm allerdings nicht ſolche be- 
geiſterte Zuſtimmung. Hitze weigerte ſich, ſeine Unter- 
ſchrift zu geben, obwohl Oberdörffer doch bereit war, die 
berufsſtändiſchen Pläne durchaus den beſtehenden Ver— 
hältniſſen anzupaſſen. Hitze war von den ſozialen Er— 
folgen der Zentrumsfraktion ſo überzeugt, daß ihm dieſe 
Aktion nicht nur überflüſſig und verfehlt erſchien, ſondern 
auch wie eine unausgeſprochene Kritik an ſeinen eigenen, 
mühevollen Arbeiten in den letzten zehn Jahren. Seit 
ſeiner Hinwendung von der Theorie zur Wirklichkeit, ſo 
verſicherte er, habe er, noch vieles hinzugelernt, namentlich 
aber, daß mit allgemeinen Redewendungen und Forde— 
rungen in der ſozialen Politik wenig getan iſt.“ Bedenkt 
man, daß jenes „Programm“ auch die Arbeiterſchutz— 
politik gebührend berückſichtigte und ganz konkrete, aus- 
führliche Vorſchläge brachte, aber bei aller Realiſtik ſich 
um eine klare, prinzipielle Linienführung bemühte, ſo 
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dürfte Hitzes Widerſpruch um ſo beachtlicher erſcheinen. 
Er, der früher in programmatiſchen Erörterungen 
ſchwelgte, war durch die nüchterne und ſachliche Arbeit in 
der Geſetzgebung mit einem ſtarkem Reſſentiment gegen 
alles erfüllt worden, was jenes tägliche Ringen des So- 
zialpolitikers um kleine Fortſchritte in der Welt der Tat⸗ 
ſachen nicht zu würdigen ſchien. Aber dieſe berechtigte 
Abneigung gegen alle bloß rhetoriſch-ſtiliſtiſche Pro- 
grammfabrikation, brachte ihn auch je länger je mehr in 
die Gefahr, die Notwendigkeit einer allgemeinen und 
prinzipiellen Marſchroute zu überſehen und als Motiv 
der Arbeit nur noch die Zweckmäßigkeit von Fall zu Fall 
oder den Gegenſatz zu den Irrtümern von Links und 
Rechts gelten zu laſſen. Selbſt dem unvoreingenom— 
menſten Beobachter mußte es auffallen, wie in Sitzes 
Aeußerungen und im Wirken des Volksvereins wie des 
Zentrums die apologetiſchen und utilitariſchen Geſichts⸗ 
punkte gelegentlich ſtärker betont ſchienen, als die eigen- 
ſtändig⸗prinzipiellen. Gewiß durfte man dabei nie ver⸗ 
geſſen, daß die ſozialreformeriſchen Arbeiten der katho— 


mliſchen Vorgänger im andern Extrem ſteckengeblieben 


waren und über der Erörterung der ſozialen Prinzipien 


und des Naturrechtes den Weg zum Alltag völlig ver— 
ö fehlten. Während die vorige Generation ſich mit den 
romantiſchen Plänen einer Reſtauration der mittelalter— 


lichen Berufsſtände befaßte, war die Wirklichkeit über ſie 
hemmungslos hinweggegangen. Seit Hitze war indeſſen 
dem Wirtſchaftsleben durch den zähen Kampf der mäch— 
tigen Zentrumsfraktion für die Beſchränkung der Ge— 
werbefreiheit ein beachtlicher Pfahl ins Fleiſch geſetzt 
worden. Neben der „Hintzpeterei“ — wie der verärgerte 
Bismarck die Aera Berlepſch zu bezeichnen pflegte — war 
den Induſtriellen doch gerade auch in der unermüdlichen 
und überlegenen Tätigkeit Hitzes und ſeiner Freunde ein 
Hemmſchuh angelegt, der ihrem Mancheſtertum im 
Augenblick wirkſamer entgegentrat, als alle Reden und 
Bücher der Sozialethiker von geſtern. Aber dieſe Tat— 
ſache änderte nichts daran, daß die parlamentariſche 
Mittelſtellung der Partei, der Praktizismus M. Glad⸗ 
bachs, die geiſtigen Einflüſſe vom Niederrhein und die 
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ungeheure tägliche Arbeitslaſt der Fraktion einem ge⸗ 
wiſſen politiſchen Liberalismus die Wege ebneten, der 
das Leben aus einem Weſenskerne zu gefährden geeignet 
war. Aber nicht nur in politiſcher Beziehung, ſondern 
auch in Fragen der Arbeiterbewegung ſpielten taktiſche 
Erwägungen keine geringe Rolle. So ſchrieb das „Ar— 
beiterwohl“ ſchon im Herbſt 1894: „Die Arbeiter und 
Geſellen verlangen nach Gewerkvereinen; wir können 
den einmal entfeſſelten Strom nicht einhalten — ſuchen 
wir ihn in das richtige Bett zu leiten und uns nach Kräf— 
ten der Bewegung anzunehmen im Intereſſe des ſo— 
zialen Friedens ... Die Gewerkſchaften find das Lock— 
mittel, durch welches die Sozialdemokraten unſere Mit- 
glieder (d. h. die der Arbeitervereine. D. V.) verführen. 
Es bleibt nur ein Heilmittel übrig: eine chriſtliche Gegen⸗ 
organiſation zu ſchaffen.“ — Als ein integraler Kaplan 
aus M. Gladbach an Hitze die Frage ſtellte, ob es bei 
ſolchen interkonfeſſionellen Gewerkſchaften nicht gehen 
werde, wie in den gemiſchten Ehen, daß nämlich der 
katholiſche Teil verliert und ob nicht die Bildung rein 
katholiſcher Gewerkſchaften ratſamer fei, verneinte Hitze 
entſchieden: „Dann würden wir nur Amboß ſein und 
beide Seiten (Sozialiſten und Proteſtanten) auf uns los- 
ſchlagen“ — war ſeine Antwort. Durch die Schaffung 
chriſtlicher Gewerkſchaften ſollten die von dem Verband 
katholiſcher Induſtrieller und vom Volksverein gegrün— 
deten und geförderten katholiſchen Arbeitervereine 
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keineswegs überflüſſig gemacht werden. Sie behielten 


vor allem die Bildungsaufgabe und waren ſomit indirekt 
Vorſchulen für die Gewerkſchaften und in etwa auch für 
die Partei. Es wurden eigene Organe für die Arbeiter— 
vereine gegründet. Zuerſt entſtand „Der. Arbeiter“ 
(München) für die ſüddeutſche Gruppe. Später folgten 
eine gleichnamige Zeitung für den Nordoſten in Berlin 
und die „Weſtdeutſche Arbeiterzeitung“ in M. Gladbach 
für Rheinland-Weſtfalen. Daß die von der Volks⸗ 
bereinszentrale betreute weſtdeutſche Gruppe am beſten 
gedieh, war nicht weiter verwunderlich. Vom Weſten 
aus ſollte auch die eigentliche chriſtliche Gewerkſchafts— 
bewegung ihren Ausgang nehmen. Dort hatte bekanntlich 
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ſchon Ludwig Schröder, der Kaiſerdelegierte, in Verbin— 
dung mit dem Sozialdemokraten Haſſelmann und dem 
Chriſtlich⸗Sozialen Roſenkranz vor einigen Jahren ver— 
ſucht, freie Knappenvereine zu gründen. Stötzel und die 
katholiſche „Eſſener Volkszeitung“ bekämpften dieſe Be— 
ſtrebungen wegen ihrer Konfeſſionsloſigkeit und ſuchten 
ihnen durch Gründung eines chriſtlich-ſozialen Berg— 
arbeitervereins entgegenzutreten. Anfangs wurden die 
Verſuche, eine Gegenbewegung ins Leben zu rufen, durch 
die drohende Haltung der im Verein für bergbauliche In— 
tereſſen des Oberbergamtsbezirkes Dortmund vereinigten 
Zechenbeſitzer vereitelt. Später griff der Verleger der 
„Weſtfäliſchen Volkszeitung“, Fusangel, die Idee wieder 
auf und gründete den ſchon genannten „echtsſchutz— 
verein“, deſſen linker Flügel alsbald in den radikalen 
„Verband zur Wahrung und Förderung der bergmän— 
niſchen Intereſſen in Rheinland-Weſtfalen“ aufging, wäh— 
rend die Katholiken ſich entſchloſſen, den „Rechtsſchutz— 
verein“ in einen chriſtlichen Bergarbeiterverband „Glück— 
auf“ umzuwandeln. Lenſing, Fusangel, Stötzel und der 
Bergarbeiter Fiſcher ſetzten ſich mit Eifer für die neue 
Bewegung ein; innere Zwiſtigkeiten bereiteten ihr aber ein 
ſchnelles Ende. Den eigentlichen Anſtoß zu einer größeren 
Aktion gab erſt der internationale Bergarbeiterkongreß, 
der im Mai 1894 in Berlin tagte. Dort ſtellte der deutſche 
Delegierte Brodam innerhalb ſeiner nationalen Fraktion 
den Antrag, den Kongreß aufzufordern, ſich für die Ver— 
geſellſchaftung der Bergwerke auszuſprechen. Die Depu— 
tierten des linksgerichteten Verbandes der Berg- und 
Hüttenarbeiter brachten dieſe Forderung zwar nicht an 
die Vollverſammlung, gaben aber für eine im ſozia— 
liſtiſchen Sinne gehaltene Reſolution ihre Stimme als 
„Vertreter der geſamten deutſchen Bergarbeiterſchaft“ 
ab. Das rief die katholiſchen Knappen- und Arbeiter— 
vereine des Ruhrkohlenbezirkes auf den Plan. Unter 
Führung des katholiſchen Pfarrers Drießen proteſtierten 
ſie gegen dieſe Anmaßung. Der katholiſche Bergarbeiter 
Auguſt Bruſt. ſchrieb damals dem Bergmann Herz 
mann Köſter, früher Vorſtandsmitglied des ein— 
gegangenen Vereins „Glückauf“, daß es mit einer bloßen 
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Proteſtaktion nicht getan fei. Statt die chriſtliche Ar— 
beiterſchaft als Sturmbock gegen die Sozialdemokratie zu 
gebrauchen, ſolle man vielmehr etwas für die Beſſerung 
der wirtſchaftlichen Lage der Bergarbeiter tun. 

Schon im Mai hatten katholiſche und evangeliſche 
Knappenvereine in einer Delegiertenverſammlung in 
Eſſen Fühlung untereinander genommen. Drei Monate 
ſpäter ging als Ergebnis jener Fühlungnahme ein von 
Bruſt unterzeichneter Aufruf hinaus, der die Notwen— 
digkeit einer Vereinigung der Bergarbeiter beider Kon— 
feſſionen dartat und die Einberufung einer größeren 
Delegiertenverſammlung vorſchlug. Eingehende Pläne 
waren darin noch nicht entwickelt. Auf einem am 10. Juli 
1894 in Borbeck abgehaltenen Verbandsfeſte der katho— 
liſchen Knappenvereine des Kreiſes Eſſen ſchlug dann 
der Fabrikant Wieſe, eines der führenden Mitglieder 
des „Arbeiterwohls“, vor, ſich nach dem Muſter der eng— 
liſchen Trade Unions — deren unpolitiſcher Charakter 
auf dem genannten internationalen Kongreß den nicht— 
ſozialiſtiſchen Gewerkvereinsfreunden angenehm auf— 
gefallen war — zu organiſieren. Ende Auguſt fand in 
Eſſen die von Bruſt einberufene Verſammlung ſtatt, zu 
der gegen 200 evangeliſche und katholiſche Vereine ihre 
Vertreter entſandt hatten. Nach bewegter Auseinander— 
ſetzung wurde die Ausarbeitung eines Statutenentwurfs 
beſchloſſen, der dann am 28. Oktober in Eſſen in der 
konſtituierenden Verſammlung des Gewerkvereins chriſt— 
licher Bergleute für den Oberbergamtsbezirk zur Be— 
ratung und Annahme kommen follte. Bruſt hatte in- 
zwiſchen Hitze in Münſter aufgeſucht, ihn mit ſeinen 
Plänen bekannt gemacht und ihn gebeten, ſich als Ehren— 
ratsmitglied der neuen Bewegung zur Verfügung 3 
ſtellen. Obwohl Hitze wenige Wochen vorher — am 
24. September — der Konferenz der katholiſchen Arbeiter- 
vereine der Erzdiözeſe Köln ſeine bereits genannten 
Leitſätze für die Bildung von Fachabteilungen im Rah— 
men der konfeſſionellen Vereine vorgelegt hatte, zögerte 
er keinen Augenblick, ſich in den Dienſt der neuen Sache 
zu ſtellen. Die Entwicklung war eben ſchneller ge— 
kommen, als er geahnt hatte. Allerdings behielten ſeine 
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Vorſchläge für andere Gegenden, insbeſondere für Süd⸗ 
deutſchland, das für eine interkonfeſſionelle Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung noch nicht reif war, ihren Nutzen als 
Durchgangsformen zu einer Emanzipation der Laien von 
der kirchlichen Führung auf weltlichen Gebieten. Daß 
durch dieſe Trennung des ſakramentalen Glaubenslebens 


von Politik und Wirtſchaft der Seelſorge der direkte Ein— 


fluß auf innerweltliche Aufgaben genommen wurde, lag 
ganz im Sinne der M. Gladbacher Bewegung. Die Tat- 
ſache, daß es gerade Geiſtliche waren, die auf der kon— 


ſtituierenden Verſammlung der chriſtlichen Bergarbeiter 


eine führende Rolle ſpielten — Kaplan Dr. Oberdörffer, 
der evangeliſche Lic. Weber (M. Gladbach!) Vikar 
Brauns (der heutige Reichsarbeitsminiſter) und Hitze — 
widerſprach dem nicht. Die zentrumspolitiſche und ge— 
werkſchaftliche Bedeutung der M. Gladbacher Zentrale 
ſteigerte ſich gerade unter geiſtlicher Führung im Laufe 
der Zeit ſo ſtark, daß man faſt von einem „antithetiſchen 
AUmſchlagen“ des Hilfsorgans in ein unabhängiges und 
ſelbſtändiges Zentralorgan zu reden verſucht iſt. Mit 
einer gewiſſen inneren Zwangsläufigkeit potenzierte ſich 
der Einfluß des Volksvereins, deſſen Organiſation bald 
in alle Vereine und Pfarren, alle Partei- und Arbeiter— 
ſekretariate reichte. Aus der ſyſtematiſchen Schulung der 
Akademiker und der Arbeiterfunktionäre, der Partei— 
beamten und Geiſtlichen, mußte allmählich jene unperſön— 
liche Macht erwachſen, der ſich auch die kirchlichen Autori— 
täten nicht mehr entziehen konnten, weil ſie vielfach mit 
ihr identiſch geworden waren, ohne daß ſie es recht 
wußten. Der Dualismus der treibenden Kräfte ſchien in 
ähnlicher Weiſe aufgehoben, wie der zwiſchen dem 
Prieſtertum der Volksvereinsführer und ihrem Wirken 
in der Welt oder wie der zwiſchen den immanenten Ge— 
ſetzen einer modernen Unternehmung und der perſönlichen 
Initiative ihres Leiters. Jedenfalls trat ein klerikaler 
Geiſt in keiner Weiſe hervor, ſo ſehr auch das geiſtliche 
Gewand die pädagogiſch-politiſche Wirkſamkeit der neuen 
Männer unterſtützen mochte. Jene „Eigenſtändigkeit der 
Kulturſachgebiete? — pon der heute wieder in katpoliſchen 
Kreiſen viel die Rede iſt — war ſchon damals Be une 
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ausgeſprochene Programmpunkt der Bolfsvereins- 
bewegung, obwohl er ſich zunächſt noch in den Formen 
einer gewiſſen Liberalität auswirkte. Man war zu der 
Uebergeugung gekommen, daß die Eleichſetzung der chriſt— 
lichen Geſellſchaft mit dem hiſtoriſch einmaligen Zunft⸗ 
ſyſtem unzuläſſig ſei und es vielmehr den Gläubigen jeder 
Epoche aufgegeben iſt, ſich „aus dem Glauben“, will 
ſagen aus autonomer Gewiſſensentſcheidung, dem Gebot 
der Stunde offenzuhalten. Auch die direkte Einwirkung 
der Kirche auf den mittelalterlichen Staat wurde nunmehr 
nicht als prinzipielle und allgemeingültige, ſondern als 
eine mögliche Form katholiſcher Politik verſtanden. 
Heute und in der Regel habe die Kirche nur indirekt, 
durch die Gläubigen auf die Geſtaltung des öffentlichen 
Lebens zu wirken. Nur ſo werde auch die Gefahr einer 
Reduzierung der Metaphyſik auf Ethik und die Belaſtung 


der Religion mit Zeiterſcheinungen und Zeitideen ver 


mieden. Die ſtaatsbürgerliche, nationale und ſozialpoli⸗ 
tiſche Aufgabe der Katholiken habe ihre eigene Berechti- 
gung, ſei in ihrer konkreten Auswirkung von den mora— 
liſchen Prinzipien weder abzuleſen noch durch dieſe zu 
erſetzen. — Nur aus dieſer grundſätzlichen Ablehnung 
aller bloß ethiziſtiſchen Sozialreform und aus der be— 
wußten Erziehung zur Eingliederung in die Volksgemein— 
ſchaft mit ihren beſonderen Nöten und wechſelnden For— 
derungen iſt auch die Haltung des Volksvereins und 
ſeines spiritus rector Hitze zur Gewerkſchaftsfrage zu 
verſtehen. Daß dieſe ſtändige Sorge vor Der „Inferiori— 
tät“ in Wirtſchaft und Geſellſchaft, dieſes tägliche Be⸗ 
mühen um die „Parität“ bei den ſtaatspolitiſchen Gegen- 
wartsaufgaben auch ſeine Gefahren hatte, wird heute 
niemand nd mehr beſtreiten. Die Diſtanz gegenüber den 
gewiß nicht unabänderlichen geſchichtlichen Realitäten 
und die Orientierung des Glaubens an den überzeit— 
lichen, objektiven Wahrheiten war jedenfalls auch da— 
mals nicht überflüſſig geworden, fo ſehr die neue Hal— 
tung als Reaktion zu der allzu negativen und billigen 
Gegenwartskritik der Vorgänger und ihren bloß lite— 
rariſchen Zukunftsplänen begreiflich und gewiſſermaßen 
auch nötig war. Es verdient übrigens feſtgehalten zu 
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werden, daß Hitze trotz ſeines vollen „Ja“ zur Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung ſich jeder direkten Einwirkung auf die 
junge Organiſation enthielt. Oft hat er mit Köſter und 
Bruſt über ihre Aufgaben geſprochen und ſie mit kräf— 
tigen Worten ermuntert, wenn ſie noch unentſchloſſen 
waren. Aber nachhaltiger war die Förderung, die er 
den Gewerkſchaften indirekt, politiſch, als geiſtige 
Autorität und Volksvereinsmann zuteil werden ließ. Im 
übrigen lag ihm an der ſozialen Mündigkeit der auf— 
ſtrebenden Arbeiterſchaft; Erziehung zur Selbſthilfe — 
das ſchien der Sinn nicht nur ſeines Eintretens für die 
Gewerkſchaften, ſondern ſeines ganzen ſozialpäda— 
gogiſchen Wirkens überhaupt. — Die Gründung des 
chriſtlichen Bergarbeiterverbandes war nur der erſte 
Anſtoß zu einer weiteren Entwicklung. Brauns, bis— 
her geiſtlicher Vereinspräſes in Krefeld und ſpäter 
Volksvereinsdirektor in M. Gladbach, regte die dor— 
tigen Weber zur Gründung eines Texptilarbeiterver— 
bandes an. Auf dem erſten Delegiertentag der chriſt— 
lichen Bergarbeiter ſprach Hitze neben Adolf Wagner. 
Hitze, der jahrelang vergeblich für die berufsſtän— 
diſche Organiſation der Sozialverſicherung und des 
Arbeiterſchutzes gekämpft hatte und ſeine Hoffnung, 
dadurch die korporative Gliederung der Induſtriearbeiter 
zu fördern, getäuſcht ſah, griff jetzt den Gedanken der 
deutſchen Kathederſozialiſten auf, welche in den engliſchen 
Gewerkvereinen eine vorbildliche Art berufsgenoſſen— 
ſchaftlichen Zuſammenſchluſſes ſahen. Es iſt wohl mög— 
lich, daß er bis 1890 etwa unter dem Einfluß von Franz 
Brandt und dem unerfreulichen Eindruck von dem da— 
maligen Gebaren der Freien und Hirſch-Dunckerſchen Ge— 
werkvereine noch eine gewiſſe Reſerve bewahrte und die 
Gewerkſchaften nur als Ergänzung der berufsſtändiſchen 
Körperſchaften gedacht wiſſen wollte. Wenn er aber im 
Reichstag zunächſt noch die Arbeiterkammern und 
Arbeiterausſchüſſe in den Vordergrund ſtellte und erſt 
in zweiter Linie das Koalitionsrecht und die Legali— 
ſierung der Berufsvereine perfodt, jo waren dafür 
hauptſächlich taktiſche Erwägungen maßgebend. Ein— 
richtungen, welche den Arbeitern den freien und fried⸗ 
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lichen Ausdruck ihrer Wünſche ermöglichen, waren in 
den Februarerlaſſen verſprochen worden. Letztere hatten 
bekanntlich in Ausſicht geſtellt, die Arbeiter in irgend- 
einer Form durch Vertreter, welche ihr Vertrauen be— 
ſitzen, an der Regelung gemeinſamer Angelegenheiten zu 
beteiligen. Gegenüber der wachſenden Reaktion konnte 
ſich Hitze alſo immer auf Wilhelm II. und die Ver— 
ſprechungen der Regierung berufen. Als Lujo Bren— 
tano damals ſchrieb, Hitze ſei nicht prinzipienfeſt, er hätte 
nun erſt recht die Arbeitergilden in den Vordergrund 
ſchieben müſſen, antwortete Hitze: „Ich hätte Stumm und 
ſeinen Freunden, auch in der Regierung, keinen beſſeren 
Gefallen tun können.“ 


So bemerken wir zwiſchen der parlamentariſchen Arbeit 
Hitzes und ſeinem Wirken draußen im Lande ſtets ein ent⸗ 
ſprechendes und folgerichtiges Verhalten. Sein realpoliti⸗ 
ſcher Sinn ließ ihn auch immer wieder aufbegehren gegen die 
Agitation der Sozialdemokratie, welche die Nähe des Bue 
kunftsſtaates predigte und damit ſich ſelbſt wie den Maſſen 
den Sinn für die Aufgaben der Gegenwart nahm. Anfang 
Februar 1893 mußte Hitze wieder im Reichstage den Vorwurf 
des Abgeordneten Frohme zurückweiſen, daß außer der 
Sozialdemokratie alle bürgerlichen Parteien an eine präſta⸗ 
bilierte Harmonie zwiſchen Kapital und Arbeit glauben. Die 
Mitwirkung der Mehrheit des Parlaments an der Bee 
ſchränkung der Gewerbefreiheit durch die Arbeiterſchutzgeſetz— 
gebung beweiſe das Gegenteil. Auch der Zukunftsſtaat werde 
die prophezeite Harmonie der Intereſſen nicht bringen, dafür 
aber durch den Gegenſatz zwiſchen Konſumenten und Produ⸗ 
zenten gekennzeichnet ſein. Die Linke ſolle ſich doch endlich 
einmal ganz konkret darüber äußern, wer nach der Expro⸗ 
priation Eigentümer, wer Leiter der Produktion werden 
ſolle. Schon die Theſen von einer Verteilung „nach gleichem 
Rechte“ und „nach vernunftgemäßen Bedürfniſſen“ deckten 
ſich nicht. Auch die Arbeitszeit als Verteilungsmaßſtab werde 
ſich als unbrauchbar erweiſen. Wenn noch nicht einmal in 
einer kleinen Produktivgenoſſenſchaft eine reſtloſe Eintracht 
herbeizuführen ſei, um wieviel weniger dann erſt in einem 
großen Gemeinweſen! And wenn die „Entwicklung“ alles 
bringe, warum dann eigentlich eine Partei für notwendig 
erachtet werde. Pflege aber die Soziademokratie die Unzu⸗ 
friedenheit geradezu als Selbſtzweck und wolle ſie von einer 
poſitiven Kritik nichts wiſſen, ſo ſei dieſe Haltung außer⸗ 
ordentlich zu verurteilen. Gewiß werde die ſoziale Frage 
nicht durch „Sparen“ gelöſt, aber man ſolle die Wichtigkeit 
ſolcher Fonds auch nie unterſchätzen. Hitze verſuchte dann 
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die Zentrumspartei gegen den Vorwurf der Linken in Schutz 
zu nehmen, daß ſie nicht mehr zum Geiſte Kettelers und 
v. Vogelſangs ſtehe. Wenn die Sozialdemokraten den Papſt 
für die Republik und für den Sozialismus in Anſpruch 
nehme, ſo ſei das ebenſo eine Verkennung der Tatſachen, 
wie die neueren Verſuche, markiſtiſche Theorien aus den 
Lehren des heiligen Thomas v. Aquin herauszuleſen. Im 
übrigen habe gerade das Verhalten der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion zur Rede Bachems bewieſen, daß es der Linken mehr 
um den Atheismus, als um die ſoziale Reform zu tun fei. — 
Daß Hitze ſich dabei ernſtlich um ein objektives Arteil gegen⸗ 
über der radikalen Oppoſition bemühte, geht aus einer Rede 
hervor, die er eine Woche ſpäter hielt. Schon im März 1891 
hatte er einmal in der Frage indirekter Zwangsmittel im 
Hinblick auf die Geſinnung der Arbeiter die Sozialdemokratie 
gegen v. Schalſcha und einen Teil ſeiner eigenen Fraktion ber 
teidigt. Nun ſtellte er ſich auch diesmal wieder auf Bebels 
Seite, der ſich gegen ſolche Arbeitsordnungen (in Wilitär⸗ 
werkſtätten) wandte, welche auch das Verhalten der Arbeiter 
außerhalb des Betriebes zu regeln bzw. zu maßregeln ſuch- 
ten. Bei dieſer Gelegenheit konnte Hitze auch feſtſtellen, daß 
die Vorſchläge über die Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe 
von der Sozialdemokratie ſtammten. Wit Freude wies er auf 
die Mitarbeit derſelben am Geſetz, ebenſo auf ihre Anträge 
für eine Beſchleunigung des Inkrafttretens der Sonntags- 
ruhe. Daß auch Hitze ſelbſt nicht ruhte, die ſoziale Geſetz— 
gebung vorwärtszutreiben, bedarf keines Hinweiſes. Dauernd 
beſchäftigte er den Reichstag mit Anträgen betreffend den 
Gewerbebetrieb im Amherziehen, den Befähigungsnachweis, 
das Genoſſenſchaftsgeſetz, die Konkursordnung, die Rechts- 
fähigkeit der Berufsvereine uſw. Im November 1893 forderte 
er wieder einen Geſetzentwurf für die Arbeitervertretung im 
Sinne der kaiſerlichen Erlaſſe und beantragte neue Erhe— 
bungen über Arbeitszeit und Arbeitsleiſtung, insbeſondere 
über die Wirkungen der geſetzlichen Beſchränkung des Ar⸗ 
beitstages für Frauen auf den für Männer, über die geſund⸗ 
heitlichen Erfolge der Gewerbeordnungsnovelle und ſchließlich 
auch über die Lücken, die ſich bei der Ausführung der Geſetze 
ergeben haben. Mitte Januar 1895 ſchloß ſich Hitze einer 
Interpellation des Freiherrn v. Heyl für die reichsgeſetzliche 
Einrichtung von Handwerkskammern an, erklärte aber gleich, 
daß er dieſe Einrichtung nur als Ergänzung, nicht als Erſatz 
der obligatoriſchen Innungen auffaſſe. Bei der Beratung 
des Zolltarifs im gleichen Monat ſehen wir ihn ſich mit Eifer 
für den Schutz der Eichenlohe gegen das Quebrachoholz ein— 
ſetzen, nicht ohne dabei der beſonderen Nöte ſeiner engeren 
Heimat zu gedenken. Bei den Etatsberatungen Mitte Februar 
bot ſich ihm wieder Gelegenheit, auf die Fabrikinſpektion zu 
ſprechen zu kommen. Es war tppiſch, wie ſehr ihm dieſe In⸗ 
ſtitution des ſozialen Staates und der obrigkeitlichen Sozial⸗ 
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politik am Herzen lag. Hitze gab ſeiner Freude Ausdruck, 
daß Preußen nunmehr die Berichte dieſer Beamten im 
Original veröffentliche und die Zahl der Inſpektoren erheblich 
vermehrt habe. Wenn letztere über die ſtarke Belaſtung mit 
der Keſſelreviſion Klage führen, ſo ſei die Konſequenz nur, 
die Zahl der Beamten weiter zu vermehren, nicht aber die 
Dampfkeſſelüberwachung von der übrigen Gewerbeaufſicht 
abzutrennen. Es müſſe vor allem noch mehr Wert auf 
unvermutete Betriebskontrollen gelegt und die Vorlage der 
Baupläne durchgeſetzt werden. Das Aufkommen beſonderer 
Dampfkeſſelreviſionsvereine laſſe die Einſtellung von eigenen 
Beamten für die Keſſelüberwachung beſonders fragwürdig 
erſcheinen. Außer der Berufung von Aerzten in die Gewerbe⸗ 
aufſicht, ſollte auch der von Arbeitern, die oft beſſer mit 
den betrieblichen Einzelheiten vertraut ſind, nähergetreten 
werden. Erſtrebenswert ſei, daß ein Ingenieur an der Spitze 
ſtehe und ihm u. a. Arbeiter als Aſſiſtenten zur Seite geſtellt 
würden. Eine Zentraliſierung der Gewerbeaufſicht in einen 
Reichsinſpektor fei zu ſozialiſtiſch und nicht nach ſeinem Sinn; 
für eine eingelftaatlide Zuſammenfaſſung und eine Beichs⸗ 
konferenz der Beamten könne er ſich aber durchaus einſetzen. 
Zum Schluſſe ſprach ſich Hitze dafür aus, Polizeirechte nur 
an das dem Gewerberat des Regierungsbezirkes untergeord— 
nete Inſpektorenkollegium zu erteilen und den Beamten nahe—⸗ 
zulegen, auch mit den Arbeitervereinen Fühlung zu ſuchen. 
— Im gleichen Monat hielt Hitze eine lange Rede zur Bee 
gründung eines Zentrumsantrages betreffend die Bekämpfung 
des Reklameſchwindels und die Beſchränkung des Hauſier⸗ 
handels. 

Am 6. Februar kam es zur Ausſprache über die Inter- 
pellation Lieber⸗Hitze betreffend die Ausführung der Ge- 
bruarerlaſſe. Hitze mußte feſtſtellen, daß ſchon fünf Jahre 
nach der kaiſerlichen Aktion eine gewiſſe Erkaltung des ſozi⸗ 
alen Reformeifers eingetreten war. Aber nicht nur dies, die 
Konſervativen hatten — was Hitze nicht ausführte, aber jeder 
wußte — bald nach Bismarcks Entlaſſung gemeinſam mit 
den Schwerinduſtriellen den politiſchen Kampf gegen den 
Nachfolger des Kanzlers, v. Caprivi, aufgenommen. Das 
Programm des Erfurter Sozialiſtenkongreſſes und das an⸗ 
archiſtiſche Attentat, dem der franzöſiſche Präſident Carnot 
zum Opfer gefallen war, hatte dem preußiſchen Miniſter— 
präſidenten Eulenburg Veranlaſſung zu einer ſogenannten 
AUmſturzvorlage gegeben, die nichts anderes war als eine 
Neuauflage des Sozialiſtengeſetzes. Im Laufe der Jahre war 
es dem Führer der Großinduſtriellen, dem Freiherrn 
v. Stumm, gelungen, ſelbſt den Kaiſer gefügig zu machen, ſo 
daß auch dieſer allmählich „ver ſtu mm te“ und die Miniſter 
der Februarerlaſſe im Stich ließ. Hitze konnte ſich aber noch 
auf die Eröffnungsrede des Kaiſers zum damaligen Reichs⸗ 
tage berufen, in der ausgeſprochen war, daß die verbündeten 
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Regierungen es weiterhin als ihre Aufgabe betrachten, durch 
Ailderung der ſozialen Gegenſätze das Gefühl der Zufrieden⸗ 
heit und der Zuſammengehörigkeit im Volke zu erhalten und 
zu fördern. Die Idee der Erlaſſe fei, fo führte er aus, die 
poſitive Bekämpfung der Sozialdemokratie. Ihr Wort- 
laut, insbeſondere der des 5. Abſatzes, ſage aber auch 
mit aller wünſchenswerten Klarheit, daß nicht nur an büro⸗ 
kratiſche Maßnahmen gedacht war, ſondern daß auch die 
Arbeiter ſelber beteiligt werden ſollten. Deshalb verlange 
das Zentrum zunächſt, daß die Berufsvereine geſetzliche Aner- 
kennung finden, dann aber auch, daß eine geordnete geſetz— 
liche Vertretung der Arbeiter geſchaffen werde. Das Wich⸗ 
tigſte ſei, daß den Arbeitern die Möglichkeit gegeben werde, 
in eigenen Organiſationen ihre Intereſſen zu vertreten, — nicht 
bloß auf die Hilfe des Staates und der Unternehmer zu 
warten, ſondern ſelbſt durch Zuſchuß⸗ und Sterbekaſſen, Ar⸗ 
beitsloſenfürſorge und Arbeitsnachweis, durch Witwen- und 
Waiſenverſicherung wie durch Krankenkaſſenbeihilfen für Fa⸗ 
milienangehörige die öffentlichen Maßnahmen zu ergänzen. 
Nichts ſei heilſamer gegen die ſozialiſtiſchen Atopien, als 
die poſitive, praktiſche Mitarbeit. Wer den Arbeitern aber 
den Zuſammenſchluß zugeſtehe, der müſſe ihnen auch durch 
geſetzliche Anerkennung die Möglichkeit geben, einen Arbeits- 
fonds anzuſammeln, Verträge zu ſchließen uſw. Dazu reichen 
aber die einzelſtaatlichen Vereinsgeſetze nicht aus — am 
wenigſten die preußiſchen, die nun wieder verſchärft werden 
ſollen. Die reichsgeſetzliche Regelung ſei der einzige Weg, 
um die Organiſationen unabhängig zu machen von dem dis— 
kretionären Ermeſſen untergeordneter Behörden, die in Berlin 
ſogar zur Auflöſung des katholiſchen Geſellenvereins ge— 
ſchritten ſind. Etwas widerſpruchsvoll erſcheint es, wenn 
Hitze erklärt, er ſei nicht für das Ideal Brentanos, der die 
engliſchen Gewerkvereine auch den deutſchen Arbeitern als 
Vorbild hinſtellt, ſondern für den Ausbau der Arbeitsgemein— 
ſchaft der unternehmer und Arbeiter in der Sozialverſiche— 
rung — aber die Vorausſetzung fei, die ſelbſtändigen Organi- 
ſationen der Arbeiter zu fördern. Erſt die legitime Organi— 
ſation — fährt er fort — ſtärke die Verantwortung im Ar— 
beitskampfe. Was nun die geſetzliche Vertretung der Arbeiter 
beträfe, ſo ſei eine ſolche ſchon dadurch gerechtfertigt, daß 
auch dem Handel, der Landwirtſchaft und dem Handwerk der— 
artige Kammern zugebilligt werden. Sie iſt auch ein Bedürf— 
nis für die Geſetzgebung und Verwaltung, weil ſie es einer— 
ſeits erſt ermöglicht, die Meinung der Arbeiter zu beſtimm— 
ten ſozialen Vorlagen zu erfahren, andererſeits aber auch 
durch Mitraten und ⸗taten die freudige Aufnahme der Wohl- 
fahrtseinrichtungen in der Arbeiterwelt zu ſichern. Bezüg⸗ 
lich der Organiſation habe er ſeinen früheren Standpunkt 
verlaſſen, der ſich den Geſetzentwurf der Sozialdemokraten 
zu eigen gemacht und für gemiſchte Arbeitskammern eintrat. 
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Heute fei er der Anſicht, daß es beſſer ift, fie den Arbeitern 
allein als ihre Vertretung zu überlaſſen. Als den beſten 
Anterbau und Wahlkörper für die Bezirkskammern halte er 
die Arbeiterausſchüſſe der einzelnen Fabriken. Sein Antrag, 
die Betriebsräte als gutachtliche Organe bobligatoriſch 
zu machen, fei leider durch die ablehende Haltung der Sozial- 
demokratie (!) vereitelt worden. Die Kriſe von Wirtſchaft 
und Geſellſchaft ſei nicht durch Bekämpfung der Symptome, 
durch Vorlagen gegen die Sozialdemokratie zu überwinden. 
Die beſitzenden und führenden Klaſſen ſollten in der Tat 
zeigen, daß es ihnen mit Religion, Ehe und Familie Ernſt 
iſt, ſollten mit dem guten Beiſpiel der Einfachheit, Natürlich⸗ 
keit und Weſenhaftigkeit vorangehen. Wichtiger als alle 
materielle Wohlfahrt ſei aber, den Arbeitern Gehör zu 
geben, ihr Standesgefühl zu achten, ihnen Freiheit und Selb— 
ſtändigkeit nicht zu verwehren. — 

Während des heißen parlamentariſchen Kampfes, den 
Hitze für die Aufrechterhaltung des „Geiſtes“ der 
Februarerlaſſe“ kämpfte, ließ er ſeine volksbildneriſche 
und ſchriftſtelleriſche Arbeit keinen Augenblick ruhen. Als 
Leitfaden für die praktiſch-ſozialen Kurſe ſeiner Vereine 
und wohl auch als Grundriß für ſeine Vorleſungen 
ſchrieb er damals ein Büchlein über „Die Arbeiterfrage 
und die Beſtrebungen zu ihrer Löſung“, das zunächſt 
nur als Manuſkript gedruckt wurde. Dieſes Werk und 
die vielen Auflagen, die es erlebte, wurde ſymboliſch für 
die Wandlungen nicht nur des Verfaſſers, ſondern auch 
der ſozialen Frage ſelbſt. Gegenüber ſeinen Erſtlings— 
arbeiten iſt die „Arbeiterfrage“ durch ein wachſendes 
Meberwiegen des Praktiſchen gekennzeichnet. An die 
Stelle der ſozialen Reform war die Sozialpolitik und 
zwar in erſter Linie Arbeiter ſozialpolitik getreten. 
Hier ging es nicht mehr um die völlige Reorganiſation 
der Geſellſchaft, ſondern um den „Schutz der Schwachen“ 
durch den Staat und durch die Selbſthilfe der Enterbten. 
Der Aufbau des Werkes erſcheint ſtreng ſachlich ge— 
gliedert — aber es iſt nur eine pſeudo-ſcholaſtiſche Ver⸗ 
faſſungsweiſe, die hier zur Anwendung gekommen iſt: 
Die metaphyſiſche Grundlegung, die logiſche Schlußfolge, 
den methodiſchen Zweifel vermiſſen wir faſt ganz. Jede 
theoretiſche Spekulation iff bermieden, ein Anſchluß an 
Die katholiſch-ſoziale Leberlieferung wird überhaupt nicht 
geſucht, die knappe Erörterung der Elemente der 
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Arbeiterfrage ſtellt ſich uns in der Hauptſache als eine 
Populariſierung der Geſellſchaftskritik von Marx und 
Laſſalle dar, wenn auch mit einigen mittelſtändleriſchen 
Korrekturen. Für Hitze iſt die ſoziale Frage jetzt nur 
noch die Frage des gerechten Verhältniſſes der verſchie— 
denen Stände innerhalb der Geſellſchaft. So erſchöpft 
ſich ihm denn die „Arbeiterfrage“ — als eine der vielen 
ſozialen Fragen — in der Berichtigung des Verhältniſſes 
derjenigen, welche nur die nackte Arbeit einzuſetzen haben, 
gegenüber denen, für welche ſie gegen Lohn arbeiten. 
Die Trennung von „Kapital“ und Arbeit, die Tatſache 
von Unternehmertum und Lohnarbeiterſchaft wird alſo 
von Hitze hingenommen. Die „Löſung“ der Arbeiterfrage 
beſchränkt ſich auf den „Schutz“ der perſönlichen Güter, 
auf die „Sicherung“ eines ſtetigen Einkommens und 
ſchließlich auf die „Hebung“ und Veredelung der Lebens— 
haltung. Aus dieſer Reduzierung der ſozialen Frage 
auf eine Regulierung der „ſozialen Gerechtigkeit“ folgert 
konſequent die Beſchränkung der poſitiven Soziologie auf 
Sozialpolitik. An die Stelle weitſichtiger, grundſätzlicher 
Amgeſtaltung der Geſellſchaftsordnung tritt die „Ver— 
beſſerung“ auf dem Boden des Kapitalismus. Ohne viel 
Reflexion hat darum Hitze die Arbeiterfrage primär als 
eine Einkommens-, eine „Magen“ frage bezeichnet. Auch 
die nächſte Reihenfolge iſt typiſch: Die Arbeiterfrage iſt 
ihm zweitens eine Frage der Reform der Rechtsordnung, 
drittens eine politiſche Machtfrage und zuletzt eine 
ſittlich-religiöſe Frage. Es iſt bezeichnend, daß er den 
vierten Punkt nur dahin deutet, daß eben alle Hand— 
lungen der Unternehmer, der Proletarier und der Geſetz— 
geber durch ſittlich-religiöſe Rückſichten beeinflußt wer— 
den und umgekehrt. Die Beſchränkung der Bedeutung 
der Weltanſchauung auf „Rückſichten“ und „Einflüſſe“ 
beſagt nichts anderes, als daß mit der früheren Art 
und Weiſe chriſtlicher Sozialreformer, von der Religion 
auszugehen, gebrochen iſt und die chriſtliche Ge— 
ſellſchaftslehre einer vielleicht zainnerkapitaliſtiſch“ zu 
nennenden Sozialethik gewichen iſt. Aber auch eine 
andere Reihenfolge iſt intereſſant: Hitze glaubt, daß zur 
»Löſung“ der Arbeiterfrage eine Zuſammenarbeit aller 
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Beteiligten notwendig iſt, jedoch zunächſt der Arbeiter 
ſelbſt, dann der Unternehmer, dann der Kirche, ſchließlich 
des Staates und zuletzt der übrigen Geſellſchaftsklaſſen. 
Trotzdem ſpricht Hitze wenige Zeilen ſpäter ohne metho— 
diſche Skrupel die Maßnahmen zum Schutze der per— 
ſönlichen Güter und die Sicherung eines ſtetigen Ein— 
kommens in erſter Linie dem Staate reſp. der Geſetz— 
gebung zu, während er die Hebung und Veredelung der 
Lebenshaltung der privaten Initiative der Arbeiter— 
organiſationen, der Arbeitgeber und freien Wohlfahrts- 
pflege überläßt. Unter „Schutz der perſönlichen Güter“ 
verſteht Hitze die Eingriffe des Staates in die Arbeits- 
ſphäre, alſo den Arbeiterſchutz. Seine Berechtigung leitet 
er aus dem Begriff des Rechtsſtaates ab. Gegenüber 
grundſätzlichen Bedenken gibt Hitze zu, daß es Aufgabe 
der Sozialpolitik ſei, „ſich innerhalb der Grenzen zu 
halten, die durch die wirtſchaftlichen und techniſchen Ver— 
hältniſſe gegeben ſind.“ Auf praktiſche Einwände ant— 
wortet er, daß die Arbeiterſchutzgeſetzgebung ſich als ein 
Gebot des wirtſchaftlich-techniſchen Fortſchrittes erweiſen 
werde. Dann geht er dazu über, die Arbeiterſchutzbeſtre— 
bungen in Deutſchland geſchichtlich zu entwickeln und 
ſchließlich den Stand derſelben poſitiv darzulegen. Da— 
durch wird das Buch in ſeinem weiteren Verlaufe eine 
Aeberſicht über die eigenen Arbeiten Hikes und ſeiner 
Fraktionsgenoſſen im Reichstage — ohne daß Hitze etwa 
ſeinen Namen in den Vordergrund ſchiebt. Darüber hinaus 
entwickelt der Verfaſſer aber auch die weiteren Reform— 
ziele, wobei wieder durchaus modern anmutende Ge— 
danken vorweggenommen werden. Wichtig iſt, wie er 


wiederum die Sicherung des ſtetigen Einkommens in der 


Arbeiterverſicherung begründet. Er betrachtet die Ver— 
ſicherungsprämien als einen notwendigen Beſtandteil des 
Arbeitslohnes. Der Preis der Arbeit muß ſo hoch fein, 
daß er nicht bloß die augenblicklichen, ſondern auch die 
vorgeſchoſſenen und nachgetragenen „Produktionskoſten“ 
derſelben deckt, d. h. das Anlagekapital der Vorberei— 
tungszeit und die Ausfälle, die aus den Kriſen und dem 
Verſchleiß der Arbeitskraft in Form der Krankheit, des 
Alterns uſw. entſtehen. Die obligatoriſche Verſicherung 
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bezwecke den Sparzwang für dieſe, die augenblickliche 
Lebensnotdurft überſchreitenden Lohnbeträge und den 
ſolidariſchen Ausgleich der Zufälligkeiten, wie ſie zum 
Weſen der Anfälle, der Invalidität, der Arbeitsloſigkeit 
uſw. gehören. Im Anſchluß daran entwickelt Hitze wieder 
die Geſchichte und den Stand der Sozialverſicherung. 
Dabei kommt er auf ſeine früheren Pläne bezüglich 
einer berufsgenoſſenſchaftlichen Organiſation der Groß— 
induſtrie zurück. Wie ein trauernder Reſt von „Kapital 
und Arbeit“ führt dieſes kleine Kapitelchen hier inmitten 
der Erörterung der ſtaatlichen Sozialpolitik ein kümmer— 
liches Daſein. Es kommt den Ideen des von ihm ſelbſt 
ſo ſcharf abgelehnten Oberdörfferſchen „Programms“ 
wieder ſo nahe, daß man glauben möchte, die Schule 
Brandts' habe in Hitze das Heimweh nach ſeinen Jugend— 
idealen, die ja das Erbgut aller katholiſchen Sozial— 
reform waren, auch damals noch nicht auslöſchen können. 
Zwar ſieht Hitze die Berufsgenoſſenſchaften hier zunächſt 
als Träger der Sozialverſicherung. Aber er möchte ihnen 
auch gern die weitere Ausbildung des Arbeiterſchutzes 
übertragen, weil eben die Haft- und Verſicherungspflicht 
auch ein entſprechendes Intereſſe an der Anfallver— 
hütung, an der Schonung der Arbeitskraft, an der vor— 
beugenden Fürſorge überhaupt hervorrufen würde. 
Müßten die Berufsgenoſſenſchaften für die Verſicherung 
gegen unverſchuldete Arbeitsloſigkeit aufkommen, ſo 
würden jie von ſelbſt für Arbeitsnachweiſe, Notſtands— 
arbeiten, gelegentliche Herabſetzung der Arbeitszeit bei 
Ueberproduftion uſw. ſorgen. So würden dieſe Körper— 
ſchaften zur Wahrung des eigenen Vorteils die Rege— 
lung der Produktion in die Hand nehmen, wie auch die 
gemeinſamen Beratungen von Arbeitgebern und Arbeit— 
nehmern die Einſicht in die vielfache Solidarität ihrer 
Intereſſen fördern würde. — Die Einkommens- reſp. 
Lohnfrage hält Hitze für die ſchwierigſte der ganzen ſo— 
zialen Frage, weil es einen brauchbaren Maßſtab für 
den gerechten Gewinnanteil nicht gäbe und ſich die Rege— 
lung der Lohnfrage im großen und ganzen nach den Ge— 
ſetzen von Angebot und Nachfrage vollziehe. Eine in— 
direkte Korrektur der Marktgeſetze ſtelle ſchon die 
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Arbeiterſchutzgeſetzgebung dar, die das Angebot ein— 
ſchränke, und die Sozialverſicherung, die zur Erhöhung 
des Lohnes um die ſozialen Riſikoprämien uſw. geführt 
habe. Hitze gibt auch hier wieder zu, daß dieſe Lohn— 
erhöhung auf die Preiſe abgewälzt werde, macht ſich 
aber darüber weiter keine Gedanken, offenbar, weil es 
ihm ſelbſtverſtändlich ijt, daß die Hebung des standard 
of life auch ſtimulierend auf die Produktion und durch 
die Steigerung des Umſatzes wieder verbilligend wirken 
würde. Jedenfalls ſieht Hitze auch in der Steigerung 
der geſunden und vernünftigen Lebensanſprüche ein 
Mittel, um die Löhne zu erhöhen. Obwohl er noch nicht 
die in der heutigen Erörterung der Lohnfrage eine große 
Rolle ſpielende Unterſcheidung von produktiver und kon— 
ſumtiver Verwendung des Einkommens macht, tritt er 
auch ſchon für eine rege Spartätigkeit ein. Der Wirkung 
des Sparens auf die Kapitalbildung tut er noch keine 
Erwähnung. Konſumvereine läßt er dort gelten, wo ein 
ehrlicher Kaufmannsſtand noch nicht beſteht. Zur Ver— 
edelung der Lebenshaltung rechnet Hitze auch die Be— 
kämpfung des Alkoholismus, die Errichtung guter Woh— 
nungen, die Förderung der Erwachſenenbildung, die 
Gründung von Produktivgenoſſenſchaften und die Be— 
teiligung der Arbeiter am Anternehmergewinn. 


Als im Februar 1895 der Etat des Reichsverſicherungs⸗ 
amtes zur Beratung kam, war Hitze wieder auf dem Plan, 
um Vorſchläge zur Verbeſſerung der Invalidenverſicherung zu 
machen. Dabei mußte er zunächſt die Gründe wiederholen, die 
das Zentrum ſeinerzeit veranlaßt hatten, gegen das Geſetz 
zu ſtimmen. Darauf plädierte er wieder für eine ſoziale Ver— 
wendung der Verſicherungskapitalien. Von der Bereitſtel— 
lung von Siedlungskrediten zur Dezentraliſation der Städte 
verſprach er ſich hygieniſche Vorteile, die auch auf die Inan— 
ſpruchnahme der Sozialverſicherung in günſtiger Weiſe zurück- 
wirken würden. Zwei Tage darauf nahm Hitze Gelegenheit, 
erneut auf die Unzulänglichkeit der Arbeiterſchutzgeſetzgebung 
von 1890/91 hinzuweiſen und einen entſprechenden Antrag 
auf ihre Fortführung insbeſondere hinſichtlich der Frauen⸗ 
arbeit zu verteidigen. All die Argumente, die ſchon ſein 
Vortrag am 8. Januar 1886 im Karlshauſe zu Aachen über 
„Die Frau in der modernen Induſtrie“ brachte, kehrten hier 
wieder: Die Frau als Gattin und Mutter muß je länger 
je mehr aus der Atmoſphäre der Fabrik gerettet werden. 


144 Mitarbeit am Genoſſenſchaftsgeſetz 


Mindeſtens müſſe eine Enquete veranſtaltet werden und zwar 
nicht durch die Fabrikinſpektoren, ſondern durch Volksab⸗ 
ſtimmung. Wie Bismarck 1886/87 durch Befragung der Bee 
teiligten für ſeine Auffaſſung Stimmung machen wollte, ſo 
müſſe jetzt das Volk durch eine Art Plebiſzit zur Beſin⸗ 
nung auf ſeine Menſchenrechte wachgerufen werden. Der Ane 
trag fand eine Mehrheit, die Regierung aber verhielt ſich 
paſſiv. Damals ſtand allerdings im Vordergrund der inner- 
politiſchen Arbeiten eine großzügige Reform des deutſchen 
Privatrechtes überhaupt. Die Seſſion des Reichstages war 
geſetzgeberiſch ungewöhnlich fruchtbar. Auch Hitze nahm zu 
den Vorlagen faſt in jeder Sitzung das Wort. Es iſt un⸗ 
möglich, die ermüdende Fülle ſeiner damaligen Reden und 
Anträge auch nur gedrängt wiederzugeben. Beſonders eifrig 
war ſeine Mitarbeit an der Novelle zum Genoſſenſchaftsgeſetz 
und am Geſetz betreffend den unlauteren Wettbewerb. Gegen— 
über den Konſumvereinen trat er für eine Beſchränkung des 
Geſchäftsgebietes, für die Einbeziehung derſelben in den Rone 
zeſſionszwang, für ihre Anterſtellung unter die Lebensmit— 
telkontrolle und unter die Maß- und Gewichtsordnung ein. 
Jedenfalls tat Hitze alles, um den Verbrauchergenoſſenſchaf— 
ten jede Vergünſtigung gegenüber dem ſelbſtändigen Wittel⸗ 
ſtand ſtreitig zu machen. Auch den Handwerkern unter den 
Kleingewerbetreibenden bewahrte er ſeine Treue. Ende 1895 
richtete er noch einmal einen entſchiedenen Appell an die 
Regierung, endlich die Reorganiſation des Handwerks wahr 
zu machen — und zwar über die Errichtung von Handwerks— 
kammern hinaus. Gleichzeitig ſtellte er mit Lieber den Ane 
trag, die Regierung zu erſuchen, die Durchführung der den 
Schutz der Geſundheit und Sittlichkeit betreffenden Para— 
graphen der Gewerbeordnung durch Erlaß entſprechender 
Verordnungen immer wirkſamer zu geſtalten. Durch Erhe— 
bungen ſollte außerdem die Ausdehnung der Schutzbeſtim— 
mungen für jugendliche und weibliche Arbeiter auf die Haus— 
induſtrie vorbereitet werden. Am 15. Januar 1896 konnte 
Hitze dieſen Antrag ausführlich begründen. Er ſtellte feſt, 
daß der Bundesrat von ſeinen diesbezüglichen Rechten bisher 
nur gegenüber der Bleizucker- und Zigarreninduſtrie Gebrauch 
gemacht habe. Darüber hinaus gab er dann Anregungen, 
was bezüglich der Unfall- und Krankheitsverhütung und der 
Sonntagsruhe durch ſtrengere Vorſchriften zu erreichen ſei. 
Als wenige Tage darauf der Poſtetat zur Beratung kam, 
verſäumte Hitze nicht, die Regierung auch hier wieder an die 
Pflicht des guten Beiſpiels hinſichtlich der Sonntagsruhe zu 
erinnern. In der Erwägung, daß die Bekanntgabe und öffent— 
liche Kontrolle der ſozialpolitiſchen Maßnahmen der wirkſamſte 
Anſporn zum Fortſchritte iſt, beantragte Hitze damals eine 
Zuſammenſtellung ſämtlicher Verordnungen, welche die Lanz 
desregierungen in Ausführung der §§ 120 à bis 120 e GEO. 
erlaſſen hatten. Ende Januar verteidigte er wieder eine 
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Refolution, welche die Reviſion der Invalidenverſicherung 
forderte. Es war darin vor allem eine Vereinfachung und 
Erleichterung des Bezuges der Alters- und Invalidenrente 
ſowie die Verbindung der Kranken- und Invalidenfürſorge 
erſtrebt, überdies aber auch eine Erhöhung der Invaliden— 
rente und die Einbeziehung einer Witwen- und Waiſenver— 
ſicherung. Falls eine Zuſammenlegung der verſchiedenen Ver⸗ 
ſicherungsorganiſationen beabſichtigt war, ſollte gleich die 
Verbeſſerung der AUnfallverſicherung damit verbunden werden. 
Hitze gab aber auch zu verſtehen, daß der Verſuch der 
Konſervativen, die Beiträge abzuſchaffen und gänzlich durch 
Reichszuſchüſſe zu erſetzen, beim Zentrum keinerlei Unter— 
ſtützung finden würde. Trotzdem fand der Antrag Hitze eine 
ſtimmige Annahme. Eine Interpellation v. Heyl über die 
ſozialen Verhältniſſe in der Hauskonfektion und Weißnäherei 
fand dafür auch in Hitze wieder einen guten Anwalt. 

Im Januar war von ſozialdemokratiſcher Seite ein Antrag 
auf Einführung des Achtſtundentages eingebracht worden. 
Demgegenüber beantragte Hitze eine Beſchränkung der Are 
beitszeit für erwachſene männliche Arbeiter auf 63 Stune 
den wöchentlich. In ſeiner Rede vom 4. Februar gab er 
— wie es immer ſeine Art geweſen — zunächſt einen Rück⸗ 
blick auf die Geſchichte des Mazimalarbeitstages und kam 
dabei auch auf das ſchon 1828 von General Horn angeführte 
Argument eines Rückganges der Militärtauglichkeit der In⸗ 
duſtriearbeiterſchaft zu ſprechen. Seine Darlegungen waren 
ſehr gemäßigt, ſtellten mehr die hygieniſchen Geſichtspunkte 
heraus und traten für eine allmähliche Senkung der Arbeits- 
zeit ein. Damals war v. Hertling wieder als Abgeordneter 
in den Reichstag zurückgekehrt und hatte alsbald den Kampf 
gegen den Staatsſozialismus in der Sozialpolitik wieder 
aufgenommen. Er beteiligte ſich an dem Antrag Hitze — 
allerdings mit dem Erfolge, daß Hitze ſeine Forderungen 
maßvoller vertrat; v. Hertling ſchrieb damals an ſeine Frau, 
daß Hitze vollkommen Staatsſozialiſt ſei und das, was 
Brandts aus Wohlwollen für ſeine Arbeiter tue, allen andern 
Fabrikanten durch Geſetze aufzwingen möchte. Der Antrag 
auf Herabſetzung der Höchſtarbeitszeit fand indeſſen keine 
Annahme, ſodaß ſich Hitze darauf beſchränken mußte, Erhe⸗ 
bungen darüber zu verlangen, welche geſundheitsſchädlichen 
Wirkungen eine übermäßige Arbeitszeit hat. Dieſe Erhe⸗ 
bungen ſollten dann die Grundlage zu jeweiligen Einſchrän⸗ 
kungen auf dem Verordnungswege abgeben. Der Sozial⸗ 
demokratie war die grundſätzliche Differenz zwiſchen v. Hert⸗ 
ling und Hitze nicht entgangen; ſie ſuchte daraus zu 
folgern, daß das Zentrum nun eine Schwenkung in der 
Arbeiterſchutzpolitik vollziehen werde. Tatſächlich ſuchte Hert⸗ 
ling, das Zentrum „ſachte auf den alten Standpunkt zurück⸗ 
zuführen,“ welcher bekanntlich auf einer mehr liberalen Rechts⸗ 
ſtaatsidee gründete. In Wirklichkeit war Hertling für die 
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Mehrheit der Fraktion nicht mehr der Lehrmeiſter des „kor⸗ 
rekten Zentrumsſtandpunktes“, die ſozialpolitiſche Führung 
war inzwiſchen durchaus auf Hitze übergegangen. Hertling 
ließ ſich ſogar bewegen, einen von Hitze angeregten Antrag 
zu vertreten, der Erwägungen darüber verlangte, inwieweit 
die Arbeiterſchutzbeſtimmungen der Gewerbeordnung auch auf 
das Handelsgewerbe auszudehnen ſind. Immerhin ſchien 
Boetticher ſich von der Wiederkehr Hertlings einen Erfolg 
für ſeine Handwerkervorlage zu verſprechen. Hertling war ein 
entſchiedener Gegner der obligatoriſchen Innung und des 
ſogenannten Befähigungsnachweiſes, die Hitze ſeit Jahr und 
Tag von der Regierung forderte; v. Boetticher lud Hertling, 
den Handwerkervertreter Euler und andere zu ſich ein, um 
für ſeine in Vorbereitung befindliche Handwerkervorlage 
Stimmung zu machen. Eine in die Beratung eingeſchobene 
kleine Pauſe mit einem vorzüglichen kalten Souper genügte, 
um Euler, der vor Tiſch eine donnernde Volksverſammlungs⸗ 
rede im Sinne der bekannten Handwerkerforderungen gebal- 
ten hatte, zu bewegen, ſich auf den Boden der neuen Vor— 
lage zu ſtellen. Ein anderer konſervativer Handwerker war 
ebenfalls umgefallen und v. Hertling ſtand von vornherein 
zur beabſichtigten Abſchwächung der obligatoriſchen In- 
nung. Hitze war verſtimmt über dieſen Vorgang, ließ ſich 
aber dadurch nicht hindern, weiterhin unermüdlich für den 
Befähigungsnachweis und die andern Handwerkerforderungen 
zu plädieren. Als der Entwurf des Handwerkerſchutzgeſetzes 
an den Reichstag kam, ſah er wenigſtens einen Teil ſeiner 
Forderungen erfüllt. Die Bildung von Zwangsinnungen war 
in die freie Entſchließung der Beteiligten gelegt. — Obwohl 
Hitze mit der Kritik nicht zurückhielt, beteiligte er ſich doch 
ausgiebig an der Beratung des Geſetzes und ſuchte es mit 
ſeinen Vorſchlägen wenigſtens in etwa nod zu verbeſſern. 
In der Fraktion bekämpfte er den Hertlingſchen Stand— 
punkt entſchieden, was allerdings nicht verhindern konnte, daß 
noch 30 Mitglieder mit Hertling ſtimmten. 


VII. 


as Jahr 1896 hatte den deutſchen Katholiken in- 

zwiſchen eine neue Zeitſchrift beſchert, deren Gnt- 
ſtehen nicht zuletzt auf Hitzes Anregungen zurückging. 
Dieſes Organ für freie Wohlfahrtspflege im Rahmen 
der katholiſchen Kirche nannte ſich „Caritas“ und wurde 
von Dr. L. Werthmann redigiert. Bereits im Herbſt 1891 
hatte Hitze im „Arbeiterwohl“ darauf hingewieſen, daß 
eine Organiſation der ſchon damals reich entwickelten 
katholiſchen Fürſorge dringend nottue. Dabei wurden 
gleich ganz konkrete Vorſchläge zur Begründung von 
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lokalen Caritasverbänden und Diöceſanenkomitees unter 
der Oberleitung der jeweiligen Biſchöfe gemacht und 
die Zuſammenfaſſung dieſer örtlichen Vereinigungen in 
einer Zentralinſtanz für notwendig erachtet. Auch eine 
ſachliche Zentraliſation der Caritas in Form von Kinder— 
Deimperbanden, von Konferenzen der Mägdehoſpiz— 
leitungen uſw. war in den Plan aufgenommen. Selbſt 
der Gedanke eines Handbuches der katholiſchen Organi— 
ſationen und Inſtitute auf dem Gebiete der katholiſchen 
Liebestätigkeit, einer Statiſtik der kirchlichen Wohlfahrts⸗ 
pflege und eines Informations- und Sammelorgans war 
darin vorweggenommen. Auf der Generalverſammlung 
des „Arbeiterwohl“ im gleichen Jahre entwickelte 
Landesrat Brandts (nicht verwandt mit Franz 
Brandts!) ähnliche Ideen und ließ fie ausklingen in die 
Forderung „Mehr Organiſation, mehr Publikation!“ 
Landesrat Brandts nahm damals ſofort ſeine eigene 
Theſe als Arbeitsprogramm auf und veranſtaltete eine 
großzügige Enquete über die Wohltätigkeitsanſtalten der 
chriſtlichen Barmherzigkeit in der Erzdiöceſe Köln. Auf 
einem der praktiſch⸗ſozialen Kurſe, die M. Gladbach ver⸗ 
anſtaltete, wiederholte P. Cyprian die Forderungen von 
Hitze und Landesrat Brandts. Nach einer dieſer Schu— 
lungswochen, die in Freiburg i. B. abgehalten wurde, 
griff der erzbiſchöfliche Hofkaplan in Freiburg, Werth— 
mann, zunächſt den Gedanken einer Zeitſchrift auf. Dieſe 
Monatsſchrift lag nun vor. Schon im erſten Jahrgange 
lieferte Hitze einen Beitrag über die „Organiſation der 
katholiſchen Caritas“. Hitze ſchloß ſich hier den Bore 
arbeiten Ratzingers an und erinnerte daran, daß der 
Biſchof ſchon in den erſten chriſtlichen Gemeinden als 
„Vater der Armen“ und „Schützer der Witwen und 
Waiſen“ galt; das Konzil von Trient gab den Biſchöfen 
das Recht, alle Hoſpitäler und Stätten der chriſtlichen 
Nächſtenliebe zu viſitieren und Rechenſchaft von dieſen 
zu verlangen. Nach dem bewährten Muſter des Geſellen— 
vereins ſei darum eine Organiſation der Caritas in feſter 
Angliederung an die biſchöflichen Diöceſen zu erſtreben. 
Auch gerade die Einrichtungen katholiſcher Ordens- 
genoſſenſchaften ſollten ſich mehr als bisher der biſchöf— 
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lichen Jurisdiktion unterſtellen. Nicht minder wichtig als 
der feierliche Empfang eines Biſchofs, der die klöſter⸗ 
lichen Krankenhäuſer beſucht, fei die pietätvolle Ein— 
gliederung aller dieſer Inſtitute in die Caritasorgani- 
ſation des Biſchofs. Erſt dadurch würden auch die ſozial— 
wiſſenſchaftlichen, mediziniſchen, pädagogiſchen und ver— 
waltungsrechtlichen Fortſchritte richtig ausgewertet wer— 
den. Der gute Wille allein tue es nicht. Zunächſt müſſe 
in den Anſtalten der „Brüder“ und „Schweſtern“ dem 
Arzte und dem Geiſtlichen ein größerer Einfluß ein- 
geräumt werden. Dann ſei eine jährliche Konferenz der 
geiſtlichen Anſtaltsleiter zum Austauſche der Erfah— 
rungen, zum Zwecke der Zuſammenarbeit und Schulung 
zu empfehlen. Schließlich ſei die regelmäßige Viſi— 
tation durch einen biſchöflichen Kommiſſar zu erſtreben. 
— Faſt alle dieſe Anregungen Hitzes und ſeines Kreiſes 
fielen auf fruchtbaren Boden. Schon das Jahr 1897 
brachte die Bildung des Deutſchen Caritasverbandes, 
als einer neuen Frucht der raſtloſen Tätigkeit Hitzes und 
der M. Gladbacher Organiſationen. — Auf der General- 
verſammlung des „Arbeiterwohl“ im gleichen Jahre 
referierte Hitze über die „Ergänzung der geſetzlichen 
Arbeiterverſicherung durch freie Fürſorge“. Er ging 
hierbei davon aus, daß insbeſondere die Invalidenver— 
ſicherung noch immer nicht volkstümlich geworden ſei, 
weil es an Fühlung zwiſchen den Organen der Verſiche— 
rung und den Verſicherten fehle. Auch die wachſende 
Anzufriedenheit, welche das Rentenſyſtem wachgerufen 
habe, ſei einerſeits in dem unperſönlichen Charakter der 
ſtaatlichen Fürſorge, andererſeits in der fehlenden Er— 
ziehung der Arbeiter zur inneren Anerkennung „ihrer“ 
Zwangsſparkaſſe begründet. Als ein Wittel, das Miß— 
trauen zu überwinden, empfahl Hitze eine Art Föderali— 
ſierung der Verſicherung, lokale Vermittlungsorgane, 
welche aufklären, Vorträge halten und Flugblätter ver— 
teilen laſſen. Ueberall ſolle man neutrale „Volksbüros“ 
errichten, welche bei Rentenverfahren beraten und die 
berechtigten Anſprüche der Arbeiter unterſtützen. An die 
Stelle des Aktenweges müſſe die mündliche Ausſprache 
treten. Solange auch noch die Lücken zwiſchen dem 
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Ablauf der Anterſtützungspflicht der Krankenkaſſen und 
dem Anſpruch auf Invalidenrente beſtehen, müſſe die 
„freie Fürſorge“ einſpringen. Ebenſo zum Ausgleich der 
unzureichenden Renten. Vorbildlich ſei die „Leipziger 
Vereinigung zur Fürſorge für kranke Arbeiter“, die ſich 
ausdrücklich zur Aufgabe geſtellt hat, in ſolchen Fällen 
mit materiellen Anterſtützungen einzuſpringen. Darüber 
hinaus wirke dieſe Vereinigung bereits im Sinne einer 
Populariſierung der Sozialverſicherung, verbreite Flug— 
blätter zur Aufklärung über die Volkskrankheiten und 
unterſtütze Anträge der Verſicherten. So vorbildlich dieſe 
Arbeit auch ſei, fo entbinde fie doch die Arbeiterverſiche— 
rungen nicht, ſelbſt die Leiſtungen zu erhöhen und vor 
allem vorbeugend zu wirken. Krankenkaſſen und 
Invalidenverſicherung ſollten zuſammenarbeiten bei 
Heilverfahren und die Volksaufklärung durch Vorträge 
und Merkblätter ſelbſt in die Hand nehmen. Viel größere 
Bewegungsfreiheit in der freien Fürſorge hätten aller— 
dings noch immer die Betriebskrankenkaſſen. Den freien 
Vereinen bliebe dann noch u. a. die Beſorgung der Haus- 
pflege und Fürſorge für gutes Krankeneſſen. Wo Ver— 
ſicherung und freie Fürſorge nicht ausreicht, müſſe die 
Armenverwaltung eintreten — allerdings in einer 
weniger bürokratiſchen und mehr perſönlichen Form als 
bisher. — 

In einer als Manuſkript gedruckten Abhandlung über 
„Stand und weitere Reformziele der Arbeiterſchutz- und 
Arbeiterverſicherungsgeſetzgebung in Deutſchland“ (1896) 
ſkizzierte Hitze noch überſichtlicher und eingehender als 
in ſeiner „Arbeiterfrage“ die Aufgaben, die einer Fort— 
führung der Sozialreform — wie ſie gerade die 
43. Generalverſammlung der deutſchen Katholiken in 
Dortmund einſtimmig gefordert hatte — erwachſen wür— 
den. In einer Vorbemerkung erklärte Hitze ausdrücklich, 
daß die Sozialpolitik „mit der wirtſchaftlichen und tech— 
niſchen Entwicklung Schritt halten“ ... und „das nach 
der wirtſchaftlichen und politiſchen Lage praktiſch Er— 
reichbare“ zu verwirklichen ſuchen müſſe. Alſo auch hier 
wieder Sozialpolitik als Kunſt des Möglichen auf dem 
Boden des gegenwärtigen Wirtſchaftsſyſtems. Inter- 


— 
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eſſant iſt, daß der Katholikentag ſich bereits vorbe- 
haltlos mit der neueren, vom Volksverein inaugurierten 
Sozialpolitik des Zentrums einverſtanden erklärte und 
ſich ebenfalls mit den Reformvorſchlägen der Fraktion, 
d. h. alſo Hikes, identifizierte. Selbſt die Zwangs- 
innung und der Befähigungsnachweis, die chriſtlichen 
Gewerkvereine und die Erweiterung der Invalidenver— 
ſicherung auf die Witwen und Waiſen wurden gebilligt. 
Hitze betont in ſeiner, dieſe Forderungen weiter aus— 
führenden Skizze, daß die Partei in erſter Linie prak— 
tiſche Erſolge erſtrebe und man es der Klugheit und 
Amſicht der Fraktion überlaſſen müſſe, die Art und 
Weiſe, das Maß, den Zeitpunkt und die geſetzgeberiſchen 
Formen, in welchen ſie die einzelnen Forderungen ver— 
treten will, zu beſtimmen. Schon 1894 hatte ſich Hitze 
vom 41. Katholikentag ſein ſozialpolitiſches Programm 
beſtätigen laſſen. Bedenkt man, daß die Ideen M. Glad—⸗ 
bachs bereits durch eine Anzahl von Kanälen in das 
katholiſche Volk, in die Vereine, Pfarrhäuſer und 
Arbeiterſekretariate gelangt war, ſo ſcheint es nicht 
abſolut unverſtändlich, daß ſich die Katholikentage in den 
Augen der Gegner des neuen Kurſes je länger je mehr 
zu großen Volksvereinsverſammlungen und Zentrums— 
tagen umzuwandeln ſchienen. Mögen die Namen der 
vielen Gruppen auch verſchieden geweſen fein, fo wurde 
doch zweifellos das Bekenntnis zur Sozialverſicherung 
Bismarcks und zum Arbeiterſchutz Wilhelms II. immer 
einheitlicher. Die raſtloſe volkserzieheriſche Arbeit Hitzes 
und des Volksvereins zeitigte in ihrem Sinne glänzende 


Erfolge. An die Stelle der kirchenpolitiſchen und reli— 


giöſen Verteidigungsfront trat die „Einbürgerung“ der 
deutſchen Katholiken in den Staat durch die Pforte der 
Sozialpolitik unter Führung Hitzes. In einem — als Son- 
derdruck erſchienenen — Rechenſchaftsbericht, den Hitze 
am 29. März 1896 vor der Zentrumspartei zu M. Glad⸗ 
bach zum Vortrag brachte, betonte er denn auch, daß 
das Zentrum zwar in erſter Linie zum Schutze der reli— 
giöſen Intereſſen und zur Erkämpfung der Freiheit der 
Kirche gegründet worden iſt, daß es aber auch ein Hort 
der bürgerlichen, der politiſchen Freiheit und ein Be— 
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ſchützer der wirtſchaftlichen und ſozialen Intereſſen des 
Volkes ſei. In dieſer Rede erſchien das Zentrum bereits 
mit aller Betonung als die Partei des Ausgleichs, als 
eine Partei, die allen alles werden wollte: den Arbeitern 
Arbeiterpartei, den Innungsfreunden Handwerker— 
partei, den Bauern Agrarpartei. Sie half der Land— 
wirtſchaft und bewilligte den Induſtriellen Schutzzölle. 
Sie beſchränkte die Bewegungsfreiheit der Konſumver— 
eine zugunſten des kleinen Kaufmannsſtandes und er- 
kämpfte für die Arbeiter den 11-Stundentag. Durch 
ihren Einfluß wurde die Zahl der Fabrikinſpektoren er— 
höht und die Ausdehnung des Rentenprinzips erſtrebt. 
Von Ständeordnung und Großdeutſchland, von der 
Ueberwindung der Großinduſtrie und der Staatsomni— 
potenz, von der Bekämpfung der preußiſchen Hegemonie 
und von Mittelſtandspolitik, Dinge, für die man noch vor 
fünfzig Jahren ſtritt, war da keine Rede mehr. An die 
Stelle billiger welthiſtoriſcher Perſpektiven trat das Pro— 
gramm für die nächſte Reichstagsſeſſion. Anſpruchslos 
und arbeitswillig war man gewiß geworden — aber ſeit 
Bismarcks Abgang und Windthorſts Tod ſchienen ſich 
überall die politiſchen Horizonte zu verengen. Die Gee 
ſetzesmaſchine arbeitete fleißig, doch die Politik war ent— 
zaubert. Ihre Metaphyſik ſchien zuweilen zu ſein, keine 
Metaphyſik mehr zu haben. — 


Im Reichstag brachte die Regierung 1897 eine Novelle 
ein, welche die ungleiche Belaſtung der mehr landwirtſchaft⸗ 
lichen und mehr gewerblichen Verſicherungsanſtalten durch 
Zuſammenlegung der Vermögen zu beheben fudte. Die land- 
wirtſchaftlichen Arbeiter ſollten alſo aus rein politiſchen 
Zweckmäßigkeitserwägungen mit dem Riſiko der Induſtrie- 
arbeiter belaſtet werden. Das Zentrum beantwortete dieſe 
Beſtrebungen damit, daß es wiederum die Beſchränkung der 
Zwangsverſicherung gegen Invalidität auf die Fabrikarbeiter 
vorſchlug und für die landwirtſchaftlichen Arbeiter die frei— 
willige Verſicherung beantragte. Der Abgeordnete Graf 
Stolberg hingegen appellierte alsbald wieder an den Staats- 
zuſchuß. Hitze konnte darauf hinweiſen, daß ſchon Windt⸗ 
horſt die Tendenz einer Ausweitung der Sozialverſicherung 
zur Staatskrippe vorausgeſehen habe. Auch Hertling ere 
innerte an die Warnungen des Zentrums von 1889. Reichs⸗ 
tag und Regierung konnten ſich dieſen Argumenten ſchwer 
entziehen und man entſchloß ſich zunächſt zu einer Ver— 
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tagung der Novelle. — Im Juli kam endlich das Hand⸗ 
werkerſchutzgeſetz zur Verabſchiedung. Damit waren die Be⸗ 
mühungen Hitzes um die Löſung der Handwerkerfrage zu 
einem gewiſſen Abſchluſſe gelangt. Obwohl das Geſetz ſeinen 
Anforderungen nicht genügte, gab er bald darauf eine Bro⸗ 
ſchüre heraus, welche „Inhalt und Bedeutung des Hand⸗ 
werkerſchutzgeſetzes“ (Sonderdruck aus „Arbeiterwohl . 
durchaus poſitiver Weiſe würdigte und mit großer Sach- 
kunde alle Intereſſenten in die Einzelheiten der neuen 
Regelung des Lehrlingsweſens, der Innungen und des Be— 
fähigungsnachweiſes einzuführen ſich bemühte. Auch das war 
wieder ein Beweis dafür, daß es Hitze immer gelang, trotz 
aller Schwierigkeiten und Rückſchläge den Geiſt der Sach⸗ 
lichkeit und Verantwortung zu bewahren. War ein Geſetz 
einmal da, ſo zögerte er keinen Augenblick, alles daran zu 
ſetzen, um ihm die beſten Seiten abzugewinnen, ihm nun 
wenigſtens „Geiſt und Inhalt zu geben.“ Allerdings war er 
längſt ſelbſt zu der Anſicht gekommen, daß es „auch für die 
Handwerkerfrage ... keine generelle Löſung, kein ſogenann⸗ 
tes „großes Mittel'“ gäbe und die Löſung vielmehr „in dem 
ſyſtematiſchen Zuſammenwirken einer Reihe von kleinen“ Mit⸗ 
teln“ zu ſuchen wäre. Wir greifen nur zwei der von ihm 
vorgeſchlagenen kleinen Mittel heraus. — Die Sejellenprii- 
fung wollte er möglichſt feierlich geſtaltet wiſſen, damit die 
Standesehre wieder eine Kräftigung erfährt. Das Klaſſen⸗ 
bewußtſein ſoll durch das Berufsbewußtſein erſetzt — oder 
doch ergänzt () werden. An die Stelle der Zunft mag nun— 
mehr die Produktivgenoſſenſchaft treten, welche den Hand— 
werkern die Vorteile des Großbetriebes zuzuwenden berufen 
iſt. — Der Dezember brachte einen Antrag Hitze und 
Genoſſen, die Regierung zu erſuchen, Erhebungen über 
die gewerbliche Beſchäftigung ſchulpflichtiger Kinder zu vere 
anſtalten und je nach den Ergebniſſen mit Verordnungen 
gegen eine mißbräuchliche Ausdehnung dieſer Beſchäftigung 
vorzugehen. Die Reſultate dieſer Enquete follten alsbald 
beweiſen, wie berechtigt Hitzes Drängen auf eine weitere 
Faſſung des Begriffes der „geſchützten“ Perſonen war: Die 
ſchlimmſten Befürchtungen wurden weit übertroffen. Ge— 
legentlich der Etatsberatungen im erſten Monat des nächſten 
Jahres beſtieg Hitze wieder die Rednertribüne, um er— 
neut darauf hinzuweiſen, was noch alles hinſichtlich des 
Arbeiterſchutzes und der Sozialverſicherung geſchehen könnte, 
wenn wenigſtens einmal die beſtehenden geſetzlichen Mög— 
lichkeiten richtig ausgewertet werden würden. Poſadowfky 
erklärte es damals allgemein für außerordentlich be- 
denklich, „ſämtliche Gewerbszweige polizeilich reglemen— 
tieren zu wollen“ und verurteilte ſcharf die „bewußten 
oder unbewußten Nachläufer der Sozialdemokratie“ und 
deren unabläſſiges Drängen auf Vielregiererei. — Der 
9. März 1898 brachte Hitzes große Rede über die Gewerk- 
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vereine. Er hatte mit Lieber ſeinen alten Antrag auf Rechts- 
fähigkeit der Berufsvereine wieder eingebracht und dem 
Reichstage gleichzeitig einen entſprechenden Geſetzentwurf, 
dem franzöſiſchen Syndikatgeſetz nachgebildet, vorgelegt. In 
der Begründung führte Hitze an, daß, nachdem man den 
Arbeitgebern aus dem Handwerk eine bevorzugte Form der 
Korporation gegeben habe, man fie den induſtriellen Arbeit- 
nehmern nicht mehr länger verſagen könne. Ein abſtraktes 
Koalitionsrecht genüge keineswegs, wenn es nicht auch eine 
öffentlich⸗rechtliche Form finde. Ein ſolches Geſetz würde in 
erſter Linie der chriſtlich-nationalen Arbeiter- und Ange⸗ 
ſtelltenbewegung, die bereits über 500 000 Mitglieder ver⸗ 
füge, zugute kommen. Die ſozialdemokratiſchen Gewerkvereine 
würden ſich ihre politiſche Bewegungsfreiheit zu bewahren 
ſuchen und ſich gewiß nicht auf Grund dieſes Geſetzes, das 
den Führern die volle Verantwortung für den Arbeitskampf 
zuſchiebt, fonftituieren. v. Stumm gegenüber betonte Hitze, 
daß die Unternehmer ſich freuen ſollten, daß die nidt- 
ſozialiſtiſchen Arbeitnehmer endlich eine Form gefunden hät⸗ 
ten, ihre Verhältniſſe „auf dem Boden der beſtehenden Ge— 
ſellſchaftsordnung“ (!) zu verbeſſern. Auch die Minimallohn⸗ 
tarife lägen durchaus im Intereſſe der Arbeitgeber, weil 
nur gleichmäßige Löhne gleiche Produktionskoſten und 
damit die Ausſchaltung einer Schleuderkonkurrenz gewähr— 
leiſteten. Wenn die Anternehmer ſelbſt für einen naturge- 
mäßen, auskömmlichen Lohn ſorgen würden, fo wären Gewerk— 
vereine allerdings überflüſſig. Da dieſes aber offenbar 
nicht der Fall iſt, ſei es in keiner Weiſe gerechtfertigt, allein 
die Arbeitskraft den ſogenannten Marktgeſetzen zu überlaſſen, 
während die Verbandswirtſchaft auf allen andern Gebieten 
bejaht werde. Er ſtimme v. Stumm mit Freuden zu, wenn 
dieſer lieber für Werks⸗ und Arbeitsgemeinſchaften eintrete 
— dann müſſe dieſer aber auch einer geſetzlichen Rege- 
lung der Arbeiterausſchüſſe und Arbeitskammern im Sinne 
der Februarerlaſſe zuſtimmen. Zudem fei es ſchon lange 
üblich, bei Rückgang des Geſchäftes die ſozialen Laſten und 
Geſetze dafür verantwortlich zu machen — ſtatt die eigene 
Unfähigkeit. In Wirklichkeit ſeien Gewerkſchaften ohne ein 
blühendes Wirtſchaftsleben ſinnlos, ſeien dieſe durchaus am 
Fortſchritt der Induſtrie intereſſiert. Auf dem ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Parteitage in Köln wäre der entſcheidende Gegen- 
ſatz zwiſchen Gewerkſchaft und Zukunftspolitikern bereits deute 
lich zutage getreten; die Partei wolle nichts weniger, als 
die Standwerdung des Arbeiters, wie ſie letzten Endes das 
Ziel jeder echten Gewerkſchaftsbewegung iſt. Wenn ſchon in 
radikalen Kreiſen dieſer innere Widerſpruch erkannt werde, 
ſo ſei es an der Zeit, der Sozialdemokratie endlich den Schein 
zu nehmen, als ſei ſie allein die Vertreterin der Rechte des 
werktätigen Volkes. Jedenfalls lehne die Zentrumspartei den 
Begriff des Bürgerblockes ab; die nichtſozialiſtiſchen Par⸗ 
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teien dürfen nicht den Anſchein einer „reaktionären Maſſe“ 
erwecken, ſondern müßten ſich nun erſt recht die reſtloſe Ber⸗ 
wirklichung des kaiſerlichen Programms zur Aufgabe machen. 


VIII. 


aß es Hitze mit der Anerkennung der „gegen— 

wärtigen Geſellſchaftsordnung“ durchaus Ernſt war 
und es ihm bei der entſprechenden Apologie der Gewerk— 
ſchaften nicht bloß um eine parlamentariſche Taktik ging, 
ſollte alsbald auch aus einer Auseinanderſetzung mit 
Alfred Weber hervorgehen. Weber hatte damals in 
„Schmollers Jahrbuch“ eine Darſtellung der „Entwick— 
lung der deutſchen Arbeiterſchutzgeſetzgebung“ zu geben 
verſucht und ſie zugleich als „Bericht“ dem Internatio— 
nalen Kongreß für Arbeiterſchutzgeſetzgebung unter— 
breitet. In dieſem Aufſatze waren nun die Dinge ſo 
dargeſtellt, als ob die treibenden Kräfte jener ſozialpoli— 
tiſchen Beſtrebungen vornehmlich in einer antikapi— 
taliſtiſchen Haltung der „ultramontanen“ Partei zu 
ſuchen ſeien. Weber ſuchte die „breite bürgerlich-anti— 
kapitaliſtiſche Strömung“ vor allem durch eine Gegen— 
überſtellung der Anſchauung der Zentrumspartei, mit 
ihrer angeblich tiefen „inneren Abneigung gegen die 
moderne Entwicklung von Induſtrie und Verkehr“ und 
der Motive der Kathederſozialiſten zu charakteriſieren. 
Während ſich für Weber der politiſche Katholizismus in 
ſeinen Grundtendenzen als zünftleriſch-reaktionär erwies, 
glaubte er von den Kathederſozialiſten ſagen zu können, 
daß ſie ſich auf die ſtaatliche Durchſetzung ſittlicher 
Grundſätze im Rahmen des modernen Wirtſchaftslebens 
beſchränkten. Dieſe Darſtellung des Zentrums als einer 
geradezu rückſtändigen Partei mußte in M. Gladbacher 
Kreiſen lebhaften Widerſpruch auslöſen. Gerade von 
dort war ja die Ablöſung der antikapitaliſtiſchen Tra— 
dition des ſozialen Katholizismus ausgegangen und es 
war das heißeſte Bemühen des Volksvereins, den Nach— 
weis zu liefern, daß die deutſchen Katholiken voll und 
ganz zum wilhelminiſchen Staat, zum techniſch-wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fortſchritt und zu einem moraliſch gebän— 
digten Kapitalismus ſtehen. Hitze legte deshalb auch 


Bekenntnis zu den Kathederſozialiſten 155 


ſofort Verwahrung gegen dieſe Zeichnung reſp. Ver— 
zeichnungen Alfr. Webers ein und lieferte dem Schmol— 
lerſchen Jahrbuch eine eingehende Entgegnung. Er 
konnte nachweiſen, daß die verſchiedenſten bürgerlichen 
Parteien an der Schaffung des Arbeiterſchutzes beteiligt 
waren, nicht zuletzt auch ſolche, deren pro-kapitaliſtiſche 
Einſtellung ohne jeden Zweifel war. Er beſtritt die Mög— 
lichkeit, die verſchiedenen Tendenzen und Anſchauungen, 
die dabei mitgewirkt haben, auf einen gemeinſamen 
Nenner zu bringen und ſie einfach als bürgerlich-anti⸗ 
kapitaliſtiſche Strömung zu charakteriſieren. Hitze gab 
ſogar zu, daß es geradezu im Weſen der parlamen— 
tariſchen Parteien liege, keinen beſtimmten „Charakter“ 
zu haben, und daß gerade die Zentrumspartei einer 
abſoluten Homogenität ihrer ſozialen Stimmungen und 
Richtungen entbehre. Was indeſſen die prinzipiellen 
Gründe beträfe, welche die Arbeiterſchutzpolitik des Benz 
trums beſtimmt hätten, ſo lägen ſie „ganz in derſelben 
Linie wie die — der Kathederſozialiſten“ (der Gedanken- 
ſtrich ſtammt von Hitze!)! Hitze nahm keinen Anſtand, 
auszuſprechen, „daß die ‚ultramontanen“ Theoretiker und 
„Führer“ bezüglich des Arbeiterſchutzes den Katheder— 
ſozialiſten ſogar näher ſtehen als irgendeiner der großen 
Parteien des Reichstages; auch vielleicht näher, als z. B. 
der rechte und linke Flügel der Kathederſozialiſten.“ Er 
betrachtete es als das beſondere „Verdienſt der Zen— 
trumspartei, daß ſie durch Ausdauer und Entgegen— 
kommen es erreicht hat, daß ſich allmählich die arbeiter— 
ſchutzfreundlichen Mitglieder aus allen Parteien auf 
einer Mittellinie vereinigten — unbeſchadet der inneren 
Motive und Anſchauungen“. Jedenfalls ſtehe die große 
Zahl der Zentrumsmitglieder den Kathederſozialiſten 
näher, als der „bürgerlich-antikapitaliſtiſchen Strömung“, 
wie ſie Alfred Weber zeichne. Das Zentrum habe auch 
nie ein Verbot der Frauenarbeit gefordert, ſondern nur 
eine Beſchränkung und ſchließlich Beſeitigung der Be— 
ſchäftigung verheirateter Frauen. An einer ganzen 
Anzahl von Beiſpielen konnte Hitze zeigen, daß die 
Weberſchen Ausführungen unvollſtändig und einſeitig 
waren. Hauptſächlich aber lag ihm daran, nachzuweiſen, 
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daß nicht nur bezüglich des Inhalts und Umfangs, ſon⸗ 
dern auch bezüglich der Motive kein „ſolcher Gegenſatz 
zwiſchen der Auffaſſung der Kathederſozialiſten und der 
Zentrumsfraktion bzw. den Arbeiterſchutzbeſtrebungen 
der Majorität des Reichstages, wie es Weber darſtellt“, 
beſtehe. „Es ſind dieſelben Gründe der Humanität und 
Gerechtigkeit, der Berückſichtigung des ſittlichen und phh- 
ſiſchen Wohles des Volkes, der Erhaltung auch der natio— 
nalen Wehr- und Arbeitskraft und damit auch des wirt- 
ſchaftlichen Fortſchrittes, die in (ſeinen, wie Hertlings) 
Reden und Schriften wiederkehren.“ Auch der Verſuch, 
die deutſche Arbeiterbewegung durch Eingehen auf einen 
berechtigten Teil der ſozialiſtiſchen Forderungen unter 
gleichzeitigem Aufgeben der Repreſſippolitik in den 
nationalen Strom zu leiten, ſei gedanklich ſchon in den 
Zentrumsreden ſeit 1878 nachzuweiſen. Bei den Be— 
ſtrebungen des Zentrums zur Beſchränkung der Arbeits- 
zeit, ſei der Gedanke einer Steuerung der Leberproduk— 
tion und der einer Lohnſteigerung durchaus hinter den 
hygieniſch-ſittlichen Geſichtspunkten zurückgetreten. Der 
Plan einer berufsgenoſſenſchaftlichen Regelung der 
Arbeitszeit ſei zwar zuerſt von den Gegnern des geſetz— 
lichen Maximalarbeitstages ausgegangen, inzwiſchen 
habe er ſelber aber dieſe Idee aufgenommen — „nicht 
als Erſatz (h, ſondern als Ergänzung“ der ſtaat— 
lichen Regelung. Wenn er bei Beratung des Arbeiter— 
ſchutzgeſetzes von 1890/91 auch einen entſprechenden 
Antrag geſtellt habe, ſo habe er doch dafür die Praxis 
des Stickereiverbandes der Oſtſchweiz und keinerlei 
romantiſch-zünftleriſche Projekte zum Vorbild gehabt. 
Da ſein Antrag aber ſchon in der Kommiſſion durch— 
gefallen ſei, habe dieſer unmöglich das von Alfred Weber 
geſchilderte Unheil anrichten können, unſere ganze 
deutſche Wiſſenſchaft kopfſcheu zu machen. — Es gab alſo 
für Hitze, der noch vor 17 Jahren das ganze Leben „von 
der Politik bis zum Vergnügen“ ſtändiſch machen wollte, 
keinen peinlicheren Borwurf mehr als den, „romantiſch⸗ 
zünftleriſche Ideen“ zu vertreten. Sein nicht ungefähr⸗ 
liches Bekenntnis zu den Kathederſozialiſten, war ſach⸗ 
lich gewiß nicht unbegründet, wenn auch der dabei ent— 
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wickelte, ungewöhnliche Eifer wohl mehr auf das Be- 
ſtreben, den Makel einer vermeintlichen Inferiorität ab⸗ 
zuwaſchen, zurückzuführen iſt. Allerdings lag ja tatſäch⸗ 
lich auch ſchon den frühen Anträgen Galens und Hert— 
lings die Vorausſetzung zugrunde, daß Induſtrialismus, 
Lohnarbeiterſchaft und kapitaliſtiſche Unternehmung 
durchaus unangetaſtet bleiben ſollen und in dieſer Be- 
ziehung hatte ſich Hitze ſchnell der Ueberlieferung und 
Praxis der Fraktion angepaßt. Selbſt was den „Sozia— 
lismus“ der hiſtoriſch-ethiſchen Schule der National- 
ökonomie betraf, ſo waren auch da kaum Scheidewände 
zwiſchen Hitze und den Kathederſozialiſten, wohl aber 
zwiſchen dem „alten“ und dem „neuen“ Zentrum. Das 
Mancheſtertum der „rheiniſchen Liberalen“ war unter 
Hitzes Führung längſt in einen gewiſſen ſozialpolitiſchen 
Protektionismus umgeſchlagen. Nachdem der Kultur— 
kampf abgeflaut war, war eben die Sorge vor der Omni— 
potenz des Staates nicht nur zurückgetreten, ſondern dar⸗ 
über hinaus von einer ſtarken Hinwendung zum Staate 


abgelöſt worden. Nur gegenüber der Sozialverſicherung — 


ſchien ſich ein Reſt prinzipieller Bedenken zu erhalten. 
Selbſt in der Frage der Zwangsinnungen war wohl die 
ablehnende Haltung eines Teils der Fraktion, weniger in 
dem obligatoriſchen Charakter, den Hertling bekämpfte, 
begründet, als in der ausgeſprochenen Hinwendung der 
Partei zum induſtriellen Fortſchritt. Aus alledem geht 
hervor, daß auch die betonte Bejahung der ſtaatlichen 
Sozialpolitik nicht aus konſervativen Quellen kam, ſon— 
dern aus der gleichen „liberalen“ Haltung, welche den 
Anſchluß an die wirtſchaftlich-techniſche Entwicklung her— 
beigeführt hatte. Alfred Webers Theſe von dem fapita- 
lismusfeindlichen Urſprung der Arbeiterſchutzpolitik des 
Zentrums war alſo tatſächlich unbegründet. Die zweite 
Auflage von Hikes „Arbeiterfrage“, die im gleichen 
Jahre erſchien, bewies z. T. noch gründlicher als die erſte, 
daß ihr Autor und die von ihm geführte Sozialpolitik der 
Zentrumspartei nichts weniger als wirtſchaftsrevolutio— 
när oder rückſchrittlich orientiert war. So mannigfach 
— hieß es da — die Arſachen der Arbeiterfrage ſind, jo 
mannigfaltig ſind auch die Mittel und Wege ihrer „Lö— 
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ſung“. „Eine adäquate „‚Löſung“ gibt es nicht, noch 
weniger ein Allheilmittel der Löſung. Es handelt ſich 
auch nicht weſentlich um neue, noch zu findende Mittel 
und Wege, ſondern die Mittel ſind ſchon mehr oder 
weniger in Wirkſamkeit, die Wege werden ſchon began— 
gen und es gilt nur mit klarer Erkenntnis und energiſchem 
Willen die Mittel und Wege fortzuſetzen.“ (Seite 11.) Im 
Uebrigen treten auch in dieſer Auflage prinzipielle Er— 
örterungen völlig zurück hinter nüchternen, praktiſchen 
Erwägungen. Der Gewerkſchaftsfrage iſt ein größerer 
Raum gewährt — aber nicht als einer „Frage“, ſondern 
als einem ſelbſtverſtändlichen Mittel zur „Löſung“. Neu 
— und bezeichnend für den wachſenden Realismus Hitzes 
iſt die ausführliche Sozialſtatiſtik im Anhang. Darin 
wird eine gute Auswahl aus den Reſultaten der Ge— 
werbe- und Berufszählung, aus der Lohn-, Geſundheits— 
und Verſicherungsſtatiſtik gegeben. Tatſachen ſind der 
Ausgangspunkt ſeiner Aeberlegungen und Vorſchläge: 
Ohne Diagnoſe keine Therapie! Gibt es aber eine 
Therapie ohne Anatomie, ohne Beſinnung auf Bau und 
Leben des ſozialen Körpers? Wohin führt ſoziale Poli— 
tik, wenn ſie ohne organiſches Geſtaltprinzip, ohne letztes 
Ziel bloß „praktiziert“? Solche Fragen tauchen vor dem 
Leſer auf. Soll der Arbeiterſchutz die gegenwärtige Ge— 
ſellſchaftsordnung verewigen? Worauf ſoll ſoziale Ver— 
ſicherung einmal hinaus? Sind die „gegebenen Tat— 
ſachen“ die einzigen „Größen“, mit denen wir zu rechnen 
haben? Welche hiſtoriſchen, natürlichen und moraliſchen 
Geſetze nötigen uns, die Lohnarbeiterverfaſſung, die 
Anternehmung einfach als unabänderliche, womöglich 
fortſchrittliche Wirklichkeit hinzunehmen? Auch die Ge— 
ſellſchaftsgeſchichte iſt doch ein „concursus“, ein Zu— 
ſammenfließen von Schickſal und Freiwilligkeit, von 
Fügung und menſchlicher Entſchließung! Daß aller— 


a dings gerade vom niederrheiniſchen Calvinismus die 


Auffaſſung ausging, die Bewährung des Menſchen be— 
ſtätige ſich erſt in der erfolgreichen Hingabe an die be— 
triebſame Wirklichkeit, mag uns nachdenklich ſtimmen. 
War es nicht auch der niederrheiniſche Dampf -⸗Webſtuhl, 
der den entſcheidenden Anſtoß zur Induſtrialiſierung 
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Deutſchlands gegeben hatte? Die Verſuchung zu der An- 
nahme, daß der puritaniſche Verzicht auf eine hoffnungs⸗ 
frohe und vollmenſchliche Geſtaltung der Zukunft auch die 
rationale Nüchternheit der „katholiſchen Aktion“ und 
Taktik M. Gladbachs in etwa beeinflußt hat, liegt jeden? 
falls nahe. Selbſt die Tatſache, daß der Volksverein, vor 
allem Hitze, die Katholiken aus der Paſſivität heraus- 
führen wollte, ſpricht mehr dafür als dagegen. An Akti⸗ 
vität hat es dem angelſächſiſchen Proteſtantismus ganz 
gewiß nicht gefehlt — gerade fie hat ja den Kapitalis⸗ 
mus aufgebaut — aber es war trotz allem nur eine 
„fatale“ Aktivität, die ſich „in die Entwicklung“ ſtellte. 
So berechtigt Hitzes Mißtrauen gegen die Spekulationen 
im luftleeren Raume war, ſo wenig durfte er als Real— 
politiker die anregende und vorwärtstreibende Macht der 
Idee gegenüber dem hiſtoriſchen und pſpychologiſchen 
Trägheitsgeſetze unterſchätzen. Ein überſteigerter „Wirk— 
lichkeitsſinn“ iſt zuweilen nicht minder eschatologiſch, 
wirklichkeitsfern, als die Zukunftsträume der Roman- 
tiker und Sozialiſten. Indeſſen, dem bodenſtändigen 
Bauernſohn Hitze mag dieſe Gefolgſchaft der „Entwick- 
lung“ nie leicht geworden ſein. Es hat vielmehr immer 
wieder den Anſchein, daß ſeine aufopfernde Hingabe an 
die vielen kleinen und großen Löſungsmittel, an die un- 
dankbare politiſche Tagesarbeit ein achtunggebietendes 
Ringen gegen ſich ſelbſt war. Die Aneigennützigkeit des 
„Kapitaliſten“ Brandts, deſſen vornehme Perſönlichkeit 
wie deſſen Organiſationstalent und ſachlichen Erfolge 
hatten in Hitze ein Berufsethos aufgeweckt, das wie ein 
kategoriſcher Imperativ ihn immer wieder zum Verzicht 
auf die „kommenden Dinge“ und zur Pflicht gegenüber 
den gegenwärtigen Aufgaben zwang. Auch wenn er 
dabei Gedanken vorwegnahm, die erſt nach Jahrzehnten 
beſtätigt und erfüllt wurden — wie z. B. den der Be— 
triebsräte und der Arbeitsloſenverſicherung — jo knüpf— 
ten dieſe doch immer am Beſtehenden an, ſuchten das 
Gegenwärtige zu „erfüllen“. Lieſt man das Kapitel über 
den „Schutz des Familienlebens“ in ſeiner „Arbeiter- 
frage“, ſo wird auch da wieder deutlich, daß er in den : 
tiefſten Kammern ſeiner Seele doch noch an eine natür- 
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liche, normale „Volksordnung“ glaubte, daß das Sdeal- 
bild der chriſtlichen Geſellſchaftsverfaſſung durch ſeine 
„innerkapitaliſtiſche“ Sozialpolitik keineswegs völlig 
ausgelöſcht und verdrängt war. Vielleicht hätte er den 
Kritikern, welche in ſeinem Buche den grundſätzlichen 
Ausgangspunkt, die Sinn- und Zielgebung vermißten, 
geſagt, daß ihm dieſe Dinge ſelbſtverſtändliche Voraus— 
ſetzung ſeien, daß es nicht die Aufgabe der Sozial— 
politik wäre, die Moraltheologie und die reine Sozio— 
logie zu wiederholen, daß ſie eigenſtändig ſei. Darauf 
bliebe dann aber noch immer zu antworten, daß 
Sozialpolitik eben doch nicht Sozialreform iſt. Sozial- 
politik iſt relativiſtiſch, fie „beſſert“, beſtätigt aber da- 
durch. Sozialreform hingegen iſt abſolut, ſie will, „über— 
winden“, einer neuen Ordnung zuſtreben. Mag die 
Theorie die Dinge auch leichter ſcheiden als die Wirk— 
lichkeit, der weſentliche Anterſchied bleibt. Die Eigen- 
ſtändigkeit der angewandten Soziologie erweiſt ſich doch 
gerade darin, daß ſie ſich nicht auf das Seiende und das 
noch Erlaubte beſchränkt, daß fie nicht nur „Auswüchſe“ 
beſeitigen will, ſondern nach poſitiven Möglichkeiten 
im Rahmen des Geſchichtswandels ſucht: nicht So— 
zialethik, ſondern Geſellſchaftsordnung! Es iſt ein 
Anterſchied, ob man für Wohlanſtändigkeit der Anter— 
nehmer oder für Zueignung der Produktionsmittel an die 
Werktätigen kämpft. Ob man ſich, wie die hiſtoriſch— 
ethiſche Schule, für Schutz, Sicherung und Hebung der 
Schwachen einſetzt oder etwa für berufsſtändiſche Ge— 
meinwirtſchaft. Damit iſt noch nichts über Wert und Un- 
wert, Möglichkeit oder Notwendigkeit des einen wie des 
andern ausgeſagt. Damit iſt vor allem nicht geſagt, ob 
Hitze nicht — trotz allem — eine Miſſion erfüllte, ob nicht 
alle echte Sozialreform auch mit Vorbehalt Sozialpolitik 
ſein muß, inſoweit ſie der Gegenwartsnot zu Hilfe zu 
kommen und die Zukunft organiſch vorzubereiten hat. 
Aber war Hitzes Sozialpolitik nur Uebergangsmaß— 
nahme, „Etappe“? In dem ſchon genannten Kapitel über 
den Schutz des Familienlebens heißt es: „. . . alle Mittel 
zum Schutz und zur Förderung des Arbeiterſtandes 
dienen gleichzeitig auch der Erhaltung und Förderung 
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des Familienlebens. umgekehrt muß man fagen: nur 
wenn und ſoweit dieſes Ziel feſtgehalten und gefördert 
wird, ſind dieſe Maßnahmen von wirklichem, dauerndem 
Segen für den Arbeiterſtand. Unter dieſem Geſichts— 
punkte ſind alle Geſetze und ſozialen Schöpfungen in 
erſter Linie zu prüfen und, falls fie dieſe Probe nicht be- 
ſtehen, zu bekämpfen.“ Gewiß eine entſchiedene Formu— 
lierung! Liegt ihr auch nicht eine „ideale“ Geſellſchafts⸗ 
ordnung zugrunde, ſo doch die Vorſtellung eines be— 
ſtimmt gearteten und geordneten Familienlebens, als der 
Keimzelle der Sozialverfaſſung. An dieſem Zweck und 
Ziel wird alſo die Sozialpolitik gemeſſen. So anerkennt 
Hitze z. B., daß die Kinderhorte und Bewahrſchulen zu 
einer Vermehrung der Fabrikbeſchäftigung der Mütter 
führen. Aber „Anſtalten dürfen und können nie die Fa— 
milie erſetzen“. Kein vernünftiger Menſch wird Bewahr— 
ſchulen, Ferienkolonien unter den heutigen Umſtänden für 
überflüſſig erachten. Und trotzdem muß der Sozial— 
reformer alles daran ſetzen, ſie überflüſſig zu machen. 
Meſſen wir nun die Arbeiterſchutzpolitik und die Ar— 
beiterverſicherung mit Hikes eigenem Maßſtab, jo könn— 
ten ſehr wohl Zweifel darüber auftauchen, ob ſie das 
urſprüngliche und ſelbſtändige Familien- und Gemein⸗ 
ſchaftsleben erhalten und fördern will, ob ihr letztes Ziel 
ſei, ſich ſelbſt überflüſſig und dem Eigenleben wieder 
Platz zu machen, ob ſie „Etappe“ ſei. Oder waren die 
Sorgen derjenigen völlig unbegründet, welche von der 
Schutzgeſetzgebung der Verewigung unſerer wirtſchaftlich- 
ſozialen Zuſtände befürchteten, jener Zuſtände, die in 
ihrem tiefſten Weſen — nicht nur in ihren „Auswüchſen“ 
— im Widerſpruch zur natürlichen Ordnung, zur Fami- 
lienkultur, zur ſozialen Geſundheit und Gerechtigkeit 
ſtehen? Müſſen wir nicht heute ſchon eine „Kriſe der 
Sozialpolitik“ zugeben, weil die ſtaatliche Fürſorge und 
Wohlfahrtspflege durch ihre Ueberorganiſation zum 
Selbſtzweck zu werden droht, weil ſie z. T. an die Stelle 
der Selbſthilfe der Perſönlichkeit, der Familie, ein Heer 
von Beamten, Rentenſchaltern — und unzufriedenen, un— 
ſelbſtändigen Bürgern herangezüchtet hat, weil ſie den 
Staat an die Stelle der Geſellſchaft ſtellte? So gewiß 


11 Müller, Hitze. 


2. 


——— — — 


— 


162 Mangel an Begründung? 


man das Proletariat nicht dem „freien Spiel der Kräfte“ 
überlaſſen konnte, ſo gewiß iſt der Verzicht auf Vorbild 
und Grundſatz, auf Ziel und Sinn, der Sozialpolitik zum 
Schaden geweſen. Wo der letzte Zweck der Geſetz— 
gebung nicht zu ſehen war, wo er nach den eigenen Wor- 
ten der Geſetzgeber gleichſam in fic ſelber ruhte, an- 
ftatt über fic) hinauszuweiſen, mußten die Mittel ent- 
arten. Das betonte Feſthalten an einem weitſchauenden 
„Programm“ hätte vielleicht die Aeberwucherung und 
Stationierung der Hilfsmaßnahmen hemmen können. Es 
iſt durchaus einzuſehen, daß in den „Gründerjahren“, 
während der „Aera Stumm“, im Zeitalter der weltwirt— 
ſchaftlichen Verflechtung kaum mehr erreicht werden 
konnte, als die zähe Arbeit Hitzes durchzuſetzen ver— 
mochte. Aber die Begründung dieſer Arbeit in der Be— 
kämpfung des Amſturzes, in der Humaniſierung des 
Kapitalismus und in der Erhaltung des herrſchenden 
Wirtſchaftsſyſtems, ihre Begrenzung auf ein taktiſches 
Prinzip, dieſes alles war geeignet, die ſchöpferiſche 
Kraft, die kulturelle Fruchtbarkeit der Sozialpolitik zu 


_paralpfieren. 


Schon das Jahr 1899 brachte eine Neuauflage der 
„Arbeiterfrage“, die aber erſt diesmal der Oeffentlich— 
keit übergeben wurde. Im Vorwort wurde geſagt, daß 
die Motive der Arbeiterſozialpolitik deshalb in dem 
Buche zu kurz gekommen ſeien, weil es urſprünglich 
als Vorbericht für einen „Praktiſch-ſozialen Kurſus“ ge— 
dacht war und durch mündlichen Vortrag ergänzt wer— 
den ſollte. Es ſcheint allerdings, daß auch in den Kurſen 
eine ſachliche Erweiterung der „Löſung“ nicht zum Vor— 
trag gebracht wurde. — Hier, wie in den früheren Auf— 
lagen war zur Begründung ſofortiger Maßnahmen für 
die Löſung der Arbeiterfrage angegeben: die wachſenden 
wirtſchaftlichen und ſittlichen Mißſtände, die Unzufrie— 
denheit — welche dem Widerſpruch zwiſchen politiſcher 
Freiheit und ſozialer Anfreiheit, zwiſchen techniſchem und 
ſozialem Fortſchritt entſpringt, das Klaſſenbewußtſein — 
das durch Schul- und Militärpflicht, Stimmrecht und 
Preſſe gefördert wird, die Proletariſierung des Mittel— 
ſtandes, ſchließlich der Unglaube und die Verhetzung der 
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Arbeitermaſſen. Alſo in erfter Linie negative Gründe. 
Auch wenn man dabei berückſichtigt, daß dieſe Begriin- 
dung nur die aktuelle Notwendigkeit der Sozial⸗ 
politik dartun ſollte, vermißt man doch immer wieder 
die Zielgebung, welche dem Kapitel über „Mittel und 
Wege zur Löſung“ folgen ſollte. Die eingeſchalteten 
Verbeſſerungs⸗ und Ausbauvorſchläge können ſolche 
„Planmäßigkeit“ nicht erſetzen. Es war ja von Hitze auch 
ausdrücklich geſagt, daß eine ſyſtematiſche Arbeiterwobl- 
fahrtspolitik nicht zuletzt die Erhöhung des Anteils am 
wirtſchaftlichen Fortſchritt bezweckt. Aus dem Arbeiter- 
ſtande ſoll ſich ein neuer Mittelſtand emporringen, „der 
zwar des großen Gutes der Selbſtändigkeit ermangelt (), 
aber dafür den Beweis ſittlicher Kraft und Tüchtigkeit im 


Kampfe ums Daſein erbracht hat“. Die Anſelbſtändigkeit 


des Arbeiterſtandes wird alſo als ſolche nicht in die Auf- 
gabe zur „Löſung“ einbegriffen, „Entproletariſierung“ f 
der Geſellſchaft zunächſt nur als Emanzipation, Ein⸗ 
bürgerung und Hebung der Arbeiter verſtanden. — : 

Die parlamentariſche Arbeit Hibes ſtand auch um Diefe 
Zeit unter der Deviſe: nicht Stillftand, ſondern Fortſchritt 
der Sozialpolitik, Ausführung der Februarerlaſſe! Ende 1898 
lag dem Reichstage wieder der Geſetzentwurf betreffend die 
eingetragenen Berufsvereine vor und ein Antrag Sitzes 
auf Vorlage eines Geſetzes betreffend die Errichtung von Ar⸗ 
beitskammern. Im Januar 1899 beteiligte er ſich an der 


Aktion Trimborns für die kaufmänniſchen Schiedsgerichte, für 


die obligatoriſche Errichtung von Gewerbegerichten und für 
die Erweiterung der Kompetenz der Gewerbegerichte als 
Einigungsämter. Am 18. des Monats konnte er darauf hin⸗ 
weiſen, daß ſeit 1890 kein einziges ſozialpolitiſches Geſetz 
gemacht worden fet — ſehe man von der Novelle zur Kran— 
kenverſicherung ab, die nur Ausbeſſerungen brachte. Die 
Novelle zur Anfallverſicherung wurde ſeinerzeit ſchon von 
der Regierung zurückgezogen, als die Kommiſſion nach der 
erſten Leſung Verbeſſerungsvorſchläge machte. Der ſanitäre 
Maxpimalarbeitstag fei nur in der Bäckereiverordnung zur 
Anwendung gekommen — und auch dieſe nur unter dem 
Proteſt der Rechten. Die Beſchränkung der Arbeitszeit ſei 
längſt auch auf dem Gebiete des Verkehrsweſens notwendig. 
Ebenſo nötig ſei die Ausdehnung des Arbeiterſchutzes auf die 
Betriebe mit Motoren, es genüge keineswegs, ihn auf ſolche 
mit Dampfmaſchinen zu beſchränken. — Im Februar kam 
endlich eine Novelle zur Reform der Invaliden⸗ und Alters⸗ 
verſicherung an den Reichstag. Schon in der erſten Beratung 
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erklärte Hitze, daß ihm wichtiger als die Herabſetzung des 
Lebensalters, die Verbindung mit der Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
verſicherung erſcheine. Ein entſprechender Antrag wurde vom 
Reichstage auch angenommen, von der Regierung aber wegen 
der Koſtenfrage nicht weiter verfolgt. Indeſſen fanden ſeine 
alten Ideen, betreffend den Anſchluß der Invalidenverſiche⸗ 
rung an die Krankenverſicherung und die Beteiligung der 
Verficherten bei der Regelung des Rentenverfahrens, nun⸗ 
mehr Verwirklichung. Auch ſonſt beteiligte er ſich mit zahl⸗ 
loſen Detailantragen an der Reform des Geſetzes. Daneben 
drang er unermüdlich auf einen Geſetzentwurf betreffend Ab⸗ 
änderung des Krankenverſicherungsgeſetzes. Auch an Anträgen 
auf Abänderung der Gewerbeordnung im Sinne des Arbeiter⸗ 
ſchutzes fehlte es nicht. Insbeſondere bemühte ſich Hitze um den 
Schutz der Arbeiter und Arbeiterinnen in Zinkhütten. Im 
Landtage trat er für Angleichung der Knappſchaftsverſicherung 
an den Aufbau der Sozialverſicherung im Reiche ein, insbeſon⸗ 
dere was den Rekurs und die geheime Wahl der Arbeiterver⸗ 
treter betraf. Arbeiter ſollten auch bei der Vermehrung der 
Revieraufſichtsbeamten — die er dringend forderte — hinzu⸗ 
gezogen werden. Bei dieſer Gelegenheit mußte er auch eine 
Lanze für die Gewerkſchaft chriſtlicher Bergarbeiter brechen, 
gegen welche die Abgeordneten Sattler und Schultz mit 
Vorwürfen wegen angeblicher Imparität uj. vorgegangen 
waren. Gelegentlich der Beratung eines Antrages auf Bore 
lage eines Geſetzentwurfes betreffend Fürſorge für Arbeits- 
loſe ſprach er mit Begeiſterung von Bodelſchwingh und ſetzte 
ſich für dieſen Antrag ein. Auch ein Antrag auf Einführung 
weiblicher Fabrikinſpektoren fand dort ſeine Anterſtützung. 
Aus Anlaß eines Antrages Weihe betreffend Rentengüter 
ſprach ſich Hitze für eine ſtaatliche Wohnungsfürſorge aus. 
Die Regierung ſelbſt hielt dieſe Forderung für zu ſozialiſtiſch 
und erklärte, daß dies Sache der Kommunen ſei. Trotzdem 
kam Hitze auch ſpäter wiederholt darauf zurück. Bei der Ver— 
tretung ſeines Antrages betreffend Arbeitskammern im 
Reichstage ſprach er ſich für gemeinſame Beſetzung derſelben 
durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus, während er früher 
für reine Arbeiterkammern eingetreten war. Ob für dieſen 
Wandel nur taktiſche Erwägungungen maßgebend waren, etwa 
um die Idee den Vertretern des Unternehmertums annehm⸗ 
barer zu machen, iſt nicht erſichtlich. Er erklärte, daß die 
Gewerkſchaften ihrer Natur nach nur einſeitige Intereſſen 
vertreten können und ſollen und deshalb die Arbeitskammern 
als Ergänzung und Ausgleich im Sinne der Arbeitsgemein- 
ſchaft und der Organiſation der Berufsſtände überhaupt zu 
wirken hätten. Im Frühjahr 1900 kam endlich die Novelle 
zur Anfallverſicherung wieder vor den Reichstag, nachdem 
fie 1896 an dem Widerſtand der Schwerinduſtrie geſcheitert 
war reſpektive wegen der vorgerückten Seſſion vom Plenum 
des Reichstages nicht mehr beraten werden konnte. Es bedarf 
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keines Hinweiſes, daß ſich Hitze auch an dieſen Beratungen 
eifrig beteiligte. So unvollkommen auch die Ergebniſſe im 
Ganzen waren, ſo erreichten Hitze und ſeine Freunde doch, daß 
auch Werkmeiſtern, Betriebsbeamten und kleinen Unternehmern 
die Möglichkeit der Verſicherung gegeben wurde. Außerdem 
ſetzten ſie die Hinzuziehung der unteren Verwaltungsbehörde 
und des behandelnden Arztes bei der erſten Rentenfeſtſetzung 
durch und eine günſtigere Berechnung der Beiträge. — Gre 
folgreich waren in dieſem Jahre auch die gemeinſamen Bee 
mühungen von Hitze und Baſſermann um die Ausdehnung 
der Schutzbeſtimmungen der Gewerbeordnung auf das Hane 
delsgewerbe. Eine entſprechende Novelle regelte die Fragen 
des Ladenſchluſſes und den Schutz der Handlungsgehilfen in 
offenen Verkaufsſtellen. Die gleiche Novelle brachte auch die 
von Hitze geforderte Anwendung der Arbeiterſchutzgeſetze auf 
Motorenbetriebe, gewiſſe Fortſchritte in der Frage des 
Löhnungstages uſw. Trotzdem begann die Sozialdemokratie 
gerade damals unter Führung des Abgeordneten Hoch einen 
heftigen Kampf gegen das Zentrum. Hoch bezeichnete das 
Zentrum als Hemmſchuh der Sozialreform und erging ſich 
in Anklagen gegen Hitze und die ſozialpolitiſche Taktik der 
Fraktion. Hitze begnügte ſich mit der Antwort: „Die Aus⸗ 
führungen des Herrn Vorredners geben mir keine Veran— 
laſſung zu einer weiteren Antwort, mein Gewiſſen iſt ſo gut 
und die Sache iſt ſo klar, daß ich darauf verzichten kann.“ 
Hoch ließ ſich indeſſen nicht hemmen, ſeine Vorwürfe gegen 
die angebliche „Arbeiterfeindlichkeit des Zentrums“ in einer 
Broſchüre zu veröffentlichen. Dieſer Schritt erregte Hitze aufs 
tieffte, um ſo mehr, als er ſich für die Sozialpolitik verant- 
wortlich fühlte und die Angriffe von feiten einer Arbeiter— 
partei kamen. Hitze, der auch ſonſt auf die leiſeſten Vorwürfe 
außerordentlich reagierte und trotz ſeines politiſchen Formats 
im parlamentariſchen Kampfe ſeine ungewöhnliche Senſi— 
bilität nicht verlor, trug bis in die letzten Jahre an dieſer 
Kritik ſo ſchwer, daß ſeine Geſundheit nahezu darunter litt. 
Tatſächlich war es ja gerade Hitze, der Parlament und Re— 
gierung mit unermüdlicher Zähigkeit zur Fortführung des 
1890 begonnenen Kurſes drängte. Ende 1900 kehrten ſeine 
Anträge betr. Arbeitervertretung, Ausgeſtaltung der Ge— 
werbegerichte und eingetragene Berufsvereine wieder. Mitte 
Januar 1901 war er es wieder, der in großer Rede einen 
Rückblick und Ausblick hinſichtlich der ſozialen Geſetzgebung 
gab und ſich gegen die vom Reichskanzler für notwendig 
erachtete ſozialpolitiſche „Schonzeit“ ausſprach. Bei der Be— 
ratung des Zolletats erreichte er die Bereitſtellung der Er— 
träge aus landwirtſchaftlichen Zöllen für eine Witwen- und 
Waiſenverſicherung. Er plädierte für ein Reichsarbeitsamt 
und kämpfte mit dem Abgeordneten v. Heyl für den Ausbau 
der Gewerbegerichte zu Einigungsämtern, damit die Arbeiter 
wenigſtens hier eine „Kammer“ fänden und Friedensorgane 
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eſchaffen würden zwiſchen den getrennten Organiſationen 
e und Arbeiter. Die Offenſive der Linken 
gegen das Zentrum kam trotz allem nicht zum Stillſtand. Als 
Hitze ihr gegenüber die Chriſtlichen Gewerkſchaften. ihre kirch⸗ 
liche Unabhängigkeit verteidigen mußte und darüber hinaus 
auch noch den interkonfeſſionellen Charakter des Zentrums 
und die politiſche Bewegungsfreiheit der Partei gegenüber 
Papſt und Biſchöfen, begannen auch die Gegner im katho 
liſchen Lager ſich zu formieren. i 


IX. 


don im Mai 1899 war im Berliner „WMärkiſchen 

Kirchenblatt“ eine Artikelreihe erſchienen, welche die 
abſolute Eigengeſetzlichkeit der wirtſchaftlich-ſozialen Be⸗ 
ſtrebungen der Gewerkſchaftsbewegung beſtritt und ſich 
gegen jenen Dualismus wandte, der die religiöſen Fra— 
gen den konfeſſionellen Arbeitervereinen zuwies, die 
materiellen indeſſen der Selbſtbeſtimmung interkonfeſſio— 
neller Gewerkvereine überließ. Da die Religion den 
ganzen Menſchen ergreife, gäbe es keine „neutralen“ 
Lebensgebiete und darum müßten ſich auch die Koali— 
tionen der Arbeiter den religiös-ſittlichen Prinzipien 
und der Führung der wahren Kirche unterwerfen. — 
Bald nach Erſcheinen dieſer Artikelreihe griff der Epi— 
ſkopat in den Streit ein und erklärte im ſog. Fuldaer 
Paſtorale ebenfalls, daß nicht nur die moderniſtiſche 
Erklärung der Religion zur Privatſache eine verhängnis— 
volle Konnivenz gegenüber dem Sozialismus darſtelle, 
ſondern auch jeder Verſuch, wirtſchaftliche Beſtrebungen 
und Lohnbewegung unter dem Scheine einer kraftloſen 
Miſch⸗Religion durchzuführen, verwerflich iſt — ſelbſt 
wenn er „von dem ungeduldigen Verlangen, die Wünſche 
der arbeitenden Klaſſen raſcher zum Ziele zu führen“, 
eingegeben ſei. Zum Schluß ſchlugen die Biſchöfe die 
Bildung von Fachabteilungen in den katholiſchen 
Arbeitervereinen vor, jedoch nicht — wie Hitze — als 
Etappen zur paritätiſchen oder gar neutralen Gewerk— 
ſchaft, ſondern, wie es ſchien, im bewußten Gegenſatz 
zu den von M. Gladbach aus geförderten Chriſtlichen 
Gewerkſchaften. Jedenfalls kommentierte der Freiburger 
Erzbiſchof das Rundſchreiben der Fuldaer Biſchofs⸗ 
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konferenz dahin, daß die Bezeichnung „chriſtlich“ bei der 
interkonfeſſionellen Gewerkſchaftsbewegung nur leerer 
Schall und Aushängeſchild ſei, wie der Frankfurter Kon— 
greß und ſeine, jede poſitiv-religiöſe Grundlage ab- 
lehnenden Verhandlungen erwieſen hätten. Jedenfalls 
griffen die in rein katholiſchen Gegenden — in Oſt⸗ 
deutſchland und an der Saar — wirkenden Verbände 
kirchlicher Arbeitervereine die Empfehlung der Fach- 
abteilungen durch die Biſchöfe auf, um ſie für eine rein 
katholiſche Arbeiterbewegung ins Feld zu führen, wäh— 
rend die Gewerkſchaften, da fie nicht ausdrücklich ge- 
nannt waren, die Taktik verfolgten, das „Paſtorale“ als 
eine interne Angelegenheit der Arbeitervereine auszu— 
geben und nicht als Antwort auf die M. Gladbacher 
Broſchüre „Chriſtliche Gewerkvereine“ und den folgen- 
den Frankfurter Kongreß. Die Integralen der „Trierer“ 
und „Berliner“ Richtung der Arbeitervereine fanden in 
dem Nationalökonomen Franz Kempel einen geſcheiten 
und ſcharfſinnigen Verfechter ihrer Ideen. Mögen auch 
ſeine poſitiven Aeußerungen zum moraliſch-organiſchen 
Aufbau des Erwerbslebens noch durchaus im Roman- 
tiſchen ſtecken geblieben ſein, ſo focht er doch logiſch— 
dogmatiſch unzweifelhaft eine ſcharfe Klinge gegen die 
liberalen Strömungen im katholiſchen Deutſchland. Die 
Kölniſche Volkszeitung übernahm die Verteidigung der 
M. Gladbacher Richtung, die ja mit der neueren Kölner 
Richtung des Zentrums (Bachem-Hitze) geiſtig durchaus 
verwandt war. Hitze ſtellte ſich ganz auf die Seite der 
chriſtlichen Gewerkvereine, an deren Gründung er ſich 
bekanntlich beteiligt hatte. In jener ſchon erwähnten 
Reichstagsſitzung legte er gegenüber den Abgeordneten 
v. Vollmar und Fiſcher den Hirtenbrief ſo aus, daß er 
ſich gegen die angebliche Neutralität der ſozialdemokra— 
tiſchen Gewerkſchaften richte und nur den weiteren Aus- 
bau der katholiſchen Arbeitervereine und ihrer Fach— 
ſektionen erſtrebe. Die chriſtlichen Gewerkſchaften ſeien 
völlig unabhängig, die Geiſtlichen als ſolche hätten nichts 
mit ihnen zu tun — ganz analog der interkonfeſſionellen 
Zentrumspartei. — Der nun einſetzende jahrelange 
Kampf der beiden extremen Richtungen, der Integralen 
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und Liberalen, gegeneinander war noch unerfreulicher als 
ihre Auslegungskünſte gegenüber dem Fuldaer Paſto— 
rale. Soweit Hitze in dieſen Kampf gezogen wurde, 
nehmen wir die ſpäteren Vorgänge hier bereits vorweg. 
Franz Kempel beſchäftigte ſich ſchon 1901 in ſeinem 
Buche „Göttliches Sittengeſetz und neuzeitliches Er- 
werbsleben“ eingehend mit den Anſchauungen Sitzes. 
Er beanſtandete zunächſt Hitzes Interpretation der Be- 
rufs⸗ und Betriebsſtatiſtik im Anhang zu ſeiner „Arbei⸗ 
terfrage“. Dort war eine außerordentliche Zunahme 
unſelbſtändiger, in Großbetrieben beſchäftigter Exiſtenzen 
nachgewieſen, dieſe Tatſache aber dennoch von Hitze als 
„geſunde Entwicklung“ gedeutet worden. An anderer 
Stelle erzählte Kempel, daß Hitze ihm auf dem Praktiſch⸗ 
ſozialen Kurs in Freiburg 1894 das Wort verweigert 
habe, als er gegen die Aeußerungen eines der M. Glad— 
bacher Redner etwas vom prinzipiellen Standpunkte aus 
ſagen wollte. Hitze begründete ſeine Haltung damit, daß 
es ſich um einen praktiſchen Kurs handle. Als nun 
Kempel erwiderte, daß doch die Theorie die Praxis 
leiten müſſe, ſoll Hitze geantwortet haben: „Wir machen 
die Dinge zuerſt, die Theorie kommt hinten nach!“ Auch 
der Volksvereinsdirektor Hohn erzählte ſpäter, Hitze habe 
gelegentlich im Scherze geſagt, Prinzipien gebe es nicht 
( principiis“ obsta). Mag ſich dieſes Wort auch nur 
gegen praktiſch bedeutungsloſe Spekulationen gerichtet 
haben, ſo bewies doch die Kempel erteilte Antwort min— 
deſtens, daß die im Vorwort zur „Arbeiterfrage“ ver— 
ſprochene mündliche „Begründung“ der Arbeiterſozial— 
politik bei den Schulungswochen etwas zu kurz kam. — 
Im Jahre 1904 führte Hitze eine heftige Fehde mit der 
Oberin der Joſefsſchweſtern in Trier, Schweſter Ger— 
trud v. Schaffgotſch, welche ſich um die Gründung von 
katholiſchen Arbeiterinnenvereinen der Berliner Rich— 
tung bemühte. Paradogp erſcheint es, daß Hitze damals 
beanſtandete, daß in den Satzungen dieſer Vereine der 
geiſtliche Präſes keine Stelle gefunden habe, war er 
doch von jeher für die „Mündigkeit“ der Arbeiter ein— 
getreten, während die Integralen gerade ihre Anhäng— 
lichkeit an die kirchliche Leitung beteuerten. Dieſer 
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Widerſpruch erklärt fic) daraus, daß die Satzungen den 


betr. Arbeiterinnenvereine auf das geltende Vereinsrecht 
zugeſchnitten waren, welches einen „vom Biſchof er— 


nannten geiſtlichen Präſes“ für die Eintragung in das , 


Regiſter nicht zuließ. Andererſeits befürchtete Hitze von 
der Propagierung der integralen Vereine außerhalb des 
kirchlichen Rahmens ein Wiederaufflackern des unſeligen 
Zwiſtes im eigenen Lager, der inzwiſchen durch das Ein- 
lenken einiger Biſchöfe zu einem gewiſſen Stillſtand 
gekommen war. Immerhin läßt ſich nicht verſchweigen, 
daß auch Hitze in dieſem Kampf nicht immer eine glück- 
liche Stellung eingenommen hat und den Bedenken man— 
cher Kreiſe gegen das gewerkſchaftliche Prinzip und gegen 
ſeine Bejahung des Kapitalismus nicht ganz gerecht 
zu werden vermochte. Oder entbehren die Beanftandun- 
gen, die der „Arbeiter-Präſes“, ein Organ der „Berliner 
Richtung“, im Jahre 1912 gegen die Gewerkſchaftstheorie 
Hitzes machte, jeder Grundlage? Der Vorwurf, daß 
er die Arbeit als „Ware“ behandelt wiſſen wolle, war 
ſicher unbegründet. Daß ſeine Gewerkſchaftslehre ſich 
faktiſch auf dieſe Baſis ſtellte, läßt ſich indeſſen kaum 
beſtreiten — ganz abgeſehen davon, ob ſeine Anſicht 
falſch oder richtig war. Hitze hat offenbar wiederholt zur 
Verteidigung des Koalitionsrechtes auf die Wirtſchafts⸗ 
kartelle hingewieſen und erklärt, daß auch die Gewerk— 
ſchaften im Prinzip nichts anderes wollten, als den 
„Preis“ der „Ware“ Arbeit, d. h. den Lohn, durch Orga— 
niſation der Angebotsſeite auf dem Arbeitsmarkte im 
Intereſſe der Verkäufer d. h. der Arbeiter zu regeln. 
Von der zweiten, nach Gründung des chriſtlichen Berg— 
arbeiterverbandes erſchienenen Auflage der „Arbeiter- 
frage“ an bis zur ſechſten im Jahre 1904 heißt es immer 
wieder, daß die Gewerkvereine „Verkaufsgenoſſenſchaf— 
ten“ ſind, und zwar zur beſſeren Verwertung ihrer 
„Ware“ Arbeitskraft und zur Ausgleichung der ungiin- 
ſtigeren Lage, in welcher ſich gerade der Verkäufer 
dieſer „Ware“ gegenüber allen anderen Verkäufern 
befindet. Die Arbeiter „ziehen die Konſequenz des — 
nicht von ihnen zuerſt proklamierten (bon 
Hitze geſperrt! D. Verf.) — „Geſetzes“ von , Angebot 


. 
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und Nachfrage“ auch für die Löhne.“ Als Mittel 
zur Erhöhung des Koſtenpreiſes der Arbeit auf 
den Lebenslohn werden von Hitze genannt: Zurück- 
haltung der „Ware“ (Streik), Verabredung von Win- 
deſttarifen, Ausnutzung der Konjunktur-Renten. Da⸗ 
mit hatten die Gewerkſchaften tatſächlich das von der 
liberalen Nationalökonomie proklamierte und vom Kapi- 
talismus praktizierte Marktgeſetz für ſich akzeptiert und 
den Warencharakter der Arbeit anerkannt. Wenn nun 
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„Arbeiterpräſes“ darin einen fragwürdigen Verſuch 
ſahen „den Teufel durch Beelzebub auszutreiben“, ſo 
war das von ihrer antikapitaliſtiſchen Haltung aus zu 
verſtehen. Hitze hatte indeſſen nie beſtritten, daß er 
mit den Berufsverbänden nur eine Korrektur, keine 
Mebertwindung des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems be- 
abſichtige; ſeine Gewerkſchaftstheorie war „innerkapita⸗ 
liſtiſch“. „In den Gewerkvereinen“ — ſagt Hitze — „er— 
ſtreben die Arbeiter im Rahmen der beſtehenden 
Geſellſchaftsordnung ihre Lage zu verbeſſern.“ 
Allerdings muß betont werden, daß Hitze die Funktion 
der Gewerkſchaften als Warenkartelle immer „in letz- 
ter Linie“ genannt hat. Agitation, Rechtsſchutz, Berufs 
bildung und Anterſtützungen gingen ihm vor. Zwar 
klingt auch bei der Begründung der Arbeitsloſenunter— 
ſtützung, des Boykotts, des Streiks und der Tariflöhne 
noch die Anerkennung des Marktgeſetzes an, aber aus 
vielen anderen Aeußerungen geht hervor, daß er als 
eigentliches Ziel der Gewerkſchaftsbewegung die berufs— 
genoſſenſchaftliche Organiſation, die Standwerdung der 
Arbeiterſchaft ſah. So ſicher hierin ein gewiſſer innerer 
Widerſpruch verborgen lag, ſo gewiß war aber auch die 
paſſive Haltung der integralen Arbeitervereine, ihr un— 
fruchtbarer Antikapitalismus eine faktiſche Anerkennung 
des Kapitalismus. Solange allerdings Hitze das Syſtem 
der Lohnarbeit (durch beſitzloſe Nurarbeiter) und die 
moderne Anternehmungsform prinzipiell unangetaſtet 
ließ, war die Beſeitigung der „Elemente“ der Arbeiter— 
frage unmöglich. Hitze führt unter den Urſachen der 
Arbeiterfrage neben der Konzentration der Produktion, 
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des Kapitals, der Bevölkerung und der Lebensalter, 
neben der Freiſetzung (durch die Akkumulation), den 
Kriſen und der Gefährdung der perſönlichen Güter 
auch die Trennung von Sachvermögen und Arbeit, 
von Produzent und Konſument und die Stellung 
der Arbeit als Ware (!) auf. Von den geiſtesge— 
ſchichtlichen und religionsſoziologiſchen Urſachen der 
Arbeiterfrage iſt keine Rede. Die Gefährdung der 
menſchlichen Perſönlichkeit ijt an letzter Stelle auf— 
geführt. Er ſah tatſächlich nicht, daß die Entſtehung des 
„Kapitals“ weſentlich durch einen Umſturz der Werte 
verurſacht war, der das Erwerbsſtreben objektivierte und 
den Menſchen zu einem bloßen „Mittel“ des Erwerbs— 
ſtrebens degradierte. Er führte den Auseinanderfall von 
Produktionsmittelbeſitz und Arbeitskraft unter den Gle- 
menten der Arbeiterfrage an, machte aber bei der Dar— 
ſtellung der Beſtrebungen zu ihrer Löſung keinen Vor— 
ſchlag, der dieſes Grundübel weſentlich beſeitigte. Er 
nannte die Tatſache der Verdrängung der menſchlichen 
Arbeitskraft durch die Maſchine, ſah aber nicht, daß dies 
kein „Auswuchs“ war, ſondern im Mangel an einer 
natürlich⸗vernünftigen Zweckſetzung der Wirtſchaft, in der 
Verſelbſtändigung des Erwerbsſtrebens gründete. Hitze 
kannte die Trennung von Produktion und Konſumtion 
und ihre Folgen, aber es entging ihm völlig, daß ſie zum 
Weſen der unternehmungsweiſen Wirtſchaftsform ge- 
hörte, die ja nicht auf Bedarfsdeckung, ſondern auf Kapi⸗ 
talertrag „mittels“ Bedarfsdeckung bzw. -weckung aus- 
geht. Er gab ohne weiteres zu, daß die Beſitzloſigkeit 
den Arbeiter zwang, ſeine nackte Arbeit anzubieten, aber 
er wußte dieſe „Ordnung“ nur zu korrigieren, nicht zu 
überwinden. Daß Brandts ſeine Arbeiter anſtändig be- 
handelte, ändert nichts daran, daß ſeine Anternehmung 
eine große Anzahl ſelbſtändiger Exiſtenzen abgelöſt und 
proletarifiert hatte, — nicht als Einzel⸗„ſchuld“, aber 
doch als Tatſache. Die Gefährdung der Menſchenwürde 
konnte durch Sozialverſicherung und Fabrikgeſetzgebung 
niemals behoben werden, denn allein die Tatſache, daß 
der Menſch im Kapitalismus nicht Zweck und Ziel, ſon⸗ 


dern nur n und Bedingung iſt, iſt entſcheidend für 
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die menſchlich-ſittliche Fragwürdigkeit des modernen 
Wirtſchaftslebens. Nicht, daß Hitze als Einzelner außer⸗ 
ſtande war, dieſer Dämonie wirkſam zu begegnen, daß 
er ſich begnügen mußte „Feuereimer aufzuſtellen“ (Som- 
bart), iſt das Entſcheidende, ſondern daß er die im— 
manente Fragwürdigkeit des modernen Kapitalismus 
nicht erkannte reſp. ihre Löſung ein für allemal auf 
eine Verſittlichung des „an ſich“ fortſchrittlichen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtems beſchränkte. Die Sozialpolitik, der er in 
ſeiner „Arbeiterfrage“ die Wege wies, verliert dadurch 
nicht an Wert und Würde, ſie war eine Tat, die als 
erſte Nothilfe vielleicht nicht entbehrt werden konnte. 
Aber wahr bleibt, daß fie nicht bis in das „ ſeeliſche 
Problem“ des Kapitalismus vorgedrungen iſt, minde— 
ſtens, daß ſie von einem tiefen Peſſimismus gegenüber 
der ſozialen Geſtaltungskraft des Religiöſen getragen 
war. So gewiß die Gnade die Natur vorausſetzt, ſo 
gewiß auch Hitze ſein Leben einſetzte dafür, daß erſt 
der ſoziale Leib geſunde, damit auch eine geſunde Seele 
in ihm wohnen könne, ſo ſehr vermiſſen wir dennoch in 
ſeinen Büchern die Einſicht, daß der Kapitalismus nicht 
nur eine ſittlich indifferente Wirtſchaftstechnik darſtellt, 
ſondern eine fundamental falſche Rangordnung der 
Werte, die auf die Dauer nicht durch „Schutz“ vor 
Auswüchſen und „Verſicherung“ gegen ihre Schäden zu 
überwinden iſt. In dieſem Punkte war die Kritik 
Hitzes durch die Integralen ſachlich nicht unbegründet, 
obwohl ſie dem lauteren Willen Hitzes vielfach in der 
Form nichts weniger als gerecht zu werden vermochte. 


III. 


ie geiſtigen Kämpfe, die zur Jahrhundertwende um 

die Sozialpolitik des Zentrums einſetzten, haben an 
der Geſundheit Hitzes mehr gerüttelt, als die ungeheure 
Arbeitslaſt, die in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
ſeiner parlamentariſchen Tätigkeit auf ihm geruht. Ein 
Herzleiden machte eine wachſende Einſchränkung ſeines 
öffentlichen Auftretens notwendig. Nur ſelten noch beſtieg 
er die Rednertribüne des Reichstages. Im Jahre 1902 


Letzte Arbeiten im Plenum 173 


finden wir ſeinen Namen neben andern unter verſchie— 
denen Anträgen. So beantragte er eine Aeberſicht über 
die Arbeitsverdienſte in Reichsbetrieben und ſetzte ſich 
für die Aufhebung der landesgeſetzlichen Beſtimmun— 
gen, welche gegen die Teilnahme von Frauen an ſozial— 
politiſchen Beſtrebungen gerichtet waren, ein. Als das 
aus privater Initiative gegründete Internationale Ar— 
beitsamt finanzieller Anterſtützung bedurfte, ſtellte Hitze 
den Antrag auf Aeberweiſung eines Zuſchuſſes aus der 
deutſchen Staatskaſſe. Für die Erörterung des Planes 
einer Arbeitsloſenverſicherung wollte er eine außerparla— 
mentariſche Kommiſſion berufen wiſſen, die nach der 
Weiſe der Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik dieſen Aus— 
bau der Sozialverſicherung allmählich ſpruchreif ge— 
ſtalten ſollte. Nachdem die auf Hitzes Antrag angeſtellte 
Enquete bezüglich der Kinderarbeit in Fabriken ſo trau— 
rige Ergebniſſe gezeitigt hatte, beantragte Hitze Aus- 
dehnung der Erhebungen auch auf die nichtinduſtriellen 
Betriebe. Schon im folgenden Jahre ſollten dieſe Unter⸗ 
ſuchungen zu umfaſſenden geſetzlichen Maßnahmen be— 
treffend den Schutz der Kinder und Jugendlichen führen! 
Ein andermal ſetzte ſich Hitze für eine beſſere Parität 
des Perſonals in Heilanſtalten der Sozialverſicherung 
ein und bat, daß die Verſicherungsanſtalten auch bei 
der Kapitalsanlage reſpektive Kreditgewährung eine un— 
gleiche Verteilung auf die Konfeſſionen vermeiden ſoll— 
ten. Auch zur damaligen Wirtſchaftskriſe nahm er 
Stellung, indem er Kriſenunterſtützungen, produktive 
Erwerbsloſenfürſorge, beſſere Organiſation der Arbeits- 
nachweiſe und beſchleunigte Einrichtung der Arbeits- 
loſenverſicherung forderte. Intereſſant iſt, daß er ſchon 
damals Konjunkturforſchung forderte und von den Kar— 
tellen und Syndikaten eine Regelung der Produktion er— 
hoffte. Anläßlich der Etatsberatungen gab er noch ein— 
mal eine „Inventur“ der Sozialpolitik und erklärte ſich 
trotz der ſchlechten Wirtſchaftslage für einen Ausbau des 
Betriebsſtättenſchutzes, Fortführung des ſanitären Maxi- 
malarbeitstages uſw. Von der Errichtung von Arbeits- 
kammern und der rechtlichen Anerkennung der Berufs— 
vereine verſprach ſich Hitze gerade eine Entſpannung 
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der durch die Kriſe geförderten ſozialen Gegenſätze. Mit 
einer geradezu an weſtfäliſche Starrköpfigkeit erinnern 
den Ausdauer brachte er auch ſeinen Antrag auf den 
Befähigungsnachweis wieder auf die Tagesordnung — 
diesmal auf die des Preußiſchen Landtags, da die reichs⸗ 
geſetzliche Entwicklung des Handwerkerſchutzes ja durch 
das Geſetz von 1897 zu einem vorläufigen Abſchluß ge- 
kommen war. Die preußiſche Regierung gab auch dem 
Drängen Hitzes und anderer Abgeordneten in der Frage 
der ſtaatlichen Wohnungsfürſorge wenigſtens inſofern 
nach, als ſie die Schaffung beſonderer Wohnungsinſpek— 
toren in Ausſicht ſtellte. 

Auf ſchriftſtelleriſchem Gebiete war Hitze außer durch 
die verſchiedenen, bereits erwähnten Neuauflagen der 
„Arbeiterfrage“, durch die Herausgabe zweier Schriften 
über die Invalidenverſicherung und über die Gewerbe— 
ordnungsnovelle tätig. Schon der Titel „Was die ge— 
werblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer insbeſondere 
ſolche von offenen Verkaufsſtellen bezüglich der neueſten 
Gewerbeordnungsnovelle vom 30. Juni 1900 wiſſen 
müſſen“ (Berlin, Verlag der Germania, 1900) zeigt, daß 
auch hier wieder ſozialpädagogiſche Gründe zur Ver— 
öffentlichung führten. Es galt, das Geſetz populär zu 
machen und ſeinen Motiven dadurch zur Verwirklichung 
zu helfen. Die Schrift über die „Invalidenverſicherung“ 
erſchien als Sonderdruck aus „Arbeiterwohl“ im Rahmen 
der vom Volksverein herausgegebenen „Sozialen Tages- 
Fragen“, Heft 6 und 7. Sie ſollte zunächſt die Stellung, 
der Zentrumsfraktion zum Geſetz und dann Inhalt und 
Bedeutung des Geſetzes ſelbſt darlegen. Wichtig iſt darin 
Hitzes prinzipielle Rechtfertigung der Verſicherung aus 
dem ſogenannten Familienlohn. Er ſagt, daß die natur— 
rechtliche Inſtitution zur Verſorgung und Ausgleichung 
von Jugend, arbeitsfähigen Jahren und Alter die 
Familie ſei und folgert daraus zunächſt, daß der Lohn 
der aktiven Arbeitsjahre nicht nur die perſönlichen 
Bedürfniſſe in dieſer Zeit, ſondern auch die einer 
normalen Familie decken müſſe. Das kann — nach 
Hitze — in der Weiſe geſchehen, daß den betagten Eltern 
das „Anlagekapital“ der Jugendzeit erſtattet wird, oder 


Staat ftatt Familie? 128 


daß die Eltern für ihre Kinder wieder verwenden, was 
ſie ſelbſt in der Jugend empfangen, um dadurch zugleich 
die Anwartſchaft auf Verſorgung in alten Tagen zu er⸗ 
werben. Nun ſoll — wie ſchon früher erwähnt — der 
Staat gegenüber dem Lohnzahler und Lohnempfänger 
die Rolle der Zwangsſparkaſſe übernehmen und die über 
den Individuallohn hinausgehenden Einkünfte für den 
Bedarfsfall aufbewahren. Soweit es ſich darum handelt, 
im Zeitalter des freien Arbeitsvertrages einen ſolida— 
riſchen Riſikoausgleich zu ſchaffen und nicht dem Arbeit⸗ 
geber die Koſten aufzubürden, bei dem der Arbeitnehmer 
zufällig invalide wird, erſcheint die Sache einleuchtend. 
Wenn aber Hitze ſelbſt ſagt, daß die Familie die natür⸗ 
liche Inſtitution zur Verſorgung und Ausgleichung der 
Lebensalter iſt, ſo iſt nicht leicht einzuſehen, mit welchem 
Recht der Staat der Familie dieſe naturrechtlichen 
Pflichten abnimmt und ſie vielleicht dadurch verkrüppeln 
läßt. Wenn durch frühe Invalidität und vorzeitigen Tod 
das eigene Vermögen nicht ausreicht, können fremde 
Arbeiter und Anternehmer geſetzlich vielleicht gar nicht 
zum Ausgleich gezwungen werden. Es bliebe dann 
ſtrenge Liebespflicht der Mitmenſchen, helfend eingu- 
ſpringen. Mit welchem Rechte dieſe ſittliche Pflicht, ge⸗ 
ſetzlich formuliert und ſtaatlich erzwungen werden darf, 
legt Hitze nicht deutlich dar. Solange der beſitzloſe Wur- 
arbeiter normale Inſtitution der modernen Geſellſchaft 
iſt und die unternehmer nach dem Aequivalenzprinzip 
und dem Marktgeſetz nur einen Leiftungs- oder gar einen 
bloßen Selbſtkoſtenlohn (Exiſtenzminimum, Ehernes 
Lohngeſetz) zu zahlen bereit ſind, kann die Familie aller- 
dings ihrer naturrechtlichen Beſtimmung nicht gerecht 
werden. Dann mag dieſer Notſtand die zwangsweiſe 
Sicherung des Familienlebens vielleicht rechtfertigen 
— normal ift dieſer Zuſtand nicht, er wird im Gegen- 
teil im Laufe der Jahre zu einer Entwöhnung von den 
Eltern⸗ und Kindespflichten führen! Unter ſolchen Um- 
ſtänden könnte Sozialpolitik dann vielleicht mehr zur 
Auflöſung der Geſellſchaft beitragen als es die moderne 
Wirtſchaftsordnung an ſich ſchon tut. Dadurch, daß das 
Zentrum und auch Hitze ſich gegen die Einbeziehung 


176 Individualiſierung der Sozialgeſetzgebung 


der Landwirtſchaft in die Invalidenverſicherung aus— 
ſprach, wurde von dieſer Seite ja direkt oder indirekt 
anerkannt, daß die geſunde Familie die natürliche 
„Sozialverſicherung“, die Zwangsſparkaſſe für die 
Arbeiter aber beſtenfalls ein notwendiges Uebel iſt. 
Hitze macht jedoch leicht aus der Not eine Tugend und 
begründet die gemeinſamen Einlagen der Arbeiter und 
Unternehmer im „,chriſtlichen Solidaritätsgefühl.“ Aber 
es war die Sozialverſicherung doch weithin ein Zwangs— 
inftitut, das auf das moraliſche Gefühl keineswegs 
wartete. Sittlich handelt nur, wer aus freiem Ermeſſen 
oder doch mit innerer Zuſtimmung handelt. Freiwillig 
würden auch heute noch die Unternehmer die ſozialen 
Laſten nicht tragen und auch die meiſten Arbeitnehmer 
betrachten die Leiſtungen jetzt wie immer als läſtige 
Beſteuerung, die man durch Häufung der Anſprüche wie— 
der wett machen muß. — In der ſchon genannten 
Schriftenreihe des Volksvereins erſchien von Hitze außer— 
dem eine Schrift über „Soziale Konferenzen unter dem 
Klerus“ und über die „Bedeutung und Organiſation der 
Arbeitskammern“. In der erſten Broſchüre war die Not— 
wendigkeit ſozialer Studien für den Klerus dargetan 
und die Einbeziehung der Wohlfahrtspflege in die Seel— 
ſorge als zeitgemäße Aufgabe der katholiſchen Geiſt— 
lichkeit bezeichnet worden. In der anderen Schrift be— 
gründete Hitze noch einmal ausführlich die Notwendig— 
keit und Nützlichkeit einer geſetzlichen Vertretung der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Er gab dabei zu, daß die 
Sozialgeſetzgebung bisher durchaus „konfektionär“, d. h. 
ohne lebendige Fühlung mit den beteiligten Kreiſen ge— 
ſtaltet ſei. Deshalb ſei ſie auch noch wenig in Fleiſch 
und Blut der Arbeitgeber und Arbeiter übergegangen. 
Weder dieſe noch jene ſeien „mit den getroffenen Be— 
ſtimmungen und Organiſationen ſo recht zufrieden; ſie 
fühlen ſich beengt: das Kleid iſt ihnen nicht angemeſſen, 
angepaßt, und ſo wird, wenn auch der gute Wille derer, 
welche das Kleid angefertigt haben und die Notwendig— 
keit desſelben nicht verkannt wird, doch viel raiſonniert 
und kritiſiert“. „Es ſind .. . ‚aufoktroyierte“ Geſetze.“ 
Darum ſoll alles, was für die Arbeiter geſchieht, beſſer 
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durch dieſelben geſchehen. Sie ſollten die Geſetze in 
den Arbeitskammern vorberaten, dort ihre Wünſche 
äußern, Gutachten abgeben, anregen, berichten, ftati- 
ſtiſche Erhebungen anſtellen uſw. Mit Recht konnte Hitze 
darauf hinweiſen, daß es zwar eine Statiſtik der Pferde, 
Ziegen uſw. gäbe, um die Entwicklung von Viehzucht 
und Ackerbau zu verfolgen und eventuell durch Schutz— 
zölle uſw. nachzuhelfen, daß es aber z. B. eine ſo wich⸗ 
tige Statiſtik wie die der Löhne nicht gäbe. Hier ſei 
z. B. ein Arbeitsfeld für die Berufskammern der In- 
duſtriearbeiter. Hitze ergänzte ſeine eingehenden Organi- 
ſationspläne für die lokalen und Bezirkskammern durch 
Mitteilungen über ähnliche Einrichtungen in Belgien, 
Holland, Frankreich und Oeſterreich und gab außerdem 
eine Darſtellung der Geſchichte dieſer Anträge im Reichs⸗ 
tag. — In franzöſiſcher Sprache erſchien außerdem ein 
Bericht Hitzes über die Regelung des Arbeitstages in 
Deutſchland für den Internationalen Kongreß für geſetz⸗ 
lichen Arbeiterſchutz. — — 


Im Reichstag forderte Hitze im Februar 1903 die all⸗ 
gemeine Einführung des Zehnſtundentages. Er kam mit 
ſeinem Antrage nicht durch. Seinem Freunde Trimborn, der 
je länger je mehr die öffentliche Durchfechtung der Hitzeſchen 
Anträge und Ideen übernahm, gelang es indeſſen, einem andern 
Antrag zur Annahme zu verhelfen, welcher forderte, wenig⸗ 
ſtens für Frauen und Jugendliche dieſe Höchſtarbeitszeit durch⸗ 
zuſetzen. Im Februar 1904 beantragte er eine Statiſtik über 
die Arbeitsverhältniſſe der mittleren und unteren Poſt⸗ und 
Telegraphenbeamten, um auch hier wieder an die Pflicht des 
„guten Beiſpiels“ zu erinnern. Ende 1905 wiederholte er den 
eben genannten Antrag Trimborn, weil die Regierung noch 
keinerlei Anſtalten machte, ihn zu verwirklichen. Zwei Monate 
darauf ſetzte ſich Hitze wieder für eine Förderung der Zentral- 
ſtelle für Arbeiterwohlfahrt ein. Außerdem erinnerte er an 
ſeine alte Anregung, Fabrikinſpektoren aus Arbeiterkreiſen 
heranzubilden, beantragte eine fortlaufende Kontrolle der 
Heimarbeit in ſozialer und hygieniſcher Hinſicht und ſetzte 
fic mit andern für die geheime Wahl der Krankenkaſſen⸗ 
vorſtände ein. Im Februar 1907 finden wir ſeinen Namen 
unter einer großen Interpellation an den Reichskanzler, 
welche die endliche Erledigung der Anträge betr. die ein⸗ 
getragenen Berufsvereine, den kleinen Befähigungsnachweis, 
den unlauteren Wettbewerb bei Ausverkäufen, die Arbeits- 
zeit für Arbeiterinnen und die Arbeitskammern forderte. Im 
April des gleichen Jahres beantragte er mit Jäger und 
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Faßbender die Annahme einer Refolution, welche ſich für 
den Erlaß von Vorſchriften zur Beſſerung der Wohnungs- 
verhältniſſe ausſprach. Das Kapital der Invalidenverſiche⸗ 
rung ſollte dem Wohnungsbau dienſtbar gemacht werden. 
Erhebungen über die Wirkungen des Erbbaurechtes wurden 
darin verlangt. Ebenſo die Ueberlaſſung fiskaliſcher Gebäude 
für Wohnzwecke, Förderung der Dezentraliſation der Be- 
fiedelung, ſteuerliche Erleichterungen für Kleinwohnungen 
und zeitgemäße Reform des Enteignungsrechtes (I). Im 
Jahre 1909 taucht der Name Hitze noch einmal auf, und 
war mit dem Schädlers und Trimborns bei einem gemein- 
1 Antrag auf beſondere Regelung der Arbeitszeit in 
der Glasinduſtrie und auf den Achtſtundentag für die 
Arbeit unter Tage. Im Juli des Jahres beantragte er mit 
Giesberts und Gröber die Anterſtützung der Tabakarbeiter, 
welche durch das Tabakſteuergeſetz brotlos geworden waren. 
In der Folgezeit waren es außer Trimborn und Erzberger bee 
ſonders Giesberts und Becker-Arnsberg, welche die An⸗ 
regungen Hitzes, der in den Ausſchüſſen, in der Fraktion und 
in den Reſſorts der Miniſterien unermüdlich weiterarbeitete, 
vor dem Plenum vertraten. (Ein Verſuch des Schreibers por- 
liegender Biographie, von den noch lebenden Abgeordneten 
Aufklärung über Hitzes „intellektuelle Arheberſchaft“ bei den 
von ihnen durchgekämpften Vorlagen zu erlangen, ſcheiterte 
an der Arbeitsüberhäufung dieſer Herren und an fehlenden 
Aufzeichnungen während der langen Jahre.) Am 2. Juni 1910 
beſtieg Hitze das letztemal die Rednertribüne, um ſeinen Dank 
auszuſprechen, daß ſein Wahlkreis M. Gladbach endlich zum 
Landgerichtsbezirk erhoben wurde. Von feiner ſtillen Weiter- 
arbeit gilt, was er ſelbſt einmal geſagt: „Das Entſcheidende 
ſteht oft gar nicht in den Akten und Protokollen. Es voll- 
zieht ſich unter vier Augen in mündlicher Abmachung.“ 


Die ſtille Zeit. 
Hitze, der Menſch. 
J. 


Es war im Jahre 1902, als Hitze bei einem Ferienauf⸗ 
enthalt in Engelberg in der Schweiz feſtſtellen mußte, 
daß ihm das Bergſteigen Beſchwerden machte und ihm 
Atemnot und ſchnelle Müdigkeit bereitete. Sein Neffe, 
Arzt in Münſter, ſtellte verdächtige Herzgeräuſche feſt 
und empfahl ihm, eine mediziniſche Autorität in Berlin 
aufzuſuchen. Dort wurde Hitze eröffnet, daß eine Gre 
weiterung der Hauptſchlagader auf der Grundlage von 
Arterienverkalkung eingetreten war. Die Sache ſchien 
ſehr bedenklich und Hitze felbft war durch dieſen Be- 
ſcheid ſtark deprimiert — hatte er doch ein ſo großes 
Programm und ſeiner Arbeit waren die weiteſten Ziele 
geſteckt! Wollte er ſeine Pläne noch einigermaßen zur 
Ausführung bringen, ſo hieß es nun haushalten mit Ge⸗ 
ſundheit und Lebenskräften! Er ſtellte ſeine ganze 
Lebens⸗ und Arbeitsweiſe, die bisher ſchon außerordent⸗ 
lich geregelt war, ſofort um: Stets ſtand er um halb 
7 Uhr auf. Nachdem er die Meſſe geleſen und gefrühſtückt 
hatte, warf er einen Blick in die Zeitungen und begann 
gegen 9 Uhr die Arbeit — am Pult ſtehend oder nach⸗ 
denklich im Zimmer auf⸗ und abgehend. Aus feinen 
Aufſätzen, Büchern und Reden geht hervor, wie aufer- 
ordentlich methodiſch er bei ſeinen Arbeiten vorging, 
ohne daß darunter die Intenſität ſeines Schaffens litt. 
Saft jedes Thema wurde geſchichtlich eingeleitet, ſyſte⸗ 
matiſch nach allen Richtungen hin entwickelt und mit einer 
konkret gefaßten Zukunftsperſpektive abgeſchloſſen. Die 
ſcholaſtiſche Methode feiner theologiſchen Studien mag 
ihm hierfür ſehr zuſtatten gekommen ſein. Selbſt bei den 
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ſchwierigſten Ueberlegungen verlor er die Rube nicht. 
Seine Formulierungen find aber auch ſelten zugeſpitzt, 
indeſſen gelegentlich mit „Rückverſicherungen“ und ab- 
ſchwächenden, taktiſchen Wendungen verſehen. Seine 
parlamentariſchen Auseinanderſetzungen beweiſen, daß 
er ſich auch bei Angriffen auf ihn nie zu unüberlegten 
Entgegnungen hinreißen ließ. Vielleicht war der Brief- 
wechſel mit der Oberin v. Schaffgotſch die einzige An- 
gelegenheit, die ihn etwas aus der Faſſung brachte. Aber 
ſelbſt bei ſchärferen Kontroverſen ſuchte er ſeine Gegner 
im eigenen Kreiſe zu verteidigen und ihre Motive ver— 
ſtändlich zu machen. — Hitze arbeitete zunächſt bis 
1 Ahr, freilich nicht ſelten durch Beſuche und Rück— 
ſprachen unterbrochen. Jeden Beſuch nahm er an und 
ſchenkte ihm Gehör, beſonders gern und ausgiebig Stu— 
dierenden. Fühlte er ſich aber unnütz aufgehalten, ſo 
zögerte er nicht, ſolche Unterhaltungen ſchnell und un— 
merklich zu Ende zu führen. Nach der Wittagsruhe ge— 
ftattete er ſich unter allen Amſtänden einen Spaziergang 
von 1 bis 2 Stunden, jo daß er gegen 5 Uhr die Arbeiten 
wieder aufnehmen konnte, die dann — von einer kurzen 
Eſſenspauſe oder einer kleinen Unterhaltung abgeſehen 
— bis ſpäteſtens gegen 11 Uhr durchgeführt wurden. 
So korrekt er mit der Einhaltung ſeiner Nachtruhe war, 
Jo ſchwer konnte er ſich zu einer ordentlichen Sonntags- 
ruhe entſchließen. Er, der Jahrzehnte ſeines Lebens 
für die Sonntagsruhe der Arbeiter, Angeſtellten und 
Beamten gekämpft, — arbeitete an Sonntagen genau 
wie an Werktagen. Seit ſeiner Krankheit ging er in— 
deſſen alljährlich 4 bis 5 Wochen nach dem Süden, nach 
Rom, Lugano, Dalmatien uſw., im Sommer nach Hane— 
micke, ſeiner Heimat, und nach Homburg, ſpäter nach 
Nauheim. 

In die Bäder reiſte Hitze nur auf ausdrückliche An— 
ordnung ſeiner Aerzte. Am liebſten war er aber in 
ſeiner Heimat, an der er bis in die letzten Jahre ſeines 
Lebens mit großer Treue hing. Seine Anhänglichkeit 
an die Stätten ſeiner Jugend war ſo groß, daß er bei 
längerer Abweſenheit von einem richtigen Heimweh er— 
faßt wurde. Wie in der Jugend, ſo teilte er auch im 
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Alter mit den Bewohnern ſeines Geburtsortes Freud' 
und Leid, nahm er an ihren Familienfeſten — freu⸗ 
diger wie trauriger Art — innigen Anteil. Aber auch 
die ſchöne Natur des Sauerlandes hatte es ihm angetan. 
Mehr als die Palmen der Adria erfreuten ihn Baum 
und Strauch in der Heimat. An alles knüpfte er Erinne⸗ 
rungen. Jedes Blümlein am Wege, jedes Tierchen, das 
ſich im Staub bewegte, jeder Vogel, der vor ihm aufflog, 
jeder Fiſch, der ſich im Waſſer tummelte, weckte ſeine 
Aufmerkſamkeit. Oft blieb er ſtehen und rief begeiſtert 
aus: „Wie ſchön ift es doch hier!“ Oder: „Wie herr— 
lich die Luft, wie prachtvoll das Spiel der Sonne im 
Walde, der Raſenteppich und die Farbentönung der 
Landſchaft!“ Lachen mußte er immer über die Touriſten, 
die mit einem Fernglaſe durch die Landſchaft zogen. 
War er in der Heimat, jo predigte und ſprach er fauer- 
ländiſch Platt und wer ihn auf Hochdeutſch etwas fragte, 
bekam einfach eine Antwort auf Platt. Dadurch ge— 
wann er ſich die Herzen des guten Landvolkes — ſoweit 
er ſie nicht von Kindheit an beſeſſen. Die Eigenart jedes 
Dörfchens und jedes Fleckens, mit ihren Schattierungen 
in den Lebensgewohnheiten und in der Ausſprache, 
zog ihn an. Eigentlich hatte dort jeder Menſch ſeine 
Eigenart und der eine kannte des andern Getu' und 
Gehaben. Das gab dann Anlaß zu vielen Scherzen, und 
Hitze tat aus vollem Herzen mit. Wie die Menſchen 
ſeiner engeren Heimat, war auch Hitze faſt ſtändig auf⸗ 
gelegt zu einem köſtlichen Humor, der bei ihm gelegent⸗ 
lich ſogar ein wenig „biſſig“, aber nie kränkend werden 
konnte. Seine übermütigen Neckereien wurden allerdings 
auch ſchon mal von Menſchen anderen Schlages miß— 
verſtanden. Aber bei ſeinen parlamentariſchen Freunden 
wußte man ſeine Art zu ſchätzen, ſelbſt wenn ſeine Scherze 
bewußt erziehend waren. Seinen Freund und parla- 
mentariſchen Schüler Trimborn bemutterte Hitze z. B. 
gern, weil dieſer etwas bequem und im Aeußern ein 
wenig nachläſſig war, während Hitze {don ſeit feiner 
Studentenzeit beſondern Wert auf ein korrektes Aeußere 
und ordentliches Auftreten legte. Wenn Trimborn bis⸗ 
weilen gegen ihn aufbegehrte und ihn — halb ſcherz⸗ 


— 
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haft, halb ernſt — als einen „richtigen Oberlehrer“ be- 
zeichnete, berief ſich Hitze auf einen Auftrag von Trim⸗ 
borns Frau und alles endigte humorvoll. Manchmal war 
allerdings ſein Lachen das Lachen der Reſignation. So, 
wenn er mit dem jungen Spahn über die berufsgenoſſen⸗ 
ſchaftlichen Pläne des alten Kanzlers ſprach, die Spahn 
wieder zur Grundlage der Sozialpolitik gemacht wiſſen 
wollte. „Er beſtritt“ — erzählt Spahn — „daß das 
deutſche Proletariat und ſeine Klaſſenangeſtellten zu 
wahrhaft berufsgenoſſenſchaftlicher Organiſation und 
ſtändiſch lebensvoller Zuſammenfaſſung tauglich ſeien. 
Die Leute wären für Lohnkämpfe zu haben und ſtellten 
Forderungen für ihren Schutz gegen das Unternehmertum 
auf. Aber höher reiche es nicht. Seine ungewöhnlich breite 
Unterlippe hing dann wohl noch etwas melancholiſcher 
herab als gewöhnlich. Er ſtieß ein plötzliches Lachen 
heraus und lenkte das Geſpräch auf andere Dinge her— 


über.“ — Gerade fein ſkeptiſcher Realismus war es 
aber auch, der ihm die ungewöhnliche ſozialpolitiſche 


Tatkraft gab. Wit den weiten Perſpektiven von „Kapital 
und Arbeit“ wäre er nicht zu jenem „innerkapitaliſtiſchen“ 
Idealismus gekommen, der ihn auf die vielen nüchternen 
Gegenwartsaufgaben verpflichtete. Etwas vom Pflicht- 
bewußtſein des Preußentums lag in ſeinen Motiven, wie 
ja auch etwas vom Glauben an die,, chriſtliche Obrigkeit“, 
an die „Staatsraiſon“ in ſeinen geſetzgeberiſchen Zielen 
nachzuklingen ſchien. Typiſch neudeutſcher Geiſteshaltung 
entſprach es, wenn ſich ein ſo großes Stück ſeiner ſo— 
zialen Ethik an das Ethos des Staates knüpfte. Dort, 
wo weſtliche Völker zunächſt an die Geſellſchaft denken, 
denkt ja der Deutſche zuerſt an den Staat, der ihm das 
Reich der höheren Vernunft iſt. Irgendwie dachte auch 
Hitze immer in kollektiviſtiſchen Kategorien, der ſoziale 
Individualismus der belgiſchen und franzöſiſchen Katho— 
liken war ihm etwas Fremdes. „Man muß die Guten 
zwingen, in Aktion zu treten, damit die Böſen nicht 


die Ueberhand bekommen“ — dieſer Satz aus „Kapital 


und Arbeit“ kennzeichnet am beſten ſeinen ihm ſtets 
eigentümlich gebliebenen Glauben an die Staatsgewalt, 
zu dem das notwendige Gegenſtück ſein tiefer Zweifel 
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am Eigenleben des Volkes war. Auch feine fozialpada- 
gogiſchen Beſtrebungen waren ja letztlich nicht ſo ſehr 
Hilfe zur Selbſthilfe, als „Staatsbürgerſchule“, bewußte 
Einordnung der deutſchen Katholiken in die ſoziale und 
nationale „Staatsraiſon“, Fruchtbarmachung der ſozialen 
Geſetzgebung. Aber ſein ſtändiges Bemühen um die 
Emanzipation und „Mündigkeit“ der Arbeiter? Wbge- 
ſehen davon, daß auch dies kollektiviſtiſch gerichtet war, 
bleibt zu bedenken, daß ſelbſt die Arbeitskammern, die 
Gewerkſchaften, die Beteiligung der Arbeiter an den 
Organen der Sozialverſicherung und des Arbeiterſchutzes 
etc., der „Einbürgerung“ der Arbeiterſchaft, der Bejei- 
tigung von Hemmungen für die Sozialpolitik, der Natio⸗ 
naliſierung des induſtriellen Wohlfahrtsſtaates zu dienen 
hatten. Iſt nicht der Staat der Nachkriegszeit der leben⸗ 
digſte Beweis dafür, daß Demokratie und Arbeitereman- 
zipation durchaus nicht im Widerſpruch zu ſtehen brau- 
chen zur Anitariſierung und Intenſivierung der Staats- 
gewalt? Im Gegenteil: Jenſeits der organiſchen Lebens- 
formen der Gemeinſchaft, wie Familie, Stamm, Landſchaft 
und Volk wird alle Demokratie politiſch, dient fie der 
Staatsnation, ſchlägt ſie in Objektivierung und Beherr— 
ſchung um. Der beſitz- und heimatloſe Nurarbeiter hat 
ja gar keine Möglichkeit für eine natürliche „Demo— 
kratie“; kommt er politiſch zur Macht, ſo bleibt ihm nichts 
übrig, als ſich durch Umkehrung der Staatsgewalt gegen 
die früher allein regierenden Klaſſen für die fort be⸗ 
ſtehende ſoziale Ungleichheit zu entſchädigen. Dieſer 
„Volkswille“ ohne Unterbau iſt immer abſtrakt, unge- 
gliedert, politiſch. Er iſt es in den Parteien, er wäre es 
aber heute auch in Arbeitskammern, weil die Hierarchie 
der Berufe als Grundlage fehlt. Hitze wollte die Volks- 
gemeinſchaft über alle Konfeſſionen hinweg — aber er 
glaubte ſie ſchaffen zu können durch geſetzgeberiſche 
Meberbriidung der Klaſſen, durch Arbeitsgemeinſchaft, 
ohne Ueberwindung der polaren Geſellſchaftsordnung 
ſelbſt. Die Ueberwindung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft 
als ſolcher ſchien ihm Utopie — nein, ſchien ihm nicht 
einmal ratſam. Die Fabriken, die Maſchinen waren ihm 
ein unentbehrlicher Fortſchritt. So ſehr er auch die Be⸗ 
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ſeitigung der verheirateten Frau aus der Induſtrie 
wünſchte — die Beſeitigung der weiblichen Fabrikarbeit 
überhaupt, daran dachte er ſpäter nicht mehr. Zum 
mechaniſchen Webſtuhl ſind Frauenhände unentbehrlich 
— damit war die Frage für ihn entſchieden. Der ſoziale 
Fortſchritt durfte die Grundfeſten des gegenwärtigen 
Syſtems nicht erſchüttern, nur ſchrittweiſe durfte er 
vorgehen. Er rechnete durchaus mit dem Geſetze 
der Trägheit. Im Garten von Brandts ſprach 
Hitze einmal mit dem ſpäteren Reichsarbeitsminiſter 
Brauns über Fragen der Taktik innerhalb der 
eigenen Partei und Fraktion. Er blieb bei der 
Unterhaltung ſtehen und wies mit ſeinem Spazierſtock 
auf ein fernes Ziel und ſagte zu Brauns: „Glau— 
ben Sie mir, wenn ich meinen Fraktions- und Partei- 
freunden geſagt hätte, ich will da und dort hin (zu 
dieſem entfernteren Ziel), ich hätte ſie nicht für mein 
Vorgehen gewonnen. Ich habe ihnen ſtatt deſſen ge— 
ſagt: „Aber bis hierhin (damit zeigte er mit ſeinem Stock 
nur einige Schritte vor ſich) könnt ihr doch alle mit— 
gehen“. Dieſe Bemerkung iſt bezeichnend für Hitzes 
ganzes Denken und Handeln. Und man darf vielleicht 
hinzufügen: auch das „fernere Ziel“ wird über den 
Brandtsſchen Garten nicht hinausgegangen ſein, es blieb 
in der „Umfriedung“ der Fabrik, des Anternehmens und 
der Lohnarbeit. Auch ſonſt war Hitze der Idealtypus 
des Parlamentariers, der aus dem „Volonté générale“ 
das „Juste-Milieu“ zu finden ſuchte. Er dürfte es ſein, 
der entſcheidend dazu beitragen hat, daß die katholiſche 
Fraktion zur Partei der Mitte, des Ausgleichs wurde, 
deren Taktik nicht unweſentlich von den praktiſchen Mög— 
lichkeiten und der parlamentariſchen Kräfteverteilung be— 
ſtimmt war. Es iſt kein Zufall, daß Hitze bei großen 
Debatten im Reichstage ſich faſt immer als letzter Redner 
zum Worte meldete, nachdem die Oppoſition von rechts 
und links ſich ausgeſprochen hatte. Dann ſuchte er das 
Haus auf eine mittlere Linie zu einigen und ein prak— 
tiſches Ergebnis zu ziehen. Ganz ähnlich wirkte er in der 
eigenen Fraktion. Obwohl er kein eigentlicher Staats- 
politiker war, hatte er ſelbſt bei hochpolitiſchen Gnt- 
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ſcheidungen einen Einfluß, welcher der Waage der Mei— 
nungen oft den „Ausſchlag“ gab. Seinem ausgleichenden 
Geſchick, das leidenſchaftslos nur auf den Nutzen für das 
Ganze ging, beugten ſich ſeine Fraktionsgenoſſen und 
— im Plenum wie in den Ausſchüſſen — oft genug auch 
die andern Parteien. 

Es ijt wohl nicht von ungefähr, daß Hitze als Pro— 
feſſor der chriſtlichen Geſellſchaftslehre es nie zu einem 
grundſätzlichen Kolleg im Sinne ſeines Lehrauftrages ge- 
bracht hat. Alle ſeine Vorleſungen waren mehr oder 
weniger „Ausgewählte Kapitel aus der Sozialpolitik“, 
perſönliche Bekenntniſſe, Mitteilungen aus der praktiſchen 
Arbeit. Selten lag ihnen ein ausgearbeitetes Schema jue 
grunde. Es kam hinzu, daß er kein hinreißender Redner 
war. Die Sache war ihm wichtiger, als rein rhetoriſche 
Effekte. Noch heute erzählen ſeine Schüler, daß ſeine 
Vorträge nicht entfernt die Macht ſeiner Perſönlichkeit 
kundtaten. Erſt auf dem Heimwege von der Univerſität 
haben die ihn begleitenden Studenten, ſeine Führernatur 
und ſein Erziehertum tiefer empfunden. Hitze fuhr oft 
zwei⸗ oder gar dreimal wöchentlich nachts von Münſter 
nach Berlin, um den Reichstagsverhandlungen beizu— 
wohnen und in der folgenden Nacht wieder zurück— 
zureiſen. Trotzdem mußten die Vorleſungen oft aus— 
fallen, weil dieſer Doppelberuf mit Hitzes Geſund— 
heit auf die Dauer unvereinbar war. Von den 
Skizzen, die er für ſeine Vorleſungen benutzte, hat 
er zwei für den Druck ausgearbeitet. Eine über die 
Vinzenzvereine, eine andere über die Agrarfrage. Sein 
„Abriß der Agrarfrage“ erſchien 1908 im Rahmen der 
„Sozialen Tagesfragen“, Monographien, die der Volks— 
verein herausgab. Hier ſchilderte Hitze den Bauernſtand 
als den Jungbrunnen der phyſiſchen und ſittlichen Volks— 
kraft, als den eigentlichen „Nährſtand“ der Nationen. 
Man merkt es dem Verfaſſer an, daß hier ſein Herz 
von einem tiefen Heimweh zur Urgelle des Volkstums, 
der er ſelber entſtammte, erfaßt wurde. Nie hat er die 
Arbeiterſchaft ſo teilnehmend geſchildert, wie hier das 
Bauerntum. Sein Verhältnis zum Proletariat ſcheint 
uns allerdings auch nie ein ſo inniges geweſen zu ſein, 
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mag er auch in der Brandtsſchen Fabrik, in den Wohl⸗ 
fahrtsvereinen, in den Gewerkſchaften mit Arbeitern 
Fühlung gehabt haben. Nirgendwo finden wir bei ihm 
Andeutungen, welche ein ſo perſönliches Eindringen in 
das Proletarierſchickſal, in die Seele des Induſtrie— 
arbeiters, in den Lebens- und Werkraum des modernen 
Großſtadtmenſchen vermuten laſſen. Dabei war Sitze 
ſtets zur Mildtätigkeit bereit und ſcheute die größten 
Opfer nicht, wenn er jemand aus unverſchuldeter Notlage 
helfen konnte. Allerdings war er auch da ſehr kritiſch und 
zog Erkundigungen ein über die Bittſteller. Arbeitſuchen⸗ 
den, denen das Handwerkzeug fehlte, gab er nie Geld, 
ſondern ſchickte ſeine Neffen mit zum Einkauf oder ließ 
ſie mit der Fahrkarte durch die Sperre begleiten uſw. 
Vielen Menſchen half er zu einer neuen Exiſtenz, manchen 
Bittgang unternahm er, um fie nötigenfalls zu rehabili— 
tieren. Mag auch ſein ganzes Leben der Arbeiterfrage 
gegolten haben, ſo war er doch nicht reſtlos mit ihr 
verwachſen. Der bäuerliche Mittelſtand blieb für Hitze 
„ein bedeutungsvolles Mittelglied zwiſchen „Kapital“ und 
„Arbeit“.“ Er wehrt ſich gegen jene „Agrarier“, welche 
die Emanzipation der Arbeiter mit Skepſis betrachten, 
auf die großen ſozialen und ſittlichen Schäden der indu— 
ſtriellen Entwicklung hinweiſen und jedem Fortſchritt der 
Sozialreform Hemmniſſe bereiten. Die Landwirtſchaft 
könne den Bevölkerungsüberſchuß doch nicht reſorbieren: 
„Man mag über die Gefahren und Anſicherheit der indu— 
ſtriellen Entwicklung philoſophieren — ein Zurück und 
auch ein Halt iſt nicht mehr möglich“ (S. 17). Daß der 
reine Lohnarbeiter-„ſtand“ womöglich eine Fehlentwick— 
lung des ſozialen Lebens iſt, kommt ihm nicht in den 
Sinn. Induſtrie und Arbeiter erſcheinen ihm wirtſchafts— 
politiſch ebenſo notwendig, wie Landwirtſchaft und 
Bauer. — Intereſſant iſt, daß er den Großgrundbeſitz 
nur eingeſchränkt, nicht aber ganz aufgehoben wiſſen will. 
Der Großbetrieb ſoll nicht nur Pionier des landwirt— 
ſchaftlichen Fortſchrittes ſein, ſondern auch „als wirt— 
ſchaftliche Unterlage einer gehobenen geſellſchaftlichen 
Schicht — des Grundadels — als Träger höherer Kul— 
tur...“ beſtehen bleiben. Im Anſchluß daran bemerkt 
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Hitze: „Wenn der kleine brandenburg-preußiſche Staat 
die Hegemonie über die in der Kultur weit ältern preußi⸗ 
ſchen (2) und deutſchen Volksſtämme gewonnen und 
Deutſchland zur Einheit geführt hat, ſo iſt das nicht in 
letzter Linie dem zähen, zielbewußten und energiſchen 
zoſtelbiſchen Junkertum“ zu danken ()...“ Dieſe Be- 
merkung iſt nicht nur bezeichnend für die völlige Um- 
ſtellung der Haltung der politiſch führenden Katholiken 
zu Preußen-Deutſchland, ſondern auch dafür, daß Hitzes 
Sympathien für Preußen ſeit ſeinen römiſchen Studien- 
jahren keine Einbuße erlitten hatten — war doch der 
oſtdeutſche Staatsgedanke die tragende Kraft ſeiner 
ſozialpolitiſchen Arbeit. Hitze ſteht übrigens nicht an, 
in ſeinem Buche auch die Bedeutung der Arbeiterver- 
ſicherung für das Landvolk zu loben. Die ländlichen Ar- 
beiter hätten — ſo heißt es — die Leiſtungen derſelben, 
insbeſondere der Invalidenverſicherung (deren Ausdeh— 
nung auf das Land er im Reichstage bekämpfte!) all- 
mählich ſchätzen gelernt. Wenn früher der Bauer es 
für ſeine ſelbſtverſtändliche Pflicht erachtet habe, für 
ſeine Leute im Notfalle zu ſorgen, „ſo iſt die Arbeiter- 
verſicherung nur eine neue, zweckmäßigere Form dieſes 
alten Gedankens.“ Ob die Ablöſung der perſönlichen 
Pflichten durch den Staatszwang nicht mit der Zeit zu 
einer Aushöhlung des ſittlichen Lebens führen könnte, 
erörtert er nicht. Bei Behandlung der Frage der Frei— 
ſetzung der Arbeiter durch landwirtſchaftliche Maſchinen 
bezeichnet Hitze die winterliche Beſchäftigung in Fabriken 
und Hausinduſtrie für die beſte Löſung. Die Vorzüge 
der Stadt ſollen auch den Landbewohnern tunlichſt ver— 
mittelt werden. Preſſe, Schule, ſoziale Fürſorge ſollen 
auch auf dem flachen Lande in Wirkſamkeit treten. Trotz⸗ 
dem ſchließt das Büchlein mit dem Hinweis: „Bei dem 
ungeſtümen Rufe nach Staatshilfe wird gar zu leicht 
der eigenen Pflichten vergeſſen. „Hilf dir ſelbſt, fo hilft 
dir Gott“, gilt auch heute noch, zumal in der Landwirt- 
ſchaft. Perſönliche Tätigkeit, Fleiß, Sparſamkeit, Um- 
ſicht und Ausdauer bieten auch heute noch die ſicherſte 
und einzige Gewähr der Erhaltung und Geſundung 
unſeres Bauernſtandes.“ 
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Hier, wie ſo oft bei Hitze, gerät man ein wenig in 
Verlegenheit über die Widerſprüche in ſeinen Aeuße⸗ 
rungen. Es iſt nicht allein das grundſätzliche „Sowohl 
— als auch“, das alle echte Lebensweisheit anerkennen 
muß, wenn ſie nicht einſeitig und ſektiereriſch werden will, 
ſondern nicht ſelten auch eine Zuſammenſtellung wirk— 
lich unvereinbarer Gegenſätze. Man würde ſich die Er— 
klärung unerlaubt vereinfachen, wenn man ſie erſt auf 
den Einfluß von Brandts oder gar den des parlamentari⸗ 
ſchen Opportunismus zurückführen würde. Hitzes Per 
ſönlichkeit iſt vielmehr ſchon in ihrer urſprünglichen An⸗ 
lage eine „complexio oppositorum“, eine Vereinigung 
von Gegenſätzen. Schon in den erſten Schriften aus ſeiner 
Feder fällt ja der Mangel an Eindeutigkeit auf. Man 
irrt, wenn man „Kapital und Arbeit“ als ein Werk von 
letzter logiſcher Klarheit und Grundſätzlichkeit anſieht. 
Der Anterſchied zu ſpäter liegt vielmehr in dem pro= 
grammatiſchen Charakter dieſes Buches, dem ja 
ſpäter eine mehr kaſuiſtiſche, von Fall zu Fall entſchei⸗ 
dende Sozialpolitik folgt, bis ſchließlich — wie noch zu 
zeigen ſein wird — in den letzten Lebensjahren ein 
drittes Stadium, das der Rückkehr zu einem Programm, 
die Entwicklung abſchließt. Noch im Jahre 1906 gab 
Hitze die Ideen ſeines Jugendwerkes völlig preis. Da— 
mals berief ſich im öſterreichiſchen Wahlkampfe ein Teil 
der „Klerikalen“ auf die Kritik, die Hitze in „Kapital 
und Arbeit“ dem Parlamentarismus angedeihen ließ. 
Hitze ſchrieb alsbald an den führenden Landeshaupt- 
mann Ebenhoch, daß er es bedauern würde, wenn 
ſeine vor 26 Jahren geſchriebenen theoretiſchen 
Aeußerungen jetzt noch zu einer Zerſplitterung 
in den Reihen der öſterreichiſchen Parteifreunde 
führen würden. Auch das berufsſtändiſche Wahlrecht 
enthielte eine Fülle von Schwierigkeiten und Män— 
geln. „Jedenfalls aber hat die moderne ‚ſtaatsbürger— 
liche“ Auffaſſung heute fo ſehr die Oberherrſchaft 
in den Anſchauungen der Zeit gewonnen, daß für die 
Einführung des berufsſtändiſchen Wahlrechtes für die 
politiſchen Wahlen abſolut keine Ausſicht iſt ... Gewiß, 
auch das allgemeine gleiche Wahlrecht iſt nicht ideal, 
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aber es iſt ein einfaches Prinzip, wird ſchnell begriffen, 
entſpricht der allgemeinen Wehrpflicht — und iſt nun 
einmal das heiß erſehnte politiſche Ziel auch unſerer 
weiten chriſtlichen Volkskreiſe geworden ... Ich würde 
es für eine geradezu verhängnisvolle Politik erachten, 
wenn Sie ſich dieſer gewaltigen Strömung entgegen— 
ſtemmen — ,papftlicer als der Papſt“ (die Regierung) 
ſein wollten. Das ſog. Maſſenwahlrecht kommt doch — 
mit Ihnen oder gegen Sie — und die ‚Maſſen“ würden 
es Ihnen nie verzeihen, wenn Sie ihnen dieſes lang— 
erſehnte Recht hätten vorenthalten wollen ...“ Daraus 
geht unzweifelhaft hervor, wie ſtark ſich Hitze von den 
„Realitäten“ leiten ließ, ja, daß ihm die Berückſichtigung 
des Maſſenwillens und des Zeitgeiſtes gelegentlich als 
das mindere Lebel erſchien, denn „Geſchichte“ zu machen 
ohne Erfolgsgewähr. — 

Im Jahre 1910 erſchien als Nummer 6 der „Vor— 
tragsſkizzen“ des Volksvereins eine „Skizze der Ar— 
beiterfrage und der deutſchen Arbeiterſozialpolitik“ von 
Hitze. Das Kapitel „Arbeiterfrage“ daraus ijt ein Son⸗ 
derdruck aus dem Görreslexikon, das über die Sozial— 
politik ein Sonderdruck aus der „Sozialen Kultur“ (des 
„Arbeiterwohl“ neue Folge). Die Gedanken find im 
Grunde die gleichen wie in ſeinem Buche über 
die „Arbeiterfrage“: Erſt der Gegenſatz von „Kapi— 
tal“ und „Arbeit“ in der induſtriellen Entwicklung 
habe die Lohnbeſchäftigung zum Lebensberuf ge— 
macht und damit die „Arbeiterfrage“ hervorgerufen. 
Trotzdem wird an anderer Stelle geſagt, die Arbeiter— 
frage ſei ſo alt wie die menſchliche Geſellſchaft 
ſelber. Der Unterſchied zur modernen Arbeiterfrage fei 
der, daß heute der Arbeiter perſönlich frei ſei und 
darum ſeine ſchlechte Situation mit viel höheren Maß— 
ſtäben mißt. Als Mittel zur Emanzipation und geiſtigen 
Hebung nennt Hitze eigentümlicherweiſe — die gewal— 
tigen Fortſchritte der Technik und Wiſſenſchaft. Sie 
überwinden die Spannung zwiſchen Bevölkerungsver— 
mehrung und Nahrungsmittelſpielraum, jo daß nur noch 
für eine demokratiſche Teilnahme an den genannten Fort— 
ſchritten zu ſorgen iſt. Konzentration des Kapitals wäre 
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kein Hindernis für Dezentraliſation des Beſitzes, es gelte 
nur, den Anteil der Maſſen am Kapital und Kapital- 
ertrag zu ſichern, d. h. den Kapitalismus zu demokrati⸗ 
fieren. „Wir gedenken auch ohne Groll — heißt es an 
anderer Stelle — der Jahrzehnte, in denen der wirt- 
ſchaftliche Liberalismus die Feſſeln einer veralteten Ord- 
nung gelöſt, der perſönlichen Tüchtigkeit und Energie freie 
Bahn gebrochen, die Quelle eines gewaltig ſteigenden 
wirtſchaftlichen Wohlſtandes geöffnet hat.“ Arbeiter- 
ſchutz, Sozialverſicherung und gewerkſchaftliche Selbſt— 
hilfe hätten bereits aus dem Proletarier den wirtſchaft— 
lich gehobenen, ſelbſtbewußten, emporſtrebenden, für 
ideale Ziele begeiſterten Vollbürger gemacht. Allerdings 
gebe es noch viel Elend, darum müſſe die Sozialpolitik 
fortgeführt werden; die Spareinlagen und Gewerkſchafts⸗ 
kaſſen ſeien ein Beweis dafür, daß die ſtaatliche Sozial- 
geſetzgebung die eigene Initiative und Vorſorge für die 
Zukunft nicht ertötet habe. 

Daß die Anternehmerſeite nicht fo optimiſtiſch ur- 
teilte — ſoweit es die ſchöpferiſchen Wirkungen der 
Sozialpolitik auf das wirtſchaftlich-ſoziale Leben betraf 
— war nicht weiter verwunderlich. Die Aera Poſa— 
dowsky, die ſo verheißungsvoll für die Schwerinduſtrie 
begonnen, hatte einen unerwarteten ſozialpolitiſchen 
Fortſchritt gezeitigt, und nach den Blockwahlen hatte 
Fürſt Bülow das Wort geprägt „Nun erſt recht So— 
zialpolitik!“ Unter dem Staatsſekretär und Reichskanzler 
o. Bethmann⸗-Hollweg war denn auch tatſächlich das ſo— 
genannte Reichsvereinsgeſetz zuſtande gekommen, das 
den Gewerkſchaften endlich die rechtliche Stellung gebracht, 
welche Hitze ſeit Jahren gefordert hatte. Außerdem war 
durch die Zuſammenfaſſung der Verſicherungsgeſetze in 
der Reichsverſicherungsordnung die Sozialverſicherung 
völlig ſtabiliſiert worden. Die ſozialen Laſten waren 
jeit 1879 um das 2½ fache pro Kopf geftiegen. Alle dieſe 
Tatſachen verſtärkten den Widerſtand der Arbeitgeber 
von Tag zu Tag. Da erſchien 1912 ein Buch des Natio- 
nalökonomen Prof. Bernhard von der Berliner Uni— 
verſität, welches unter dem Titel „Unerwünſchte Folgen 
der deutſchen Sozialpolitik“ einen heftigen Vorſtoß gegen 
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die deutſche Sozialpolitik unternahm. Bernhard war 
Antipode der Berliner Kathederſozialiſten und hatte im 
gleichen Jahre über dasſelbe Thema vor der General— 
derſammlung der deutſchen Eiſenhüttenleute geſprochen. 
Die Schrift rief Hitze, den „getreuen Ekkehard der Sozial⸗ 
politik“, auf den Plan, und bald nach Erſcheinen des 
Bernhardſchen Buches erſchien eine Verteidigung aus 
ſeiner Feder unter dem Titel „Zur Würdigung der 
deutſchen Arbeiterſozialpolitik“. Hitze begann ſeine 
ſcharfe Antikritik mit dem Vorwurf gegen Bernhard, 
daß er, „ſtatt allgemeiner theoretiſcher Erwägungen“ über 
die Bewegungsfreiheit des einzelnen und die Grenzen 
ſtaatlicher Beſchränkung der Perſönlichkeit, nur in die 
Fabrik gegangen ſei, um dort Induktionen anzuſtellen, 
inwieweit die ſoziale Geſetzgebung die perſönliche Bere 
antwortung und Initiative tatſächlich eingeengt habe. 
Bedenkt man, daß Hitze faſt immer von der Erfahrung 
ausging und von „allgemeinen theoretiſchen Erwägun⸗ 
gen“ ſelbſt nicht viel hielt, jo ſetzt gerade dieſſe Gin- 
leitung etwas in Erſtaunen. Volle Zuſtimmung verdient 
aber Hitze, wenn er Bernhards Mangel an eigenen poſi— 
tiven Vorſchlägen verurteilt und feſtſtellt, daß das Buch, 
ſo wie es iſt, einzig und allein dem ſozialreaktionären 
Scharfmachertum zu dienen geeignet iſt. Auch ſachlich 
konnte Hitze die Anhaltbarkeit vieler Vorwürfe Bernhards 
feſtſtellen: die „dreifache Zuſtändigkeit“ bei Der Genehmi⸗ 
gung privater Betriebe erwies ſich z. B. als Ergebnis 
der hiſtoriſchen Entwicklung — und nicht des fogialpoli- 
tiſchen Uebereifers, die Kritik an der Gewerbeinſpektion 
war wenig ſachlich und mit unzureichenden Unterlagen 
geführt. Aehnliches galt von Bernhards Ausſtellungen 
an der ſtaatlichen Regelung gewerblicher Anternehmun— 
gen. Da Bernhard in ſeinem Buche auch die Frage einer 
Verſtaatlichung privater Betriebe angerührt hatte und 
vom „Zeitalter der Sozialpolitik“ einen Zugriff auf die 
Bergwerke befürchtete, ging Hitze auch darauf ein. Er 
erklärte, daß er kein prinzipieller Gegner der Berftaat- 
lichung des Kohlenbergbaues ſei und daß eine ſolche als 
Gegengewicht gegen die Macht des Kohlenſyndikats 
wohl am Platze wäre. Dann heißt es — im Gegenſatz 
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zur Einleitung des Buches — weiter: „Die Frage, inwie— 
weit das, was für den Kohlenbergbau gilt, auch auf 
andere Produktionszweige Anwendung findet, läßt ſich 
nicht auf Grund allgemeiner theoretiſcher Erwägungen 
beantworten, ſondern nur von Fall zu Fall. Das iſt eben 
der Fortſchritt gegenüber der früher herrſchenden ,libe- 
ralen“ Doktrin, daß dieſe Fragen nicht nach beſtimmten 
vorgefaßten Formeln entſchieden werden, ſondern jede 
Frage für ſich unter Abwägung aller Gründe für und 
gegen behandelt wird.“ — Zur Frage der Rentenhyſterie 
und der traumatiſchen Neuroſen gibt Hitze einem Prak— 
tiker und einem Arzt das Wort, die beide an Hand von 
ſachlichen Belegen die Allgemeinheit unerwünſchter Fol— 
gen der Rentenverſicherung beſtreiten. Daß die Nei— 
gung, die Verſicherungskaſſen auszunutzen, nicht gerade 
ſelten iſt, beweiſen allerdings nicht nur die Erfahrungen 
der Krankenhäuſer, ſondern auch die Aeußerungen vieler 
Verſicherten ſelber. Dieſe innere Einſtellung der Maſſen 
zur Sozialverſicherung wird ſtatiſtiſch nie zu erfaſſen ſein, 
weil jie nur in häuslichen Geſprächen, Unterhaltungen 
in Wartezimmern und Schalterräumen uf. fic offen- 
bart und ſelbſt vom Arzt ſelten noch beſonders verfolgt 
wird. So übertrieben die Darſtellungen Bernhards über 
die Fälle von Simulation und Hypochondrie auch ſein 
mögen, jo unleugbar iſt jene Verantwortungsſchwächung 
durch die öffentlich-rechtliche „Verſorgung“, welche ſich in 
den vielen kleinen Fällen von Krankengeldſucht, Medi- 
kamentenbegehren uſw. kundtut. Es hieße die menſch— 
lichen Schwächen allzu wenig realiſtiſch beurteilen, wenn 
man durchaus beſtreiten wollte, daß der Verſicherte ge— 
ringere Hemmungen hat, fremde Kaſſen zu beanſpruchen, 
als die eigene. Jedenfalls iſt die Begründung der So— 
zialverſicherung im Solidaritätsgefühl, wie ſie Hitze gibt, 
bei den Zwangskaſſen nicht immer beſtätigt. Aber ſolange 
Anſelbſtändigkeit zum ſpezifiſchen Kennzeichen der heu— 
tigen Geſellſchaftsordnung gehört, d. h. ſolange die be— 
ſitzloſe Lohnarbeiterſchaft ihr den Charakter gibt, iſt das 
Poſtulat der Selbſthilfe faſt hinfällig. Na ch „Föderali— 
ſierung“ der Produktion, d. h. nach einer Aufſpaltung 
der Großbetriebe und Zueignung der Produktionsmittel 


Kriſe der Sozialpolitik 193 


an die „Arbeiter“ würde andererſeits auch die ſachliche 
Notwendigkeit von Unfall-, Altersverſicherung uſw. er 
heblich zuſammenſchrumpfen. Auf dem Boden des Kapi- 
talismus aber wird Arbeiterſchutz und Arbeiterverſiche— 
rung auf die Dauer unvermeidlich ſein. Man muß Hitze 
zuſtimmen, wenn er ſagt, daß „was in Jahrzehnten ver— 
ſäumt, nicht in Jahrfünften wieder gutgemacht werden 
konnte.. Die Reform muß tiefer einſetzen, und muß 
vor allem von den lebendigen Kräften des Chriſtentums 
geſtützt ſein. Sie muß als ſittliche Pflicht empfunden und 
betätigt werden.“ Wenn Bernhard indeſſen von einer 
Bürokratiſierung, einem Altern der Sozialpolitik ſpricht, 
ſo mag das agitatoriſch gemeint ſein, wird ſich aber 
heute ſachlich kaum mehr beſtreiten laſſen. Auf der 
Heerſchau der Sozialpolitik, wie ſie die „Geſolei“ 1926 
brachte, iſt nicht nur „Sozialreaktionären“ der Gedanke 
gekommen, daß ſoziale Fürſorge und Wohlfahrtspflege 
zum „Amt“ und zum Selbſtzweck zu erſtarren drohen — 
weil, je länger je mehr, für alle Lebensalter und alle 
Lebenslagen von oben und außen her „geſorgt“ und der 
urſprüngliche und natürliche Aufgabenkreis der Selbſt— 
ſorge und Selbſthilfe allmählich aufgehoben wird. Eine 
Unzahl von Inſtitutionen und Menſchen „lebt“ heute 
geradezu von der Notlage der Geſellſchaft, indem ſie 
dieſe ſtatiſtiſch erfaßt und ihren verſchiedenen Ausdrucks— 
formen helfend beizukommen verſucht. Dieſer ſoziale 
Beruf gewinnt dabei eine gewiſſe Romantik und Selbjft- 
zwecklichkeit, die geeignet iſt, das Bewußtſein von dem 
Aushilfscharakter der öffentlichen und privaten Für— 
ſorge zu mindern und die Notſtandsmaßnahmen zu ſtatio⸗ 
nieren. Allerdings läßt die Parole „Vorbeugen iſt beſſer 
als heilen“ hoffen, daß gerade die Leberſteigerung des 
Heilens und Helfens zu der Einſicht führt, daß Sozial⸗ 
politik niemals geſellſchaftliches Eigenwachstum und 
Sozialreform überflüſſig machen kann und darf. So richtig 
es auch iſt, wenn Hitze ſchreibt, daß die Sozialverſicherung 
dem Arbeiter an Stelle des „entehrenden Brotes der 
Armenpflege“ einen Rechtsanſpruch vermittelt habe, fo 
bleibt immer zu bedenken, daß gerade dieſer „Anſpruch“ 
das Ziel der Verſelbſtändigung und der Selbſthilfe in 


13 Müller, Sitze. 


194 Sozialpolitik unter Wilhelm II. 


den Hintergrund rückt. So fern dieſes Ziel auch liegen 
mag, ſo unerreichbar auch die reſtloſe Harmonie der Ge— 
ſellſchaft und jo unvermeidlich darum auch ſtets „Sozial— 
politik“ fein wird, fo unerläßlich ijt doch die ſtete Gr- 
innerung daran, daß der „beſitzloſe Nurarbeiter“ keine 
Normalerſcheinung der ſozialen Entwicklung iſt und daß 
Die Wiedervereinigung von „Kapital“ und Arbeit, Pro— 
duktion und Konſum nicht durch Sozialpolitik erſetzt 
werden kann. Erſt dieſe Wiederdereinigung wird auch 
die Rangordnung der Werte wiederherſtellen, den 
Menſchen wieder zum Ziel und Ausgangspunkt der 
Wirtſchaft machen, damit die berufliche Gliederung der 
Geſellſchaft ermöglichen und fo die eigentliche Urſache der 
„Arbeiterfrage“ beſeitigen. Jedenfalls iſt nicht „die 
Leiſtungsfähigkeit der Induſtrie“ die eigentliche „Grenze 
der Sozialpolitik“, wie Hitze am Schluſſe ſeines Buches 
gegen Bernhard meint. — 

Hitzes unverwüſtlicher Optimismus und ſein ehrlicher 
Glaube, daß die Sozialpolitik den Proletarier zum Voll— 
bürger gemacht habe, kommt noch einmal in ſeiner Schrift 
„Die Arbeiterſozialpolitik unter Kaiſer Wilhelm II.“ 
(Berlin 1914) zum Ausdruck. Gerade in dieſer Schrift 
wird klar, wie ſehr Hitze den Vollbürger mit dem 
Voll menſchen ſchlechthin zu identifizieren geneigt 
war. Wir können nicht glauben, daß ſein Patriotismus 
nur Mittel zum Zweck war und das Parlament (wie 
Spahn jr. meint) nur Forum für ſeinen ſozialpolitiſchen 
Willen. Gewiß war für Hitze die Abwendung des letzten 
Hohenzollernkaiſers von der patriarchaliſchen Auffaſſung 
Bismarcks eine willkommene Stütze ſeiner Beſtrebungen. 
Die Berufung auf die Februarerlaſſe war ein wirkungs— 
voller Schutz gegenüber den Angriffen der ſchwerindu— 
ſtriellen Reaktion. Aber die nationale Einigung war 
für Hitze auch ein poſitiver Wert. Nachdem der Kultur— 
kampf abgebrochen und das Sozialiſtengeſetz aufgehoben 
war, ſollte durch Sozialpolitik die ſtaatsbürgerliche Ge— 
meinſchaft aller Weltanſchauungen und Stände herbei— 
geführt werden und ſo die Reichsgründung von 1871 erſt 
ihre „Erfüllung“ finden. Auch die Sozialdemokratie ſollte 
entgiftet und ihre Maſſen der Nation eingeordnet werden. 
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„Solange die Maſſen“ — ſchreibt Hitze — „noch an die 
Macht des Stimmzettels glauben und dieſen Glauben 
freudig betätigen, iſt die Gefahr der Revolution noch 
nicht akut. Es iſt das Ventil, durch das die innere Un- 
zufriedenheit zur Auswirkung kommt, und es wäre eine 
falſche Politik, die gewaltige Exploſion damit verhüten 
zu wollen, daß das Ventil verſchloſſen wird.“ Aber die 
Sozialpolitik — ſo glaubt Hitze — habe der Agitation 
des Umſturzes bereits den Boden entzogen; ftatt „Zu— 
kunftsphantaſien nachzujagen, rechnet man mit der be— 
ſtehenden Geſellſchaftsordnung und ſucht hier Einfluß 
zu gewinnen“. So ſei kein Grund zur Verzweiflung. Die 
in chriſtlichem Geiſte getätigte Sozialreform ſichere uns 
ein gutes Gewiſſen und gebe uns das Recht, „wenn nötig, 
auch mit dem Schwerte die beſtehende Ordnung zu 
ſchützen“. Die Eingliederung des vierten Standes in den 
Geſamtorganismus vollziehe ſich zwar langſam, aber 
ſtetig und ſicher. Es gilt nur, dem Banner der kaiſer— 
lichen Erlaſſe zu folgen: „Auch auf ſozialem Gebiete gibt 
es keinen Stillſtand, ſondern auch hier heißt es: Vor⸗ 
wärts, mit Gott, für König und Vaterland!“ 


Im Mai 1914 veranſtaltete die Geſellſchaft für So- 
ziale Reform — welcher Hitze führend angehörte — eine 
rieſige Kundgebung für Fortführung der Sozialpolitik. 
Neben Berlepſch, Poſadowsky, Schmoller, Dernburg und 
Mumm ſprach damals auch Hitze. Die Spannung 
zwiſchen Regierung und Arbeiterſchaft blieb zwar zu— 
nächſt noch beſtehen, aber die ſozialpolitiſche Reaktion 
wurde unter dem Eindrucke dieſes Appells ſchon etwas 
vorſichtiger. Dann brach der Krieg aus. Der Kaiſer 
reichte im Schloſſe den Führern der Sozialdemokratie die 
Hand. Das, was jahrzehntelange Arbeit nicht reſtlos 
vermocht, war das Werk weniger Stunden: Deutſchland 
ſchien ein einiges Volk — über alle Klaſſen und Bez 
kenntniſſe hinweg. Auf lange Jahre war aber damit auch 
die Sozialpolitik ſuspendiert zugunſten der Landes— 
verteidigung. 


* 
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II. 

ie Arbeiten Hitzes wurden damit noch ſtärker als 

bisher auf das literariſche Gebiet beſchränkt. Sein 
letztes Werk galt der Familie — und damit kehrte er in 
dieſer Zeit der Beſinnung zum Arquell allen ſozialen 
Glückes zurück. Auf dem Katholikentag in Frankfurt am 
Main 1916 hatte Hitze über „Geburtenrückgang und So— 
zialreform“ geſprochen. Das Thema erſchien ihm ſo wich— 
tig, daß er es zu einer umfaſſenden Unterſuchung aus— 
baute, die dann unter dem gleichen Titel im Jahre 1917 
veröffentlicht wurde. Als er ſte Gefahr, die aus der ſeit 
1900 wachſenden, bewußten Beſchränkung der Geburten 
für Hitze reſultierte, fab er die „Gefährdung unſerer mili— 
täriſchen Machtſtellung“. An zweiter Stelle nannte er die 
Bedrohung der wirtſchaftlichen Weltſtellung, dann den 
Niedergang der Raſſenqualität und erſt an letzter Stelle 
die Erſchütterung der ſittlichen und religiöſen Ordnung. 
Dieſe etwas eigentümliche Rangordnung der Schäden 
dürfte wohl aus der Pſychologie des Krieges verſtändlich 
ſein. Aber auch bei der Darſtellung der Gründe des Ge— 
burtenrückganges vermißt man als vorzügliche Ure 
ſache die Denaturierung der Geſellſchaftsordnung. Es 
wird vielmehr an erſter Stelle der Alkoholismus ge— 
nannt, der ja ſelbſt in der Auflöſung der Familie, 
in der Verödung des Arbeitsprozeſſes, in der Be— 
darfsweckung des Alkoholkapitals, in der Trennung 
von Lebensraum und Werkraum, in der Wohnungs— 
not, im Großſtadtleben, in der Denaturierung der 
Lebensweiſe uſw. ſeine Urjache hat. Aehnliches gilt 
von den Geſchlechtskrankheiten und von der Präventiv— 
technik, welche Hitze dann weiter aufführt. Erſt an vierter 
Stelle erſcheinen eigentliche ſoziale Urſachen: Schwierig— 
keit der Lebenshaltung für kinderreiche Familien, ge— 
ſteigerte Lebensanſprüche, frühe Emanzipation der 
Jugend, Wohnungsfrage, ehehinderliche Arbeitsbedin— 
gungen, Erwerbstätigkeit der Frauen und Mädchen, 
Mangel an Opferſinn und Gottvertrauen. Hitze gibt zu, 
daß trotz aller Sozialpolitik, trotz ſteigenden National- 
reichtums es nicht gelungen ſei, die Hauptſchwierigkeit (9) 
der Arbeiterfrage zu löſen: „Wie helfen wir dem Ar— 
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beiter über die Jahre hinweg, in denen die Kinder ſich 
mehren und anwachſen, die Anterhaltungskoſten ſteigen, 
während das Einkommen bleibt oder vielleicht ſogar in- 
folge des Ausfalls des Mitverdienftes der Frau fällt?“ 
Auf dem Lande ſeien die Verhältniſſe viel günſtiger. 
Die Stadt erziehe zu ungeſunden Bedürfniſſen, die viel- 
fach nur auf Koſten der Kinderzahl befriedigt werden 
können. Die frühe Emanzipation der Kinder vom Gltern- 
haus (ſofern man noch vom „Elternhaus“ reden kann!) 
bezeichnet Hitze als „eine der traurigſten Erſcheinungen 
unſerer induſtriellen Entwicklung“. Der Frau fehle Sinn 
und Verſtändnis für Haushalt und Erziehung; Familien- 
geſinnung und -liebe hätten fic der häuslichen Einfach⸗ 
heit und Ordnung entwöhnt. Das Eigenheim ſei ver— 
ſchwunden und die Mietskaſerne zum Beutefeld ſtädtiſcher 
Grundſtückſpekulanten geworden. Der Schwerpunkt des 
Lebens ruhe in der Lohnarbeit, nicht in Häuslichkeit und 
Familie. Selbſt in Fällen, wo es nicht abſolut notwendig 
iſt, zögen die Mädchen den Verdienſt durch Fabrik- und 
Büroarbeit der Vorbereitung auf das Muttertum vor. 
Im Heiratsfalle ſei dann die Folge, daß der Mann das 
Heim, welches die Frau nicht zu geſtalten weiß, verläßt 
oder doch mit dem Wirtshaus vertauſcht. In der Groß— 
ſtadt gedeihe der politiſche Radikalismus beſſer als die 
Religion; die Rationaliſierung der Geburten fei die 
Folge materialiſtiſcher Verführung. Trefflich ſind die 
Vorſchläge, die Hitze für die Bekämpfung des Alkoholis⸗ 
mus macht — leider haben fie bis heute bei den „ſtaats⸗ 
erhaltenden“ Parteien wenig Anklang gefunden. Inter- 
eſſant iſt, daß Hitze ſich ſchon damals — trotz ſeiner Nei- 
gung zum Staatsſozialismus — gegen die polizeiliche 
Anzeigepflicht bei Geſchlechtskrankheiten ausgeſprochen 
hat und der Salvarſanbehandlung ſkeptiſch gegenüber— 
ſtand. In der Frage der Abtreibungs- und Empfäng⸗ 
nisverhütungsmittel hält Hitze ein abſolutes Verbot für 
ausſichtslos und ſpricht ſich für das mindere Uebel einer 
Beſchränkung des Verkaufs in Apotheken gegen ärzt— 
liches Atteſt aus. Dagegen muten die Ideen, welche er 
zum Schutze der Jugend bei Luſtbarkeiten und zur Be— 
kämpfung von Schmutz und Schund entwickelt, geradezu 


198 Ein Stück „Jugendbewegung“ 


jugendbewegt an. Erfriſchend wirken die Kapitel zur 
Reform unſerer Lebensanſchauung und Lebensführung. 
Hitze zeigt hier unendlich viel mehr Verſtändnis für die 
geiſtige Welt des Wandervogels und der Lebensreform- 
bewegung als die meiſten ſeiner Parlamentskollegen nach 
dem Kriege. Auch die Ideen des Bundes der Kinder- 
reichen ſind z. T. ſchon vorweggenommen. Allerdings 
werden auch der Schutz- und Verſicherungsgeſetzgebung 
wieder reiche Aufgaben von Hitze zugewieſen. Der Ge— 
danke des Jugendamtes wird von ihm bereits mit allen 
Einzelheiten der Organiſation und der Aufgaben ent- 
wickelt. Selbſt Pläne zu einer mehr „konſumorientier— 
ten“ Wirtſchaft, zur „Inneren Koloniſation“, wie fie erſt 
nach dem Kriege populär wurden, hat Hitze in dieſem 
Buche in geradezu prophetiſcher Weiſe antizipiert. Das 
letzte Kapitel dieſes ſchönſten und prinzipiell entwickeltſten 
ſeiner Bücher gleicht einem Selbſtbekenntnis. Es handelt 
von der Hochachtung und Stärkung des Familienlebens. 
Nur wer weiß, wie Hitze ſelbſt mit allen Faſern ſeiner 
Seele an der Familie hing, der er entſproſſen, wie er um 
ſeine Geſchwiſter, Vettern, Baſen, Nichten und Neffen 
beſorgt war, wie er in Münſter in der Familie des 
Schweſterſohnes Freud' und Leid teilte, ahnt, wie ernſt 
es ihm um die Erneuerung des chriſtlichen Familien- 
lebens war! Es war ihm ſtets eine beſondere Freude, der 
Jugend ſeiner Verwandtſchaft ſelbſt das Sakrament der 
Ehe ſpenden zu können. Das Andenken ſeiner Eltern war 
ihm heilig. In dem vorliegenden Buche findet er ſcharfe 
Worte gegen jene Philiſter, die der Jugend nur von den 
wirtſchaftlichen Sorgen und Eventualitäten der Ehe zu 
reden wiſſen und ſie von der Eheſchließung zurückhalten 
möchten. Ihn ſelbſt konnte kein Kindergeſchrei und keine 
häusliche Unruhe bewegen, fic) von der Familie ſeines 
Neffen in Münſter zu trennen. Zu den Kindern hatte er 
ein ſo herzliches Verhältnis, daß er alle ihre kleinen Freu— 
den und Sorgen teilte und köſtlich mit ihnen zu ſpielen 
berftand. und wenn er einmal einen heiratsfähigen 
Jungmann traf, der noch nicht den Mut zur Familien- 
gründung aufbringen konnte, ſo ſcherzte er gelegentlich: 
„Wenn ich Sie wäre, hätte ich ſchon ſieben Kinder!“ In 
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ſeinen letzten Lebensmonaten hat er jeden Sonntag Nach⸗ 
mittag die Mütter und Kinder aus ſeinem Geburtsorte 
und der Umgegend in dem von ihm erbauten Kapellchen 
in Hanemicke um ſich geſammelt. Den Kindern hielt er 
Chriſtenlehre und erklärte ihnen den Kreuzweg des 
Herrn, den Müttern „Mütterverein“ in ſeiner Weiſe. Es 
iſt wohl kein Zufall, daß der erfahrene Sozialpolitiker, 
der jahrzehntelang an den Symptomen des geſellſchaft⸗ 
lichen Niederganges gearbeitet, am Abend ſeines Lebens 
zur Keimzelle der Geſellſchaft, zur Familie, zurückkehrte. 
Es hat etwas außerordentlich Verſöhnendes an ſich, 
wenn man den poſitiven Teil ſeines Familienbuches auf 
ſich wirken läßt. Hier ſpürt man, wieviel Echtheit und 
„Subſtanz“, wieviel guter Wille und edles Streben ſich 
hinter Hitzes geſetzgeberiſcher Technik und ſeinem ſozial⸗ 
politiſchen „Opportunismus“ verborgen hielten! 

Als der Umſturz 1918 vollzogen war, ließ ſich Hitze 
noch einmal in die Nationalverſammlung wählen. Er 
wurde der Verfaſſungskommiſſion und dem ſozialpoli— 
tiſchen Ausſchuß zugeteilt und hatte dort noch reichen 
Anteil an dem Zuſtandekommen des ſozialen Teils der 
Reichsverfaſſung. Aber auch für die Erhaltung der 
chriſtlichen Schule ſetzte er ſich mit der ganzen Kraft 
ſeiner Perſönlichkeit ein. Daneben galt der Jugend- 
fürſorge, der Geſetzgebung über das Kinoweſen uſw. ſeine 
beſondere Aufmerkſamkeit. Als dann der Geſetzentwurf 
betreffend die Betriebsräte zur Sprache kam, war Hitze 
einer der eifrigſten Anreger und Mitarbeiter, brachte die 
Vorlage doch Gedankengänge wieder zur Geltung, die 
Hitze ſchon vor vierzig Jahren vertreten hatte und für 
deren geſetzgeberiſche Verwirklichung er ſeit der Ge— 
werbeordnungsnovelle von 1891 unermüdlich tätig war. 
Gerade bei dieſem Geſetze erwies ſich, daß der „ſoziale 
Volksſtaat“, der allein die Wellen der Revolution wieder 
zu glätten vermochte, nur auf der ſozialpolitiſchen Vor— 
arbeit des alten Reiches denkbar war. Nicht zuletzt Hitzes 
Einfluß war es zu danken, daß das Geſetz nicht eine 
Variation der „Arbeiter- und Soldatenräte“ wurde, fon- 
dern bewußt anknüpfte an die Ziele der Februarerlaſſe, 
an die Praxis der Brandtsſchen wie anderer Unterneh- 
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mungen und an feine eigenen alten Vorſchläge zur fon- 
ſtitutionellen Verfaſſung der Betriebe. Es ſchien, als ob 
mit dieſem Geſetz das Stadium des Arbeitsrechtes, wie 
es ſich ſeit Poſadowsky und der Anerkennung der Ge— 
werkvereine anbahnte, überholt und ſchon durch die Be— 
triebsverfaſſung abgelöſt ſei. Hitze ſchrieb damals ſelbſt 
in der „Sozialen Kultur“ (1920, Heft 3/4): „Die Gewerk— 
ſchaften bedeuten ſchon eine Durchbrechung der „Klaſſen“- 
Solidarität durch die Berufs-Solidarität; die Arbeits- 
gemeinſchaften ſind die jetzt auch von den früheren Geg— 
nern der Gewerkſchaftsbewegung geprieſene Frucht dieſer 
Entwicklung. Jetzt ſoll auch die „Betriebs“-Solidarität 
wieder (wie im vorkapitaliſtiſchen Zeitalter D. Verf.) zu 
ihrem Rechte kommen. Die Arbeitnehmer ſollen wieder 
mit ihrem Betriebe mehr pſychologiſch, wirtſchaftlich und 
ſozial verknüpft werden.“ Aber dieſe Werksgemeinſchaft 
zwiſchen Belegſchaft und Arbeitgeber, wie ſie Hitze und 
das Geſetz wollten, war noch zur Rolle des „Ventils“ ver— 
urteilt, es ſollte durch eine gewiſſe Demokratiſierung des 
Betriebes die ſozialen Gegenſätze entſpannen. An der 
ſoziologiſchen Struktur der Arbeit war damit nicht viel 
geändert. Zudem bemühten ſich auch die Gewerkſchaften, 
die kleine, ſyndikaliſtiſche“ Tendenz, die dieſer Entwicklung 
zugrunde lag, ſchleunigſt zu hemmen, indem ſie die Be— 
triebsräte zu Funktionären der Gewerkſchaften innerhalb 
der Unternehmungen zu geſtalten verſuchten. Gerade hier 
wurde das „Beharrungsvermögen“ der ſozialen Inſti— 
tution ſichtbar, weil dieſem Bemühen der Gewerkvereine 
augenſcheinlich die Beſorgnis zugrunde lag, das Betriebs- 
rätegeſetz könne die Gewerkſchaftsbewegung lähmen und 
den Einfluß derſelben auf die Arbeiterſchaft in Frage 
ſtellen. Da ſich aber viele Führer der rieſigen Organi— 
ſationen und deren Verwaltungsapparat auf Lohnpolitik 
im Rahmen der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung ein— 
gerichtet hatten, machte ſich auch hier das Trägheits— 
geſetz gegen den ſozialen Fortſchritt geltend. Tatſächlich 
fehlte ja auch zur Löſung des Problems der Betriebs— 
und Arbeitsverfaſſung die ſoziologiſche Srundlage. Das 
Geſetz ſah — wie Hitze ausdrücklich zuſtimmend feſtſtellte 
— vor, daß der Arbeitgeber „Herr im Hauſe“ blieb; 
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auch an dem unverbundenen Nebeneinander von Werk— 
raum und Lebensraum wurde nichts geändert. So griff 
das Betriebsrätegeſetz der Entwicklung ein wenig vor. 
Es galt erſt die Ablöſung der Sozialpolitik, bei welcher 
der Arbeiter nur Objekt der ſozialen Fürſorge des 
Staates iſt, durch das Arbeitsrecht reſtlos zu vollziehen, 
indem den Mächten der Arbeit, d. h. den Unternehmer- 
verbänden und Gewerkſchaften, eine gewiſſe Rechts— 
autonomie zugewieſen wurde. Der Sprung vom Staat 
zum Betrieb war zu weit. Er mußte ſpäter durch die 
Etappe des Arbeitsgerichtsgeſetzes unterbrochen werden. 
Hitze ſah in etwa, daß die Gewerkſchaften und ihre 
Rechtsfähigkeit grundſätzlich einen Schritt zur Ablöſung 
des Staates durch die Geſellſchaft bedeuten. Die Trag— 
weite dieſer Entwicklung, an deren Wende er ſelber ſtand, 
ſcheint ihm aber damals noch nicht reſtlos klar geworden 
zu ſein. Tatſächlich waren ja durch den demokratiſchen 
Parlamentarismus die Mächte der Arbeit, die Inter— 
eſſenvertreter der Unternehmer und Arbeiter ſo ſtark 
in das Staatsleben eingedrungen, daß ſich auch nach dem 
Umſturze noch die ſoziale Arbeit durchaus „politiſch“ dar— 
ſtellte. Mindeſtens diente für die Geſellſchaft noch immer 
der Staatsapparat als Mittel zur Rückgewinnung der 
Macht über das Wirtſchaftsleben; die Eigenkräfte der 
Geſellſchaft waren durch das Zeitalter der Sozialpolitik 
ſo verkümmert, daß auch dem Betriebsrätegeſetz die 
ſoziologiſchen und pſychologiſchen Fundamente noch 
völlig fehlen mußten. Aber es war — wenn das Geſetz 
auch noch nichts an der Arbeitsform (etwa durch Werk— 
ſtattausſiedelung und Gruppenfabrikation) änderte — 
dadurch eine „Vorſtufe der Verantwortung“ (Ernſt 
Michel) erreicht und damit das Stadium der nackten 


Arbeitskraft in etwa verlaſſen. Hitze hat in der Mit⸗ 


wirkung an dieſem Geſetz ſich gleichſam ſelbſt übertroffen, 


indem er — ohne es recht zu ahnen — den erſten Schritt 
tat, um die Geſellſchaft wieder in ihre urſprünglichen 
Rechte einzuſetzen, ſie an ihre ſelbſtändigen Aufgaben 
und ihre eigene Kraft zu erinnern und den Staat wieder 
zum Diener der Geſellſchaft, zum Nothelfer für die indi⸗ 
viduelle Unzulänglichkeit umzugeſtalten. 
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Bedeutſamer als ſeine Mitarbeit am Betriebsrätegeſetz 
ſollte indeſſen ein Aufſatz werden, den Hitze im Februar 
1921 in der „Deutſchen Arbeit“, der wiſſenſchaftlichen 
Monatsſchrift der chriſtlich-nationalen Arbeiterbe— 
wegung, veröffentlichte. Hier gab Hitze ſein geiſtiges 
Teſtament, indem er zum Programm ſeiner Jugend 
zurückkehrte und damit offen zugab, daß Sozialpolitik 
nicht Sozialreform erſetzen, ſondern nur vorbereiten und 
vertreten kann. Es war damals die Zeit, in der die 
Wiſſelſchen Ideen einer Planwirtſchaft auf berufsſtän⸗ 
diſcher Grundlage lebhaft erörtert wurden. Man er— 
innerte ſich der Verwandtſchaft dieſer Gedankengänge 
mit der „Reorganiſation der Geſellſchaft“, wie fie Hitze 
in „Kapital und Arbeit“ vor vierzig Jahren gefordert 
hatte. Mit einer gewiſſen Befriedigung nahm Hitze davon 
Kenntnis und er lehnte ſogar den Vorſchlag einer Neu— 
auflage und Weiterführung ſeines Jugendwerkes nicht 
mehr ab. Bezeichnend ijt allerdings, daß er dieſe Am- 
arbeitung andern überlaſſen wollte, weil ihm „unter dem 
Drucke der parlamentariſchen Arbeiten“ Zeit und Kraft 
dazu fehlen würden. Die geſetzgeberiſche Arbeit war ihm 
im Laufe der Jahrzehnte ſo ans Herz gewachſen, daß 
er zu einer ſchöpferiſchen Pauſe für eine grundſätzliche 
Beſinnung keine Zeit mehr zu haben glaubte. Aber was 
Hitze in jenem Aufſatze gab, war ja bereits eine Rück— 
ſchau und eine Weiterführung von „Kapital und Arbeit“. 
Mit Freuden ſtellte Hitze auch hier feſt, daß das „Räte— 
Syſtem“ nur ein anderer Ausdruck deſſen ſei, was er 
ſchon 1877 als „Arbeiterkammer“ und 1880 als „berufs- 
ſtändiſche Intereſſenvertretung“ gefordert hatte. In 
ſeiner Befürwortung des berufsgenoſſenſchaftlichen 
Unterbaues der Sozialverſicherung und in ſeinem Kampf 
für die unerfüllten Verſprechen der Februarerlaſſe betr. 
die Arbeiterbertretung ſieht Hitze Beweiſe dafür, daß 
er den Grundgedanken ſeiner Jugendſchrift eigentlich nie 
ganz preisgegeben habe. Was die berufsſtändiſche 
Organiſation der Geſellſchaft überhaupt betrifft, ſo gibt 
Hitze zu, daß er die weitgehenden Vorſchläge, die er 1883 
für das Handwerk gemacht hatte, inzwiſchen als ideo— 
logiſch aufgegeben habe. Auch ſein Verſuch, durch die 
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Maßnahmen der „Gewerbeförderung“ die gemeinwirt— 
ſchaftliche Initiative des Handwerks kraftvoller zu ge— 
ſtalten, habe nur zum Teil den gehegten Erwartungen 
entſprochen (ſiehe auch Köln. Volkztg. 3. Dezember 1920). 
Wenn aber inzwiſchen die Not des Krieges dieſe Initia- 
tive wieder mächtig angeſpornt und zu neuen Formen 
der Gemeinſchaftsarbeit im Handwerk geführt habe, ſo 
ſeien damit alte Hoffnungen, wie er ſie in „Kapital und 
Arbeit“ gehegt, wiederum geweckt. Die geplante Re- 
viſion der Reichsverſicherungsordnung gebe doppelt Anz 
laß, auch auf ſeinen alten Plan einer berufsſtändiſchen 
Organiſation der Landwirtſchaft zurückzukommen. Die 
größte Bedeutung mißt Hitze natürlich der berufsſtän⸗ 
diſchen Organiſation der Großinduſtrie zu, die er 
als erſter vorgeſchlagen und die nunmehr von Wiſſel 
neu aufgelegt war. Die Verbandswirtſchaft der privaten 
Anternehmungen hält Hitze für eine mehr egoiſtiſche 
Organiſationsform, die ſich vielfach konſumentenfeindlich 
auswirke. Ausdrücklich erklärt er indeſſen: „Ein Kartell- 
geſetz würde aber nur mehr oder weniger eine ,polizei- 
liche“ Aufſicht bedeuten, wenn auch nicht durch Polizei- 
beamte, ſondern durch eine ſachverſtändige Behörde 
(Kartellamt). . .. Wichtiger aber und durch unſere wirt- 
ſchaftliche Notlage dringend geboten erſcheint die Ab— 
löſung, Fortbildung oder doch Ergänzung der Kartelle 
durch öffentlich-rechtliche ‚SSelbſtverwal— 
tungskörper“ der Induſtrie.“ Hitze weiſt dieſen 
Gilden nicht nur die Regelung der Produktion zu, ſondern 
auch gewiſſe Gebiete des Arbeiterſchutzes und des 
Arbeitsrechtes. Mit Rathenau und Plenge iſt Hitze darin 
einig, daß an Stelle der Planloſigkeit des Wirtſchafts- 
lebens nunmehr die Organiſation, an die Stelle der rein 
individualiſtiſchen Privatwirtſchaft wie der Vollſoziali— 
ſierung die „Gemeinwirtſchaft“ treten müſſe. Nur durch 
zeitige zweckmäßige Amſtellung, im Zuſammenwirken von 
organiſierter Selbſthilfe und Staatshilfe könne das Wirt- 
ſchaftsleben ſchweren Erſchütterungen entgehen. Erſt 
dann könne z. B. der Stillegung „freigeſetzter“, unren— 
tabeler Betriebe durch Amſtellung auf zugeteilte Quali- 
tätsarbeit vorgebeugt werden. Umgekehrt könne auch der 
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techniſche Fortſchritt dadurch „anthropozentriſcher“ und 
durch Einigung der Induſtrie auf Normung und Typiſie⸗ 
rung auch ſinnvoller geſtaltet werden. — Hielt Hitze es 
auch jetzt noch für ausgeſchloſſen, das politiſche Parlament 
durch ein berufsſtändiſches einfach erſetzen zu wollen, ſo 
war dieſes Teſtament doch offenbar ein Bekenntnis zu 
einer planmäßigen und großzügigen Sozialreform. Weit— 
blickender und organiſcher geſtalteten ſich Arbeiterſchutz 
und Arbeiterverſicherung im Rahmen der berufsſtän— 
diſchen Intereſſenvertretung und der körperſchaftlichen 
Organiſation der Geſellſchaft, als in der rein kaſuiſtiſchen 
Sozialpolitik des Staates. — Reichswirtſchaftsrat, wie 
ihn „Kapital und Arbeit“ forderte, und berufsgenoſſen— 
ſchaftliche Ordnung der Induſtrie, wie ſie das Pro— 
gramm Oberdörffers vorſchlug, werden von Hitze nicht 
mehr als bloße Spekulationen abgetan. Er ſieht ein, daß 
realpolitiſche Arbeit durch Beſinnung auf Marſchroute 
und Ziel nur gewinnen kann, daß prinzipielle Beſinnung 
nicht notwendig Lähmung der Verantwortung für die 
täglichen Aufgaben bedeuten muß. 

Hitze hatte damals ſogar die Abſicht, eine Geſchichte 
der Sozialbewegung in Deutſchland zu ſchreiben. Aber 
als er ſeinen 70. Geburtstag in der „guten Stube“ des 
Volksvereins in M. Gladbach feiern konnte, umringt von 
ſeinen Freunden und Jüngern, zogen Todesahnungen 
durch ſeine Seele und in dem Dankesworte, das er damals 
allen ſeinen Bekannten zugehen ließ, ſprach er die Bitte 
aus, ſeiner im Gebete zu gedenken, wenn man über kurze 
Zeit die Nachricht ſeines Sterbens vernehmen würde. 
Aber man glaubte noch nicht an den nahen Tod dieſes 
ſchaffensfreudigen Mannes. Sechzehn führende Männer 
aus Wiſſenſchaft und Praxis legten ihm eine Feſtgabe 
vor, die Zeugnis gab von der „Sozialen Arbeit im neuen 
Deutſchland“, um die fic) Hitze das entſcheidende Ver— 
dienſt erworben und die nun fortgeführt werden ſollte 
von der neuen Generation. Zeitungen von Freund und 
Feind feierten in „Brandts' Kaplan“, den Altmeiſter der 
Sozialpolitik, der als der ruhende Pol des Willens zum 
ſozialen Fortſchritt die wechſelnden Regierungen und 
ſcheidenden Geheimräte in vier Jahrzehnten überlebt 


Am Grabe des Ehepaars Brandts 205 


hatte. Deſſen Technik der ſozialen Geſetzgebung die 
Künſte der Verwaltungsfachmänner in den Schatten 
ſtellte. Durch deſſen Hände Tauſende von deutſchen 
Katholiken, von ſpäteren Führern gegangen waren. 
Der das geſamte katholiſche Vereinsleben in Deutſch— 
land reorganiſiert und zu hoher Blüte geführt hatte. 
Der als Parlamentarier, Profeſſor, Prieſter, Vor— 
ſtandsmitglied von unzähligen ſozialen Körperſchaften 
eine ungeheure Arbeit geleiſtet. 

Schon als Hitze 1920 das letztemal in den Reichstag 
gewählt werden ſollte, war ſein Herzleiden bereits weit 
vorgeſchritten und ſeine Verwandten ſuchten ihn von der 
Annahme des Mandates zurückzuhalten. Man hielt ihm 
vor, wie ſchwer ihm das Gehen und Reiſen falle. Er aber 
antwortete ſcherzend: „Die Politik wird nicht mit den 
Beinen, ſondern mit dem Kopfe gemacht.“ Dann fuhr er 
ernſter fort: „In einer ſolchen ſturm- und wildbewegten 
Zeit ſoll auch der letzte Reſt meiner Kraft der Kirche und 
dem Vaterlande gewidmet ſein. Jetzt untätig am Wege 
ſtehen, hieße nichts anderes als Verrat üben an unſerem 
Volke und ſeinen höchſten und heiligſten Gütern!“ Aber 
je mehr ſich ſein Pflichtgefühl als Volksvertreter ſtei— 
gerte, um ſo ſchneller ſchwanden ſeine Lebenskräfte. Schon 
bei der Feier ſeines Geburtstages, am 16. März 1921, 
konnte er nur noch wenige Stunden in M. Gladbach 
weilen. Es zog ihn zum Joſefshaus und zu den Gräbern 
des Ehepaars Brandts, das ſeine Entwicklung ſo ent— 
ſcheidend beeinflußt hatte. Es zog ihn zur Aloyſius⸗ 
kapelle, wo ſo viele „Praktiſch-ſoziale Kurſe“ begonnen 
und beſchloſſen worden waren. Und nach jener kurzen 
Feier im Konferenzzimmer des Volksvereins mußte er 
ſich bald wieder in die Pflege ſeiner Verwandten nach 
Düſſeldorf und Hanemicke zurückbegeben. Stundenlang 
ſaß er bei ſeinem Neffen vor einem Gemälde der Esloher 
Landſchaft. In der Heimat ließ er fic) Stühle in be- 
ſtimmten Abſtänden auf den Bergesrücken aufſtellen, um 
von dort noch einmal das Land ſeiner Kindheit betrachten 
und in ſich aufnehmen zu können. Mühſam ſchleppte er 
ſich dann von Stuhl zu Stuhl und nahm Abſchied vom 
Tal der Bigge und von den Hügeln des Sauerlandes, wo 
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er fo oft mit jung und alt die Oſterfeuer abgebrannt, ge⸗ 
ſungen und gebetet hatte. Die letzten Tage ſeines Lebens 
waren von großen Beſchwerden begleitet. Er konnte nur 
ſtundenweiſe aufſtehen und bedurfte dann jedesmal 
langer Bettruhe, um ſich wieder zu erholen. Es war ihm 
voll bewußt, daß es mit ſeinem Herzen ſchnellen Schrittes 
bergab ging. Trotzdem entſchloß er ſich, einen letzten 
Verſuch mit einer Kur in Nauheim zu machen. Sein 
Neffe aus Münſter begleitete ihn. Nach kurzer Zeit ſah 
er ein, daß die Kur ausſichtslos ſein würde. Angeſichts 
des herannahenden Todes war er aufgeräumt wie nie 
zuvor. In ſtundenlangen Anterhaltungen rollte er vor 
ſeinem Neffen ſein ganzes Leben noch einmal auf. Er 
war ſich ſeiner Bedeutung bewußt, ſprach zwar darüber 
beſcheiden, ſachlich, aber auch zufrieden. Mit Genugtuung 
ſah er die Früchte ſeiner Lebensarbeit im politiſchen 
Leben reifen. Seine Stimmung war eine ausgezeichnete 
— ſtundenlang erzählte er Witze und Begebenheiten mit 
ſeinen politiſchen Freunden. Kaltblütig — ja fröhlich 
ſah er ſeinem Ende entgegen. In größter Ruhe traf er 
ſeine Dispoſitionen. Eines Sonntags bat er, man ſolle 
zur Poſt gehen und den Prälaten Pieper, ſeinen Nach— 
folger und Schüler im Volksverein, telegraphiſch herbei— 
rufen, damit er mit ihm über die Beerdigung ſprechen 
könne. Als dies geſchehen, war er in heiterer Stimmung 
und gab Anordnungen für ſeine Leichenfeier. Er hatte 
früher oft geſagt, daß die Kranken in den letzten Tagen 
oft unleidlich und rückſichtslos gegen die umgebung wer— 
den, er hoffe, daß ihm ſo etwas nie paſſiere. Als eine 
gewiſſe Schwächung ſeiner Sinne eintrat, änderte ſich 
allerdings ſein Weſen. Aber es war gut, daß ihm das 
nicht mehr zum Bewußtſein kam. Bei ſeiner großen Rück- 
ſichtnahme während ſeines ganzen Lebens wäre es ihm 
ſicher ſehr peinlich geweſen. Am 20. Juli 1921 um 9 Ahr 
morgens gab der greiſe Franz Hitze ſein arbeitsreiches 
Leben in die Hände des großen Gottes zurück. Der Tele— 
graph brachte die Trauerkunde in alle Gaue des Reiches. 
Aus allen Lagern — von rechts bis links — kamen 
Nachrufe und dankbare Kundgebungen. An ſeinem 
Grabe in der ſauerländiſchen Heimat vereinigten ſich 


Gein Begrabnis 207 


die höchſten Vertreter der kirchlichen und ſtaatlichen Be— 
hörden mit den Vertretern der Arbeiterſchaft und den 
trauernden Landsleuten zu einer wahren Volksgemein— 
ſchaft. Am Vormittag des 27. Juli näherte fic der 
Leichenzug von Hanemicke aus. An der Kapelle zu den 
vierzehn Nothelfern wurde er von einer unabſehbaren 
Schar von Geiſtlichen, Schulkindern, Bauern und Depu— 
tationen von kommunalen und ſtaatlichen Behörden ab- 
geholt und zur Pfarrkirche in Rhode geleitet. Das kleine, 
unſcheinbare Gotteshaus auf der Höhe faßte die Leid— 
tragenden nicht, als das Totenoffizium begann und 
Prälat Pieper die Trauerrede hielt. Dann trugen Mit— 
glieder des Arbeiterdereins den Sarg hinaus auf den 
Gottesacker, wo ihn der Biſchof ſeiner Heimatdiözeſe 
einſegnete und den Toten — ſeinem Wunſche gemäß — 
neben dem Pfarrer ſeiner Jugendzeit in die kühle Erde 
bettete. Während die Anweſenden dem Scheidenden ein 
letztes „Lebewohl“ nachriefen, fielen die Schollen in die 
friſche Gruft. 


208 


Inhalt 


1. Vorwort 5 %% „„ 2 

2. Jugend⸗ und Studienjahre a Me 9 
J. Von der Dorfſchule bis zum Abitur (185172) 9 
II. Student in Würzburg. Die . in der 


Anitas (1872—78) .. 13 
3 Kaplan Sie? 31 
J. Als Piuskaplan am campo inte "(1878—80) 31 
II. Das Jugendwerk 3 und Arbeit“ (1880 
e e meee 34 
III. Am die Erhalkung des Oandwerterllandes 
Kritiker (1882—84) .. .. 48 
IV. Franz Brandts. Hitze als N des 
Verbandes „Arbeiterwohl“ (1880) . .. 52 
4. Der Abgeordnete und Hochſchullehrer . 65 
J. Bismarck und 3 ote wird Nadfolger 
Hertlings . 65 
II. Hitzes Tätigkeit im Preußiſchen ‘Sandiag 1205 
im Reichstage von 1882—1889.. .. 74 


III. Der Streik im Ruhrgebiet. Bismarcks Ent⸗ 

laſſung. Die Februarerlaſſe Wilhelms II. 

Hitze im Dienſte der neuen Arbeiterſchutz— 
geſetzgebung (1889-90) . 2. 95 

IV. Gründung des Volksvereins für das katholische 

Deutſchland. Die Organiſierung der 2 
liſchen Arbeiter (1890-92) . . 109 

V. Berufung Hitzes an die Akademie Münſter. 

1% gaa Darkane 
1892293) „ 115 

VI. Bon den, a ab leu gen a Bildung Chriſt⸗ 

licher Gewerkſchaften. Das Buch über die Ar⸗ 
beiterfrage. Parlamentsarbeit (1893-96) — 124 

VII. Der Caritasverband. Einfluß des Volksvereins 

auf die Sozialpolitik des Zentrums. Hitzes 

Wirken für ee und Arbeiter- 
ſchutz (1896-98) .. .. 146 

VIII. Hikes Bekenntnis zur sein Wirtſchafts⸗ 

ordnung und zum 810% staan par 
lamentsarbeit (1898-1900) „ .. „ 1 54, 


Inhalt 209 


Seite 
IX. Die Auseinanderſetzungen zwiſchen der inte— 
gralen und der liberalen Richtung in der 
katholiſch⸗ſozialen Bewegung (1900—02).. .. 166 
X. Um die Rechtfertigung der ſtaatlichen Sozial- 
verſicherung. Die Frage der 0 lien 
ſchaftlichen Organiſation (1902-191) — . 172 


fille Ze! 179 

I. Krankheit. Hitze als Menſch. Sur roblematil 
ſeines Schaffens (1904—1914).. .. 179 

II. Das Buch über die Familie. Mationalberfamm- 
lung. Tod (1916—1921).. .. . 196 

Bilder 

Suse CES (Gye ws op 18/27 
er nf ? 
„Kaplan Hitze“ 348/49 
Franz Hitze am abet 128/129 
ere, = P 2/3 


Vom gleichen Verfaſſer erſchienen bisher: 


Der kapitaliſtiſche unternehmer. Anterſuchung feiner 
Funktionen und Pſychologie. Werkbund-Verlag, Würzburg 1926 


Zur Aeberwindung des modernen Kapitalis— 
mus. Nr. 18 der Reihe „Flugſchriften katholiſcher Erneuerung“. 
Verlag Junfermannſche Buchhandlung, Paderborn 1925 


Im gleichen Verlag erſchien ferner: 


Emanuel von 


Ketteler 


Der deutſche Biſchof und Sozialreformer 


Von Dr. Theodor Brauer, Prof. 
a. Staatswiſſenſch. Inſt. d. T. H. 
Karlsruhe. Ganzleinen RM. 4.80 


Man darf ruhig ſagen, Ketteler war nicht nur, er iſt 
unſer. Wie ein Recke ſtand er im Zentrum ſeiner Zeit, 
gewaltig in der Abwehr der wildeſten Stürme. Wie ein 
Recke ragt er in unſere Zeit hinein, in ſeiner Perſönlich— 
keit ſelber das markigſte Aktionsprogramm. Der Ver- 
faſſer ſchildert dieſe Perſönlichkeit aus eigenſtem inneren 
Erleben, denn nur ſo kann man ſie wirklich wahr ſchildern. 
Wo das Verſtändnis mancher Stellungnahme Kettelers 
Schwierigkeiten bietet, iſt der Verſuch der Erklärung 
durch geſchichtliche Vergleiche unternommen. Jeden— 
falls erſteht vor dem Auge des Leſers eine Figur aus 
einem Guß, die Beachtung erzwingt. Beſondere Sorg— 
falt iſt darauf verwandt, die ſozialreformeriſchen Ve- 
ſtrebungen Kettelers in ihrem Weſen zu ergründen und 
in ihrer Bedeutung zu ermeſſen. Eine kurze Zuſammen— 
faſſung der wichtigſten Grundgedanken der Kettelerſchen 
Sozialreform ſchließt das Buch ab. Es vereinigt ſomit 
die Darſtellung einer Perſönlichkeit von ganz eigenem 
Formatund geſchichtlichem Nang mit der Kennzeichnung 
und Deutung ihrer eigenartigen Ideenwelt. Unter den 
Schriften über Ketteler nimmt dieſes Buch dadurch 
eine beſondere Stellung ein. Es bietet zugleich den 
Goldgehalt der großen Biographien und des chriſtlich— 
ſozialen Lehrgebäudes nach der Auffaſſung Kettelers. 


Im gleichen Verlag erſchien ferner: 


Johann 
Joſef Görres 


Eine Auswahl aus ſeinen nationalen 
Schriften von Dr. Hans A. Münſter 
Mit einem Bildnis von Görres 
In Ganzleinen gebunden RM. 3.— 


Als einer der erſten Patrioten des kommenden 
Deutſchen Reiches ſteht der Koblenzer Journaliſt und 
deutſche Vorkämpfer gegen Napoleon wuchtig und 
ernſt am Beginne der rheiniſchen Geſchichte im 
vorigen Jahrhundert. Als erſter bedient er ſich der 
Zeitung als politiſcher Waffe; ſeine Aufſätze gehören 
noch heute zu dem Beſten, was die deutſche Publiziſtik 
hervorgebracht hat. Wofür Görres ſein ganzes 
Leben eingetreten, das war ein einiges, nach außen 
und innen gleich freies Großdeutſchland, Verinner- 
lichung des Nationalgefühles und eine geſunde 
Einſtellung des Bürgers zum Staate. Der Heraus- 
geber Dr. Münſter hat ſowohl aus einer genauen 
Kenntnis der publiziſtiſchen Arbeiten Görres heraus 
wie mit gutem Gefühl für das Aktuelle in der ge- 
troffenen Auswahl ein feſſelndes Geſamtbild geſtaltet. 


Im gleichen Verlag er ſchien ferner: 


Max Wallraf, Aus einem rheiniſchen Leben 
Mit einem Bild des Verfaſſers. In Indanthren-Leinen RM. 6.— 


Hamburgiſcher Correſpondent: In beſchaulichem Stil, mit leichtem 
Humor, mit klugem Blick, wandern die Seiten dieſer Lebenserinnerungen 
an uns vorbei, die keineswegs nur der Vergangenheit gehören. Die Seele 
des Rheinlandes wird in dieſen Bekenntniſſen eines deutſchnationalen 
Katholiken lebendig. So ijt das Buch Wallrafs durchaus für den Tag ge- 
ſchrieben und dabei doch nicht beirrt von der leidigen Nervoſität, die 
ſonſt heutzutage jeden Gedanken klein und häßlich zu machen pflegt. 


Münchener Neueſte Nachrichten: Das rheiniſche Temperament, die 
rheiniſche Lebensfreude ſpürt man, und man ſpürt auch den Humor eines 
warmherzigen Menſchen durch, — — lauter Dinge, die man zunächſt bei 
einem Politiker nicht vermutet. Wo er über Politik ſpricht, zeigt er einen 
klaren, ſchnellen, ſtets das Weſentliche erfaſſenden Blick. Sein wohlabge— 
wogenes, leidenſchaftsloſes Arteil dürfte bei allen, die nicht durch die 
Parteibrille ſehen, Zuſtimmung finden. 


Weſtdeutſche Landeszeitung, M. Glad bach: Man darf Wallraf 
für ſein offenes und freimütiges Bekenntnis dankbar ſein. Jeder Politiker 
wird aus ihm zu lernen wiſſen!! — Das gutausgeſtattete und flottge- 
ſchriebene Büchlein iſt ein wertvoller Beitrag zur rheiniſchen Geſchichte 
um die Jahrhundertwende. 


Im Volksvereins-Verlag G. m. b. H., M. Gladbach 
erſchien ferner: 


Soziale Arbeit im neuen Deutſchland 


Feſtſchrift 
zum 70. Geburtstage von Franz Hitze. 260 S. Geb. RM. 4.— 


Dargeboten von Hans Frhr. von Berlepſch, Theodor Brauer, Goetz Briefs, 
Karl Dunkmann, Robert v. Erdberg, Ernſt Francke, Johann Giesberts, 
Anton Heinen, Ludwig Heyde, Paul Kaufmann, . Keller, Joſeph Maus⸗ 
bach, Heinrich Peſch, Auguſt Pieper, Benedikt Schmittmann, Adolf Weber. 
Sechzehn Männer, führend in Wiſſenſchaft oder Praxis, ſagen 
bier aus dem Eigenſten ihrer ſchöpferiſchen ebenda e 
was richtunggebend und wegweiſend ſein muß auf den vor- 
nehmlichſten Gebieten ſozialer Gemeinſchaftsarbeit. Ihre Be— 
kenntniſſe und Erkenntniſſe werden denen willkommene Be⸗ 
lehrung ſein, die an ihrem Teile mithelfen wollen, das 
in der neuen Verfaſſung des Deutſchen Reiches verheißene 
Gemeinſchaftsleben des ſozialen Volksſtaates aufzubauen. 


Weiter erſchienen von Prei dre Oi pier 
Geburtenrückgang und Sozialreform. 1922. (244) Gebunden 
RM. 3.20 7 Zur Würdigung der deutſchen Arbeiter -Sozial— 
politik. 1913. (124) RM. 1.20 / Skizze der Arbeiterfrage 
und der deutſchen Arbeiter Sozialpolitik. 1911. RM. 0.20 
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Mueller, Franz. 
Franz Hitze uns sein werk. 
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